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BI Die Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Wirtſchaftsfaktoren S. 21—24: 

| a) beim Kapital S. 21: Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit, Rückſicht auf die 
| Stimmungen: b) bei der Arbeit S. 22—24; Erhaltung der Arbeitskraft, 
Erhaltung der Arbeitswilligkeit. 2. Die Rationaliſierungsaufgabe in bezug 

auf die Zuſammenfaſſuug aller Wirtſchaftsfaktoren in einer Geſamtorgani⸗ 

ſation S. 25. — III. Die Unternehmer als Spezialiſten des 
S Wirtſchaftslebe ns S. 2781: 1. Die Art dieſes Spezialiſtentums 
| S. 27—28. 2. Die Bedeutung dieſes Spezialiſtentums S. 28— 29: für die 
„ Vapitalbildung S. 28—29, für die Verkürzung der Arbeitszeit S. 29. 
3 SS Die 5 des Unternehmertums S. 30— 31. 


Ge, Revolution verfolgt nicht nur en H E gweck des | 

Wechſels in der politiſchen Führung, ſondern rüttelt zugleich 
— darin liegt dicht beieinander ih Großes und ihr Gefährliches — 
an allem »AÜberlieferten. Iſt ſie nur von außen, wie eine bloße 


einer gebeihlichen Entwicklung; iſt ſie dagegen aus inneren Tiefen 
der Volksſeele aufgeſtiegen, ſo pflegt ſie auch Schöpferkräfte hervor⸗ 
zubringen, die ſegensreiche organiſche Reformen herbeiführen. Dazu 
iſt allerdings zweierlei nötig. Erſtens muß die Revolution der 
Mächte des Umſturzes Herr werden, die auch nach ihrem Ausbruch 


noch fortwirken nach dem as der Trägheit. Das iſt nur mög⸗ 
| „ Jahrbuch XIIII 2. 1 
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Militärrevolte, einem Volke aufgezwungen, ſo erſchöpft ſie ſich leicht É 
Fin der allgemeinen Erſchütterung und wird damit zum Hemmnis 
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lich dadurch, daß gë bie Revolutionsregierung ſich alsbald SC die 
Elementaraufgabe jedes Staates beſinnt, mit Hilfe von Macht 
Ordnung hervorzubringen. Zugleich hat zweitens jede Revolution 
einen geiſtigen Läuterungsprozeß durchzumachen. Denn jede eu. 


lution wird zu Anfang durch den hemmungslos vordrängenden Eifer 


einer merkwürdigen Schar von Dilettanten und Phantaſten gekenn⸗ | 5 
zeichnet, und dieſer Fieberzuſtand, der jeden geſchichtlichen Sinn 
vermiſſen läßt und in einer geiſtigen Verſtiegenheit zum Ausdruck j 


kommt, muß rechtzeitig durch Beſonnenheit und Sachkenntnis über⸗ 
wunden werden. Geſchieht das nicht, ſo können Reformen von 


Dauer nicht zuſtande kommen; es muß vielmehr der Führerwechſel | 
` Schließlich zur Führerloſigkeit werden und im Chaos enden. Dieſe 


Gefahr iſt bei der heutigen Revolution größer als je, weil noch in 
keiner anderen eine ſo enge Verknüpfung des politiſchen und wirt- 


Ä ſchaftlichen Lebens und infolgedeſſen ein ſo drängendes Streben, 
von der Politik ſich auf das Wirtſchaftsleben auszudehnen, vor⸗ 


1 war. 


| Zwiſchen Wirtſchaft und Politik beſteht aber ſchon äußerlich S 
ein großer Unterſchied. In der Politik iſt der Führerwechſel etwa 


Natürliches, in der Wirtſchaft nicht. Die ganze Organiſation iſt 
in der Politik auf ihn zugeſchnitten. In den Oppoſitionsparteien, 
die ſich auf die Nachfolgeſchaft jahre⸗, jahrzehntelang vorbereiten, 


findet ſich hier eine ausgebildete Reſervearmee an Führern. Im 


Wirtſchaftsleben fehlt ſie. Brachliegende Führerſchaft, die nur ein⸗ 
zuſpringen brauchte, iſt kaum vorhanden, und auch die jüngeren 
Kräfte wachſen nicht mehr ohne weiteres in die Führung hinein. 
Denn durch die weitgehende Arbeitsteilung iſt es unendlich ſchwierig 
geworden, die Unternehmerfähigkeiten, die ein Großbetrieb erfordert, 


= heranzubilden. Aus dieſer Erkenntnis find die Handelshochfchulen = 
erwachſen, aber die Schulung allein macht es, wie anderswo, auch 


hier nicht. An tüchtigen Führerkräften war das Angebot ſtets geringer 
als die Nachfrage, woraus ſich zum großen Teil die Rieſengehälter 
erklären, die höchſtens bei wenigen Bevorzugten unter den Künſtlern 
und Schriftſtellern, den Rechtsanwälten und Arzten Vergleichbares 


fanden und nur noch übertroffen wurden in den Vereinigten Staaten 
wegen noch geringeren Angebots und in England wegen noch größerer 
Nachfrage. Und wenn auch die ſchwere Wirtſchaftskriſis, in deren 
Anfang wir ſtehen, auch hier natürlich ſich geltend machen wird, 


der Mangel an tüchtigem Führernachwuchs iſt beſtehen geblieben, 


da der Krieg manche bewährte Kraft und manches unerprobte Talent = Ss 
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Feet die Quellen der Ausbildung und Erfahrung jahrelang | 
verfchloffen und in der Kriegswirtſchaft, in der die natürlichen 
Wirtſchaftskräfte lahm gelegt waren und deshalb nicht erkannt werden 
konnten, nur in ſeltenen Ausnahmefällen einen Erſatz geboten hat. 
Dieſe Andeutungen dürften ſchon zeigen, daß ein erzwungener | 
Wechſel in der Führerſchaft im wirtſchaftlichen Leben von ungleich 
größerer Tragweite als im politiſchen iſt. Es würde regelmäßig 
— wie auch der Staatsſekretär des Reichswirtſchaftsamt, Dr. Auguſt 
Müller, in bemerkenswerten Ausführungen jüngſt anerkannt hat! — 
nur den Erſatz erfahrener und bewährter Kräfte durch unerprobte 
und weniger leiſtungsfähige bedeuten, damit eine Verſchwendung mit 
dem wertvollſten und uns faſt allein verbliebenen Nationalgut, der 
Arbeitskraft unſeres Volkes, darſtellen, und aller Wahrſcheinlichkeit 


nach im empfindlichen Organismus des Wirtſchaftslebens Störungen Lë 


hervorrufen, die die Daſeinsgrundlagen unſeres Volkes in Frage 
ſtellen und namenloſes Elend hervorrufen können. 

Dieſe Gefahren einerſeits und die Möglichkeiten umgeſtaltender 
Eingriffe in das Unternehmertum anderſeits laſſen ſich klar nur 
erkennen, wenn man die Aufgaben des Unternehmertums i im einzelnen 
ſich vergegenwärtigt. Das geſchieht am leichteſten und am beſten 
dort, wo dieſe Aufgaben gewiſſermaßen in Reinkultur und natür⸗ 
licher Vergrößerung uns entgegentreten: bei den großen Unternehmer⸗ 
perſönlichkeiten. Sie ſtellen zwar die Vollendung ihres Typus dar 
und finden ſich deshalb nicht häufig. Aber erſtens ſind ſie es gerade, 
die ein Volk nötig hat, und ſie laſſen ſich nicht einzeln züchten, 
ſondern wachſen nur hervor aus dem breiten Nährboden des ganzen | 
Unternehmertums. Und zweitens tritt bei den großen Unternehmern 
nur deutlich in die Erſcheinung, was in der breiten Durchſchnitts⸗ 
ſchicht für die Wiſſenſchaft nicht greifbar wird. Dabei kommt es 
natürlich auf dieſe Unternehmerperſönlichkeiten nicht an ſich an. Sie 
ſind für eine volkswirtſchaftliche Betrachtung nicht Selbſtzweck, ſon⸗ 
dern nur Mittel; und ihre Handlungen intereſſieren uns weit mehr 
in ihren Wirkungen als in ihren Beweggründen. Wir wollen ſie 
nicht als moraliſche Perſönlichkeiten bewerten, ſondern als lebendige 
und doch vielfach unbewußte Organe der Volkswirtſchaft erkennen 
lernen, deren Handlungen nach Böhm⸗Bawerks ſchönem Wort? 


1 „Deutſche Allgemeine Zeitung vom 25. g 1919, Nr. 39. 
2 Böhm⸗Bawerk, Einige ſtrittige Fragen der Kapitalstheorie. Wien 


1900. S. 72. — Vgl. Pohle, Der Unternehmerſtand. Varträge der Geber - 


Stiftung. Leipzig 1901. S. 16. 
1 * 
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weiſer Sp weitreichender ſind als ihre Gedanken“ und. die, wie 


‚ alle ſchaffenden, „von den wahren un des al nichts j 


| wie" 1, 


I 


Um die Aufgaben des Unternehmers zu verftehen, müſſen wir 
uns zunächſt klar machen, was unter Unternehmung und Unter⸗ 


nehmer zu verſtehen iſt. Dabei müſſen wir die privatwirtſchaftliche 
und volkswirtſchaftliche Auffaſſung unterſcheiden. Auf die volks⸗ 


deg wirtſchaſtliche kommt es natürlich an. 3 
Rein privatwirtſchaftlich betrachtet, iſt der Zweck der Unter- 


nehmung, einer Perſon oder einer Gruppe von Perſonen ein Ein⸗ 
kommen oder einen ſonſtigen Vorteil durch zuſammenfaſſende Ver⸗ 
wertung der Wirtſchaftsfaktoren Arbeit, Kapital und Boden zu ver⸗ 


„ ſchaffen. Die „Verwertung eines Sachvermögens“? oder Kapitals 


ſteht dabei grundſätzlich der Verwertung der beiden anderen Wirt⸗ 
ſchaftsfaktoren gleich?. Unter dem erſtrebten Einkommen wird ein 
Überſchuß der Einnahmen der Unternehmung über ihre Ausgaben 
verſtanden, und der ſonſtige Vorteil kann in der „Förderung des 
Erwerbs oder der Wirtſchaft“ der der Unternehmung angehörigen 
Perſonen, wie ſie von den Genoſſenſchaften mannigfaltig erſtrebt 
wird, beſtehen. Der Trieb der Erhaltung und der Verbeſſerung der 
eigenen Lage in äußerer und geiſtiger Beziehung — der ſtärkſte Trieb 
in der Menſchen⸗ natur — iſt in der Unternehmung tätig. 
Volkswirtſchaſtlich ſteht die Unternehmung aber nicht allein. 


Sie iſt ein organiſcher Teil der Wirtſchaft, „die Zelle des heutigen 
Wirtſchaftsorganismus“. Will mon He volkswirtſchaftlich „begreifen, 
ſo muß man daher von dem Ganzen, dem ſie dienſtbar iſt, aus- 


a Robert Friedländer, Fritz von Friedländer Fuld und deutſche 


Wirtſchaft. Berlin 1918. S. 11. 


2 Sombart, Die kapitaliſtiſchen Unternehmung. Archiv für Sozialwiſſen⸗ | 


ſchaft und Sozialpolitik. 1909. S. 708, 709. 
Es handelt ſich nicht um eine „Verſelbſtändigung des Sachvermögens“, 
ſondern um eine Menſchen und Sachen umfaſſende Organiſation, in welcher die 


| Menſchen doch immer noch den wichtigſten Beſtandteil darſtellen, wenn fie auch 


im einzelnen natürlich, wie überall, nicht unerſetzbar ſind. Für dieſen Erſatz 
zu ſorgen, iſt eine Hauptaufgabe der Organiſation. Je beſſer ihre Löſung, um 


ſo beſſer die Organiſation. Es iſt ein Vorzug der Aktiengeſellſchaft, daß ſie 
— wie Som bart, Der moderne Kapitalismus. 2. Auflage. II. Bd. S. 151 


mit Recht ſagt — „aus ſich heraus Vorſtand und Aufſichtsrat als ihre e 
Verwalter beſtellt“. | | 
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gehen. Unter Wirtſchaft verſtehen wir bekanntlich die Geſamtheit | 
der Einrichtungen und Maßnahmen, welche der Befriedigung der 
menſchlichen Bedürfniſſe — der körperlichen und ſeeliſchen, der 
Exiſtenz⸗ und Kulturbedürfniſſe — durch Beſchaffung und Ver⸗ 


wendung von Gütern dienen, und damit die Grundlage der menſch⸗ 
llichen Exiſtenz und die Vorbedingung für jede Kulturentwicklung 
Schaffen.“ Derſelbe Zweck, der das Ganze beherrſcht, muß äuch für 


den Teil beſtimmend fein. Wir können demnach volkswirtſchaftlich 
eine Unternehmung definieren als die Wirtſchaftseinheit, welche ſich 
der Befriedigung menſchlicher Bedürfniſſe durch zuſammenfaſſende 
Verwertung der Wirtſchaftsfaktoren Arbeit, Kapital und Boden 
widmet, um der beteiligten Perſon oder Gruppe von Perſonen ein 
Einkommen oder eine ſonſtige Förderung ihres Erwerbs oder ihrer 


Wirtſchaft zu verſchaffen. Volkswirtſchaftlich iſt alſo die „Ver⸗ 
wertung eines Sachvermögens“, von der wir ſchon ſahen, daß ſie 


grundſätzlich der Verwertung der Arbeit und des SE gleich ſteht, 
nicht Zweck, ſondern nur Mittel !. 


Volkswirtſchaftlich iſt . — und darin wurzelt die | | 


ſchwierigſte, eine große Anpaſſungskraft und dauernde Wachſamkeit 


erfordernde Aufgabe des Unternehmers —, daß ein Teil des ge- 


ſamten Bedarfs eines Wirtſchaftskörpers von einer Unternehmung 


für ihren EES Zweck „ eingefangen 


Kapitalismus. I. Bd. S. 195 und ebenſo i im Aufſatz: Der kapitaliſtiſche Unternehmer 
a. a.⸗O. S. 708 die „kapitaliſtiſche Unternehmung“ definiert als „diejenige 
Wirtſchaftsform, deren Zweck es iſt, durch eine Summe von Vertragsabſchlüſſen 
über geldwerte Leiſtungen und Gegenleiſtungen ein Sachvermögen zu EE 
d. ( h. mit einem Aufſchlag (Profit) dem Eigentümer zu reproduzieren. 

Dieſe Definition ſcheint Sombart in der neuen Auflage des „modernen 
Kapitalismus“ fallen laſſen zu wollen. Zwar klingt ſie gelegentlich Bd. 1 S. 321 


an, aber Bd. II S. 103, 140, 144 wird die Unternehmung nachdrücklich bezeichnet 


als „ein ſelbſtändiges Geſchäft unter eigener Firma mit eigenem (Sach) vermögen“. 


„Bd. II S. 151 werden außerdem als die beiden „Erforderniſſe“, „die eine Wirt⸗ 


ſchaftsform erfüllen muß, damit wir fie als kapitaliſtiſche un an⸗ 
ſprechen können“, bezeichnet: | 

„I. fie muß von Dauer fein,” ` 

„2. fie muß ein von der Perſon losgelöſtes Geſchäft ſein.“ 
Hiernach bleibt es unklar, warum die Unternehmung eine „kap italiſtiſche⸗ | 
genannt wird. Jede Unternehmung hat ein Sachvermögen aufzuweiſen, das ihr 
dient, daher wirtſchaftlich ihr „eigen“ genannt werden kann, und „die Loslöſung N 
des Geſchäfts von der Perſon“ findet auch in Unternehmungen N in denen 


| das au unter den ö ſehr e 


\ ` Sombart hat in ge erſten Auflage ſeines Werkes: Der Adern en 


a 
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und trotz allen Wechſels, dem er unterliegt, dauernd feſtgehalten 
werden muß. Bedarfsdeckung iſt volkswirtſchaftlich Zweck und 


Ausgangspunkt der Wirtſchaft und Zweck und Ausgangspunkt der 


Unternehmung. Nur von dem Bedarf aus können beide, das Ganze 
wie ſein Teil, verſtanden werden. Der Bedarf iſt nach Größe und 
Art vor allem beſtimmend für das Maß, in dem die Wirtſchafts⸗ 
faktoren Arbeit, Kapital und Boden herangezogen werden müſſen. 


Er iſt beſtimmend für die Menge, die Art und Güte der N die 


zu ſeiner Deckung beſchafft werden. | 
Den Leiter der Unternehmung nennen wir Unternehmer. Er 
iſt der beſondere Träger der leitenden Arbeit im Gegenſatz zur aus⸗ 
führenden. Er tritt alſo rein und geſondert nur hervor, wo die 
Arbeitsteilung die leitende und ausführende Arbeit perſonenmäßig 
geſchieden hat. Er ſtellt eine ſelbſtändige Perſon nur dar, wo er 
zugleich Arbeitgeber iſt. Dieſer äußere Unterſchied iſt ſogar ver⸗ 
einzelt jo hoch bewertet worden, daß ein Anſpruch auf die Bezeich⸗ 
nung Unternehmer nur in dieſem Falle zugeſtanden wurde 1. Das 
geht zu weit. Die Funktion des Unternehmers iſt gegeben, auch wo 
eine perſönliche Differenzierung noch nicht ſtattgefunden hat. Aller⸗ 
dings werden wir, wenn wir vom Unternehmer ſprechen, ſtets die 
perſönliche. Scheidung der leitenden und ausführenden l als 
Normalfall anſehen. 


Dieſe Tätigkeit des Unternehmers gelen wir den drei Wirt⸗ z 


ſchaftsfaktoren, Arbeit, Kapital und Boden, die wir bei jeder wirt⸗ 
ſchaftlichen Tätigkeit unterſcheiden, als etwas Beſonderes und 
Selbſtändiges gegenüber. | 


Solche Gegenüberſtellung erſcheint dem unbefangenen Laien ebene fe 


ſelbſtverſtändlich wie der Satz, daß das Ganze etwas anderes iſt 
als ſeine einzelnen Teile. Aber fie muß in der Wiſſenſchaft betont 
werden, da ſie bis in die Gegenwart hinein verkannt worden iſt. 

Das hängt damit zuſammen, daß das, was in der Sache, nicht 


iedem ſichtbar, liegt, ſich erſt im Laufe der Kulturentwicklung äußer⸗ 


lich entfaltet hat. Wie die perſönliche Trennung von leitender und 


ausführender Arbeit ſich erſt langſam vollzogen hat, ſo auch die 


Trennung der Unternehmertätigkeit vom Wirtſchaftsfaktor des Kapi⸗ 
tals. Als die Maſchine aufkam, lenkte die für ihre Anſchaffung 
nötige Kapitalkraft praktiſch und theoretiſch die Aufmerkſamkeit ſo 
ſehr auf ſich, daß der Unternehmer neben dem Kapitaliſten völlig 


1 Pohle, a. a. O. S. 7 
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eegeſen würde. Wie bei dem Wirtſchaftsfaktor Arbeit gëf ſich 
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die Scheidung, die von jeher in der Sache gelegen hat, in der Perſon 


erſt allmählich. Heute iſt ſie vollzogen. Der Unternehmer braucht Zu 
nicht mehr Kapitaliſt zu ſein und iſt auch tatſächlich vom Bann . 
Se eigenen Kapitalbeſitzes vielfach befreit. 


Hinter dieſer tatſächlichen Entwicklung iſt die Lehre zurück⸗ 


und nicht für Unternehmer kennt, hat es nicht gelernt, Kapitaliſten 


und Unternehmer, Kapitalzins und Unternehmergewinn vonein⸗ 
ander zu unterſcheiden; und in ihrem Bann, fern dem praktiſchen 
Leben, iſt ſowohl ein großer Teil der bürgerlichen Literatur alis 
gë auch die ganze ſozialiſtiſche dem engliſchen Vorbild gefolgt. Noch 
immer wird in ausgedehntem Maße, wenn auch nicht mehr Iden⸗ 
tität, ſo doch eine enge und oft geheimnisvolle Verknüpfung vom 
Kapitaliſten und Unternehmer angenommen. Dadurch iſt unſere 


Viſeenſchaft, in deren Mittelpunkt der wirtſchaftende Menſch ſteht, 
objektiviert und materialiſiert worden zu einer Lehre, in der das tote 
Kapital eine faſt myſtiſche Rolle ſpielt, und dadurch iſt dem Schlag⸗ 


wort „Kapitalismus“ die Bahn frei gemacht worden zur Verbreitung. 
In die Lehrbücher der Volkswirtſchaftslehre von Deutſchland, Eng⸗ f 


land, Frankreich und Amerika hat es keinen Eingang gefunden. Es 
findet ſich nicht bei Philippovich, Marſhall, Gide und Seligman; 
ihm D kein Artikel im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften 
wie im Wörterbuch der Volkswirtſchaftslehre gewidmet; es iſt von 


3 Schmoller wie Wagner abgelehnt worden !. Erſt durch Sombart j 
1 nl Se es in der wiſſenſchaftlichen Literatur größere Aufnahme ge: 


funden. Es iſt mir immer zweifelhaft geweſen, ob damit der Klärung 


der Geiſter ein Dienſt geleiſtet worden iſt. Die wiſſenſchaftliche 
Erörterung verlangt eindeutige Ausdrücke; „Kapitalismus“ dagegen 


hat nur in der Geſchichte durch Karl Marx vorübergehend einen 
beſtimmten wiſſenſchaftlichen Inhalt gewonnen und bedeutet in der 


internationalen Lehre der Gegenwart — vom engen Kreis der ſtrengen 


= Mariſten abgeſehen — faſt für jeden faſt bei jeder Verwendung 


Sen 1918, auch Som bart, Der kapitaliſtiſche WE S. 690. 


eh, A 


geblieben. Das erklärt ſich daraus, daß Adam Smith ſein für ſie 
grundlegendes Werk ſchrieb, als jene Entwicklung erſt beſcheiden Héi. ` 
anbahnte. Die von ihm ausgehende engliſche Schule, deren Sprache 
noch heute einen eigenen. Ausdruck nur für Arbeitgeber (employer) 


etwas anderes; hat he aba Soe einer a EEN j 


Ee 1. „ Paſf o w, Kapitalismus. | Eine begrifflich ECH Studie. | 


Bi 


lichen Prägung onde Auch ohne due ` ſchilerndes Schlag⸗ 


wort können wir unſere Zeit der großen e begreifen 


und deuten. 
So erklärt die Geſchichte unſerer Wiſſenſchaft, warum es heute 
nicht überflüſſig, ſondern nötig iſt, es zu betonen, daß der Unter⸗ 
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nehmer als etwas Beſonderes und Selbftändiges den Wirtſchafts⸗ 


faktoren gegenüberſteht. Er hat als Leiter gleichmäßig über alle 


drei Wirtſchaftsfaktoren zu verfügen und unterſcheidet ſich fo als 
Träger des Ganzen, als „Wirtſchaftsſubjekt“, von allen feinen die⸗ 
nenden Teilen. Er gehört weder zum Wirtſchaftsfaktor der Arbeit, 


der nur ausführende Arbeit umfaßt, noch zum Wirtſchaftsfaktor 


Kapital; er iſt eben Leiter des Ganzen und hat als ſolcher, nicht 
als Kapitaliſt, die Verfügung über die nötigen ſachlichen Proz 
„duktionsmittel. Da dieſe Verfügungsgewalt zum Weſen der Unter⸗ 


+ 


1 Sombart (Der moderne Kapitalismus. 1. Aufl. Leipzig 1902, J. Bd. 


S. 195) ſagt ſelbſt vom Kapitalismus, man müſſe „genau wiſſen, was darunter 
zu verſtehen iſt“, und fährt dann fort: „Kapitalismus heißen wir eine Wirtſchafts⸗ 
weiſe, in der die ſpezifiſche Wirtſchaftsform die kapitaliſtiſche Unternehmung iſt.“ 


Was er unter ee Unternehmung“ verſteht, ſiehe Anmerkung 1 


auf S. 5. \ 


. 


Sombart hat RT in feinem: Aufſatze über die kapitalistische Unternehmung ö 


(Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik. 1909. S. 696) das „Weſen“ 
des Kapitalismus geſucht in „der Beherrſchung des Wirtſchaftslebens durch Be⸗ 


ſtitzer der ſachlichen Produktionsfaktoren“. a 
S In der neuen Auflage ſeines Hauptwerkes (I. Bd. S. 319) bezeichnet er 
e Kapitalismus als „eine verkehrswirtſchaftliche Organiſation, bei der regelmäßig 


zwei verſchiedene Bevölkerungsklaſſen: die Inhaber der Produktionsmittel, die 
gleichzeitig die Leitung haben, Wirtſchaſtsſubjekte ſind und beſitzloſe Nurarbeiter 


Werden in dieſer letzten Definition unter den „Inhabern der Produktions⸗ 


R mittel“ die Eigentümer derſelben verſtanden, ſo gehört zum „Kapitalismus“ nicht 


die Aktiengeſellſchaft, die Sombart (a. a. O. II. Bd. S. 150) als die „höchſte 


Vollendung“ der „kapitaliſtiſchen Unternehmung“ bezeichnet. Denn die Kapital⸗ 


geber, die Aktionäre, haben nicht „gleichzeitig die Leitung“; in der Aktiengeſell⸗ 


| ſchaft findet eine „Beherrſchung des Wirtſchaftslebens durch Beſitzer der ſachlichen 
Produktionsmittel“ nicht ſtatt; in ihr iſt die „Identität vom een N 


und Produktionsmittelbeſitzer“ nicht gegeben. 


ö Werden dagegen in dieſer Definition unter den „Inhabern der Produktions⸗ u | 
mittel“ nicht die Eigentümer, ſondern nur diejenigen verſtanden, die tatſächlich 
über die Produktionsmittel verfügen, dann ſchwindet der Gegenſatz zwiſchen dem 


Kapitalismus von Sombart und dem Sozialismus von Marx. Denn die tatſäch⸗ 


liche Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel SE auch im ſozialiſtiſchen 
1 Staate einigen wenigen vorbehalten werden. 


— ö A ö D 


lals Wirtſchaftsobjekte), durch den Markt verbunden, zuſammenwirken und die 
von dem Erwerbsprinzip und dem ökonomiſchen Rationalismus beherrſcht ſind“. 
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5 nehmertätigkeit gehört, kann ſie nicht eine beſondere Art der Unter⸗ 
nehmung kennzeichnen. Wenn dieſe ihretwegen „kapitaliſtiſch“ ge⸗ 
nannt wird, ſo iſt jede Unternehmung als Unternehmung „Tapita- 
lliſtiſch“ und der Zuſatz alſo unnötig. 


Aber wohl iſt in der Unternehmung, wie ſchon angedeutet 


wurde, eine Wandlung vor ſich gegangen. Die Auswahl der Unter, 
nehmerperſönlichkeit hat Réi nämlich erheblich geändert. Anfangs war 
ſie dem Zufall überlaſſen. Denn ſolange der Produktivkredit noch 
nicht entwickelt war, und die neueren Organiſationsformen für die 
Unternehmung ſich noch nicht eingebürgert hatten — das war im 
weſentlichen die Zeit, in der Karl Marx ſeine Lehre entwickelte —, 
war die bloße Tatſache des Kapitalbeſitzes noch etwas ſo Befonderes, | 


daß ſie allein genügte, eine Anwartſchaft auf eine Unternehmer⸗ 


| N ſtellung zu begründen. Je umfaſſender und ſchwieriger die Unter⸗ 
nehmertätigkeit ſich geſtaltete, um ſo notwendiger wurde es, die 
Unternehmerauswahl vom Zufall zu befreien und zu rationaliſieren. 


Das geſchah durch die neuen Geſellſchaftsformen der Unternehmung, 


ganz beſonders die Aktiengeſellſchaft. Durch ſie wurden die 
Schranken beſeitigt, die der Eigenbeſitz von, Kapital perſönlich der 
Unternehmerfähigkeit und ſachlich dem Unternehmungskapital zog. 
Jede beliebige Perſönlichkeit, ob fie Kapitaliſt war oder nicht, und 
fremdes Kapital faſt in beliebiger Menge konnten jetzt herangezogen 
werden. Unternehmerfähigkeit, nicht Kapitalbeſitz wurde jetzt ot, 
E ſcheidend. Nur für den, der beides vereinigte, blieb es beim Alten; 
flür den einſeitigen Kapitaliſten wurde es immer ſchwerer, den alten 
Vorteil des Kapitalbeſitzes ſelbſtändig noch auszunutzen; er mußte 


ſich immer allgemeiner mit bloßem Kapitalzins ſtatt Unternehmer⸗ 


gewinn begnügen. Iſt doch ſelbſt die Durchſchnittsverzinſung unſerer 
Bankaktien in Friedenszeiten kaum höher als die bei Hypotheken | 
und. -Induſtrie⸗ Obligationen geweſen 7. 


So wurde hier durch die Ausgeſtaltung der Drgantfation der 


| Unternehmung der Weg den Tüchtigen frei gemacht, und in der 
Qat iſt ja gerade hier der Aufſtieg von unten nach oben immer 
groß geweſen. Aber das bezog ſich nur auf die Stellung, nicht 
auch auf die Ausbildung; es ermöglichte allenfalls dem, der Unter, 
nehmerfähigkeit beſaß, das Emporſteigen, nicht auch dem, der das 
Zeug dazu beſaß, den Erwerb der j Aber wie 


ed red Die aufg. Kreditbank, im Grundriß der 


KR Copien ‚Tübingen, 1915. S. 17. 
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nur wenige befähigt find. Es ift dringend zu wünſchen, daß es gr 


das liegt eben im Weſen der Leitung — die Befugnis, über die 
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das Vorrecht des Kapitaliſten auf die Unternehmertätigkeit befeitigt 
iſt, fo iſt auch das Vorrecht des Kapitaliſten auf den Erwerb der 


Unternehmerfähigkeit ſtark unterhöhlt worden. Das iſt beſonders 


durch die Begründung der Handelshochſchulen geſchehen. Freilich 
hat das Bildungsproblem, wie im allgemeinen auch in der hier vor⸗ me 
liegenden beſonders ſchwierigen Abart, noch nicht eine völlig be 
friedigende Löſung gefunden. Das liegt aber zum großen Teil in e 
der Schwierigkeit der Ausleſe der wirklich Tüchtigen, zu der ſtets e | 


lingt, dieſer Schwierigkeiten Herr zu werden und die Gefahr ver⸗ 
ſchlechternder Experimente zu vermeiden. Das wäre deeg hier von 
großem Gewinn für die Geſamtheit. 

Die Befreiung der Unternehmerausleſe vom Zufall und Los⸗ 
löſung des Unternehmers vom Kapitaliſten hat die Stellung des 
Unternehmers äußerlich und innerlich gehoben. Sie hat ſie — zwar 
nicht in der einzelnen Perſon, aber wohl im ganzen — auch da⸗ 
durch insbeſondere verſtärkt, daß ſie es ermöglicht, auch auf die 
Unternehmertätigkeit den fruchtbaren Grundſatz der Arbeitsteilung 
anzuwenden. Dieſe gehobene Machtſtellung gibt nach wie vor — 


Arbeit anderer Menſchen wie über die ſachlichen Produktionsmittel 
in beſtimmten Formen zu verfügen; ſie beruht aber nicht mehr auf 
Kapitalbeſitz, ſondern auf Organiſation und Unternehmerfähigkeit. 
Gerade weil die Tüchtigkeit des Unternehmers gewachſen iſt, iſt auch 
ſein Einfluß gewachſen. 

Die Aktiengeſellſchaft wahrt aber neben der äußeren Macht auch 
die innere Freiheit. Die Abhängigkeit ihrer Leiter von anderen 
Organen iſt regelmäßig ſo gering, daß ſie nicht empfunden wird. 
Die Aktiengeſellſchaft ſteht eben als ſelbſtändige Organisation für 
ſich da und iſt nicht ein untergeordnetes Glied in einem größeren 


Organismus. Sie wird von intereſſierten Innenſeitern, nicht von 


Außenſeitern, die von ganz fremden Intereſſen beherrſcht ſein können, | 
kontrolliert, und daher wird dieſe Kontrolle regelmäßig nicht als äußerer 3 


Zwang empfunden. Sie läßt, wie das Leben immer wieder beweiſt, 


die Bewegungsfreiheit beſtehen, welche die unerläßliche Vorausſetzung , 
für die Entfaltung ſtarker Perſönlichkeiten bildet. Eine Beengung | 
durch einen Vorgeſetzten iſt nicht gegeben. Darin wurzelt der tief 
greifende Unterſchied zwiſchen einem privaten und einem ſtaatlichen 
Betrieb, zwiſchen dem höchſten „Angeſtellten“ einer Aktiengeſellſchaft 
und einem Beamten des Staates. Gerade auf dem Boden der Aktien⸗ 
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geſellſchaft haben ſich die ſtärkſten Unternepmerperjönihteiten. ent- 
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\ 
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wickelt !. 
Die Loslöſung des b vom Kapitalisten hat zugleich 
die Stellung des Kapitaliſten berabgedrüdt?. Er iſt zum bloßen 
Leihkapitaliſten geworden, der vor allem das Intereſſe hat, die 
Sicherheit ſeiner Kapitalanlage überwachen zu können. Auf Grund 
der alten Lehre, die es verſäumte, begrifflich Unternehmer und 
Kapitaliſten gebührend zu trennen, iſt daher nicht nur das Bild des 
Unternehmers, ſondern auch das des Kapitaliſten, gründlich ver- 
zeichnet worden. Wie im Unternehmer zur Rettung überlebter 
Theorien ſtets der Kapitaliſt geſucht wurde, ſo im Leihkapitaliſten — 


der Aktionär iſt heute wirtſchaftlich nichts anderes als ein ſolcher — 


der Unternehmer. Dadurch iſt unendlich viel Wirrwarr hervorgerufen 
worden s. Es wird Zeit aus ihm herauszukommen. Aber das Geſetz 


I Mit dieſen Tatſachen ſteht es im Widerſpruch, daß die Aktiengeſellſchaft 


auch in der Volkswirtſchaftslehre, wie es, in der Rechtswiſſenſchaft mit gutem 
Grunde geſchieht, als eine unperſönliche, „anonyme“ Unternehmung bezeichnet 
wird. In der Rechtswiſſenſchaft hat dieſe Bezeichnung ihren guten Grund. Was 


aber unter rechtlichem Geſichtspunkt berechtigt iſt, braucht es nicht unter wirt 


dÉ ſchaftlichem Geſichtspunkt zu ſein. Juriſtiſch iſt es richtig, wenn Sombart (Der 


moderne Kapitalismus. 2. Auflage. II. Bd S. 151) ausführt: „Niemand kann 


f ſagen: Das iſt der Mann oder das ſind die Männer, denen das Unternehmen 


zugehört.“ Vom Standpunkt des Eigentums aus verſchwinden die Perſonen. 


Damit verſchwinden ſie aber nicht überhaupt, nicht auch wirtſchaftlich. Es gibt 


viele Aktiengeſellſchaften, von denen jeder Gebildete ſagen kann: Das tft ber 


Mann, der fie leitet. Die A. E. G. und Emil Rathenau ſind für viele lange Zeit 


hindurch faſt dasſelbe geweſen. Darum iſt wirtſchaftlich der Ausſpruch Sombarts 


(a. a. O.): „Es gibt in der Aktiengeſellſchaft überhaupt keine Perſonen mehr,“ 


nicht gerechtfertigt. ' 
2 Renner, Marxismus, Krieg und Internationale, Stuttgart 1918, 
S. 77 hat das mit den Worten zum Ausdruck gebracht: „Der Kapitaliſt iſt als. 


Perſon hinter der anonymen ‚Unternehmung‘ verſchwunden.“ Darauf antwortet 


Kautsky, Kriegsmarxismus. Eine theoretiſche Grundlegung der Politik des 


4. Auguſt. Wien 1918, S. 25: Der Kapitaliſt als Kapitalmagnat iſt ſo wenig 


als Perſon hinter der anonymen Unternehmung verſchwunden, daß ſeine 
Perſönlichkeit heute vielmehr immer kraftvoller in Geſellſchaft und Politik in 
den Vordergrund tritt neben Monarchen, Präſidenten und ihren Miniſtern“. Das. 


iſt ein typiſches Beiſpiel für die unausrottbare Verwechſlung von Kapitaliſt und 
Unternehmer! In Wirklichkeit iſt nicht „der Kapitaliſt als Kapitalmagnat“, 


ſondern der Unternehmer als Großunternehmer dank ſeiner erhöhten Tüchtigkeit 
und unabhängig vom eigenen Kapitalbeſitz organiſatoriſch ausgebauten Stellung 
immer kraftvoller in Geſellſchaft und Politik in den Vordergrund getreten.“ 


3 Der Wirrwarr wird nicht gemindert, ſondern eher noch vergrößert, wenn 


SC man zur Stütze der lahm gewordenen Lehre den Unternehmer als „Kapitaliſten“ 
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der Trägheit iſt auch im geiſtigen Leben mächtig. Solange Kapi⸗ 


taliſt und Unternehmer, wie es auch noch der Fall war, als Karl 
Marx ſeine Lehre entwickelte, regelmäßig vereinigt waren, hatte es 


einen Sinn, von „kapitaliſtiſcher“ Unternehmung zu ſprechen. Nach⸗ 
dem es zum Normalfall geworden iſt, daß der Unternehmer mit 


fremdem Kapital arbeitet und der Kapitaliſt mit Ausleihen fi). be: 
gnügt, hat dieſe Bezeichnung ihre Berechtigung verloren 1. Heute ift 
für die Unternehmung nicht mehr die „Kapitalwirtſchaft“, ſondern 
die „Kreditwirtſchaft“ kennzeichnend. 

Die dem Unternehmer obliegende Aufgabe, die erſt ſeit der Los⸗ 
löſung vom Kapitaliſten in ihrer Beſonderheit und Selbſtändigkeit klar 
hervortritt, beſteht darin, daß er durch das geiſtige Band eines dem 
Bereiche der Wirtſchaft entnommenen Zweckes die drei Wirtſchafts⸗ 
faktoren zu einem Organismus zuſammenfaßt. Durch biede Zweck⸗ 
ſetzung wird alſo in die bisherige Ordnung der Bedürfnisbefriedigung 
eingegriffen. Es kann das durch die beſſere Befriedigung eines Be⸗ 
dürfniſſes ohne Anderung der Rangordnung der bisherigen Bedürfnis⸗ 


befriedigung geſchehen; es kann aber auch eine ſolche Anderung, die 
einen Bedarf, der bisher zurücktrat, mehr in den Vordergrund rückt, 


herbeigeführt werden. Von der Art der Zielſetzung und Bedarfserfaſſung 
hängt der Kulturwert der Unternehmung ab. Die Unternehmung be⸗ 
friedigt an ſich jeden Bedarf. Sie prüft nicht die Bedürfniſſe auf ihre 
fittliche Berechtigung. Dazu iſt fie weder befähigt noch verpflichtet, 


Hund dadurch würde ihre Kraft, die ganz auf ihr Ziel eingeſetzt 
werden muß, gelähmt werden. So kann im Einzelfall zwiſchen 
Privatnutzen und Gemeinnutzen bei der Unternehmung ein Gegenſatz 


entſtehen. Die Tätigkeit des Unternehmers iſt an ſich nicht nur 


niücht, wie weltſremde Idealiſten gemeint haben, kulturſchädlich, 


ſondern eine notwendige Vorausſetzung der Kultur; wohl aber kann 
die Tätigkeit für einen beſtimmten Unternehmerzweck im Einzelfall 
kulturſchädlich ſein. In ſolchem Fall hat der Staat als Hüter des 


Gemeinnutzens einzugreifen. Er muß dafür ſorgen, daß möglichſt 


nur Zweckſetzungen vorgenommen werden, die in der Richtung der 


Kulturentwicklung liegen. Das iſt eine dem Staat obliegende 
Pflicht bei jeder Organiſation des Wirtſchaftslebens. Sie iſt nie 


mit Anführungsſtrichen und den Kapitaliſten als Sachunternehmer bezeichnet. 


Die Klarheit wird dadurch ſo ſehr gefährdet, daß ſehr vielfach der Schriftſteller, 
der ſie gebraucht, ſelbſt die verſchiedenen Bezeichnungen durcheinander wirft. 
1 Vgl. Anm. 1 auf S. 8. 
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ge befriedigend z zu löſen. Denn darüber, was kulturförderlich und was 


kulturwidrig iſt, wird nie eine Einheitlichkeit der Anſichten vor⸗ 


handen ſein, und ſtets iſt die Kraft des Staates beſchränkt. Man 


S wird fih immer mit einer bloßen Annäherung an das Ziel begnügen 
- müſſen. Bisher ſuchte der Staat von außen durch polizeiliche Maß⸗ 


nahmen auf die Zweckſetzungen der Unternehmungen einzuwirken. 


i Er behielt ſich vor allem dort, wo der private Erwerbszweck und 


der allgemeine Kulturzweck beſonders leicht und beſonders ſchwer in 
Streit miteinander geraten können, ein Genehmigungsrecht vor. 


Wenn der Staat ſelbſt Unternehmer iſt, fällt dieſe Einwirkung von 
außen fort. Im Innern ſeiner eigenen Unternehmung muß er 


dann den Einklang erſtreben. Ob das ein Vorteil wäre, kann zum 
mindeſten zweifelhaft werden. Denn ſtets iſt es die ſchwierigſte 
Organiſationsaufgabe des Staates, dafür zu ſorgen, daß jeder ein⸗ 
zelne Beamte jederzeit die Staatszwecke deutlich vor Augen hat und 
in ſeinem Tun ſich mit ihnen identifizert; und überall hat die Er⸗ 


fahrung gelehrt, daß das um ſo ſchwieriger wird, je umfaſſender 


die Staatstätigkeit ſich geſtaltet. Jedenfalls liegt hier kein weſent⸗ 
licher Unterſchied, kein Unterſchied in der Aufgabe vor, ſondern nur 


ein Unterſchied in den Mitteln und vielleicht noch in der Wirkſam⸗ 


keit des Entgegenarbeitens. Der mögliche Widerſpruch zwiſchen 
Erwerbszweck und Kulturzweck iſt tiefkr begründet als in der 
Organiſation; er kann einen Grund nie für eine allgemeine Ver⸗ 
ſtaatlichung der Unternehmungen abgeben, höchſtens für die Ver⸗ 
ſtaatlichung der Unternehmungen, in denen er beſonders nachteilig 


um Ausdruck kommt. 


Da die Auswahl des Zweckes ſich auf den Bedarf bezieht, muß . 


der Unternehmer vor allem Marktkenntnis haben. Wahres Sach⸗ 


verſtändnis pflegt aber zu einem unbewußten Gefühl zu werden. 
So muß auch die Marktkenntnis beim Unternehmer ſich möglichſt 
zu jenem eigenen Gefühl für zukünftige Entwicklungen herausbilden, 


das nicht einen bloßen flüchtigen Einfall darſtellt, ſondern zur Ge⸗ 


wißheit einer Überzeugung wird, auf der Pläne dich aufbauen laſſen. 
Beſchränkt ſich dieſer Sinn für die Zukunft auf die Preisbildung, 


dann haben wir jene Gruppe ſpekulativer Unternehmer vor uns, die 


zwar auch in einer hochentwickelten Volkswirtſchaft nicht ganz zu 


entbehren ſind, aber in ihr doch nur eine untergeordnete Rolle | 
S ſpielen ſollten. Sie ſtehen in den Vereinigten Staaten im Vorder⸗ 


grund und finden in den ſchnell vergänglichen Erſcheinungen der 


N „Börſenkönige“ ihre Vollendung. 
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Ihnen ſteht gegenüber die Gruppe der ſchöpferiſchen Unter⸗ 


nehmer. Sie gehen natürlich auch, wie alles Wirtſchaften, vom Be⸗ 

darf, vom Markte aus, begnügen ſich aber nicht damit, die Markt⸗ 

entwicklung zu verfolgen und ihren Zwecken nutzbar zu machen, 
ſondern find beſtrebt, die Güter für den Markt ſelbſt zu beſchaffen. 


Sie machen entweder an Orten geringeren Bedarfs größere oder 
kleinere Vorräte ausfindig und bringen ſie nach den Orten höheren 


Bedarfs, oder ſie ſtellen die für den Bedarf nötigen Güter ſelbſt her. 
Jene kaufmänniſchen Unternehmer überſchauen ein weiteres Feld, 


dieſe induſtriellen dringen mehr in die Tiefe. Beide erblicken das 


Zukünftige nicht als ſpekulative Möglichkeit, ſondern als organiſche 


Notwendigkeit. Bei den Kaufleuten beſchränkt ſich das auf das 
Gebiet der Wirtſchaft, bei den Induſtriellen dehnt es ſich auch auf 


das Gebiet der Technik aus. Die kaufmänniſchen Führer find als. 


ſachverſtändige Organe der Weltwirtſchaft um ſo unentbehrlicher, je 
mehr ein Volk wirtſchaftlich vom Ausland abhängig iſt. Die 


induſtriellen Führer gewinnen um ſo mehr die Überhand, je mehr 
der Gewerbefleiß in einem Volke ſich entwickelt. Sie müſſen ebenſo 
wie den Markt auch die Produktion mit ihrem Blick umfaſſen. Sie 
brauchen zwar nicht ſchöpferiſche Techniker zu ſein, nicht ſelbſt kon⸗ 
ſtruieren, ſelbſt erfinden zu können; aber ſie müſſen ein kritiſches 


Verſtändnis für die Technik haben, Wert und Bedeutung einer tech⸗ 


niſchen Leiſtung erfaſſen und ſie wirtſchaftlichen Geſichtspunkten ein⸗ 


und unterordnen können. Das ſind in einem hoch entwickelten 


Kulturvolke heute die Hauptführer des Wirtſchaftslebens, die ſchöpfe⸗ 


riſchen „Entwickler induſtrieller Arbeit“. Dieſe Männer beſitzen 
einen „Sinn für das Organiſche des Schaffens in der Technik und 


im Wirtſchaftsleben, der zum Vorausſehen befähigt“. Und ſolcher 
Seherblick — ſagt Riedler von Emil Rathenau! — iſt „die Krö⸗ 


Einfachſte gebracht, aber zuſammenfaſſend auf das Ganze gerichtet“. 


Und Walther Rathenau hat in ſeiner Grabrede auf ſeinen Vater 
wahr und ſchön von derſelben Kraft gejagt”: „Nicht Zauberkraft iſt 
es, nicht dunkle Myſtik: Es iſt das Weſen des Menſchen, in dem 


die Welt als Mikrokosmus zum zweiten Mal lebt und von neuem 


ö ſich ſchafft; es iſt das Weſen des Menſchen, in dem ſich die Er⸗ 


1 Riedl er, Emil Rathenau, Berlin 1917. S. 219. 


a Gedächtnisrede für Emil Rathenau, n am Tage der Veiſetzung | 


23. a 1915 in et S. 9. 


nung gewaltiger, vertiefter Vorarbeit, iſt errungene Einſicht, auf das | 


BR 


D 


“ 
DR 
* ei 

` 


ua . Detoebnetn und Sozialismus 15 


Séng abbildet, wie in einem lebendigen Spiegel par aber 
ben gleichen Geſetzen bewegt.“ 
Solche wirtſchaftliche Schöpferkraft, E? nicht nur Schätze des 


: Bodens zur zweckmäßigen Verwertung bringt, ſondern eine Qualitäts⸗ 


induſtrie und Abſatzorganiſation von vorbildlicher Eigenart aufbaut, 


itt uns heute nötiger denn je. Sie hat den 25 Millionen Deutſchen, 
die uns ſeit 1871 innerhalb derſelben Grenzen zugewachſen waren, 


Arbeit verſchafft, die zwar nicht alle Not und Unzufriedenheit be⸗ 


ſeitigte, aber doch eine Hebung der Lebenshaltung in faſt allen 


? Schichten unſerer Arbeiterſchaft herbeiführte, wie ſie, ſoweit ich 


ſehen kann, in keinem Lande in gleicher Zeit erreicht worden iſt. ? 


Aus dieſem Präzedenzfall ſchöpfe ich die Hoffnung, daß es uns auch 


in der heutigen furchtbaren Not, wenn wir ſie nicht mutwillig 


zurückſtoßen, an Männern nicht fehlen wird, die uns für das, was 
unſere Feinde uns fkrupellos ‚abgejehen, geraubt und zerſtört haben, 
einen Erſatz ſchaffen, der es uns ermöglicht, mit dem ſchrecklichen 
Geſpenſt der Arbeitslosigkeit fertig zu werden, ohne die Kräfte 


. unſeres Volkes durch eine Riefenausmanberung traurigſter Art noch 
immer weiter aufzuzehren. 


II 


Es kommt aber nicht nur darauf an, den Zweck der Unter⸗ 


| Kees aus der Fülle aller Zwecke, der alten und neuen, der et 


| probten und möglichen, auszuwählen, ſondern dieſem Zweck auch 
die drei Wirtſchaftsfaktoren dienſtbar zu machen und dauernd dienſt⸗ 


5 bar zu erhalten!; und zwar muß der Unternehmer das tun, einmal 


in dem Maße, wie der zu befriedigende Bedarf nach Größe und 


Art es vorſchreibt, und anderſeits mit dem Aufwand möglichſt 


| geringer Mittel. Denn an Mitteln ift ſtets Mangel vorhanden; alle 


CA 


Zwecke können nie erreicht, alle Bedürfniſſe nie befriedigt werden; 


ö 5 ie, 2 Ein Mittel dazu, aber doch nur eines unter vielen, iſt der Abſchluß von 
= Verträgen. Es geht deshalb zu weit, wenn Sombart (Der moderne Kapitalismus. 


I: Auflage. I. Bd. S. 197 ſowie Der kapitaliſtiſche Unternehmer a. a. O. S. 707) | 
ſagt: „Auf die geſchickte Bewerkſtelligung jener Vertragsabſchlüſſe über geldwerte 


) Leiſtungen und Gegenleiftungen läuft am letzten Ende die Kunſt des Wirtſchaftens 


hinaus.“ Da kam der engliſche Sozialiſt Thomas Hodgskin (Verteidigung der 


Arbeit gegen die Anfprüche des Kapitals. Aus dem Engliſchen überſetzt von 


Dr. Friedrich Raffel. Leipzig 1910. S. 64) doch ſchon vor faſt 100 Jahren der, 


WË Wahrheit näher, wenn er ſagte, daß der Unternehmer „ein Ganzes anordne und 
Ce EE Sc Ee a. a. O. S. 13. 
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die Rulturbebärfnife find es aber regelmäßig an erſter Stelle, bei 
denen eine Einſchränkung, die durch Verſchwendung von Mitteln N 


nötig wird, ſich geltend macht. 


Dieſes Geſetz vernünftigen Handelns, das uns heißt, ER Ziel o ée 
mit möglichſt geringem Aufwand zu erſtreben, und das viel zu eng als 
„ wirtſchaftliches“ Geſetz bezeichnet wird, iſt in der Technik, die nur 
Hemmniſſe der toten Natur zu überwinden hat, viel weiter durch⸗ 


geführt worden als in der Wirtſchaft, die es mit eigenwilligen und 
ſchwachen Menſchen zu tun hat. Gerade weil die Wirtſchaft aus 


zahlloſen Kleinigkeiten ſich zuſammenſetzt, die den Charakter des All⸗ | 


täglichen tragen, iſt die liebe alte Gewohnheit hier beſonders mächtig. 
In ausgefahrenen Geleiſen bewegt man ſich oft noch, wenn ſie längſt 


zu Umwegen geworden ſind. Aus der bequemen, durch Alter ge⸗ 


heiligten Tradition muß daher die Wirtſchaft mit Gewalt heraus. 


geriſſen und vor den unbeſtechlichen Richterſtuhl der vorurteilsloſen 
Vernunft gebracht werden. Kraftvolle Führer, unerſchrockene Vor⸗ 
kämpfer des Rationalismus find nötig, um gegenüber den Be⸗ 
harrungsmächten des Traditionalismus überhaupt Erfolge und ins⸗ 
beſondere Erfolge von Dauer zu erringen. Das eigene Intereſſe hat 
die Unternehmer dazu werden laſſen. 


— 


Wenn wir dieſe Rationaliſierungsaufgabe des Unternehmers 


im einzelnen betrachten, ſo bezieht ſie ſich natürlich auf jeden der 
drei Wirtſchaftsfaktoren und auf ihre organiſatoriſche Zuſammen⸗ 
faſſung. Der Unternehmer muß Boden, Kapital und Arbeit in dem 
Maß, wie der Bedarf es vorſchreibt, beſchaffen, ihnen die Verfaſſung 


Ä ‚geben, die aufs beſte dem gewählten Zweck entſpricht, und ſie dauernd 


in wirkſamſter Arbeitsfähigkeit erhalten. 
Bei der Beſchaffung handelt es ſich zunächſt darum, die drei 


Wirtſchaftsfaktoren in der nötigen Menge und Güte ausfindig zu 
machen. Bald iſt es ſchwieriger, ein Grundſtück zu finden, daß nicht 
nur in der Größe, ſondern insbeſondere auch in der Lage paſſend 
iſt, bald macht die Anſammlung des nötigen Kapitals größere 


Schwierigkeiten, bald erfordert es die größte Mühe, Arbeiter zu 
gewinnen, welche die nötige Arbeitsfähigkeit, Ausbildung und Dis⸗ 


ziplin miteinander verbinden. Der Ausfindigmachung hat die 


Sicherung in beſtimmten Rechtsformen zu entſprechen. Zwiſchen 
den vielen Formen des Bodenerwerbs und der Bodenmiete muß die 


richtige Wahl getroffen, das Kapital entweder durch eine der vielen 
Geſellſchaftsformen oder auf dem Wege des perſönlichen oder ding ` 
lichen Kredits geſichert, die Arbeiterſchaft in einer der vielen e | 
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des Einzel⸗ Ver Kollektivvertrages angeworben ee In allen 


dieſen Fällen handelt es fi) keineswegs immer nur um Rechts⸗ 
fragen, ſondern auch um Machtfragen. Verhandlungen oft ſchwieriger 


Art ſind dazu nötig. Nie darf der Zweck der beſonderen Bedarfs⸗ | 


befriedigung dabei aus dem Auge verloren werden. 

Der Beſchaffung muß die rationelle Verwendung folgen. Beim 
Boden iſt das regelmäßig einfach. Jedem der beiden anderen Wirt⸗ 
ſchaftsfaktoren müſſen dagegen Verfaſſungen gegeben werden. Sie 
werden beide in weitgehendem Maße durch das quantitative Ver⸗ 
hältnis, in dem Kapital und Arbeit zueinander ſtehen, beſtimmt; 
denn der überwiegende Wirtſchaftsfaktor iſt auch für die Organiſation 
in beiden Fällen maßgebend. Im allgemeinen iſt es unzweifelhaft 
richtig, daß mit der Mechaniſierung des Wirtſchaftslebens ein ſtarkes 
und wachſendes Streben nach Kapital entſtanden iſt. Immer hat 
es in der Bruſt kraftvoller Menſchen das Streben gegeben, in einer 
Hand große wirtſchaftliche Macht anzuhäufen. Immer hat ſich 
dieſes Streben auch natürlich auf denjenigen der drei Wirtſchafts⸗ 
faktoren vorzugsweiſe gerichtet, der gerade im Vordergrunde ge⸗ 
ſtanden hat. Im Altertum war das der Wirtſchaftsfaktor der un⸗ 


freien Arbeit, und es entſtanden die tiefigen Sklavenwirtſchaften; 


als die Sklaverei verſchwand und der Boden eine Vorzugsſtellung 
gewann, entſtanden die großen Gutsherrſchaften, die wirtſchaftliche 
und politiſche Macht aufs engſte verknüpften; mit dem Aufkommen 
der Maſchine hat dann das Kapital endgültig die beiden anderen 
Wirtſchaftsfaktoren überflügelt, und das Ergebnis waren die großen 
Unternehmungen der Induſtrie und des Handels. In der Außen⸗ 
welt, weniger in der Bruſt des Menſchen, hat ſich damit ein Wandel 
vollzogen. Nicht iſt durch das Kapital eine neue Triebkraft des 
Handelns im Menſchen geſchaffen worden!. Nur der Gegenſtand 


des Strebens hat ſich geändert, und da Kapital, im Gegenſatz zum 


Boden und auch zur Arbeit, durch faſt beliebige Vermehrbarkeit ſich 


auszeichnet, ſo ſind durch das Kapital die Möglichkeiten der erfolg⸗ 


reichen Betätigung dieſes alten Strebens vermehrt worden. Weniger 
die Größe der Einzelerfolge als ihre Zahl hat zugenommen. Was 
bisher auf einen kleinen Kreis perfönlicher Ariſtokraten beſchränkt 
war, iſt jezt ee worden. IE Demokratiſierung des | 


— 


1 rentano, Verſuch einer Theorie der Bebürfniffe, Sitzungsbericht 
der Bayeriſchen Akademie der Wiſſenſchaften. Philoſophiſch⸗ philologiſche und 
hiſtoriſche Klaſſe. Jahrgang 1908, Abteilung 10, ©. er, . 
Schmollers Fahrbuch XIII 2. f | KR 2 | 
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u Strebens kann man allenfalls „kapitaliſtiſch“ nennen; das Streben 


ſelbſt ſo zu bezeichnen, iſt irreführend. | 
Wenn ſomit auch eine Tendenz zur Kapitalhälfung im ganzen 
im Maſchinenzeitalter anerkannt werden muß, ſo iſt damit doch noch 


keineswegs gejagt, daß eine ſolche Tendenz in jeder einzelnen Unter⸗ 


nehmung ſich geltend machen muß. Von den allgemeinen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen hängt es vielmehr in weitgehendem Maße ab, wie | 

im einzelnen die Wirtſchaftsfaktoren Kapital und Arbeit zueinander 
geſtellt werden. Der Kapitalmarkt, auf dem Angebot und Nachfrage 
den Zins, und der Arbeitsmarkt, auf dem Angebot und Nachfrage 
den Lohn beftimmen, üben darauf einen Einfluß aus, und ebenſo 
auch das mehr oder minder verſtändnisvolle Verhalten der Arbeiter 
gegenüber den Maſchinen. In einem weitgedehnten Einwanderungs⸗ 
land, wie den Vereinigten Staaten, in denen bis in die Gegenwart 


= hinein das Angebot der Arbeitskräfte hinter der Nachfrage zurück⸗ 


bleibt, muß man mit allen Kräften in der Landwirtſchaft, wie im 
Gewerbe und in der Schreibſtube beſtrebt ſein, die menſchliche 
Arbeitskraft durch die Maſchine zu erſetzen. In einem alten Kultur⸗ 
lande dagegen, in dem, wie in Deutſchland, die Menſchen von 
Bildung und Geſchick immer dichter ſich drängen, kann man der 
menſchlichen Arbeit noch ein breiteres Feld vorbehalten. Dieſe 
internationalen Unterſchiede in der Mechaniſierung der Arbeit, die 


ſchon in der Friedenszeit im Schwinden waren, ſind durch die 


Arbeiternot, welche der Krieg überall hervorgerufen hat, in weit⸗ 
gehendem Maße beſeitigt worden; doch iſt es zweifelhaft, ob bei 
uns nicht eine ſo große Reſervearmee von Arbeitern ſich anſammelt 
und eine ſo ſchwere Kapitalarmut ſich entwickeln wird, daß wir auch 
hier zurückgeworfen werden in Zeiten, die unſerem Gedächtnis bereits 
entſchwunden waren. Jedepfalls bleibt es eine wichtige Aufgabe 
des Unternehmers, die Wirtſchaftsfaktoren von Arbeit und Kapital 


der wirtſchaftlichen Lage des Landes entſprechend gegeneinander ab⸗ ` 


zugrenzen. | 
| Auf das Verhältnis von Kapital und Arbeit in einem Betriebe 

kann manchmal auch der Unternehmer einwirken. Er iſt keineswegs 
immer vom Streben nach Kapitalhäilfung beherrſcht und keineswegs 
immer iſt die am ſtärkſten mit Kapital genährte Unternehmung die 
wettbewerbfähigſte. Das Gegenteil iſt in vielen Fällen nachweisbar. 
In ganzen Wirtſchaftszweigen iſt ſogar das Streben lebendig, Kapital 


abzuſtoßen, und zwar Anlagekapital auf beſondere Unternehmungen 


u der Lohninduſtrie, und Betriebskapital auf befondere Unternehmungen 
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des Handels zu übertragen. Durch dieſen einer Kapitalhäufung ent⸗ 
gegengeſetzten Weg haben vor allem große Teile der Barmer, 
Krefelder und Pforzheimer Induſtrie die Überlegenheit, die ſie bis 
S zum Kriege vielfach beſaßen, ſich erworben !. 
Steht unter den Wirtſchaftsfaktoren das Kapital im Vorder⸗ 
grund, ſo wird unter normalen Verhältniſſen die Sorge um das 
Kapital zur Hauptſorge des Unternehmers. Solange das Kapital 

noch keine Rolle ſpielte, bedeutete ein Betriebsſtillſtand höchſtens 
entgehenden Gewinn. Je mehr mit der Mechaniſierung des Betriebes 
das Kapital anſchwoll, um ſo mehr wurde das anders. Denn jedes 
Kapital muß verzinſt werden, und der Kapitalzins läuft, ob das 
Kapital verwertet wird oder nicht. Auch beim Stillſtand des Be⸗ 


trriiebes iſt er zu zahlen oder in Rechnung zu ſtellen. Wird nur 


halbe Zeit gearbeitet, ſo wird ein jedes Erzeugnis doppelt ſo hoch 
mit Zinſen und Tilgungsbeträgen belaſtet als bei ununterbrochenem 
Betriebe. Ein Stillſtand bedeutet alſo jetzt nicht mehr ausſchließlich 
entgehenden Gewinn, ſondern zugleich unmittelbaren Verluſt, der 
auf die Dauer das Unternehmen gefährdet. So wandelt ſich alſo 


überall dort, wo das Kapital unter den Wirtſchaftsfaktoren voran⸗ 


ſteht, das Rationaliſierungsſtreben mit Notwendigkeit in ein Streben 
nach möglichſt ununterbrochenem Betrieb. Der Unternehmer muß 
nach dauernder Beſchäftigung des Kapitals, allenfalls ſogar unter 
Verzicht auf Gewinn, trachten, nicht weil er „profitwütig“ iſt, auch 


nicht weil er „kapitaliſtiſcher Unternehmer“ iſt?, ſondern einfach 


weil er ein rationell denkender Menſch iſt. Dieſes „Verwertungs⸗ 
ſtreben des Kapitals“, wie Sombart es — nicht zur Erleichterung 
des Verſtändniſſes — „objektivierend“ genannt hat“, muß ſich er⸗ 
halten, ſolange ſeine Urſache, der Kapitalzins, beſtehen bleibt. 
Verſchwinden kann der Zins als Entſchädigung für die Überlaſſung 
der produktiven angeſammelten Arbeit im ungebrochen natürlichen 
Verlauf der Entwicklung nur, wenn das Kapital ſich ſo anhäuft, 
daß es ſtets über die Nachfrage hinausgeht, alſo aus einem wirt⸗ 
ſchaftlichem zu einem freien Gut wird. Das iſt ſchon bisher 
wenig EE EE nnd iſt > der ungeheuren Kapital- 


1E berh arb Goth ein, Die gene des Kapitals. pc 
berg. 1918. | 

2 Sombart, Die Kapitaliftifche Unternehmung ON für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft und e 1909. S. 708. 
| 3 Ebenda S. 697. Ä 
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vernichtung dieſes Krieges zum mindeſten in Deutſchland für ab⸗ 


ſehbare Zeit ausgeſchloſſen. Es fragt ſich alſo allein noch, ob eine 


künſtliche Beſeitigung anzunehmen iſt. Selbſt wenn das theoretiſch 
möglich wäre, kann es praktiſch nicht in Betracht kommen, da an 
ein internationales Vorgehen vom nötigen Umfang heute weniger 
als je zu denken iſt, und ein einzelner Staat, wie im Geldweſen, 
ſo auch hier nur vorgehen könnte, wenn er einen geſchloſſenen 
Handelsſtaat darſtellen würde, wozu Deutſchland heute weniger als 
je in der Lage iſt. Ein im Weltverkehr ſtehender Staat bleibt, für 
ſich allein, den elementaren Kräften des eee gegenüber 
machtlos. 

Wir müſſen alſo mit dem Kapitalzins und damit mit dem 
„Verwertungsſtreben des Kapitals“ auch dann weiter rechnen, wenn 
das Privateigentum an den Produktionsmitteln in Deutſchland auf⸗ 
gehoben werden würde. Will man nicht, im Widerſpruch zu Karl Marx, 
die Produktivität mindern, dann muß das Kapital nach Einführung 
des Sozialismus auf den Betrieb und die Arbeitsweiſe denſelben 
Einfluß ausüben wie früher, als das Privateigentum an den Pro⸗ 
duktionsmitteln noch vorhanden war. Die Betriebsorganiſation muß 
in ihrem Weſen die gleiche bleiben. Darum darf das „Verwertungs⸗ 
ſtreben des Kapitals“ auch nicht als „die dem kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem eigentümliche Triebkraft für alles wirtſchaftliche Ge⸗ 
baren“ bezeichnet werden . Es iſt nicht dem „Syſtem“ eigentüm- 
lich, ſondern der Kapitalverwendung in jedem Syſtem. Das bisher 
herrſchende Syſtem wird nicht durch die Verwendung des Kapitals, 
ſondern durch das Privateigentum am Kapital gekennzeichnet, und 


der dadurch begründete Unterſchied von dem für eine Verſtaatlichung 


der Produktionsmittel eintretenden Sozialismus wird erſt jenſeits 
des Produktionsprozeſſes, erſt bei ſeinem Ergebnis, dem Gewinn, 
wirkſam. Der Sozialismus iſt aber weniger eine Produktions⸗ als 


eine Verteilungsfrage und hat gerade darum das größte Intereſſe 


daran, die Produktion nicht zu ſtören, ſie vielmehr ſtatt zu mindern 


moöglichſt zu ſteigern. Auch hier ſcheint mir der Ausdruck „Kapi⸗ 
talismus“ mehr Verwirrung als Klärung bewirkt zu haben. 


Der Verfaſſung des Kapitals, die einem durch doktrinäre Brillen⸗ 
gläſer noch nicht verdorbenen Blick klar und einfach ſich darſtellt, ſteht 
zur Seite die Verfaſſung der Arbeit. Für ſie muß, im Gegenſatz zur 


Unermüdbarbeit des toten Kapitals die beſchränkte Leiſtungsfähigkeit 


1 Som bart, a. e O. S. 697. 


4251 be Unternehmertum und Sozialismus „ . = 2 


der körperlichen we geiſtigen Kraft des Menf chen me fein. Aus 
der Raſtloſigkeit dort erwächſt das Drängen zur Ununterbrochenheit 
des Betriebes, aus dem Ruhebedürfnis hier die Forderung einer 
Beſchränkung der Arbeitszeit. Jenes Drängen entſpricht dem Ratio⸗ 


naliſierungsſtreben des Unternehmers, dieſe Arbeitsbeſchränkung aber 


nicht. Aus dieſer ſtärkſten Spannung entſteht die Gefahr, daß der 
Unternehmer unter dem ungeregelten Druck des Wettbewerbes zur 
Minderung der Erzeugungskoſten das tote Kapital nicht der lebenden 
Arbeitskraft des Menſchen, ſondern dieſe dem Kapital unterordnet. 
Deshalb muß hier wieder der Staat eingreifen. Er muß eine Aus⸗ 
beutung, die mit dem Kapital überall, wo es Verwendung findet, 
leicht ſich verbindet, durch Regelung des Wettbewerbs in bezug auf 
den Wirtſchaftsfaktor der Arbeit verhindern. Das geſchieht durch 
die Arbeiterſchutzgeſetzgebung. Deutſchland darf ſich rühmen, in 
ihrer Entwicklung im ganzen von keinem Induſtrieland übertroffen 
zu fein und den wichtigen Schritt ihrer internationalen Regelung 


zuerſt angeregt und betrieben zu haben. Vielleicht ft hier jetzt | 


e eine jpäte Ernte. „ 
Endlich handelt es ſich a dem einzelnen Wirtſchaftsſattor; 
nicht nur einmal die dem Unternehmungszweck aufs beſte angepaßte 
Organiſation zu geben, ſondern ihn dauernd im Zuſtand höchſter 
Leiſtungsfähigkeit zu erhalten. Beim Boden genügt es nicht, der 
Unternehmung bei ihrer Begründung den richtigen Standort zu geben; 
er muß auch aufrecht erhalten werden, wenn die Unternehmung 
wächſt und ſich ändert oder in ihrer Umgebung eine Umwandlung 
erfährt; die Standortverlegung iſt in Zeiten des Aufſtiegs oft ein 
Gebot des Rationaliſierung, deſſen gewinnbringende Erfüllung zur 
Jungerhaltung unſerer Induſtrie viel beigetragen hat; in Zeiten 


ſchweren Niedergangs verſiegt leider dieſer Jungbrunnen und damit 


eine der Hauptquellen der e der Wohnungsnot unſerer 


AJInduſtriebevölkerung. 


Der Wirtſchaftsfaktor des Kapitals läßt ſich in ſeiner Leiſtungs⸗ 
fähigkeit erhalten und auch ſteigern durch eine vorſichtige Finanz⸗ 
politik der Unternehmung. Es müſſen zum mindeſten in dem Maße, 
in dem die Maſchinen und Bauten abgenutzt werden und veralten, 
Abſchreibungen gemacht werden. Die deutſchen Unternehmungen 
haben ſich dadurch ausgezeichnet, daß ſehr vielfach Rücklagen, 
die über dieſes Maß hinausgehen, gemacht worden ſind. Erzielte 
Gewinne ſind in den Unternehmungen angelegt worden, ohne das 
nominelle Unternehmungskapital zu vergrößern. In ſolcher Unter⸗ 
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fapitalifierung beruhte zu einem nicht unerheblichen Teile die Stoß⸗ 


kraft der deutſchen Unternehmungen. Die Arbeiter haben durch ihre 


anarchiſtiſchen Streiks dieſen Vorteil um eigenen ſchweren Schaden 
in kurzer Zeit vernichtet. \ ` 

Beim Kapital aber hat man nicht auf eine umſichtige Finanz⸗ | 
politik ſich beſchränkt, ſondern in weitgehendem Maße auch auf die 
Stimmungen der Träger des Wirtſchaftsfaktors des Kapitals Rück⸗ 
ſicht genommen. Es iſt umfaſſend dafür geſorgt worden, daß die 
Perſonen, welche ihr Kapital der Unternehmung anvertraut haben, 
nicht nur in beſtimmten Formen über die Geſchäfte und Pläne der 


Unternehmung unterrichtet werden, ſondern auch Gelegenheit er⸗ | 


halten, an der Unternehmertätigkeit Kritik und auf fie Einfluß 
zu üben. Vor allem in der Aktiengeſellſchaft iſt den Kapital⸗ 
gebern in der Generalverſammlung ein beſonderes Organ ge⸗ 
ſchaffen und zugleich der Schutz der Offentlichkeit in weitgehendem 
Maße geſichert worden. Es entſpricht durchaus den Verhältniſſen, 
daß die Aktionäre in Zeiten erfolgreichen Arbeitens von dem Recht 
der Teilnahme an der Generalverſammlung wenig Gebrauch machen 
und nur in Zeiten einer Kriſis es lebhafter benutzen. Die General⸗ 
verſammlung iſt eben ein Sicherheitsventil; ſie hat das Aufkommen 
von Mißtrauen und Beſorgnis bei den Trägern der Kapitalkraft. 
der Unternehmung zu verhindern; ie ſtiller ſie . um ſo mehr 
erfüllt ſie dieſen Zweck. 

Nicht dasſelbe kann vom Wirtſchaftsfaktor be Arbeit gejagt. 
werden. Zwar iſt hier auch für die Erhaltung der Arbeitskraft viel 
getan worden. Zu einem im allgemeinen ſteigenden Lohn hat ſich 
die Arbeiterverſicherung geſellt, die eine Sorge des Lebens nach der 
anderen den Arbeitern, wenn nicht abgenommen, ſo doch erleichtert 
hat, und endlich hat der Unternehmer durch freiwillige Wohlfahrts- 
einrichtungen noch weiter ſolche Fürſorgepolitik in uſmfaſſender Weiſe 
betrieben. Weder unſerer Arbeiterverſicherung, noch der Geſamtheit 
der Wohlfahrtseinrichtungen unſerer W kann das Ausland 
Gleichwertiges zur Seite ſetzen. 

Auch die Verwertung der ſorgſam gehegten Arbeitskraft hat 
der Unternehmer aufs beſte verſtanden. Aus gelernten, angelernten 
und ungelernten Arbeitern wußte er einen arbeitsfähigen Organis⸗ 
mus zu ſchaffen, auf deſſen glänzendem Zuſammenwirken ein nicht 


unerheblicher Teil der Erfolge unſerer Qualitätsinduſtrie beruhte. 


Nicht in den ſachlichen Produktionsmitteln war die Überlegenheit, 
durch welche die deutſche Induſtrie ſich vielfach ausgezeichnet hat, 


N 
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NW begründet; in ihnen ſind in einer Zeit freien Maſchinenhandels nur 


noch geringe Unterſchiede zwiſchen entwickelten Induſtrieländern vor⸗ dës d 


m handen. Die Benutzung des techniſchen Apparates war aber ver- 


ſtändnisvollen und wirkſamer; und das erklärt ſich, abgeſehen von 
der weitſichtigen und zielbewußten Leitung der Unternehmer, aus 
der Bildung und Disziplin der deutſchen Arbeiter, mit deren Hilfe 
wir auch in der Zukunft uns allein zu der uns zukommenden 
Stellung emporringen können. Bildung und Disziplin ſind aber 
überwiegend nicht vom Unternehmer gebildet, ſondern von außen 
her übernommen worden. Die Bildung ſtammt von der ſtaatlichen 
Schule und die Disziplin von dem ſtaatlichen Heere. Insbeſondere 
das Ausland iſt ſich über dieſe weitgehende wirtſchaftliche Folge 
Aunſeres hochentwickelten Militärweſens klar geweſen. Wenn man 
den „Militarismus“ ſo heftig bekämpfte, ſo wollte man damit an 
manchen Stellen auch dieſe nicht nachzumachende pſychiſche Quelle 


unſerer Überlegenheit, die mit jedem Fortſchreiten des Großbetriebes 


an Bedeutung gewann, verſtopfen. Heute hat der liſtige Feind ſein 
` Ziel erreicht. Die ſchwierige pſychologiſch⸗ſittliche Aufgabe, die bis⸗ 
her das Heer für ihn leiſtete, fällt jetzt dem Unternehmer zu. Er 
muß aus ſich heraus Erſatz ſchaffen für die von einer anderen 
Otrganiſation bisher erborgten Kräfte des Gehorchens und Befehlens, 
ohne die wirtſchaftliche Großbetriebe nicht aufrechterhalten werden 
können. Das iſt nur auf neuer pſychologiſcher Grundlage möglich. 
Nur aus verſtändnisvollem Vertrauen heraus kann eine ſchaffende 


Ze Kraft neu erſtehen, die an. Wirkſamkeit den bisherigen Gehorſam 


nicht nur zu erreichen, ſondern ſogar zu überbieten vermag. 

. So muß das eigene Intereſſe des Unternehmers heute beſtrebt 
ſein, eine verhängnisvolle Lücke auszufüllen, die in der Organiſation 
des Wirtſchaftsfaktors der Arbeit bisher vorhanden war. Im 
Unterſchied vom Kapital war hier der Fürſorgepolitik, welche die 


Arbeitskraft bewahren ſollte, nicht auch eine Aufklärungs⸗ und Be⸗ 


teiligungspolitik, welche die Arbeitswilligkeit erhalten ſollte, zur 
Seite geſtellt worden. Das war an ſich erklärlich. Denn die Träger 
der Arbeitskraft unterſchieden ſich regelmäßig von den Trägern der 
Kapitalkraft nicht nur durch ihre größere Zahl, ſondern auch durch ihre 
geringere Bildung; und je kopfreicher eine Schar iſt, um ſo ſchwerer 
läßt ſie ſich organiſieren, und je niedriger die Bildung iſt, um ſo 
mühſamer iſt die Aufklärung und bedenklicher die Beteiligung. So 


erklärt es ſich, daß man ſich mit dem Nießbrauch an den Früchten 


der militäriſchen Erziehung begnügte. Aber es bleibt ein Ver⸗ 
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ſäumnis. Was auf dem Boden des Heeres erwachſen war, hätte 
Nauf dem Boden der Unternehmung gepflegt werden müſſen. Der 
Soldat wurde über das Heerweſen aufgeklärt, fühlte ſich als 
Teil eines großen Ganzen und war dadurch innerlich frei trotz 
allen äußerlichen Zwanges. In der Unternehmung iſt nur ſelten 


eine entſprechende Aufklärung geleiſtet worden. Man bemühte ſich 


kaum, den Arbeitern ein beſſeres Verſtändnis für die Lebens⸗ 
bedingungen des Betriebes, in dem ſie tätig waren, zu vermitteln. 
Dieſes Verſäumnis trifft nicht nur die Unternehmer, ſondern auch 
die Arbeiterführer. Wie jene nur Brot boten, ſo dieſe nur Kritik. 
„So wurde von keiner Seite wirkliche Kenntnis des tatſächlichen 
Wirtſchaftlebens und ein geſundes Gefühl für die Gemeinſamkeit 
der Intereſſen von Unternehmern und Arbeitern geweckt. Nur der S 
Klaſſengegenſatz beherrſchte trennend die Vorſtellungen. Für den 
dadurch hervorgerufenen Mangel an elementarſter wirtſchaftlicher 
Einſicht hat heute das ganze Volk aufs ſchwerſte zu büßen. Es iſt 
deshalb dringendes Gebot, Vorkehrungen dafür zu treffen, daß die 
Lebensfragen der Unternehmungen den Arbeitern zum Bewußtſein 
kommen, und das iſt befriedigend nur möglich, wenn ſie regelmäßig 
in feſten Formen von den Unternehmern gemeinſam mit Vertretern 


der Arbeiter und Angeſtellten erörtert werden. 


Nur durch ſolche Verhandlungen kann das erreicht werden, was 
Werner Siemens einmal als „das höchſte Ziel der Organiſation“ 
bezeichnet hat, daß ſich nämlich „im Bewußtſein der Arbeiter das 
eigene Intereſſe mit dem des Geſchäftes identifiziere“. Nur ſo kann 
Vertrauen gewonnen werden. Wie im Staate, ſo können auch in 
der Unternehmung die zerſtörenden Kräfte des Mißtrauens, die heute 
alles lähmen, nur überwunden werden durch eine grundlegende 
Anderung der ganzen Verfaſſung. Mit dem Konflitutionalismus 

muß in der Unternehmung ernſt gemacht werden. Schon im Kriege 
war die Einſicht bei Unternehmern und Arbeiterführern erwachſen, 
daß Organiſationen der Intereſſengemeinſchaft erforderlich ſeien. 
Was bisher als Herrſchaftsverhältnis empfunden wurde, muß zur 
Arbeitsgemeinſchaft umgeſtaltet werden. Was die Einſicht ſeit Jahres⸗ 
friſt immer allgemeiner hatte reifen laſſen, das konnte die Revolution 
in ihren erſten Tagen leicht pflücken. Die Bekanntmachung vom 
15. November 1918 über die weitgehende Verſtändigung, die zwiſchen 
dem Unternehmertum und den Gewerkſchaften erreicht worden iſt, 
ſtellt mit dem Anerkenntnis der gegenſeitigen Organiſationen, den 
Kollektivvereinbarungen, den Schlichtungsausſchüſſen und Zentral⸗ 
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| ausſchüſſen einen DECH Fortſchritt dar. Der Hauptteil 
der ſozialpolitiſchen Forderungen von ee hat damit Er⸗ 


füllung gefunden. 
Allerdings, was auf dem Papier ſteht, muß zum großen Teil 


noch in die Tat umgeſetzt werden. Aber die grundſätzliche Löſung 
der alten Streitfragen iſt doch das Wichtigſte. Die Durchführung 
verlangt einige Zeit. Nicht immer wird es leicht ſein, die richtigen 
Männer für ein verſtändnis⸗ und vertrauenvolles Zuſammenarbeiten 
auf der Seite der Unternehmer ſowie auf der Seite der Arbeiter⸗ 
ſchaft ausfindig zu machen; vielfach wird es nötig ſein, erſt die ge⸗ 
eigneten Perſönlichkeiten heranzubilden; von dem Maße, wie das 
gelingt, wird es in erſter Linie abhängen, wie weit die neue Ein⸗ 
richtung ein erfolgreiches Zuſammenarbeiten ermöglicht. Aber nicht 
nur wird die Durchführung der Grundſätze der „konſtitutionellen“ 
Fabrikverfaſſung noch viel Arbeit erfordern, auch bedarf die Ab⸗ 
machung der großen Intereſſengruppen noch in mehrfacher Beziehung 
der geſetzgebenden Ausgeſtaltung. Gerade auf dem Gebiete der 
Geſetzgebung liegt ja der größte Unterſchied in der Stellung der 
Wirtſchaftsfaktoren Kapital und Arbeit innerhalb der Unternehmung. 
In den zahlreichen Rechtsformen der Unternehmung iſt regelmäßig 
den Trägern der Kapitalkraft, nicht aber auch den Trägern der 
Arbeitskraft ein feſter Platz in der Unternehmung eingeräumt worden. 
Hier muß jetzt einigermaßen Parität hergeſtellt werden. | 
Wenn man etwa die Organiſationsform der Aktiengeſellſchaft, 
weil ſie einſeitig die Intereſſen der Kapitaliſten berückſichtigt, „kapi⸗ 
taliſtiſch“ bezeichnen würde, fo hätte das Berechtigung. In dieſem 
Sinne iſt dieſe Bezeichnung aber nicht verwendet worden. Seine 
grenzenloſe Unbeſtimmtheit hat es vielmehr verhindert, auf dieſe 
Lücke, wo eine „antikapitaliſtiſche“ Reform vor allem einſetzen konnte, 
die allgemeine Aufmerkſamkeit zu lenken. Es gehört zur Eigenart 
eines Schlagworts, die Einſicht zu hemmen. 
„Endlich hat der organiſatoriſchen Arbeit für jeden einzelnen ) 
der drei Wirtſchaftsfaktoren ſich die Zuſammenfaſſung des Ganzen 
in einer Geſamtorganiſation anzuſchließen. Den einzelnen Teilen 
des Baues muß ein gemeinſames ſchützendes Dach gegeben werden. 
Allerdings kann die Geſtaltung dieſes Daches nicht immer noch ganz 
frei gewählt werden. Seine Größe und Form ſind meiſt bereits 
feſtgelegt durch die Eigenart des ganzen Unternehmens und die durch 
ſie beſtimmten Einzelorganiſationen der Wirtſchaftsfaktoren; ganz 
befonders kann das durch die Art der Kapitalaufbringung, zum Bei⸗ 
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ſpiel durch Aktienausgabe, geſchehen ſein. Die Wahl der Geſellſchafts⸗ 
form iſt daher nicht von ſo großer Bedeutung. Sie beſteht nicht 
darin, mit Hilfe einer Organiſationsform der Unternehmung einen 
beſtimmten Geiſt gewiſſermaßen von außen einzuflößen, ſondern der 
feſtliegenden Eigenart der Unternehmung die äußere Form ſo eng 
wie möglich anzupaſſen. Je individueller dieſe Anpaſſung vor⸗ 
genommen wird, um jo freier nnd natürlicher kann ſich eine Unter⸗ 
nehmung in ihrem Rechtsgewand bewegen. Die Geſellſchaftsformen, 
die das Geſetz aufſtellt, ſind gewiſſermaßen nur typiſche Modelle; 
das praktiſche Wirtſchaftsleben hat unendlich viel mehr Organiſations⸗ 
formen hervorgebracht, als die Rechtsbücher erkennen laſſen. Sie 
entſprechen eben der unendlichen Verſchiedenheit der Unternehmungen. 
Geraten Inhalt und Form einer Unternehmung in Widerſtreit mit⸗ 
einander, ſo iſt es regelmäßig der Inhalt, der die Form ſprengt 
oder modelt. Übertriebene Auffaſſungen über die Form ſind aus 
Rechtskreiſen auch in die Wirtſchaftskreiſe übergegangen. Verbreitet 
iſt die Anſicht, der Wirtſchaftsgeiſt werde durch die Form beſtimmt. 
Die Erfahrung lehrt daͤs Umgekehrte. Man hat zum Beiſpiel ge⸗ 
ſagt, daß das Kapital jn der Aktiengeſellſchaft herrſche und in der 
eingetragenen Genoſſenſchaft diene. In der Wirklichkeit verhält es 
ſich ſo, daß praktiſch die Organiſationsform der Genoſſenſchaft nur 
in Frage kommt, wenn das Kapital an ſich unter den Wirt⸗ 
ſchaftsfaktoren zurücktritt und nicht mit einem Male in beſtimmter 
Höhe aufgebracht zu werden braucht, ſondern langſam aus einem 
wechſelnden Kreis angeſammelt werden kann; ſobald das Kapital 
infolge einer Anderung des Unternehmungszweckes ſtärker hervor⸗ 
tritt, nimmt eine Unternehmung, auch in der gleichbleibenden Rechts⸗ 
form der Genoſſenſchaft, einen Charakter an, der fie ſachlich von 
einer Aktiengeſellſchaft nicht mehr unterſcheidet; man ſpricht dann 
von entarteten Genoſſenſchaften, wie es anderſeits auch wirt⸗ 
ſchaftliche Genoſſenſchaften in der Rechtsform der Aktiengeſellſchaft 
gibt. Eine Darſtellung der Unternehmungsformen, die nicht von. ` 
den Ideen ihrer Schöpfer, ſondern von den Gedanken ihrer An⸗ 
wender ausgeht, und nicht von juriſtiſchen Vorſtellungen, ſondern 
von wirtſchaftlichen beherrſcht wird, iſt noch nicht geſchrieben 
worden. | | 
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Fr II 


| Ale dieſe g ade Aufgaben des Unternehmers laſſen ſch 
befriedigend nur auf der Grundlage ſtraffer Arbeitsteilung erfüllen. 
Das ſoll nicht heißen, daß ein Unternehmer, um Großes zu leiſten, 
ſich einkapſeln müßte. Bedeutende Unternehmer ſind regelmäßig viel 
in der Welt herumgekommen und haben einen weiten Geſichtskreis 
ſich erworben. Aber fie müſſen ſich, wenn auch nicht äußerlich, fo’ 
doch innerlich, geiſtig abſondern. Wie alle ſchöpferiſchen Perſönlich⸗ 
keiten pflegen ſie inſtinktmäßig alles von ſich fernzuhalten, was 
ſie in ihrer Aufgabe ſtören kann. Trotz des weiten Geſichtskreiſes 
| bleibt ihr Intereſſenkreis eng. Denn alles wird unter wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtswinkeln angeſehen. Sie können ſchließlich nicht anders 
als an allem, das eine ſorgfältige Anpaſſung des Mittels an den 

Zboeck vermiſſen läßt, unwillkürlich Anſtoß zu nehmen. Gerade von 
den großen Unternehmern, die durch Großzügigkeit, ſogar Genialität 
ſich auszeichnen, werden uns immer wieder ſeltſam kleinliche und 
knauſerige Züge berichtet 1. Sie erſcheinen dem Laien unverſtändlich 
und dem Philiſter empörend; fur den wirtſchaftlichen Pſychologen 
ſind ſie dagegen faſt ſelbſtverſtändlich und ein Beweis dafür, daß 
ſchließlich die volle Hingabe an die Aufgabe der Rationaliſierung 
der menſchlichen Arbeit jede Verletzung des Grundſatzes rationellen 
Handels, mag ihr praktiſcher Schaden groß o oder klein ſein, gleich 
empfinden und vermeiden läßt. 

Schon damit iſt geſagt, daß nicht die einzige Triebfeder des 
Unternehmers die Jagd nach Gewinn ſein kann. Zwar iſt der Ge⸗ 
winn für ihn ſtets von Bedeutung. Denn er iſt für ihn ſtets der 
'handgreifliche Beweis, daß ſein Denken und Planen, für das er 
Beſitz oder Stellung aufs Spiel geſetzt hat, richtig geweſen ſind; er 
findet in ihm die Anerkennung, nach der ein handelnder Menſch 
regelmäßig verlangt. Auch iſt er bei den kleinen Unternehmern, die 
hart um ihren Lebensunterhalt ringen, natürlich das Hauptziel 
ihres Strebens. Beim erfolgreichen Unternehmer, bei dem die Sorge 
ums tägliche Brot aufhört, iſt dagegen ſchon nicht mehr Genußſucht 
die einzige Triebkraft ſeines Handelns; auch die Freude am eigenen 
Werk ſpielt eine Rolle. Walther Rathenau meint ſogar, „daß, wer 
am perſönlichen Geldgewinn hängt, ein N Geſchäftsmann über» 


1. Sat. zum Beiſpiel N Emil Ratfenan und das SE Zeitalter. | 
Leipzig 1918. S. 361 f. 
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haupt nit fein kann“. Jedenfalls ift es bei großen Unternehmern 


nicht anders als bei großen Künſtlern und Gelehrten. Die eigent⸗ | 
liche Schöpferkraft iſt die Hingabe an die ſelbſtgewählte Aufgabe, 
hinter der die Perſon zurücktritt. Die Arbeit wird zum Selbſtzweck, 
der Gewinn zum bloßen Mittel. So erklärt ſich leicht, und nur ſo 
erklärt ſich die vielbeklagte „Unerſättlichkeit des Gewinnſtrebens“. 
Der Gewinn als Mittel iſt allerdings von größter Bedeutung. 
Er dient erſtens zur Erhaltung der internationalen Wettbewerbs⸗ 


= fähigkeit. Denn das Gewinnſtreben des Unternehmers iſt — wie 


Pohle ſich einmal ausgedrückt hat? — „die im Mechanismus der 
modernen Volkswirtſchaft vorgeſehene Einrichtung, um ſein ganzes 
Sein und Trachten auf den einen Punkt einzuſtellen: wie produziere 
ich am billigſten?“ Daß dieſem Streben auch gewiſſe Grenzen zum 
Schutze der Arbeiter gezogen werden müſſen, iſt ſicher. Ebenſo 
unzweifelhaft iſt es aber auch, daß die Frage der Produktionskoſten 
von einer Bedeutung, die kaum übertrieben werden kann, für ein 
Volk iſt, das nicht vom eigenen Boden leben kann und Rohſtoffe 
und Lebensmittel in großen Mengen vom Auslande kaufen muß. 

Der Gewinn hat aber auch noch eine wichtigere Aufgabe. Aus 
ihm geht in einer Volkswirtſchaft vor allem das Kapital hervor. 
Es entſteht bekanntlich dadurch, daß ein Teil des Einkommens dem 
Verbrauch vorenthalten und der Produktion wieder zugeführt wird. 
Das iſt begreiflicherweiſe und erfahrungsmäßig am leichteſten beim 
Unternehmergewinn. Adolf Wagner hat es daher geradezu „als die 
ökonomiſche Funktion — in einem höheren, aber nicht unrichtigen 


Sinn: als das „Amt“ — der Wohlhabenden, der Unternehmer und 


der bisherigen Kapital⸗ und Grundeigentümer“ bezeichnet, „die not⸗ 
| wendigen Dispoſitions⸗ und Sparakte, durch welche allein National⸗ 
kapital entſtehen kann, wie Beauftragte der Volkswirtſchaft vor⸗ 
zunehmen“ s. Und es iſt jedenfalls noch keine Kraft nachgewieſen 
worden, welche im Dienſte dieſer großen volkswirtſchaftlichen Auf⸗ 
gabe das Gewinnſtreben zu erſetzen vermöchte. Das iſt darum aber 
von nicht zu unterſchätzender Bedeutung, weil das Kapital, mag das 
Wirtſchaftsleben organiſiert ſein, wie es wolle, eine Vorzugsſtellung ö 


unter den Wirtſchaftsfaktoren einnimmt. Denn der Boden und die 


Arbeitskraft des Menſchen ſind in jeder Volkswirtſchaft gegebene c 


1 Rathenau, Reflexionen. Berlin 1908. S. 81. 
2 Pohle, a. a. O. S. 19. a 
9 Adolf Wagner, Grundlegung der politiſchen Öfonomie, Zweiter 

Teil. Dritte Auflage. Berlin 1894. S. 342. S a 


— 


! 
Größen, die der Menſch nicht beliebig 11 und häufen kann. 
Beim Kapital iſt das bekanntlich anders. Es iſt faſt unbegrenzter 
Vermehrung im ganzen wie am einzelnen Orte fähig. Nur durch 


Kapital, dieſe vorgetane oder — wie Marx gejagt hat — „ge⸗ 


ronnene“ Arbeit, die die Vergangenheit beiſteuert zur Gegenwart 


und Zukunft, kann die Laſt der Arbeit verringert werden. Ohne 


Kapital müßte ſie bei den wachſenden Schwierigkeiten der Güter⸗ 
beſchaffung ſogar zunehmen, und man würde bald über die Befrie⸗ 


digung der elementaren Bedürfniſſe an Nahrung, Kleidung und 


Wohnung nicht mehr hinauskommen, wie wir es aus kapitalloſen 


Ländern der gemäßigten Zone, wie dem Lande des fleißigen und 


darbenden Chineſen, kennen. Nie aber iſt einem Volke Kapital ſo 
nötig geweſen, wie uns Deutſchen jetzt. Der Krieg hat ſchon einen 
großen Teil unſerer ehemaligen Kapitalwirtſchaft vernichtet, und die 
Feinde zeigen deutlich Willen und Fähigkeit, das Zerſtörungswerk 
zu vollenden. Nur mit Kapital, viel Kapital, viel neuem Kapital 
können wir unſere Arbeit und Sparſamkeit ſo ſteigern, daß ein 
neues Emporſteigen nicht ausgeſchloſſen bleibt. Wir dürfen daher 


die Kapitalbildung nicht unmöglich machen — nicht der Unter⸗ 

nehmer wegen, ſondern des ganzen Volkes, insbeſondere der au Ä 
wegen. d 
Mit dieſer volkswirtſchaftlichen Aufgabe des Unternehmers 


hängt eng ſeine menſchliche zuſammen. Auf der Menſchheit laſtet 


nun einmal die Wirtſchaftsnot, daß von Natur ein Mangel an 


wirtſchaftlichen Gütern nicht nur vorhanden, ſondern im Wachſen 
iſt, wenn nicht fortdauernd entſprechende Gegenmaßregeln ergriffen 


werden. Nur durch wachſende Rationaliſierung der Arbeit kann 


daher für einen Feierabend der arbeitenden Menſchheit geſorgt werden, 


) Maße ſich zu erfreuen. Das große Ziel der Unternehmertätigkeit 
iſt, die Arbeit fortſchreitend zu verdichten, damit ſie, im Gegenſatz 
zur Natur, einen abnehmenden Teil des menſchlichen Lebens für 


ſich in Anſpruch nimmt. Der Ausführung dieſer Kulturmiſſion 
bringen die großen Unternehmer, als die Hauptträger des Ratio⸗ 


naliſierungsgedankens unſerer Zeit, das Opfer einer allſeitig aus⸗ 
gebildeten Perſönlichkeit, das bei ihnen vielfach in ſeiner Einſeitig⸗ 
keit noch ſchroffer als bei anderen großen Spezialiſten hervortritt, 
weil hier die Beziehung zur Kultur nicht ſo ſinnfällig iſt wie in der 
Kunſt und Wiſſenſchaft. Selbſt wenn man die großen Spezialiſten 
des Wirtſchaftslebens für einen beſonders unintereſſanten und un⸗ 
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derer es ermöglicht, der Kulturerzeugniſſe der Arbeit in wachſenden 
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ſympathiſchen Typus“ hält, was fi nur aus persönlicher Unkenntnis 
erklären dürfte, muß man ſich doch ſagen, daß es im Intereſſe der 
Geſamtheit ein Glück iſt, daß er vorhanden iſt. 

Damit bin ich auf die Schattenſeiten des Unternehmertums zu 
ſprechen gekommen, bei denen ich heute aber weniger verweilen will, 


weil fie nicht nur in der ſozialiſtiſchen, ſondern auch in der bürger⸗ 


lichen Literatur eine reichliche Behandlung gefunden haben. Nicht 
nur daß der auf die Unternehmung als Ganzes gerichtete Sinn der 
Unternehmer ein lebendiges Verſtändnis für die Arbeiterſorgen und 
Arbeiterwünſche oft ſchwer bei ihnen ſich entwickeln läßt, und daß 
die Herrſcherſtellung, die ſie in ihrem Unternehmen einnehmen, auf 
die Dauer manchmal auch in ihrem Charakter ſich ausprägt und 
die Gefahr entſtehen läßt, daß die Kraftmenſchen zu Gewaltmenſchen 
werden; ſie haben regelmäßig auch, wie alle Kraftmenſchen, kein 
Gefühl für ihre Grenzen. Was in ihren Intereſſenkreis tritt, ſuchen 
ſie in ihren Machtkreis zu ziehen. Das iſt aber natürlich bedenklich, 
da ſie Spezialiſten ſind und als ſolche behaftet ſind mit ſtarken Ein⸗ 
ſeitigkeiten. Sie üben daher auf Gebieten, die ihnen fern liegen, 
leicht einen bedenklichen Einfluß aus. Wie man ihnen die Pflege 
von. Kunſt und Muſik regelmäßig nicht frei anvertrauen darf, To 


auch nicht politiſche Aufgaben, die ihrer eigentlichen Wirkungsſphäre 
entrückt ſind. Es iſt deshalb nicht leicht, das Unternehmertum in 
der Rolle „eines Werkzeugs für die Geſamtheit“ zu erhalten. 


Starke Kräfte laſſen am leichteſten durch ſtarke Gegenkräfte ſich 


in Schach halten. Solcher Gleichgewichtszuſtand, wie ihn das Ge⸗ 


ſamtwohl fordert, wird ſich innerhalb der Unternehmung in Zukunft 
herausbilden, wenn der Staat die ihm zukommende Stellung über 
den Parteien ſorgſam zu wahren ſucht. Denn auch die großen 
Arbeiterorganiſationen erzeugen Kraftnaturen, und dieſe können 


den Unternehmern hinfort in voller Gleichberechtigung entgegen⸗ 
treten. Anders liegt es dagegen im öffentlichen Leben. Im ſelben 


Maße wie in neuerer Zeit die Vertreter des wirtſchaftlichen Lebens 


mehr in den Vordergrund getreten ſind, ſind die Vertreter der 
geiſtigen Sphäre mehr zurückgetreten. Und das ſcheint mir in 


Verhältniſſen, die ſich ſchwer abändern laſſen, ſeine Begründung zu 
finden. Denn in das geiſtige Leben, wie in das Wirtſchaftsleben, 
hat die Arbeitsteilung ihren Einzug gehalten; und wer über ſchwäch⸗ 


lichen Dilettantismus hinaus will, muß ihren harten Geboten ſich 
fügen. In dieſer Beziehung beſteht wenig Unterſchied. Während 
aber in der geiſtigen Sphäre der Zwang zur Zuſammenfaſſung der 
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Arbeitsteilung nicht gegenüberſteht, und die Möglichkeit einer all⸗ 
gemeinen Syntheſe immer mehr ſchwindet, während hier die Führer: ` 

loſigkeit zu einem unabwendbaren Verhängnis ſich zu geftalten ſcheint, 

und das Spezialiſtentum Gefahren nicht nur für den Einzelnen, 8 

ſondern für das Ganze mit ſich bringt, iſt in der wirtſchaftlichen 

Sphäre ein Zwang zur Zuſammenfaſſung vorhanden. Der Arbeits⸗ 
teilung entſpricht die Notwendigkeit einer Arbeitsvereinigung. Der 
Träger dieſer Syntheſe, das Organ der Vereinigung, das mit Not⸗ 
wendigkeit einen „Blick für das Allgemeine“ im Wirtſchaftsleben 
entwickelt, iſt der Unternehmer. Ob auf geiſtigem Gebiet ſolche 

führende Männer der Totalität“, welche die zerſtreuten Teile zu 
einer organiſchen Einheit nachſchöpfend vereinen, ſolche erſehnten 

E Träger der Syntheſe, in denen die geiſtige Welt als Mikrokosmus 

R ſich neu ſchafft, heute noch erſtehen können, möchte ich bezweifeln. 

Was zur Zeit der Befreiungskriege, als die Geiſteswiſſenſchaften 
entſtanden, noch möglich war, geht jetzt, nach einem Jahrhundert 

ſtärkſter Entwicklung über die Kraft eines Einzelnen . Organiſation 

\ | der Geſamtheit muß zu erſetzen ſuchen, was den Einzelnen verſagt 

| bleibt. Wenn damit im öffentlichen Leben außerhalb der Unter: 

nehmungen nicht das Gegengewicht entſteht, das erwünſcht erſcheint, 

| ſo iſt das jedenfalls nicht ein Verſchulden der Unternehmer. e? 


SE Dë Hammacher, Hauptfragen der modernen Kultur. Leipzig 1914. S. 101. 
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Einige Bemerkungen zur Lehre von 
der Sozialiſierung | 


Von Arthur Spiethoff 


| SE Begriff des Sozialismus und ſein Inhalt S. 33. 
Die Lehre des ökonomiſchen Materialismus über den Eintritt des Sozia⸗ | 


lismus S. 34. — Abwandlungen infolge anderer Entwicklung; aufkommende 


Sczialiſterung S. 36. — Vergeſellſchaftung der dafür reifen Gewerbe ©. 40. 
g — Die im Verlauf der Sozialifierung notwendig werdende zentrale Wirt⸗ 


ſchaftsleitung S. 44. — Zentrale Leitung der Gütererzeugung und Kapital⸗ 


bildung in der Bedarfsdeckungs⸗ und in der Marktwirtſchaft S. 46. — 
Umgeſtaltung des Bodenrechtes S. 52. — Geſellſchaftliche SE der 


Re chaft = 58. 


Ver Begriff des Sozialismus gipfelt in der Vergeſelſchaftung 
der Erzeugungsmittel. Dieſer Anderung der Rechtsordnung 
Debt zur Seite eine wirtſchaftliche Umordnung. An die Stelle der 


freien Erzeugung für den Markt und der Güterverteilung durch den | | 
freien Marktverkehr tritt die einheitlich geleitete Güterhervorbringung 
und die der Arbeitsleiſtung entſprechende Verteilung. Die freie 


Marktwirtſchaft wird erſetzt durch die Bedarfsdeckungswirtſchaft. 


Nicht erzeugt der einzelne oder Gruppen von ihnen, was ſie auf 
dem Markt günſtig abzuſetzen glauben, ſondern die geſellſchaftliche 
Leitung beſtimmt nach dem vorher feſtgeſtellten Bedarf, was erzeugt 


wird. Namentlich wird auch die Kapitalbildung von der Geſellſchaft 


| | übernommen. Die einzelnen bilden nicht mehr Privatkapital in der 
| Abſicht, es im Ankauf von Erzeugungsmitteln zu beſchäftigen „die 


Erzeuger bringen nicht mehr Erzeugungsmittel hervor in der Hoff⸗ 
nung, ſie an Privatkapitaliſten zu verkaufen, ſondern die Wirtſchafts⸗ 


leitung verteilt die geſellſchaftlichen Erzeugungskräfte planvoll auf 


Genuß⸗ und Exzeugungsgüter und ſorgt für die Hervorbringung 


dieſer letzteren im Dienſte der geſellſchaftlichen Genußgüterbefriedigung 
und der Vervollkommnung des geſellſchaftlichen Güterherſtellungs⸗ 


verfahrens. Die Verteilung des Genußgütererzeugniſſes erfolgt nach 


dem Maßſtabe der Arbeitsleiſtung. Dieſe unterliegt in verſchiedenen 
Richtungen Wertabſtufungen, und deshalb iſt die Güterzuweiſung 
keine unbedingt, ſondern nur eine verhältnismäßig gleiche. Die 


f ſozialiſtiſche Rechtsordnung kennt Unternehmergewinn und Grund⸗ 


rente überhaupt nicht, Zins nur an Privatkapital in ä g 
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| SI und die für alle Arbeitsfähigen herrſ chende Einkommensart iſt 


der Arbeitslohn. Deshalb können die Einkommens⸗ und Verbrauchs⸗ 
unterſchiede nicht mehr die große Spannung der freien Markt⸗ 
wirtſchaft zeigen. Aber der Grundſatz der Entgeltlichkeit bleibt für 
die Genußgüterverteilung aufrecht. Für den Arbeitsunfähigen ſorgt 
die Geſellſchaft nach charitativem Grundſatz, für den Arbeitsfähigen 
beſtimmt das Ausmaß und der Wert ſeiner Leiſtung die Gegen⸗ 
leiſtung der Geſellſchaft. Die Grundſätze der Entgeltlichkeit und der 
Anpaſſung von Leiſtung und Gegenleiſtung können in weiteſtemUm⸗ 


fange in Wirkung bleiben. Der gemeinwirtſchaftliche Grundſatz, der 


Bedarf und Leiſtungsfähigkeit unabhängig voneinander zu Güter⸗ 
und Laſtenverteilungsmaßſtäben macht, muß auch im Sozialſtaat 


grundſätzlich nur für die großen ee nicht für die 
ene ee eintreten !. | 


Den Mittelpunkt des Sozialismus als Begriff bildet das 


Geſellſchaftseigentum an den Erzeugungsmitteln, aber ſein Ausgangs⸗ 


punkt ſind verteilungspolitiſche und erzeugungspolitiſche Ziele. Er 


will an Stelle der ungezügelten Gütererzeugung, die in den Gegen⸗ 


ſätzen von Aufſchwung und Stockung, von Übernachfrage und Über⸗ 
erzeugung, von Arbeitermangel und Arbeitsloſigkeit abläuft, eine 


planvoll geleitete, die Erzeugungskräfte in den Dienſt des geſell⸗ 


ſchaftlichen Bedarfes ſtellende Ordnung begründen, er will Ver⸗ 
elendung und Einkommen aus Eigentums⸗ und Machtverhältniſſen 
beſeitigen und eine gleichmäßige, der Arbeitsleiſtung entſprechende 
Einkommensverteilung herbeiführen. Nur in der Verbindung dieſer 


drei: Geſellſchaftseigentum an Erzeugungsmitteln, Bedarfsdeckungs⸗ 


wirtſchaft, Verteilung nach der Arbeitsleiſtung ründet ſich der 
Sozialismus, nur ſie zuſammen machen ihn zum Syſtem, das ſich 
geſchloſſen vom Syſtem der freien kapitaliſtiſchen Marktwirtſchaft 


Die Lehre des ökonomischen Materialismus von Karl Marx 
erwartet die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung nicht als eine Folge 


menſchlichen Wollens und Handelns, ſondern als Ergebnis un⸗ 


beeinflußbarer volkswirtſchaftlicher Entwicklung. Die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft ſoll nach dieſer Auffaſſung irgendwann ſich ſo ſteigern 


und ausleben, daß ſie für den Übergang in den Sozialismus ohne 


1 Gegen den neueſtens ſich zeigenden Gebrauch des Wortes Gemein⸗ 
wirtſchaft iſt Verwahrung einzulegen, da es durch einen * Be⸗ 


griff mit feſtſtehendem Inhalt ſeit lange belegt iſt. 
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weiteres reif iſt. Marx denkt hierbei an zweierlei. Die inneren 
Widerſprüche der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung machen deren 


Fortführung unmöglich, zugleich werden aber die techniſchen Voraus⸗ 
ſetzungen für die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung gebildet. Die 


Erzeugungskräfte des Kapitalismus entfalten ſich immer gigantiſcher, 
die geſellſchaftlichen Verbrauchsmöglichkeiten halten vermöge der Aus⸗ 
beutung der Arbeiter durch die Unternehmer damit nicht Schritt 


| (Verelendungs⸗ und Unterverbrauchslehre), und die ſich deshalb 
immer ſteigernden Kriſen ſtellen ſchließlich nur die Wahl zwiſchen 
Zuſammenbruch der Volkswirtſchaft oder ſozialiſtiſcher Ordnung 


(Zuſammenbruchslehre). Der Widerſtreit von Erzeugung und Ver⸗ 


brauch, die über die geſellſchaftliche Faſſungskraft hinausgewachſenen 


techniſchen Erzeugungskräfte des Kapitalismus ſprengen deſſen privat⸗ 
kapitaliſtiſche Ordnung. Vernichtend und aufbauend zugleich, bringt 


der Kapitalismus organiſatoriſch den Sieg des Großbetriebes (Kon⸗ 


zentrationslehre), und damit ſchafft er die Bedingung für die Mög⸗ 
lichkeit einer einheitlichen ſozialiſtiſchen Leitung der Volkswirtſchaft. 
So macht der Kapitalismus ſich ſelbſt irgendwann unmöglich, ſchafft 


aber gleichzeitig die Grundlagen für eine höhere Verfaſſung. Der 


Sozialismus entſteht alſo nicht allmählich durch Umbildung des 


geſpielt, ob die kapitaliſtiſche Entwicklung die für den Übergang zum 


Sozialismus erforderliche Reife ſchon erlangt habe. Marx ſelbſt 


und auch Engels haben dieſen Zeitpunkt oft als bald bevorſtehend 


angeſehen. In den vorauguſtiſchen Kämpfen der Sozialiſten mn | 
Die Erörterungen hierüber in vorderſter Reihe. | | 


8 e 
1 Wenn heute ein Mitglied der Sozialiſierungskommiſſion, der Bergarbeiter⸗ 


führer Hue, fagt, unfere Wirtſchaſt iſt bankerott, und wir können den Sozia⸗ 
lismus nicht zum Konkursverwalter machen, jo war dies nicht die Meinung von 
Marx. Er erwartete den Sozialismus ausgeſprochen als Folge eines Rieſen⸗ 
bankerottes, den der Kapitalismus in einer Weltkriſe erleben würde. | 
2 Einen Einblick in die hierüber zutage geförderten jüngſten Auffaſſungen 
bringt der Marxiſt Heinrich Cunow in ſeinem Schriftchen „Parteizuſammen⸗ 


bruch? Ein offenes Wort zum inneren Parteiſtreit“. Berlin 1915, Buch⸗ 
= | „ 8 


1 


alten Syſtems, ſondern wie ein Phönir erhebt er ſich aus der Aſche? 
des Kapitalismus. | 
In Übereinſtimmung mit dieſer Lehre vom notwendigen und 
ſelbſttätigen Eintritt des Sozialismus haben ihre Vertreter Er⸗ 
örterungen über die Art, wie ſie die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung dÉ 
im einzelnen zu geſtalten gedenken, grundſätzlich abgelehnt. Dagegen 
hat in der politiſchen Bewegung ſtets die Frage eine große Rolle 


herabſinken läßt. Die Kriſen, deren Steigerung die Fortführung 
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Die Entwicklung ift anders verlaufen, als Marx angenommen, 


Aund damit hat ſich ein Wandel der Geiſter vollzogen. Aus dem 


Begriff des Sozialismus werden einzelne Beſtandteile herausgenommen 


S und als die weſentlichen unterſtrichen, andere werden vernachläſſigt. 
Vor allem ſtehen wir vor einer neuen politiſchen Taktik der Sozialiſten. 


Den Ausgangspunkt bildet die Erkenntnis, daß die von Marx 


gegebene Darſtellung und Kritik der führenden Volkswirtſchaften 
immer weniger der Wirklichkeit entſpricht!. Die Entwicklung iſt 


anders, zum Teil in entgegengeſetzter Richtung gegangen 0 als von 
ihm angenommen. Statt ſteigend zu verelenden, iſt die allgemeine 
Lebenshaltung gewaltig geſtiegen. Die Konzentration iſt bei der 
Landwirtſchaft in ihr Gegenteil gewendet und bei den Gewerben 
anders verlaufen, als erwartet, namentlich nach Maß und Art nicht 
von derjenigen Verringerung der Enteigner begleitet geweſen, die 
deren Enteignung zu einer volkswirtſchaftlich belangloſen, einfachen 
Geſetzesaufgabe des die politiſche Macht innehabenden 1 

er 
freien kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe zur Unmöglichkeit und den 


Sozialismus zur Notwendigkeit machen ſollte, find abgeflaut. Aber 


nicht genug hiermit zeigt die Entwicklung zahlreiche und wichtige 


Einzelzüge, die den ſozialen und organiſatoriſchen Mängeln der 
freien kapitaliſtiſchen Marktwirtſchaft entgegenwirken und ſich auf 
reiner Bahn bewegen, die im Erfolg zu einer Annäherung an die im 
Sozialſtaat erwarteten Zuſtände führt?, der Ware ihren Fetifh-. 
charakter nimmt und die kapitaliſtiſche Wirtſchaft aus einem Natur⸗ 
ereignis, dem der Menſch hilflos gegenüberſteht, zu einer in den 
Dienſt des Menſchen geſtellten Naturkraft umwandelt. Die Folge 


dieſer Erkenntnis war, daß man Kritik und Wünſche beſtimmter auf 


handlung Vorwärts, 38 S., S. 6 ff. Cunow ſelbſt tritt der Meinung entgegen, 
daß die kapitaliſtiſche Entwicklung abgeſchloſſen und zum Übergang in den 


Sozialismus bereit ſei. 


n 1 Renner drückt das ſo aus: „Karl Marx hat die Naturwiſſenſchaft der 
Öfonomie geſchrieben“, die die Geſetze der wirklich freien Wirtſchaft ergründet, 
und „die individualiſtiſch⸗anarchiſtiſche Wirtſchaftsweiſe erforſcht und beſchrieben“. 
(Marxismus, Krieg und Internationale. 1917, S. 56 u. 8.) 

2 „Privatbeſitz und Privatarbeit nehmen immer greifbarer den Charakter 


öffentlichen Gutes und öffentlichen Dienſtes an. Damit vollzieht ſich in den 


innerſten Zellen der Geſellſchaft wie in ihrem Gefüge eine zwar allmähliche, 
inmitten des Verlaufes der Zeit kaum merkliche Strukturveränderung, die jedoch 


nach dem Ablauf einer Spanne den Geſellſchaftskörper ganz umgeſtaltet e 
b “Renner, a. a. O. S. 37, 56. 
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Einzelpunkte richtete, das Abwarten des vollendet ſich ſelbſt einſtelenden Fe 
Sozialismus aufgab und die Beſſerung der freien kapitaliſtiſchen - 


Marktwirtſchaft mit dem Ziel einer allmählichen Überführung in den Së 


Sozialismus als politiſche Aufgabe der Sozialiſten erklärte !. Hierfür 
bildet ſich die Bezeichnung Sozialiſierung. Mitten in der Revolution 
erklärte? der Volksbeauftragte und Vorſitzende der ſozialdemokratiſchen 
Partei Deutſchlands, Ebert: „In grundſätzlichem ſozialiſtiſchen 
Geiſte wollen wir Gebiete des Wirtſchaftslebens vergeſellſchaftlichen, 
die dazu reif ſind. Das ſoll nach wohlüberlegter wiſſenſchaftlicher 


Einſicht unter Mitwirkung der Praktiker auf großangelegter zentralen 


Baſis geſchehen. Der Sozialismus iſt nicht Selbſtzweck, auch er iſt 


nur ein Mittel, Freiheit, Glück und Wohlſtand des Volkes zu er ` ` 
höhen. Nur dort, wo die ſozialiſtiſche Wirtſchaftsweiſe höhere Er- ` | 


träge bringt, dem Volke weniger Arbeitslaſt auferlegt und mehr 
Möglichkeiten des Verbrauches und der Freude eröffnet, iſt der 
Sozialismus am Platze, nur dort kann er ſich dauernd behaupten.“ Mars 
Damit ſcheidet — wie es ſcheinen könnte — für die nächſte Zeit die 


Erörterung über Möglichkeit und Unmöglichkeit, Vorzüge und 5 
Schwächen des Sozialismus als Verfaſſung der Volkswirtſchaft aus 


der Politik aus. An ihre Stelle treten Einzelfragen der Sozia⸗ 
liſierung. Aber auch ſie gewinnen in ihrer Geſamtheit eine grund⸗ 


ſätzliche Bedeutung und heiſchen Entſcheidungen, die über den Einzel⸗ 


fall hinausreichen und an das Syſtem rühren. 


Die Abwandlungen des Sozialismus ſind nicht einheitlich aber 


in ihrer Verſchiedenheit oft um ſo bedeutungsvoller. Paul Lenſch? 


ſagte 1916: „Nicht ſo ſehr die Heiligkeit des Privateigentums als „ 
vielmehr die volle Verfügungsfreiheit des Eigentümers über ſeinre 


Sache, dieſe Grundſäule privatkapitaliſtiſcher Ordnung, gerät in 
ſteigenden Widerſpruch mit den öffentlichen Intereſſen.“ Nicht ſo 
ſehr die Beſeitigung des Privateigentums als eine Umgeftaltung ` 
ſeines Rechtes unter dem Geſichtspunkt öffentlicher Belange ſcheint 


hiermit betont. Die techniſche Handhabe dazu wäre eine geſellſchaft: 


liche Leitung der Gütererzeugung durch die Unternehmer in Ver⸗ 


bindung mit Staat, Arbeitern und Verbrauchern. Auf etwas Der⸗ et KS 


vn Vs: 
1 „Man geht, indem man Schritte macht, man kämpft von Poſition zu 


Poſition. Der Sieg des Proletariats iſt Arbeit, nicht Schöpfungsmachtwort. 
Arbeit aber vollzieht ſich immer ſtückweiſe in Raum und Zeit, woran alle eh 


ſophen- und Literatenungeduld nichts ändert.“ Renner, a. a. O. S. 93. 
2 „Vorwärts“ Nr. 331 vom 2. Dezember 1918. Të 
3 Die GN ihr Ende und ge SAN Leipzig 1916, ©. 182 


N 
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| artiges dürfte es auch hinauslaufen, wenn Lenſch⸗ weiter betont: 
„Der Inhalt der ſozialen Revolution, in der wir ſtehen, iſt nichts 
N anderes als ein Zuſammenbruch der alten individualiſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaftsordnung des Privatkapitalismus und das allmähliche Herauf⸗ 
ſteigen einer ſozialiſtiſchen, d. h. einer ſyſtematiſch und im Intereſſe 


der Geſamtheit durchorganiſierten Geſellſchaft, in der die Arbeit eine 


Frage des ſtaatlichen und ſittlichen Rechtes geworden iſt, weil ſie zur 


Frage ſtaatlicher und ſittlicher Pflicht wurde.“ Nicht die Ver⸗ 
geſellſchaftung der Erzeugungsmittel iſt hier begriffsbeſtimmend für 


| die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung, nicht die Erſetzung der freien 

D Marktwirtſchaft durch die Bedarfsdeckungswirtſchaft, ſondern eine 

ſyſtematiſche. und im Intereſſe der Geſamtheit erfolgende Durch⸗ 
vrganiſierung, die grundſätzlich mit Aufrechterhaltung der Unter⸗ 


nehmerinitiative, freier Kapitalbildung und privatem Kapitaleigentum 
vereinbar ſein könnte. Auch Plenge! erblickt das Weſen des So⸗ 


zialismus in der Durchorganiſierung der Volkswirtſchaft, wobei er 
ein ſtarkes Stück Sondereigentum erhalten will. Die Verfaſſung, 


an die er denkt, dürfte wiederum die geſellſchaftliche ſein, wenn er 


ſagt: „Wir? haben den Organiſationsgedanken heruntergewirtſchaftet: 
Weil wir die Organiſation zu ſehr als ſtarren, äußeren Zwang ein⸗ 


geführt haben, der alles ſchaffen ſollte, ohne die freie, innere Mit⸗ 


arbeit des Volkes an den Notwendigkeiten dieſer Kriegszeit zu ſichern. 
Auch da gab es eine Frage: Obrigkeitsſtaat und Volksſtaat, die aber 


neben dem politiſchen Hin und Her über dieſe Formel kaum und 


nicht im einheitlichen Zuſammenhang, im Gegenteil nur in merk⸗ 
würdiger Verkreuzung zur Geltung gekommen iſt.“ Im Gegenſatz 
zu dieſen Betonern der Organiſation rückt die von der Revolutions⸗ 
regierung eingeſetzte Sozialiſterungskommiſſion — dem Vernehmen 
nach — die Eigentumsfrage in den Vordergrund. Die Anderung 
der Rechtsordnung zieht Organiſationsänderungen nach ſich, wie 
auch umgekehrt; aber es macht einen großen Unterſchied aus, ob 
dies oder jenes den a bildet. Die uns na 


5 „Aus dem Landsknechtum der Arbeit ſol ein Vollsheer werden. Heißt 


das aber Alleinherrſchaft der geſchloſſenen Ordnung großer ſtark zentraliſierter 
Staatsbetriebe? Der Sozialismus iſt doch erſt dann wirklich geſund, wenn er 


Un diesem Jahrbuch XIII, 3. u 4. Heft, 1918, S. 310. 


\ 


aud in aufgelöfter Ordnung für den wirtſchaftlichen Erfolg der Geſellſchaft 
kämpfen kann und ſich die ſozialen Nutzwirkungen eines ſtarken Stücks Sonder⸗ 
eigentum zu erhalten vermag.“ Vgl. Die Revolutionierung der Revolutionäre, 
1918, S. 110, 114, 179, 181. | 
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eise Organiſation ohne die Antriebe und die Verantwortlichkeit des 
Unternehmertums, kann aber die Erzeugung weitgehend auf den Markt 
angewieſen und davon abhängig fein laſſen. Wer bei der Organi⸗ 
ſation einhakt, wird in erſter Reihe das blinde Spiel des freien 


Marktes und den Mißbrauch von Machtverhältniſſen durch plan⸗ 


volles ſoziales Handeln zu erſetzen, die wertvollen Leiſtungen des 


Unternehmertums aber möglichſt zu erhalten trachten. | 
So tritt die Sozialiſierung als allmähliche Umbildung durch 
bewußte Arbeit an die Stelle des Sozialismus, der wie ein Phönix 


aus der Aſche des Kapitalismus ſich ohne alles menſchliche Zutun 


erheben ſollte. Zugleich und als notwendige Folge erhält der Staat 
eine neue, überragende Stellung. „Das! letzte Menſchenalter hat die 


erſten Anſätze einer ökonomiſchen und ſozialen Technik entwickelt — 


es wäre Sache der Marxiſten, nun die techniſchen Wiſſenſchaften der 
Geſellſchaft zum Syſtem zu entfalten: Sie ſind es, die der Geſell⸗ 
ſchaft die freie Verfügung über fich ſelbſt ſchaffen, fie ſind die ur⸗ 
eigentliche Lehre vom Sozialismus, das heißt von den Mitteln der 
Sozialiſierung. Dieſe Technik iſt einerſeits Anwendung von Natur⸗ 
geſetzen, andererſeits aber bewußte Tat. Ohne dieſe bewußte Tat 


wird der Sozialismus ebenſowenig als (aus einem Bergſturz) ein 


Steinbruch oder (aus einer Überſchwemmung) ein Stauweiher. 
Die ſpezifiſche Aufgabe, die der Marxſchen Schule heute geſetzt iſt, 
die Technik der Geſellſchaft zu erforſchen und zum Syſtem zu er⸗ 
heben, — dieſe Technik heißt Staat und Recht, es gibt außer ihr 
keine andere.“ Die „Sozialiſierung“ ſtellt kein geſchloſſenes Syſtem 


dar wie die freie kapitaliſtiſche Marktwirtſchaft und der Sozialismus, 


ſie iſt ein Zwiſchenzuſtand, der auf dem Grund des einen oder 
anderen Syſtems ruht und dazu Elemente des anderen oder einen 


enthält. Wird er ein peinliches Gleiten darſtellen, das ſich von 


keinem Syſtem die ſtarken Seiten anzueignen vermag, oder wird es 


umgekehrt gelingen, die Vorzüge beider Syſteme ohne deren Schwächen 
zu ſichern! Auf der Tagesordnung ſtehen namentlich zwei große 
Sozialiſierungsmaßnahmen: die Verſtaatlichung oder. Vergeſell⸗ 


ſchaftung der dafür „reifen“ Gewerbe einſchließlich einer Anderung 


des Grundeigentumrechtes und die geſellſchaftliche Leitung der Güter⸗ 


erzeugung. 


Die in den erſten Nevolutionswodien als für die EE ERR 


reif genannten Gewerbe waren: 


ar. Kar! Kenner, a. a. O. S. 59. 
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Von grundſätlich ſehr arsch Vene Seite ſoll hiernach an die 
Sozialiſierung herangetreten werden. Die führenden Männer der 
Revolutionsregierung find ſich einig in der Überzeugung, daß ber 
Zuſtand unſerer Volkswirtſchaft gewagte ſozialiſtiſche Verſuche, die 
unſere Gütererzeugung gefährden und herabſetzen könnten. nicht ver: 
trägt. Wo iſt die Grenze? 

Wenn heute von den „für die Sozialiſterung reifen Gewerben“ 


geſprochen wird, ſo denkt man dabei an die bereits vorhandene oder 


unſchwer durchzuführende großbetriebliche Verfaſſung mit wenigen 


großen Konzernen oder leiſtungsfähigen Kartellen. Hierin liegt die 


ir 5 


äußere Bedingung für die Möglichkeit einheitlicher Leitung, ohne 
die die Handhabe der Durchführung mangelt, aber über die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Verſtaatlichung iſt damit noch nichts ausgeſagt. Sie 
kann nur nach den Anforderungen entſchieden werden, die das Ge⸗ 
werbe an die Leitung ſtellt. Dabei iſt vorweg die wirklichkeitsfremde 


Annahme abzuweiſen, daß Aktiengeſellſchaftsdirektoren und öffentliche 


Beamte auf einer Stufe ſtehen, und alles, was heute Privatbeamten 
gelingt, ohne weiteres auch öffentlichen übertragen werden könne. Der 
das Vertrauen ſeines Aufſichtsrates genießende Direktor wirtſchaftet 
tatſächlich wie ein freier Unternehmer, er wird nicht nur durch großes 
Einkommen zu beſonderen Leiſtungen angetrieben, ſondern ebenſo 


diurcch die tatſächliche Unabhängigkeit feiner Entſchließungen und die 
daraus folgenden ſeeliſchen Beweggründe. Die Verwaltung öffent⸗ 


lichen Kapitals bedingt ſtarke Bindungen. Doppelt gilt Dies’ für 
Demokratien mit ihrem gefährdeten Beamtentum. Bei Erörterung ⸗ 


der Eiſenbahnverſtaatlichung betonte Schmoller, dieſe ſei für Frank: 


reich wegen der Art ſeiner Verfaſſung und ſeines Beamtentums un⸗ 
tunlich. Die größten. Schwierigkeiten für den öffentlichen Betrieb 
bietet ſodann die Behandlung von Verluſten. Die Fragen der Ver⸗ 


antwortung und der Vertretbarkeit von Verluſten umſchließen ſeeliſche 


vertuſcht. Aus dem Marktverkehr erwachſende Verluſte hat die 


und verwaltungstechniſche Rieſenaufgaben. In der Eiſenbahn⸗ und 
Waſſerbauverwaltung iſt man der Behandlung von Verluſten im 
großen und ganzen nicht anders Herr geworden, als daß man ſie 
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| ö Zwangs wirtſchaft zwar in der Hauptſache nur im Auslandshandel 


zu gewärtigen, aber techniſche Erzeugungsverluſte m. ihr Sn | 
eigen wie der Privatwirtſchaft. 
Die Bedingungen einer Beamtenleitung laſſen ſich in bie Formel 


„Sicherheit und Gleichmäßigkeit“ zuſammenfaſſen. Die Erzeugung 


muß; ſich auf eine im weſentlichen ſtabile Technik ſtützen. Ein ver⸗ 


= ſtaatlichtes Gewerbe entbehrt der kühnen Unternehmernaturen, die 
durch neue Erzeugungsverfahren Vorſprung und Überlegenheit er⸗ 


ſtreben. Ein Gewerbe, das im Fluß ſteter techniſcher Entwicklung 


ſich befindet, kann den Wettbewerb und die Unternehmerantriebe 


nicht entbehren, ſoll es die techniſchen Möglichkeiten wirklich aus⸗ 


ſchöpfen. Der Durchführung ſich ſchnell folgender Erfindungen, die 


raſche Entſcheidungen und kühne Entſchlüſſe und Kapitalanlegungen 
heiſchen, iſt eine Beamtenleitung nicht gewachſen. Der Zuſtand der 


preußiſchen Staatsbergwerke wird zum mindeſten nicht als vorbildlich 


angeſehen, während die verſchiedenen deutſchen Staatsbahnen dies 


für Ré in Anſpruch nehmen können. Den in den letzten 20 Jahren 


erfolgten Neubau unſerer Schwerinduſtrie hätte eine Beamtenleitung 
nicht vollführen können. — Noch unerläßlicher iſt Sicherung und 


Gleichmäßigkeit des Abſatzes. Das beinhaltet vor allem die Un⸗ 
abhängigkeit von einem Aus landsmarkt, der durch Rührigkeit und 


Findigkeit ſtets verteidigt und neu erobert werden muß. Aber auch 
ein geſicherter Markt, ſei es durch rechtliches Monopol im Inland 


oder durch natürliches im Ausland, erheiſcht darüber hinaus Gleich⸗ 
mäßigkeit des Abſatzes: wenig Sorten und in Mengen, die nicht 
unregelmäßig zu⸗ oder gar zeitweiſe abnehmen. Schon der Rieſen⸗ 


betrieb hat beſondere Forderungen, die in normenmäßiger Begründung 
der Erzeugung und Typenbildung beſtehen. Dazu treten die Be⸗ 
dingungen der die Unternehmerfreiheit entbehrenden, gebundenen öffent⸗ 


lichen Beamtenſchaft. Schnell und ruckweiſe ſteigenden Anſprüchen 


kann eine Beamtenleitung mangels ſchneller und ſelbſtändiger Ent⸗ 
ſchließung nur ſ chwer genügen. In jedem großen Aufſchwung kommen 


die Staatsbahnen in Rückſtand. Waſſer⸗, Gas⸗ und Krankenhaus- 
mangel iſt in ſchnell wachſenden Großſtädten immer wieder zu be⸗ 
klagen. Die unter anderem Geſichtspunkt ſehr erwünſchte Verſtadt⸗ 
lichung des Wohnungsweſens wagen die Wohnungsreformer nicht 

zu fordern, weil die Wohnungsbereitſtellung dadurch aufs ſchwerſte 
gefährdet wäre. Das Bauunternehmertum hat die Wohnungen teuer: 


und geſundheitlich mangelhaft beſchafft, aber es hat in der Haupt⸗ 
ſache den SES Gage Bedarf der Großſtädte ſichergeſtellt. Bei 
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der. nad) konſumgenoſſenſchaftlichen Erfahrungen gewiß verführeriſchen 


Verſtaatlichung der Lebensmittelgewerbe iſt die in ſchnell wachſendem 
Bedarf gelegene Schwierigkeit nicht zu überſehen. Bisher haben 


dieſe Genoſſenſchaften noch nicht vor der Aufgabe geſtanden, die 
Geſamtbevölkerung ſchnell wachſender Großſtädte allein zu verſorgen. 


Die größten Schwankungen des Abſatzes bringen aber nicht die 


Genußmittel⸗, ſondern die Erzeugungsmittelgewerbe. Der mit der 


freien kapitaliſtiſchen Marktwirtſchaft verbundene Wechſel von Auf⸗ 
ſchwung und Stockung gipfelt in dem auf⸗ und niedergehenden Be⸗ 
darf an Erzeugungsmitteln. Der Aufſtieg einer Volkswirtſchaft 
beſteht in dem ſchnellen Anwachſen des Erzeugungsmittelverbrauches, 
der im Rahmen der freien Marktwirtſchaft von ſtarken Rückſchlägen 
unterbrochen iſt. Das deutſche Unternehmertum hat es ſeit den 
1840 er Jahren verſtanden, dieſe Verbrauchsſchwankungen in großem 
Umfange auf den Weltmarkt abzuwälzen, indem es im Aufſchwung 
die Einfuhr, in der Stockung die Ausfuhr ſteigerte. 


Auch beim Verſicherungs⸗ und Bankweſen ſind ausſchlaggebend | 


die Anforderungen und Bedingungen der Geſchäftsführung: Gleich⸗ 


mäßigkeit oder ſtete Anpaſſung an wechſelnde Verhältniſſe, freies Er⸗ | 


mellen ` bei ungewiſſem Ausgang der Geſchäfte oder normenmäßige 
Regelung. Manche Zweige des Verſicherungsweſens, namentlich die 
Lebens⸗ und Feuerverſicherung, ſind überreif für die Verſtaatlichung, 
und meines Erachtens liegt hier eine Unterlaſſung vor. Der Staats⸗ 


betrieb vermag hier vorteilhafter zu arbeiten und bietet die Möglich⸗ 


keit für die weitſchauendſten ſozialen Errungenſchaften in bezug auf 
Verallgemeinerung der Verſicherung. Für andere Zweige, die eine 
individualiſierende Geſchäftsführung verlangen, iſt die Entſcheidung 
ſchwieriger. Ebenfalls zwieſpältig liegen die Verhältniſſe im Bank⸗ 
weſen. Der Zahlungsverkehr iſt ohne weiteres dem Staatsbetrieb 
zugänglich, nicht ſchon das Depoſitenweſen. Dieſes muß bei öffent⸗ 
lichem Betrieb notwendig einer normenmäßigen Anlegung des Kapitals 


unterworfen werden, was die volkswirtſchaftliche Bewegungsfreiheit 


und Entwicklung behindert. Zunächſt beſteht immer die Wahrſchein⸗ 
lichkeit, daß das Depoſitenweſen in den Dienſt der ſtaatlichen Anleihe⸗ 
politik geſtellt wird. Für die Finanzverwaltung iſt das höchſt er⸗ 
wünſcht, für vorwärtsſtrebende Volkswirtſchaften bedeutet es Lahm⸗ 


legung. Die Konzentration des privaten Depoſitenweſens hat unter 


dem Einfluß der Bedürfniſſe und Entwicklungsneigungen des Groß⸗ 
betriebes zwar auch zu bureaukratiſcher Verfaſſung und Kapitalanlegung 
geführt, namentlich in e In Deutſchland iſt man dem 


! 
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nicht in ſolchem Ausmaß verfallen, und das war ein nicht unweſent⸗ 
licher Umſtand für die Entfaltung unſerer Volkswirtſchaft. Die 
größten Schwierigkeiten, wiederum in Verbindung mit der Verluſt⸗ 
gefahr, bietet das Kredit⸗ und Anlagebankweſen. Die ſeit Jahr⸗ 


zehnten in allen alten Ländern zu beobachtende rückläufige Bedeutung 
der Zentralnotenbanken geht darauf zurück, daß man nur ganz be⸗ 
ſtimmte Kreditarten normenmäßig ſo regeln kann, wie es die Sicherheit 
der Notendeckung erheiſcht, daß die andern der Notenbank für un- 
bezwingbar erachtete Schwierigkeiten bieten und deshalb zum Schaden 
einer beherrſchenden Stellung dieſer Anſtalten von ihnen nicht ge⸗ 
pflegt werden. Dieſelbe oder eine ganz ähnliche Verluſtfreiheit und 
ſchematiſche Behandlung verlangt der ſtaatliche Bankbetrieb, und 

deshalb ſind auch ihm nur ganz wenige Kreditzweige zugänglich. 
Entſcheidend für die Verſtaatlichung iſt, wie die künftige Verfaſſung 


der Gütererzeugung, der Kapitalbildung und Kapitalanlegung ſich 
geſtaltet. Spielt ſich die Sozialiſierung im Rahmen der geregelten 


Marktwirtſchaft ab, ſo bleibt es unerläßlich, die Antriebe und die 
Verantwortlichkeit des Privatbetriebes zu erhalten. Werden irgend⸗ 


welche Übergangsformen zur Bedarfsdeckungswirtſchaft verſucht, und 
N verſchwindet der Begriff des privatwirtſchaftlichen Verluſtes, ſo 
rückt das Bedürfnis nach Beherrſchung der e in den 
Vordergrund. 


Durchaus nicht jedes Gewerbe, das nach dem Grade der gon, 8 


| zentration techniſch einer einheitlichen Leitung zugänglich geworden 


iſt, erweiſt ſich damit als „reif für die Vergeſellſchaftung“. Werden 
große, für das Gedeihen der Volkswirtſchaft wichtige Zweige mit 


einer unzweckmäßigen Verfaſſung ausgeſtattet, die Erzeugung und 
Abſatz beeinträchtigen, ſo kehrt ſich der durch die Vergeſellſchaftung 


erwartete Erfolg in ſein Gegenteil. Im gegenwärtigen Augenblick 


gewiß doppelt unerträglich. Aber nicht grundſätzliche Fragen ſtehen 


hier zur Entſcheidung, ſondern ſolche der Zweckmäßigkeit, die von 
Fall zu Fall, wie Ebert ſagte, nach wohlüberlegter wiſſenſchaftlicher 
Einſicht unter Mitwirkung der Praktiker entſchieden werden müſſen. 


E Geſchieht das, ſo hat ſich gegenüber dem Vornovember nichts ge- 
ändert, denn zweckmäßige Verſtaatlichungen großen Umfanges wurden 
faſt ſeit Kriegsbeginn als finanzpolitiſche Notwendigkeit angeſehen. 


Eine ſtarke Struktur⸗ und gar eine Syſtemänderung der ganzen 


| Volkswirtſchaft kommt in Sicht, wenn die Sozialifierung. einen ge- 


wiſſen Umfang annimmt und entſcheidende Teile der Volkswirtſchaft 


| erfaßt. Alsdann kann es nicht mehr ſein Bewenden haben mit 
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einzelnen Monopolverwaltungen, die ihr Gebiet beackern und ſich 


für links und rechts, für vorn und hinten nicht verantwortlich fühlen. 


Alsdann erwächſt die Aufgabe einer zentralen Leitung der Volks⸗ 
wirtſchaft, unter Umſtänden die der Erſetzung der freien kapitaliſtiſchen 
Marktwirtſchaft durch die Bedarfsdeckungswirtſchaft. Die Not⸗ 
wendigkeit zentraler Leitung dürfte ſich auf der erſten Hälfte des 
Weges zur Sozialiſierung ergeben. Damit eröffnen ſich die weiteſten 


Ausblicke für eine Durchorganiſation der Volkswirtſchaft, zugleich 
rückt aber auch der zu vermeidende „gewagte ſozialiſtiſche Verſuch“ 
heran. 


Zum Teil ſetzt die Sozialiſierung bei den Gütern Alter Ordnung 
ein. Die Abſatzverhältniſſe liegen hier oft günſtig (Nahrungsmittel⸗ 


gewerbe) und können durch Monopoliſierung ſehr vereinfacht werden. 
Wird ein ganzes Genußmittelgewerbe verſtaatlicht und damit mono⸗ 
poliſiert, ſo tritt an die Stelle der freien Marktpreisbildung der 


Monopolpreis, alles volkswirtſchaftlich Irrationelle, dem Wettbewerb 
und der Markteroberung Dienende fällt fort, die Launen der Ver⸗ 
braucher werden an die Zügel genommen, die Sorten verringert, 


Normen und Typen zur höchſten Entfaltung gebracht, der Handel 


beſeitigt oder zum abhängigen, geregelten Organ gemacht. Die freie 
Marktwirtſchaft des betreffenden Gebietes hat den Todesſtoß er⸗ 
halten. Für die volkswirtſchaftliche Verfaſſung noch wichtiger ſind 
aber die mittelbaren Einflüſſe auf die Gewerbe der Güter höherer 


Ordnung. Schon durch die Verſtaatlichung der Eiſenbahnen wirkt 


der Staat bedeutſam auf die Beſchäftigung der vorangehenden Er⸗ 
zeugungsſtufen, ebenſo wie durch die ſtaatliche Heeres⸗ und Marine⸗ 
wirtſchaft auf deren Erzeugungsſtätten. Für alle dieſe konnte die 
privatkapitaliſtiſche Verfaſſung erhalten bleiben. Die Fabriken für 
Wagen und Lokomotiven, die für elektriſche Blockſtationen und Knorr⸗ 


bremſen ſind in der Hauptſache wirtſchaftlich unabhängige, ſtarke 


Privatunternehmungen geblieben. Noch mehr gilt dies für die Er⸗ 
zeugungsſtätten der ſtaatlichen Heeres⸗ und Marinewirtſchaft. Die 
private Verfaſſung iſt hier möglich, weil der Staat kein ſchwer zu 
beaufſichtigendes Monopol durchzuführen hat, und ſie iſt wohl richtig 
geweſen, weil ſie den Abſatz an andere Abnehmer, namentlich des 
Auslandes, förderte, weil ſie erleichterte, noch andere Zweige, die 


ER 


für private Unternehmungen arbeiten, zu pflegen. Aber die Ab⸗ 


hängigkeit dieſer Gewerbe von der ſtaatlichen Anlagepolitik iſt des⸗ 
halb nicht geringer. Wird ein Tabakmonopol errichtet, ſo übernimmt 
der Staat auch die Herſtellung der Fabriken und den Bezug der 
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| Maſchinen, die Tabakeinfuhr und die Leitung des Tabakbaues. Ver⸗ 


ſtaatlicht er die Bäckerei, ſo muß er die Müllerei einbeziehen, und 
die Bäckerei⸗ und Mühlenbauanſtalten werden wirtſchaftlich unſelb⸗ 


ſtändige Anhängſel, für die der Staat weitgehend verantwortlich iſt, 
auch wenn ſie rechtlich Privatunternehmungen bleiben. Die ſchon 
in der freien Wirtſchaft auftretende ſtarke Neigung zur Kombination 
der Erzeugungsſtufen und Betriebe wird beim Monopol meiſt zur 


Notwendigkeit. Hierbei iſt nicht erforderlich, daß für alle Zweige 
an die Stelle des privaten der öffentliche Betrieb tritt, aber auch 
der private muß in die Zwangswirtſchaft und in die einheitliche 
Leitung einbezogen werden. Wenn die Durchführung des Monopols 
deſſen Ausdehnung auf die Vorſtufen auch nicht in allen Fällen ver⸗ 


langt, ſo hat jedenfalls die Verſtaatlichung von Genußmittel⸗, Ver⸗ 


kehrs⸗ und Krafterzeugungsgewerben ganz allgemein die Folge, den 
Staat zum Abnehmer der Erzeugungsmittelgewerbe zu machen. 


Werden dieſe damit nicht notwendig in die Verſtaatlichung herein⸗ 


gezogen, ſo werden ſie doch in ihrem Abſatz von der Anlagepolitik 
des Staates abhängig, und dieſer, je nach dem Umfange Sek Ver⸗ | 


hältniſſes, für deren Beſchäftigung verantwortlich. 


Zum Teil ſetzt die Sozialiſierung aber auch bei den Erzeugungs⸗ . 
mittelgewerben ein. Ihre hohe Konzentration und Zentraliſation 
reizt organiſatoriſch, ihre teilweiſe Verbindung mit der Bodenrente 
drängt politiſch dazu. So kommt der Staat auch von dieſer Seite 


her zu entſcheidender Bedeutung für die Erzeugungsmittelgewerbe. 
Er hat für die fozialifierten die Leitung in der Hand und iſt mit 
deren Anlagebedarf wiederum Abnehmer der Erzeugungsmittelgewerbe, 
wobei zu beachten iſt, daß dieſe ſelbſt die ſtärkſten Erzeugungsmittel⸗ 


Freſſer ſind. 
Werden der Staat oder die Geſellſchaft von der einen und der 


anderen Seite her entſcheidende Abnehmer der großen Erzeugungs⸗ 
mittelgewerbe (namentlich für Kohle, Metalle, Bauſtoffe), ſo rücken 
. fie damit in den Mittelpunkt der Volkswirtſchaft und werden Herren 
über den volleren und leereren Gang der volkswirtſchaftlichen 


Maſchine. Der größere oder geringere Verbrauch von Erzeugungs⸗ 
mitteln beſtimmt den Umfang der Kapitalanlegung, das Ausmaß 
der „kapitaliſtiſchen Unwege“, die wirtſchaftlichen Wechſellagen Auf⸗ 
ſchwung und Stockung. Indem der Staat für dieſen Verbrauch eine 


ausſchlaggebende Bedeutung erhält, wird er verantwortlich für gutes 
und ſchlechtes Wetter, und damit wächſt ihm die Aufgabe einer 


planvollen Leitung der Volkswirtſchaft zu, namentlich die der Ver⸗ 
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‚teilung! der Erzeugungskräfte auf die Genußgüter⸗ und Erzeugungs⸗ | 


mittel-Servorbringung. Hier erheben ſich zwei Fragen: Kann die 
Demokratie die Aufgabe zentraler Wirtſchaftsleitung, die in der 


Kapitalbildung und ⸗anlegung gipfelt, (Dien, und welche Verfahren 


ſtehen dafür zu Gebote? Vereinfachen oder erſchweren die augen⸗ 


blicklichen Zeitverhältniſſe die Erſetzung der Markt⸗ durch die Bedarfs⸗ 


deckungswirtſchaft, und iſt es richtig, die Sozialiſierung bis zur 


demokratiſchen Bedarfsdeckungswirtſchaft zu führen? Die Beant⸗ 
wortung der erſten Frage iſt auch von Bedeutung für die der zweiten. 
Die Aufgabe der zentralen Leitung einer Volkswirtſchaft gipfelt 


in der Verteilung der Erzeugungskräfte auf die Hervorbringung von 
Erzeugungs⸗ und Genußmitteln. Soll durch die Bevorzugung der 
Erzeugungsmittel künftige oder ſoll durch die Förderung der Genuß⸗ 
mittel gegenwärtige Bedürfnisbefriedigung gepflegt werden? Soll 
Kapital gebildet, ſollen Erzeugungsumwege eingeſchlagen werden, um 


die Erzeugungskraft der Volkswirtſchaft zu ſtärken und zu erhöhen, 


oder ſoll die Arbeit des Tages auch unmittelbar ſeinem Genuß 
dienen? Jede Gütererzeugung „auf erhöhter Stufenfolge“ be⸗ 
deutet Verzicht auf Gegenwartsgenuß. Es war eine theoretiſche 


| Lächerlichkeit von Zoe, bie Kapitaliſten zu höhnen, weil ſie des 


2 Dieſe Aufgabe wurde bisher durch den freien Markt mit ſeiner ſtarken 
Entfaltung ſeeliſcher und materieller Kräfte gelöſt, und die Folge war der 
Rhythmus des Wirtſchaftslebens, der Wechſel von Aufſchwung und Stockung. 
Ergäben ſich bei einheitlich geleiteter Volkswirtſchaft Schwankungen, ſo wären ſie 
nicht die Folge von Wachstumsſchüſſen, ſondern von Fehlern der Leitung. Das 


Ziel der Leiter kann nur Gleichmäßigkeit ſein, wenn möglich ſtetiger, rückſchlag⸗ 


loſer und deshalb langſamer Aufſtieg. Das hat gewiß Vorzüge, ſchließt aber 


auch großen Verzicht ein. Marx hat die den wirtſchaftlichen Wechſellagen zu⸗ 


kommende beherrſchende Bedeutung voll erkannt, aber er wertet fie einſeitig. Er 


ſieht ſie ausſchließlich als Zeichen einer anarchiſchen Volkswirtſchaft an und legt 


den Finger auf überſpekulation, Arbeitsloſigkeit und Übererzeugung. Das iſt 


nicht zu überſehen, aber dieſe Schattenſeiten haben ſich zunehmend Lage und 

em ſind die 
Wechſellagen die Entwicklungsformen der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, unter deren 
gegenſätzlichen Antrieben die Entfaltung des Kapitalismus ſich vollzieht. Ohne 


ſind weiterer, wirkungsvoller Bekämpfung zugänglich. Vor a 


Wechſellagen keine ſtarke Entwicklung, wie wir auch beobachten, daß die jeweils 


ſtärkſt wach ſenden Volkswirtſchaften die Wechſellagen am ausgeprägteſten zeigen: 


in den letzten Jahrzehnten Deutſchland und Amerika. Wer die kapitaliſtiſche 
Entwicklung nicht für abgeſchloſſen hält, wer glaubt, daß ſie die ihr eigenen 


Aufgaben zu Ende führen muß, wird die Wechſellagen in ihren fruchtbaren An⸗ 
trieben nicht künſtlich ausſchalten. Auch für die Frage, ob eine in den zwiſchen⸗ 


ländiſchen Wettbewerb verflochtene Volkswirtſchaft allein zum Sozialismus über⸗ 
gehen kann, ſpielt es eine Rolle, daß ſie allein die Wechſellagen ausſchaltet. 


\ ; 
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= Verzichtes auf den Verzehr von Mauerfteinen ſich rühmen. Ein ganz 


großer Teil des Profites, der in Form von Rente, Zins und Unter⸗ 


nehmergewinn angeeignet wird, findet nicht in perſönlichem Genuß 
der Aneigner Verwendung, ſondern dient in der Umwandlung zu 


Kapital dem Ausbau der Gütererzeugungsanlagen und der verbeſſerten 
Bedürfnisbefriedigung der Geſamtheit. Wird er auch erneut zur 


= Quelle von. Aneignungen, ſo dient gleicherweiſe von dieſen wiederum 


ein großer Bruchteil volkswirtſchaftlicher Anreicherung. Gewiß war 
das Verfahren der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, Kapital zu bilden und. 
Erzeugungsumwege einzuſchlagen, ein rohes, das die bewußte Ein⸗ 
ſtellung auf den Zweck vermiſſen ließ und deshalb von ſchweren Un⸗ 
zuträglichkeiten begleitet war. Die Kapitalbildung und ihr Ausmaß 
fand oft ihr Gegenſtück in ſozialem Druck und elender Lebenshaltung 
breiter Maſſen. Die Kapitalanlegung unter dem Einfluß privaten 


Gewinnſtrebens erfolgte ruckweiſe und führte zu Übererzeugungen, 


Kriſen und Kapitalvernichtungen. Aber beides war ſicherlich in 
großem Umfange eine geſchichtliche Notwendigkeit und unausweichlich, 
wollte man das Ziel der Kapitalbildung erreichen. Eine bewußte 
planvolle Leitung würde dieſen unerwünſchten Folgen auszuweichen 


ſuchen; in welchem Maße ſie es ohne Gefährdung des Zieles könnte, 


it die Frage. In einer Demokratie dürfte fie es bei Gefahr der 


Abſetzung auf dieſe Folgen nicht ankommen laſſen, und damit ſtoßen 
| wir auf eine der ſeeliſchen Kernfragen, vor denen die Sozialifierung, 
ſteht. Wie wird die Demokratie fertig mit der der Maſſe auf: 


zuerlegenden Notwendigkeit, auf individuellen Gegenwartsgenuß zu _ 


verzichten zugunſten einer Anreicherung der volkswirtſchaftlichen 
Gütererzeugungsanlagen, deren Ertrag für den einzelnen oft kaum 
bemerkbar, jedenfalls nicht in individuell feſtlegbaren Anteilen ge⸗ 


noſſen werden kann, ſo daß für den individuellen Verzicht keine 


individuelle Gegenleiſtung geboten zu werden vermag. Die zentrale 


Leitung kann ſich des Rahmens der Bedarfsdeckungs⸗ oder der 


Marktwirtſchaft mit freier Kapitalbildung, Unternehmergewinn 


und Zins bedienen. Beide Verfahren unterſcheiden ſich weſentlich, 
namentlich in der ſeeliſchen Begründung und unter Umſtänden im 
Erfolg. | | 
In der Bedarfsdeckungswirtſchaft befteht = Jahresvoranſchlag 


in der Gegenüberſtellung der zu fordernden Arbeitsaufwendungen 


und der herzuſtellenden Güter und Leiſtungen. Die einzuſchlagenden 
Erzeugungsumwege treten zahlenmäßig in Geſtalt eines Mehr an 
Arbeit und eines Weniger an Genußgütern, jedem deutlich ſichtbar, 


! 
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an Erſcheinung. Hierbei zeigt ſich, welchen Entgang ı an Gegenwarts⸗ 
genuß die Umwege bedeuten, die ſeeliſch im weſentlichen ſo wirken 


dürften wie heute Steuerauflagen. Sie werden zum Gegenſtand 


der Erörterung, und ihre Durchführung iſt abhängig von Abſtimmungen, 
die in der Demokratie weitgehend durch die Wünſche der großen 
Maſſe bedingt ſind. Dieſe wird zu gewinnen ſein, wenn das ihr 
Zugemutete nicht drückend iſt. In der Vergangenheit war das in 
‚aller Regel aber nicht der Fall, vielmehr bedeutete die Kapitalbildung 
harte, perſönliche Opfer. Die engliſche Kapitalbildung zum Beiſpiel 
wäre bis in die 1860 er Jahre hinein ohne die ſchweren Entbehrungen 
breiter Maſſen nicht möglich geweſen und hätte bei geſellſchaftlicher 
Verfaſſung der Volkswirtſchaft ſicherlich nicht die Billigung des 
Volkes gefunden. Gerade die von den Ssozialiſten als eine Selbſt⸗ 
werſtändlichkeit behandelte ſchrankenloſe Anwendung arbeitſparender 


Maſchinen und vollendete Ausſtattung der Erzeugungsanlagen ver⸗ | 


langt Gegenwartsopfer, die in der Demokratie auf die ſchwerſten 
und oft ſicherlich unüberwindliche Hinderniſſe ſtoßen. Deshalb ſetzt 
der Sozialismus kapitalgeſättigte Volkswirtſchaften voraus. Wenn 
die Marxiſten nach Anzeichen ſuchen, aus denen das geſchichtliche 
Ausleben des Kapitalismus abzuleſen iſt, ſo wird hier mit an erſter 


Stelle eine ſolche Kapitalſättigung zu nennen ſein, daß die für die 


weitere Kapitalbildung nötigen Gegenwartsopfer der demokratiſchen 
Zuſtimmung ſicher ſein können. Hinfällig würde dieſe Vorausſetzung 
nur bei religiös eingeſtellten Völkern, denen die wirtſchaftliche 


„Lebenshaltung und die volkswirtſchaftliche Entwicklung gleichgültig 


iſt, oder bei einer ſeeliſchen Verfaſſung, die aus gemeinnützigen Be⸗ 
weggründen ſtarke wirtſchaftliche Antriebe entnimmt und Gegenwarts⸗ 
opfer willig trägt. — Die Kapitalbildung der Marktwirtſchaft iſt 
planlos und erfolgt zum großen Teil unter der Schwelle des Bewußt⸗ 
eins durch Opfer, die den Betroffenen in ihrem Zuſammenhang unklar 
ſind, aber bisher gebracht wurden. Ob das künftig der Fall ſein wird, 
iſt nicht ſicher. An ſich wäre anzunehmen, daß der auf Arbeitseinkommen 
Geſtellte lieber unmittelbar für die geſellſchaftliche Kapitalbildung als 
mittelbar auf dem Umwege über die in Form von Gewinn und Zins 
erfolgenden Aneignungen der Unternehmer und Kapitaliſten Opfer 
bringt. Aber wenn er in der demokratiſch geleiteten Bedarfsdeckungss⸗ 
wirtſchaft vor der Entſcheidung ſteht, Gegenwartsopfer für Zukunfts⸗ 
genuß bringen zu ſollen, iſt er in eine noch andere Lage verſetzt. 
Nicht die rechtliche Form, ſondern die Tatſache der Kapitalbildung 
ſelbſt iſt dann in feine Hand gelegt. Daß dieſe damit ſichergeſtellt 
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wäre, wird niemand behaupten wollen. Die freie Selbſtbeſtimmung 


iſt ein hehres Ziel. Die mit ihr verbundene freiwillige Übernahme 


von Opfern ſtellt aber an EH und fittliche Kraft höchſte An⸗ 
forderungen. 

Anders iſt die Lage, wenn die Marktwirtſ chaft mit grundſätzlicher 
Beibehaltung von Unternehmergewinn und Zins aufrecht bleibt, der 
Grad der Spzialifierung aber die zentrale Leitung heiſcht. Alsdann 


würden die Kapitalanlegungen vom Staate oder von geſellſchaftlichen | 
Organen vorgenommen oder wenigſtens geregelt, während eine Kapital⸗ 
bildung in der bisherigen Weiſe als Privatkapital unter dem Anreiz 


von Unternehmergewinn und Zins möglich wäre. Dieſe Beibehaltung 


der freien Privatkapitalbildung hat gegenüber dem Verfahren der 


Bedarfsdeckungswirtſchaft den Vorzug der einfacheren ſeeliſchen Be⸗ 


gründung. Das private Eigentum am Kapital und die Erträgniſſe 


aus ihm ſtellen die gewohnten und ſicher wirkenden Antriebe dar. 
Das Gegenwartsopfer erfolgt gegen einen gegenwärtigen, ja ſofortigen 
individuellen Vorteil und braucht nicht durch ungewohnte, gemein⸗ 


nützige Beweggründe veranlaßt zu werden. Die Schwäche des Ver⸗ 


fahrens liegt in der möglicherweise unzureichenden Ergiebigkeit. In 


der in Sozialiſierung begriffenen Volkswirtſchaft iſt Unternehmer⸗ | 


gewinn, Zins und Rente für große Gebiete ſchon beſeitigt, für die 
übrigbleibenden in ihrem Ausmaß ſehr beſchränkt, ſo daß die großen 
Einkommen als Kapitalbildungsquellen ihre alte Bedeutung nicht 
mehr beſitzen. Die private Kapitalbildung wird deshalb größeren 
Bedarf vielleicht nicht decken. Nur wenn dafür die Einkommen der 


breiten Menge wachſen und deren herkömmlichen Verbrauch überſteigen, 
wäre aus dieſer Quelle ein Erſatz möglich. Dies ſetzt voraus, daß 
das Ausmaß des Verbrauches mit dem der notwendigen Kapital⸗ 


bildung vereinbar iſt. Andernfalls müßte für Ergänzung durch ge⸗ 
ſellſchaftliche Kapitalbildung geſorgt werden. Dieſe kann erfolgen, 
indem in den verſtaatlichten Gewerben durch entſprechende Verkaufs⸗ 


preiſe aus Gewinnen Kapital gebildet wird (indirekte Beſteuerung). 


Der andere Weg iſt der der (direkten) Beſteuerung, wobei die Ver⸗ 


ringerung der Einkommensunterſchiede in der in Sozialiſierung be⸗ 


griffenen Volkswirtſchaft auch die Heranziehung der unteren Ein⸗ 


kommenſtufen unerläßlich machen wird. Beide Verfahren bedingen 
in der Demokratie zu ihrer Durchführung und zur Inanſpruchnahme 


der Bevölkerung, deren zuſtimmende Mitwirkung, und dabei ſind 


ähnliche, wenn auch geringere ſeeliſche Schwierigkeiten zu über⸗ 


winden wie in der Bedarfsdeckungswirtſchaft. 
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Die demokratiſche zentrale Leitung der Volkswirtſchaft ſtößt 

ſonach auf große Schwierigkeiten der Kapitalbildung. Im Rahmen 

der Bedarfsdeckungswirtſchaft fehlen die individuellen, ſicher wirkenden 

Antriebe zur Kapitalbildung ganz. Wird die Marktwirtſchaft grund- 

ſätzlich beibehalten, jo dürfte die Sozialiſierung die Möglichkeit der 

freien Privatkapitalbildung nicht ſo ſtark einengen, daß ſie größeren, 
volkswirtſchaftlichen Bedürfniſſen nicht genügen kann. Für eine nicht 

| kapitalgeſättigte Volkswirtſchaft ift die Kapitalbildung, die nicht aus 
, individuellen Antrieben erfolgt, ſondern durch demokratiſche Beſchlüſſe 
wms ꝗ ꝓwangsweiſe herbeigeführt werden muß, ein ernſtliches Menetekel. 
Die Gefährdung der Kapitalbildung ſtellt die Durchführbarkeit einer 
Sozialiſierung, die bis zur Notwendigkeit einheitlicher, zentraler 

Leitung geführt wird, ernſtlich in Frage, falls nicht auf die Bedarfs⸗ 
deckungswirtſchaft verzichtet und die Marktwirtſchaft mit der Möglich⸗ 

„ keit ausreichender freier Privatkapitalbildung aufrechterhalten wird. 
i Die Frage nach der gegenwärtigen Möglichkeit des Sozialismus 
und damit der der Bedarfsdeckungswirtſchaft ſucht der Marxiſt zu 

löſen, indem er Gewißheit darüber zu gewinnen ſtrebt, ob der 
Kapitalismus am Ende ſeiner Leiſtungen ſteht, ſeine geſchichtliche 

Aufgabe erfüllt hat und reif iſt, einer höheren Geſellſchaftsform nach 

ehernen Geſetzen zu weichen. Ohne Prophetie iſt hier nicht aus⸗ 

f zukommen, und der ſicherere Weg iſt deshalb, zu fragen: Sind heute 
en die Vorausſetzungen für den Sozialismus vorhanden? Hierbei ſollen 
ö nicht oft erörterte Dinge wiederholt werden. Vielmehr iſt das Schwer⸗ 

S gewicht auf die Zeitlage und die Abweichungen gegenüber den vor⸗ 
Zr auguſtiſchen Verhältniſſen zu legen. Zwei ſchwerwiegende Ver⸗ 
änderungen ſind hier feſtzuſtellen. Wir ſind aus einem reichen Volk 

ein armes geworden, und ſtatt einer wohlausgerüſteten Volkswirtſchaft 

ſtoßen wir überall auf den Zuſtand der Abnutzung. Und ein Weiteres. 

D Der Geiſt der Welt und der Geiſt unſeres Volkes iſt noch nie jo 
g von Neid und Streben nach materieller Befriedigung erfüllt geweſen, 
| | und dem Verzicht auf Gegenwartsgenuß zugunften einer Anreicherung 
, der Zukunft bieten fich denkbar ungünſtige Ausſichten. Die Arbeits: 
. freudigkeit, eine alte Ruhmeseigenſchaft, iſt in einer Weiſe herab⸗ 
k geſtimmt, die nur als Ausfluß ſchwerer ſeeliſcher Erkrankung ver- 
SE ſtändlich iſt. Das beſagt für unſere heutige Lage: die deutſche 
Voͤlkswirtſchaft iſt der Kapitalbildung ſo bedürftig wie ſeit 
“= lange nicht, und das deutſche Volk ſteht dieſer Aufgabe im 
, Rahmen der demokratiſchen Zwangswirtſchaft ſeeliſch faſt hilflos 
„ gegenüber. Die Folgerungen aus unſerem ſeeliſchen und wirt⸗ 


| 
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ſchaftlichen Zuſtand ſind unabweisbar. Brüderlicher Geiſt und A 


Kapitalſättigung als Vorausſetzung des Sozialismus und der Be⸗ j 
darfsdeckungswirtſchaft find in weite Ferne gerückt. Die Krieg: ` 


wirtſchaft und der Umſturz haben die Seelen in eine Verfaſſung 
verſetzt, die nicht Annäherung an den Sozialismus, ſondern das 
denkbar größte Abrücken von ihm bedeutet. Kriegbedarf und Umſturz 
haben das dem Sozialismus notwendig vom ä zu übers | 
kommende kapitaliſtiſche Erbe aufgezehrt. | 

Die größte wirtſchaftliche Frage, vor der wir ſtehen, iſt: Kann 
und darf der alte Verbrauch aufrechterhalten bleiben, und wenn nein, 
wie vermag die Demokratie das durchzuführen? Kriegentſchädigung 


und Wiederherſtellung der Kriegſchäden in den Kampfgebieten bee 


anſpruchen unſere Kapitalbildung in heute noch nicht abzumeſſendem | 
Ausmaß. Unſer durch einen hohen Stand der Lebenshaltung ger, 
wöhntes Volk muß ſich erheblich einſchränken, um den großen Steuer⸗ 
bedarf aufzubringen. Daß darüber hinaus gehende, zwangsweiſe 
Verzichte zugunſten verſtärkter Kapitalbildung in beträchtlichem 


Umfange von einer Demokratie beſchloſſen werden können, iſt fürs "e 


erſte nicht zu erwarten. Die große Aufgabe der Sicherſtellung eines | 
genügenden Ausmaßes der Kapitalbildung wird man nur durch Er⸗ 


möglichung und Belebung individueller Antriebe löſen können. Das 


gilt für alle Sparer, einſchließlich der Unternehmer. Bei letzteren 
umfaßt es die Notwendigkeit, mit Freude am Erfolge arbeiten zu 
können. Franz Oppenheimer! verlangte in den erſten Revolutions⸗ 
tagen: „Die mittelbare Expropriation, die Übertragung des Kapitals 
auf das Volk durch eine bis ins Mark ſchneidende Vermögens ſteuer .. 
Dadurch wird der kleine Sparer verſchont, und die ehemaligen 

Kapitaliſten werden in bloße Verwalter des nationalen Vermögens 


an den Produktionsmitteln verwandelt; man ſoll ihnen gerade ſo viel 


laſſen, daß ſie ein Intereſſe daran haben, es gut zu verwalten.“ 
Das genügt für einen Liquidator oder Konkursverwalter, nicht aber 
für Männer, von denen belebende und vorwärtstreibende Kraft⸗ 


äußerungen ausgehen müſſen, und die für abſehbare Zeit als Quellen | 


der Kapitalbildung unentbehrlich find. Der große Kapitalmangel 


wird, abgeſehen von etwa wirkſamen politiſchen und grundſätzlichen 


Gründen, die Freiheit der Ae unmöglich Leg und 


1 Vgl. „Neue Europäiſche Zeitung für Staat, Kultur EEE 
Herausgeber H. Frhr. v. Gleichen und Heinrich Michalski. 1. Jahrgang Nr. 2, 


23. November 1918. \ „ 
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A | | = 
dazu nötigen, die Kapitalbegehrungen durch geſellſchaftliche Organe 
in eine Rangordnung bringen zu laſſen und hiernach der Befriedigung 
zuzuführen. Ein wichtiger Kapitalbildungsantrieb würde aber ertötet 


werden, wollte man die Anlegung der eigenen Kapitalbildung im ! 


eigenen Unternehmen beſchränken. Auch auf die Auffindung neuer 


Kapitalbeſchäftigungsmöglichkeiten durch die Unternehmer wird man 
nicht verzichten können. Die individuellen Antriebe beim Unter⸗ 


nehmertum wie bei der großen Maſſe ſind heute weniger entbehrlich 
uls je, denn die ſeeliſche Verfaſſung war anderen Beweggründen nie 
unzugänglicher als heute, und die volkswirtſchaftliche Notlage macht 


höchſte Kraftanſtrengung zur dringenden Notwendigkeit. Die Bedarfs⸗ 
deckungswirtſchaft wird dadurch für abſehbare Zeit unmöglich, und 


alle Sozialiſierung wird im Rahmen einer geſellſchaftlich geleiteten 
Marktwirtſchaft vor ſich gehen müſſen, die auf die Entfaltungs⸗ 

möglichkeit und Belebung wirtſchaftlich wirkender ſeeliſcher Antriebe 
ihre beſondere Aufmerkſamkeit richtet. Die geſellſchuftliche Kapital⸗ 


bildung, ſei es im Rahmen der Bedarfsdeckungswirtſchaft oder der 


Marktwirtſchaft auf Grund demokratiſchen Beſchluſſes, wäre zweifellos 


der „gewagte Verſuch“, der vermieden werden ſoll. 


Im Zuſfammenhang mit der von Ebert! verneinten Frage des 


Sozialismus als Selbſtzweck und dem Bedürfnis nach Erhaltung 


wirtſchaftlich wirkſamer ſeeliſcher Antriebe iſt ein Blick zu werfen 
auf Renners Auffaſſungen über Umgeſtaltung des landwirtſchaftlichen 
Bodenrechtes. Renner bildet bei Beſprechung? der Grundeigentums⸗ 
frage eine Gruppe ſogenannter Hofſtellen, unter denen er Arbeits⸗ 


ſtellen verſteht, bei denen „das Eigentumsobjekt bloßer Arbeitsgegen⸗ | 
ſtand in der Hand des Landwirtes“ ift (mittlere Landwirte auf 


rentenarmem Boden, die mit mithelfenden Familiengliedern arbeiten). 
Die Grundrente und den Kapitalzins vom Anlagekapital führt dieſer 
Wirt an Sparkaſſe und Grundkreditanſtalt ab, den Kapitalzins vom 
Betriebskapital an die Kreditgenoſſenſchaft, den Unternehmergewinn 


und vielleicht einen Teil des Arbeitslohnes als Steuer an Staat 
uſw. „Der Landwirt, der ſolche Arbeitsſtellen heute kraft Eigentums | 


beſitzt, würde fie morgen kraft ſtaatlicher Verleihung innehaben. In 
dieſen Fällen iſt die Expropriation nicht Depoſſedierung — eine ſehr 
geläufige Verwechſlung —, ſondern bloße Anderung des Beſitztitels, 
nicht materieller, * Ge rechtlicher Vorgang.“ Das iſt der 


1 Vgl. ie: 37. 
2 A. a. O. S. 71. 
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von Ebert verworfene Sozialismus als Selbſtzweck, der nach Renners 
eigenen Worten nur eine rechtliche Umſtellung bringen ſoll. Tat⸗ 
ſächlich iſt dem aber nicht ſo, denn die Enteignung beſeitigt wert⸗ 
vollſte und für abſehbare Zeit unentbehrllche, wirtſchaftlich wirkende 
ſeeliſche Antriebe. Aller Erfahrung nach iſt für dieſe kleinen Wirte 
die Abſtoßung von Schulden und die Gewinnung des Eigentums 
ein ſtarker Anſporn zu Fleiß und Wirtſchaftlichkeit. In allen Fällen, 
wo Rentenquellen vorliegen, wird die Sozialiſierung ſelbſtverſtändlich 
die Hand darauf legen, aber die Enteignung ſollte auch hier nicht 
Selbſtzweck ſein, ſondern nur eintreten, wenn ſie das beſte Mittel 
zur Erreichung des Zweckes iſt. Das beſte Mittel wird nie die 
ſeeliſchen Antriebe ausſchalten dürfen. 

Nicht in möglichſter grundſätzlicher Befeitigung der Markt⸗ 
wirtſchaft und des Privatkapitals ſehe ich fruchtbare Ziele der 
nächſten Zukunft, ſondern in der Anbahnung einer geſellſchaftlichen 
Leitung der großen Gewerbszweige und damit der Marktwirtſchaft. 
In Betriebsräten vermag ich nur eine ſozialpolitiſche Einrichtung 
zu erblicken, und ſie ſollten auf dieſes engere Gebiet, wo ſie als 


Entwicklung früherer Anſätze, namentlich des vaterländiſchen Hilfs⸗ 


dienſtgeſetzes, nützlich wirken können, beſchränkt bleiben. Jede ge⸗ 
ſellſchaftliche Verfaſſung der Betriebe beſchwört die unlösbaren N 
ſeeliſchen, wirtſchaftlichen und organiſatoriſchen Schwierigkeiten der 
Produktivgenoſſenſchaft herauf, ohne zur wirklichen Löſung unſerer 
großen Aufgaben beizutragen. In höchſtem Maße kann dies aber 
gelten von einer geſellſchaftlichen Leitung der Gewerbszweige, die 
von Unternehmern, Verbrauchern, Arbeitern und Vertretern des 
Staates gemeinſam ausgeübt wird. Für die Regelung der all⸗ 
gemeinſten Fragen der Marktwirtſchaft und der Volkswirtſchaft würde 
ein Oberorgan die Einheitlichkeit ſichern. Die Zeit der Übergangs⸗ 
wirtſchaft iſt ohne eine derartige Verfaſſung undenkbar. Aber auch 


für die Friedensverhältniſſe bedeutet fie, unabhängig von den poli⸗ 


tiſchen Forderungen der Zeit, eine notwendige, heilſame Entwicklungs⸗ 
ſtufe. Das Unternehmertum als Ganzes hat nicht diejenige volks⸗ 
wirtſchaftliche Einſicht, als daß ihm bei den veränderten, erſchwerten 
Verhältniſſen die Volkswirtſchaft in der bisherigen Weiſe überlaſſen 
werden könnte. Wie nützlich Maßnahmen der gedachten Art auf die 
Unternehmerorganiſationen, auf die Kartelle, auf die Außenſeiter 
wirken, hat die Kriegwirtſchaft gezeigt. Dieſe hat für manche Ge⸗ 


werbe bereits geſellſchaftliche Leitungen angebahnt, die als gelungene | 


Verſuche zu werten find. Die die WS Übergangsaufgaben 
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hinaus, als da find Ein- und Ausfuhrregelung, Deviſenverteilung, 
Rohſtoffzuweiſung, Stillegungen und Zuſammenlegungen, Kapital⸗ 
anlegungen ſind namentlich die Preis- und Lohnregelung Gebiete, die 
einer geſellſchaftlichen Behandlung nicht mehr entraten können. Der 
ſoziale Friede und das Gedeihen der deutſchen Volkswirtſchaft ſind 
gleicherweiſe ſchlechterdings davon abhängig, daß Preiſe und Löhne 


in Zuſammenhang miteinander beſtimmt werden, und daß Vertreter 


aller Beteiligten dabei zu einem Ausgleich kommen. Die geſellſchaft⸗ 
lichen Organe ſcheinen am beſten Se, Ve oasteehigen 
| Ausgleich ee Ä 
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Inn der ſchönen Vorrede, die Friedrich Chriſtoph Dahlmann dem 

Verfaſſungsentwurfe der ſiebenzehn Vertrauensmänner vom 
April 1848 voranſtellte, findet ſich der Satz: „Dieſes Deutſchland, 
welches die vielhundertjährigen Strafen ſeiner Entzweiung getragen 
hat, muß ſeine Volks⸗ und Staatseinheit jetzt erreichen, unverzüg⸗ 
lich, bevor noch das zweite Jahrhundert ſeit jenem Frieden abläuft, 
welcher ſeine Schwäche heilig ſpricht. Niemand in der Welt iſt ſo 
mächtig, ein Volk von 40 Millionen, welches den Vorſatz gefaßt hat, 
ſich ſelbſt fortan anzugehören, daran zu verhindern, niemand auch 
dürfte nur wünſchen, es zu ſein.“ Wer vermöchte dieſe Worte in 
unſeren Tagen anders als in tiefer Bewegung und mit Gefühlen 
heißer Scham zu leſen! Die Volks⸗ und Staatseinheit, um die 
unſere Väter noch „mit treulich fortgeſetztem Bemühen“ zu kämpfen 
hatten, iſt uns ein halbes Jahrhundert lang ein koſtbarer Beſitz und 
die Grundlage unvergleichlichen Aufſtiegs geweſen. Heute aber liegt 
die Verfaſſung, durch die ſie verbürgt wurde, zerbrochen vor unſeren 
Füßen. Wenn wir jetzt in aller Eile daran gehen, ein neues Reichs⸗ 


grundgeſetz herzuſtellen, ſo iſt diesmal die Forderung des „unver⸗ = 


züglich“ aus weit härterer Not geboren als im Jahre 1848. Wir 
wiſſen, daß jede Woche der Saumſeligkeit landesverräteriſche Be⸗ 
ſtrebungen ermuntert, die unſere Staatseinheit von innen auszu⸗ 
höhlen trachten. Und wir wiſſen, daß es energiſcher Bekundung 
nationalen Eigenwillens und entſchloſſener ſtaatsbildender Taten be⸗ 
darf, wenn wir äußere Mächte daran hindern wollen, uns, einem 
Volke von nunmehr bald 70 Millionen, einen zweiten Weſtfäliſchen 
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Frieden aufzuzwingen, der zum anderen Male unſere ache auf 
Jahrhunderte heilig ſprechen würde. | 

Die Erkenntnis der Dringlichkeit unſerer Aufgabe hat feit dem 
November vorigen Jahres viele Federn in Bewegung geſetzt. In 
zahlreichen Aufſätzen der Tageszeitungen und Wochenſchriften ſind 
Pläne für den Neubau des Reichsverfaſſungsrechts entwickelt worden, 
und auch an formulierten Verfaſſungsentwürfen fehlte es nicht. 
Was uns geboten wurde, war freilich ſehr ungleich an Wert. Neben 
viel Unreifem fand ſich manches Wohlerwogene und Gutdurchdachte. 
Sehr verſchieden waren auch die Beweggründe, von denen ſich die 
Verfaſſer leiten ließen. Bei manchen trat recht unverhüllt die Neigung 
zutage, das, was fie die „Errungenſchaften“ der Revolution zu 
nennen belieben, zum Nutzen beſtimmter Parteigruppen raſch und 
ſicher in die Scheuern zu bringen. Bei anderen zeigt ſich das 
edlere Beſtreben, ſtarke Gedanken einer bewegten neuen Zeit für die 
organiſatoriſche Ausgeſtaltung des Staates fruchtbar zu machen. 
Wieder andere verſuchen, von dem Erbgute des alten Staatsweſens 
zu retten, was des Erhaltens wert und bedürftig erſcheint, und mit 
ihm in vorſichtiger Auswahl Neues zu verknüpfen, was von einer 
drängenden Gegenwart gefordert wird. Über alle dieſe von un⸗ 
beamteter Seite ſtammenden Vorſchläge ſoll aber im folgenden nicht 
geſprochen werden . Nur einer von ihnen, der Entwurf, den der 
vom Vereine „Recht und Wirtſchaft“ gebildete Verfaſſungsausſchuß 
ausgearbeitet hat, wird gelegentlich Erwähnung finden?. Da der 


| 1. Von formulierten Verfaſſungsentwürfen ſind mir folgende bekannt ge⸗ 
worden: Die neue Reichsverfaſſung. Ein Vorſchlag von Hermann Weck. 
Berlin 1919. — Entwurf einer deutſchen Verfaſſung. Von Dr. Kurt Löwen⸗ 
ſtein und Dr. Fritz Stern. Königsberg i. Pr. (o. J.). — Entwurf für die 
Verfaſſung des neuen Deutſchen Reiches. Sonderheft der Zeitſchrift „Die 
deutſche Nation“. Dezember 1918. — Heinrich Horſt, Über Staatsformen, 
nebſt einem Verfaſſungsentwurf für eine demokratiſch⸗ parlamentariſche deutſche 
Republik. Berlin⸗Schöneberg 1918. — Die Verfaſſungsurkunde der Vereinigten 
Staaten von Deutſchland (Demokratiſche Reichsrepublik). Ein Entwurf mit 
Begründung von Dr. Fritz Stier⸗Somlo. Tübingen 1919. — Entwurf einer 
Reichsverfaſſung. Herausg. von Dr. J. V. Bredt. Berlin 1919. — Entwurf 
einer Verfaſſung des Deutſchen Reiches. Von Dr. A. Roth. Mannheim 1919. 
2 Entwurf einer Verfaſſung des Deutſchen Reichs. Herausg. vom Ver⸗ 
faſſungsausſchuß des Vereins Recht und Wirtſchaft, e. V. in Berlin. Berlin 
1919. Das Vorwort nennt die Namen der Mitwirkenden. Es fügt hinzu, daß 
nicht jeder von ihnen in der Lage iſt, für alle Einzelheiten des Entwurfs ein⸗ 
zuſtehen. Das trifft auch auf den Verfaſſer dieſes Aufſatzes zu. — Eine kurze Be⸗ 
gründung des Entwurfs hat E. Kaufmann in der Zeitſchrift „Recht und Wirt⸗ 
Saft” 1919, S. 46 ff., eine Fritifche Würdigung Binding, bal, S. 61 ff. gegeben. 
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Verfaſſer dieſer Abhandlung an ihm | mitgewirkt hat, wird man es 
ihm nicht verargen, wenn er ſich dann und wann zur Verdeutlichung 


ſeiner Anſichten auf ihn beruft. Im allgemeinen ſoll ſich jedoch die 


folgende Unterſuchung nur mit den amtlichen Entwürfen beſchäftigen, 
die von der vorläufigen Reichsregierung ausgegangen find. Es find 
nicht weniger als drei. Der erſte iſt im vormaligen Reichsamte des 
Innern entſtanden und veröffentlicht worden 1. Der zweite iſt aus 
Verhandlungen mit den Landesregierungen hervorgegangen, formell 
aber gleichfalls als ein Entwurf der Reichsregierung dem Staaten⸗ 
ausſchuſſe in Weimar vorgelegt worden 2. In die Offentlichkeit iſt 
er nicht in ſeinem vollen Wortlaute gelangt, doch ſind die Zeitungen 
in der Lage geweſen, über ſeinen Inhalt Mitteilungen zu bringen. 


Der dritte Entwurf iſt die der e gemachte Vor⸗ 
lage ®- 


Der im Reichsamte des Innern ausgearbeitete Verfaſſungs⸗ | 
entwurf iſt das Werk des Staatsſekretärs, jetzigen Reichsminiſters. 
des Innern Dr. Hugo Preuß. Die Denkſchrift, die dem Texte 
vorangeht, iſt von ihm unterzeichnet worden. Aber auch ohne dies 


würde jeder, der die ſtaats⸗ und verwaltungsrechtlichen Arbeiten des | 


Berliner Gelehrten geleſen hat, den Verfaſſer | ofort erkannt haben. 
An der Eigenart der Schreibweiſe, die von dem herkömmlichen Stile 
amtlicher Geſetzesbegründungen — nicht durchweg in erfreulicher 


Weiſe — ſehr kräftig abweicht, vor allem an den vorgetragenen Ge⸗ 


danken, an den Urteilen, die über den „Obrigkeitsſtaat“ und über 


die Bismarckſche Reichsverfaſſung, ihren Charakter, ihre Leiſtungen, 


ihren geſchichtlichen Untergrund ausgeſprochen werden. Obwohl 


ſich Denkſchrift und Verfaſſungstext auffälligerweiſe nicht an jeder 
Stelle decken — es finden ſich ſogar ſehr ſeltſame Widerſprüche, 


die vermuten laſſen, daß die letzte Redaktion des Textes erſt nach 
Ausarbeitung der Denkſchrift ſtattgefunden hat —, ſo iſt doch der 


Inhalt der Verfaſſung offenbar in allem Weſentlichen auf die Initia⸗ 
tive des Staatsſekretärs zurückzuführen. Der ſtaatsrechtliche Theo: 


retiker ſowohl wie der Kommunalpolitiker Preuß haben die Gelegenheit 


wahrgenommen, Lieblingsdoktrinen und Lieblingsforderungen in die 


Tat umzuſetzen. An einigen Stellen des Entwurfs iſt allerdings 
auch der Einfluß Max Webers zu bemerken, und der ſeltſame Abſatz 3 


1 Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 15 vom 20. Januar 1919. — Der Entwurf 
iſt auch im Buchhandel, bei Reimar Hobbing in Berlin, erſchienen. 
2 Druckſachen des Staatenausſchuſſes, Tagung 1919, Nr. 4. 
3 Druckſachen der verfaſſunggebenden deutſchen Nationalverſammlung, Nr. 59. 


\ 
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des Artikel 2: Das Reich erkennt das geltende Völkerrecht als 
bindenden Beſtandteil ſeines eigenen Rechtes an“, ſcheint aus der 
Feder eines Völkerrechtslehrers gefloſſen zu ſein, der es für an⸗ 
gebracht hielt, bei dieſer Gelegenheit ausländiſche Vorurteile hin⸗ 
ſichtlich der Völkerrechtsfreundlichkeit des Deutſchen Reichs zu 
zerſtreuen. Über die Klauſel, die einen Lehrſatz der engliſchen 
und anglo⸗amerikaniſchen Jurisprudenz in mißverſtändlicher Form 
dem deutſchen Rechte einverleiben will, lohnte es ſich, ein beſonderes 
Kapitel zu ſchreiben; an dieſer Stelle mag die Angelegenheit einſt⸗ 
weilen auf ſich beruhen 1. Auch ſonſt wird der Staatsſekretär für 


die Formulierung des Verfaſſungstextes nicht überall perſönlich die 


Verantwortung übernehmen wollen. Marche Sätze ſind vortrefflich 
redigiert. Aber neben ihnen finden ſich andere, die durchaus unklar 
oder in ihrer Tragweite ungenügend erwogen find.. 

Der Preußſche Entwurf hat keine gute „Preſſe“ gehabt 2. Sein 
Verfaſſer hat ſich, wie er bei mehreren Gelegenheiten erklärte, damit 
getröſtet, daß die Verfaſſungsentwürfe ſeiner bedeutenden Vorgänger, des 
Freiherrn vom Stein, Dahlmanns und Bismarcks, noch viel heftiger 
angegriffen worden ſeien als der ſeinige. Es war nicht ſehr vorſichtig 
von ihm, die drei großen Schatten zu beſchwören; denn das forderte zu 
Vergleichen heraus, die ſchwerlich zu ſeinen Gunſten ausgefallen wären. 
Aber wir widerſtehen der Verſuchung, Parallelen zu ziehen. Tatſache iſt 
jedenfalls, daß keiner von den früheren Entwürfen zu einer deut⸗ 
ſchen Reichsverfaſſung ſo raſch und ſo gründlich in der Verſenkung 
verſchwunden iſt wie der Preußſche. Sofort nach ſeinem Erſcheinen 
zeigte ſich, daß er bei allen Parteien, in weſentlichen Punkten auch 
bei der Partei, der ſein Verfaſſer angehörte, ſtarken Widerſpruch 
fand. Von der regierenden Sozialdemokratie wurde der Verſuch ge⸗ 


1 Bei der Umarbeitung des Entwurfs hat der Abſatz die Faſſung erhalten: 
„Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts gelten als bindende 
Beſtandteile des deutſchen Reichsrechts“ (Art. 3). Das ift eine Berbefferung, 
aber es ift immer noch nicht verſtändlich genug. 

2 Von ausführlicheren Beſprechungen ſind zu nennen: Gmel in, Warum 
iſt der Reichsverfaſſungs⸗ ⸗Entwurf für uns Süddeutſche unannehmbar? Gießen 
(o. J.). — Rothenbücher, Der Entwurf der deutſchen Reichsverfaſſung (S. N. 
aus der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern). München u. Berlin 1919. — 
Thoma, Annalen für ſoziale Politik und Geſetzgebung 6 (1919), S. 409 ff. — 
Anſchütz, Deutſche Juriſtenzeitung 24 (1919), Sp. 199 ff. — Binding, Die 
ſtaatsrechtliche Verwandlung des Deutſchen Reiches. Leipzig (o. J.), S. 35 ff. — 
E. Kaufmann, Grundfragen der künftigen Reichsverfaſſung. Berlin 1919. — 
"Brent, Hoetzſch, Flügge, Rang, Das Werk des Herrn Preuß oder a 
eine Reichsverfaſſung nicht ausſehen SS Berlin 1919. 
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macht, ihn als „Privatarbeit“ hinzuſtellen, was offenſichtlich, der 
Wahrheit widerſprach. Vor allem erregte der Entwurf das ſtarke Miß⸗ 
fallen der einzelſtaatlichen Regierungen, die zu den Vorarbeiten nicht 
zugezogen worden waren. Am 25. Januar begann im Reichsamte 
des Innern eine Beſprechung, an der zahlreiche Kommiſſare der 
oberſten Reichsbehörden, der preußiſchen Miniſterien und Delegierte 
der anderen Landesregierungen teilnahmen. Nach ſehr lebhaften 
Debatten, über deren Gang die Offentlichkeit nur mangelhaſt 
unterrichtet worden iſt, wurde die Einſetzung einer Kommiſſion 
beſchloſſen, die zunächſt über den Entwurf eines proviſoriſchen 
Grundgeſetzes beraten, in zweiter Linie ſich mit dem Preußſchen 
Entwurfe beſchäftigen ſollte. Die Verhandlungen der Kommiſſion 
haben in Berlin begonnen und ſind in Weimar fortgeſetzt worden. 


Der weitere Gang des Verfahrens wurde durch das am 


10. Februar 1919 von der Nationalverſammlung beſchloſſene Geſetz 
über die vorläufige Reichsverfaſſung (RGBl. S. 169) beſtimmt. Die 
Notverfaſiung ſetzte nämlich einen aus Vertretern der Einzelſtaaten 
beſtehenden Staatenausſchuß ein, eine Körperſchaft, die für den von 
der Revolution beſeitigten Bundesrat, ohne ihm in jeder Beziehung zu 
gleichen, Erſatz ſchaffen ſollte. Die Notverfaſſung verordnete weiter, 
daß die Reichsregierung alle Vorlagen, die fie an die National- 

verſammlung bringen wolle, dem Staatenausſchuſſe zur Zuſtimmung 
vorzulegen habe. Komme eine Übereinſtimmung zwiſchen Regierung 
und Staatenausſchuß nicht zuſtande, ſo dürfe jeder Teil ſeinen Ent⸗ 
wurf der Nationalverſammlung unterbreiten. Am 17. Februar 
brachte das inzwiſchen geſchaffene „Reichsminiſterium“ des Innern 
den von der Kommiſſion umgearbeiteten Entwurf beim Staaten⸗ 
ausſchuſſe ein. Da die Kommiſſion im Grunde von Anfang an eine 
Kommiſſion des Staatenausſchuſſes geweſen war, dauerte die Be⸗ 
ratung nur eine kurze Zeit. Der Staatenausſchuß nahm den Ent⸗ 
wurf im großen und ganzen unverändert an. Immerhin wurden 
an einigen Stellen nicht unwichtige Zuſätze gemacht oder Abſtriche 
vorgenommen und manches in der Faſſung⸗ verbeſſert; ein Artikel 
über den Amtseid des Reichspräſidenten wurde eingeſchoben, die 
Vorſchriften über das Eiſenbahnweſen wurden erweitert und modi⸗ 
fiziert, ein neuer Abſchnitt mit Schlußbeſtimmungen wurde hinzu⸗ 
gefügt. Aus den 73 Paragraphen des Preußſchen Entwurfs, der 
ſich auf den „allgemeinen Teil“ beſchränkt und die beſonderen Ab⸗ 
ſchnitte über Verkehrs⸗, Zoll⸗ und Handelsweſen, Reichsfinanzen und 
Rechtspflege noch vorbehalten hatte, ſind im zweiten Entwurfe 109, 
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in der Schlußredaktion 118 Artikel geworden 1. Nur mit drei von 
dieſen Artikeln hat ſich der Staatenausſchuß nicht einverſtanden er⸗ 
klärt?. Unter dem 21. Februar 1919 legte der Reichsminiſter des 
Innern der Nationalverſammlung den Entwurf zur Beſchlußfaſſung 
vor. Soweit Regierung und Staatenausſchuß ſich nicht geeinigt 
hatten, wurde der Regierungsvorſchlag im Texte, der on des 
Staatenausſchuſſes in Anmerkungen mitgeteilt“. 


II | b 

Die Aufgabe, die eine Staatsverfaſſung zu erfüllen hat, beſteht 

in zweierlei. Die Verfaſſung hat ſich erſtlich über die Organiſation 
der ſtaatlichen Gewalt, zum mindeſten in ihrer oberſten Spitze, aus⸗ 
zuſprechen, d. h. fie hat die Bildung der oberſten Staatsorgane, 
ihre Zuſtändigkeit und ihre gegenſeitigen Beziehungen zu regeln. 
Sie hat zweitens das Verhältnis zwiſchen Staat und Untertan, 
oder, wenn man dieſen Ausdruck nicht mehr liebt, zwiſchen Staat 
und Staatsgenoſſen, zum wenigſten in den grundſätzlichen Beziehungen 
zu beſtimmen. Im Syſtem der modernen Verfaſſungsurkunden pflegt 
dieſe Zwiefältigkeit der Aufgabe dadurch zum Ausdrucke zu kommen, daß 
ein „Plan of Government, und eine „Bill of rights“, d. h. organi⸗ 
ſatoriſche Rechtsſätze auf der einen, Erklärungen der Bürger⸗ oder 
Grundrechte auf der anderen Seite nebeneinandergeſtellt werden. Für 
eine bundesſtaatliche Verfaſſung ergibt ſich eine dritte Aufgabe aus der 
Notwendigkeit, das Verhältnis zwiſchen der Zentralgewalt und den 
Einzelſtaaten zu normieren. Dem deutſchen Verfaſſungsgeſetzgeber iſt 
die Löſung dieſer dritten Aufgabe ſchwieriger gemacht als anderen, 


1 Der Entwurf gliedert ſich jetzt in acht Abſchnitte: 1. Das Reich und 
feine Gliedſtaaten. — 2. Die Grundrechte des deutſchen Volkes. — 3. Der 
Reichstag. — 4. Der Reichspräſident und die Reichsregierung. — 5. Das 
Finanz⸗ und Handelsweſen. — 6. Das Verkehrsweſen. — 7. Die Rechtspflege. — 
8. Schlußbeſtimmungen. — Die ſyſtematiſche Anordnung iſt nicht überall gut. 
So gehört zum Beiſpiel der größere Teil der Artikel über die Rechtspflege in 
die Grundrechte hinein, die Beſtimmungen über den Reichsrat würden beſſer in 
einem beſonderen Abſchnitte zuſammengefaßt, während ſie jetzt mit den Kompetenz⸗ 
beſtimmungen in dem Abſchnitte „Reich und Gliedſtaaten“ untergebracht find u. ſ. f. | 

2 Es handelt fih um Art. 15 (Zuſammenſchluß der Einzelftaaten), Art. 19 
(Stimmenverteilung im Reichsrate), Art. 40 (fremdſprachliche Volksteile des Reichs 

2 Da ſich der dem Staatenausſchuſſe und der der Nationalverſammlung 
vorgelegte Entwurf nur in einigen Punkten unterſcheiden, ſo können ſie im all⸗ 
gemeinen zuſammen beſprochen werden. Iſt daher im folgenden vom „zweiten“ 
Entwurfe die Rede, ſo wird darunter, wenn nichts anderes geſagt iſt, die Vor⸗ 
lage an die eee mitverſtanden. 
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weil die große Ungleichheit der Gliedſtaaten an territorialem Umfang, 
an Bevölkerungszahl, an politiſcher und wirtſchaftlicher Bedeutung die 
Angelegenheit ungemein verwickelt. Vor allem iſt die Tatſache, daß 
ſich bei uns innerhalb eines bundesſtaatlichen Rahmens der Großſtaat 
Preußen mit einer Mehrzahl von Mittel⸗ und einer großen Menge 
von Kleinſtaaten zuſammenfindet, ſeit Jahrzehnten die Quelle ſtaats⸗ 
rechtlicher und politiſcher Schwierigkeiten geweſen. Die Ereigniſſe 
der jüngſten Gegenwart haben die hierin gelegenen Probleme von 
neuem akut werden laſſen. Über die zweckmäßige Regelung des 
Staatenbeſtandes innerhalb des Reichs, insbeſondere über die Frage, 
ob die Erhaltung des preußiſchen Staats mit den Intereſſen der 
Reichsgeſamtheit verträglich ſei, iſt erbitterter Streit entſtanden. 

So groß und weittragend die Bedeutung dieſer letzten An⸗ 
gelegenheit für die Zukunft des deutſchen Verfaſſungslebens iſt, ſo 
ſoll ſie doch, um den Umfang der Darſtellung nicht allzuſehr an⸗ 
ſchwellen zu laſſen, hier nicht ausführlicher erörtert werden. Dazu 
bedürfte es einer Abhandlung für ſich. Der bisherige Verlauf der 
Berliner und Weimarer Verhandlungen hat den Kreis der ſtrittigen 
Fragen auch bereits einigermaßen eingeengt. Bei der Konferenz 
der Regierungen vom 25. Januar zeigte ſich ſchon am erſten Tage, 
daß der für den Beſtand des preußiſchen Staats ſo ungemein be⸗ 
drohliche §S 11 des Preußſchen Entwurfs — wie einer der Dele⸗ 
gierten es ausdrückte — eine „Leiche“ geworden war. Der § 11 gab 
nämlich der Bevölkerung jedes „Landesteiles“ das Recht, ihre Los⸗ 
löſung aus dem bisherigen Staatsverbande, ſei es zum Zwecke der 


Vereinigung mit anderen Staaten, ſei es in der Abſicht völliger 


Emanzipation, anzuregen. Über die Anregung ſollte eine von der 
Reichsregierung anzuordnende Volksabſtimmung entſcheiden. Der 
neue Entwurf hat dies ſchonungslos geſtrichen. Von der Möglich⸗ 
keit der „Zerſchlagung“ großer Einzelſtaaten iſt in ihm überhaupt 
nicht die Rede. Er beſchränkt ſich darauf, den Gliedſtaaten das 
Recht zu geben, ſich zum Zwecke der Bildung größerer leiſtungs⸗ 
fähiger Staatsgebilde im ganzen oder in Teilen zuſammenzuſchließen 
und ſtellt hierfür einige „grundſätzliche“ Richtlinien auf, mit denen 
man ſich im weſentlichen einverſtanden erklären kann (Art. 15). 
Kommt die Vereinigung bei den Verhandlungen der Nächſtbeteiligten 
nicht zuſtande, ſo darf die „Vermittlung“ der Reichsregierung an⸗ 
gerufen werden. Allerdings klafft an dieſer Stelle noch jetzt zwiſchen 
der Auffaſſung der jetzigen Reichsregierung und der des Staaten⸗ 
ausſchuſſes ein Heer Riß. Die Reichsregierung wünſcht, daß wenn 


. 
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die Vermittlung erfolglos bleibt, die Angelegenheit auf Antrag eines 
der Beteiligten durch verfaſſungänderndes Reichsgeſetz geregelt 
werden könne !. Dieſen Vorſchlag des Entwurfs hat der Staaten⸗ 
ausſchuß nicht angenommen. Die Natignalverſammlung wird alſo 
zu wählen haben. Allein ſie hat für die Löſung der Frage in ge⸗ 
wiſſem Sinne ſchon ein Präjudiz geſchaffen, indem fie in den § 4 
der Notverfaſſung die ihre Souveränität einſchränkende Beſtimmung 
einfügte: „Die künftige Reichsverfaſſung wird von der National- 
verſammlung verabſchiedet. Es kann jedoch der Gebietsbeſtand der 
Freiſtaaten nur mit ihrer Zuſtimmung geändert werden.“ Damit 


ſind allerdings noch nicht alle Gefahren beſchworen. Der Souverän 
kann ſeinen Willen ändern. Aber es ſteht doch zu hoffen, daß die 


Konſtituante den Lockungen eines ungeſchichtlichen Radikalismus nicht 
völlig nachgeben wird. Gewiß iſt es ein vernünftiger Gedanke, 
leiſtungsunfähige Zwergſtaaten zu beſeitigen und wirtſchaftlich oder 
politiſch unleidlich gewordene Grenzzüge zu verſchieben. Aber ein 
Mißgedanke iſt es, ein leiſtungsfähiges Staatsgebilde, wie Preußen, 
in fünf oder mehr leiſtungsunfähige Mittelſtaaten zu zerſchneiden. 
Warum will man das alte Unglück unſerer Geſchichte, die Klein⸗ 


ſtaaterei, von neuem heraufbeſchwören, warum will man das einzige 


deutſche Land, das die Nation zu großſtaatlichem Empfinden er⸗ 
zogen hat, gewaltſam vernichten, warum will man einen Samen 
ausſtreuen, aus dem mit Naturnotwendigkeit ein öder Kantönligeiſt 
emporſprießen muß? Würde man Preußen heute zerſtückeln, ſo 
würden ſich wahrſcheinlich morgen die Teilſtücke wieder zu Zweck⸗ 
verbänden zuſammenſchließen müſſen, weil ſie die Zerreißung ihres 
durch gemeinſame Verwaltung und Wirtſchaft gegebenen Zuſammen⸗ 
hangs einfach nicht ertragen könnten. Die Gründe, die man gegen 
den Fortbeſtand Preußens bisher allenfalls ins Feld führen konnte, 
werden mit der Zerſtörung der Hauptſtützen der preußiſchen Hege⸗ 
monie, des Kaiſertums und des Bundesrats, und mit dem bevor⸗ 


ſtehenden Übergange der preußiſchen Eiſenbahnen auf das Reich, 


aber auch mit der zu erwartenden Einengung der einzelſtaatlichen 


„Kompetenzen überhaupt, ſehr bald weggefallen fein. Und die 


kulturelle Hegemonie, die ein großes Preußen auch unter den ver⸗ 
änderten Verhältniſſen in Deutſchland zu üben vermag, wird der 
Nation gewiß nicht zum Nachteile, ſondern zum Segen gereichen. 

Aber, wie geſagt, dieſe Fragen ſollen im folgenden nicht näher 


1 Das iſt im Grunde eine ganz überflüſſige Beſtimmung. Denn ſchließlich 
kann in Zukunft durch eine Reichsverfaſſungsänderung alles beſchloſſen werden! 
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erörtert werden. Unſere Beſprechung wird ſich auf die grundrecht⸗ 
lichen, die organiſatoriſchen und auf die Abſchnitte der Verfaſſungs⸗ 
entwürfe beſchränken, die es mit der Verteilung der Kompetenzen 
zwiſchen Reich und Einzelſtaaten zu tun haben. Die Parftellung 
kann und will übrigens auch hierin nicht erſchöpfend ſein. Auf 
Einzelheiten wird ſie nur inſoweit eingehen, als es erforderlich iſt, 
um das Urteil über den Grundcharakter der Entwürfe zu begründen. 
Sie begnügt ſich damit, dieſe nach ihrem wichtigſten Inhalte zu 
analyſieren und kritiſch zu würdigen. | 

Über den Maßſtab, an den ſich die Kritik zu halten hat, 
wird man ſich ohne Schwierigkeit verſtändigen. Es iſt ſelbverſtänd⸗ 
lich, daß wir heute an den Entwurf einer neuen Reichsverfaſſung. 
nicht mit denſelben Vorausſetzungen herantreten können, wie wir es 
vor einem oder gar vor vier Jahren getan hätten. Damals würden 
es wohl die meiſten von uns für ſchlechterdings unmöglich erklärt 
haben, daß uns in naher Zukunft Verfaſſungsvorſchläge nach Art des. 
jetzigen gemacht würden. Nun wäre es gewiß verächtlich, wenn 


wir feſtbegründete politiſche Überzeugungen unter dem Eindrucke den 


jüngſten Ereigniſſe wegwerfen wollten wie ein abgetragenes Kleid. 
Aber wir können doch auch nicht die Augen vor der Tatſache 
ſchließen, daß zwiſchen einſt und heute die Revolution des 9. No⸗ 
vember liegt. Die Verſicherung, man wolle ſich „auf den Boden 
der gegebenen Tatſachen ſtellen“, iſt bereits ſo abgegriffen und iſt ſo 
oft zum Deckmantel der Feigheit und der Gedankenloſigkeit benutzt 
worden, daß man ſich ſcheut, ſie nachzuſprechen. Indes eine Er⸗ 
klärung ähnlichen Inhalts muß ſchließlich jeder abgeben, der bei poli⸗ 
tiſcher Rede und Gegenrede ernſt genommen ſein will. Unter den Be⸗ 
dingungen nun, die von der allgemeinen politiſchen Lage geſchaffen 
worden ſind, unterliegt es nicht dem geringſten Zweifel, daß die künftige 
Verfaſſung Deutſchlands nur auf einer demokratiſchen Grundlage 
ruhen, und daß ſie — was nicht dasſelbe iſt — vorerſt keine andere 
als die republikaniſche Staatsform ſchaffen kann. Ebenſo un⸗ 
zweifelhaft iſt nach den Erfahrungen der jüngſten Monate, daß das. 
Deutſche Reich nach wie vor als Bundesſtaat eingerichtet werden | 
muß. Setzt man dies alles als feſtſtehend voraus, jo kann die 
Frage nur lauten: Iſt die Verfaſſung, die man uns jetzt vorſchlägt, 
geeignet, einem großen, gebildeten, arbeitsfrohen Volke Bürgſchaften. 
für ſeine Selbſtbehauptung neben anderen Völkern und für die 

Stetigkeit ſeiner inneren Entwicklung zu geben? Schafft ſie den 
rechten Ausgleich für die vielen gegenſätzlichen Kräfte, die landsmann⸗ 


en 


64 8 e „Heinrich Triepel u | | | [468 . 


ſchaftlich und politiſ ch, ſozial und wirtſchaftlich unſer nationales Leben 
durchziehen? Gibt ſie Gewähr für äußere und innere Sicherheit, 
für Ordnung und Stetigkeit, für eine ſtarke Regierung, für eine dem 
Stande unſerer Kultur entſprechende Rechtsbildung? Und iſt ſie in 
der Lage, die Freiheit des Bürgers gegenüber der Obrigkeit — auch 


im demokratiſchen Staate gibt es eine Obrigkeit! — genügend zu 


wahren? 

„Die letzte dieſer Fragen wird heute von vielen für müßig er⸗ 
klärt. Man meint, daß mit dem demokratiſchen Staate die bürger⸗ 
liche Freiheit von ſelbſt gegeben ſei. Allein das iſt ein gefährlicher 
Irrglaube. Demokratie bedeutet an ſich nichts anderes als um⸗ 
faſſende Beteiligung des Volks an der ſtaatlichen Herrſchaft. Sie 

gewährt die Freiheit zur Mitbeſtimmung im Staate, aber ſie ſichert 
nicht die Freiheit des Einzelnen gegenüber dem Staate. Das demo⸗ 
kratiſche Naturrecht, in der ſchärfſten Zuſpitzung Rouſſeaus Contrat 
social, hat die Lehre gepredigt, in der Demokratie gehorche jeder 
ſich ſelbſt, ſei alſo frei, weil in dem von allen gebildeten Gemein⸗ 
willen der Wille jedes Einzelnen enthalten ſei. Indes das iſt nur 
zur Hälfte wahr. Denn. niemals kann der Gemeinwille des demo⸗ 
kratiſchen Staates anders als durch Mehrheitsbeſchlüſſe zuſtande 
kommen. So iſt in jedem Falle die Minderheit an einen Willen 
gebunden, der nicht ihr eigener Wille iſt. Je folgerichtiger alſo der 
Staat das demokratiſche Prinzip durchführt, um ſo näher liegt die 
Möglichkeit, daß die Minderheit durch die ihre Macht rückſichtslos 
ausübende Mehrheit vergewaltigt wird. Die konſtitutionelle Mon⸗ 
archie mit ihrer geſunden Miſchung monarchiſcher und demokratiſcher 
Elemente, mit der Teilung der Gewalten und dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Gleichgewicht zwiſchen Legislative und Exekutive, bietet 
der Freiheit einen Schutz, wie ihn die reine Demokratie niemals 
gewähren kann. Wie die Geſchichte lehrt, vermag demokratiſcher 
Abſolutismus entſetzlicher zu ſein als monarchiſcher Deſpotismus. 
Nachdem nun die Revolution die konſtitutionelle Monarchie zerſchlagen 
und dadurch wertvolle Schutzmittel für die Freiheit vernichtet hat, 
iſt es eine beſondere Aufgabe, in der künftigen Verfaſſung Gegen— 
gewichte gegen den drohenden demokratiſchen Abſolutismus an⸗ 
zubringen. Das wird um ſo notwendiger ſein, als die ſozialiſtiſche 
Gedankenwelt, die im künftigen Staate in großem Umfange zur 
Verwirklichung kommen wird, einer ſtarken Ausdehnung der ſtaat⸗ 
lichen Gewalt geneigt iſt. Mehr als früher wird deshalb das Be⸗ 
dürfnis beſtehen, die Freiheit des Bürgers vom Staate zu betonen. 
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Von dieſem Standpunkte aus betrachtet, gewinnen manche Dinge, 
auf die wir im bisherigen Staate weniger zu achten pflegten, ein 


ganz neues Geſicht. 
Das gilt in beſonderer Weiſe für die Frage, ob und in welchem 
Umfange die Reichsverfaſſung Grundrechte des deutſchen 


Volkes aufzuſtellen habe. Unſer bisheriges Reichsgrundgeſetz hat 


das bekanntlich unterlaſſen. Und obwohl ſeine Urheber darob von 


inländiſchen wie von ausländiſchen Beurteilern häufig hart getadelt 


worden ſind, ſo waren ſie doch nicht im Unrechte. Denn als die 
Reichsverfaſſung entſtand, befanden ſich die Einzelſtaaten faſt aus⸗ 
nahmslos im Beſitze von Verfaſſungsurkunden, die über die Grund⸗ 
und Freiheitsrechte der Bürger umfängliche Beſtimmungen enthielten. 


Die Verfaſſung des Reichs änderte nichts an ihnen; ſie hätte dazu 
auch keine Veranlaſſung gehabt, da ſich viele der Grundrechte auf 
Sachgebiete bezogen, die nach dem Willen der Reichsverfaſſung außer⸗ 


halb der Zuſtändigkeit des Reiches bleiben ſollten. Zudem hatte die 
Erfahrung gezeigt, daß ſich die Kataloge der Grundrechte in den 
modernen Verfaſſungsurkunden vielfach in nichtsſagenden Deklamationen 


ergingen, daß ſie ſich auf Verheißungen beſchränkten, die erſt durch | 


Sondergeſetze ihre Erfüllung und ihre notwendige Umgrenzung er⸗ 
halten konnten. Bis zu gewiſſem Grade iſt ja ein ſolches Bedenken 
auch heute nicht von der Hand zu weiſen. Und doch liegt es jetzt anders 
als 1867 und 1870. Die Zuſtändigkeit des Reichs wird ohne jeden 


Zweifel auf viele Gebiete ausgedehnt werden, die ihr bisher 


entzogen waren. Die alten Landesverfaſſungen ſind zerbrochen. Nach 


welchen Grundſätzen die neuen geſtaltet werden, iſt nicht mit Beſtimmt⸗ 
heit vorauszuſehen. Aber mit einer an Gewißheit grenzender Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit iſt ſchon heute vorauszuſehen, daß das Reich wie die 


Gliedſtaaten rein demokratiſche Gemeinweſen ſein werden. Ihre ge⸗ 
ſetzgebenden Körperſchaften werden nach dem Einkammerſyſtem ein⸗ 


gerichtet ſein, ſie werden auf einem radikalen Wahlrechte ruhen, von 
den Stimmungen der Maſſen abhängen. Wenn, wie zu erwarten 


ſteht, in Reich und Einzelſtaaten die ſogenannte parlamentariſche 


Regierungsweiſe rechtens wird, ſo iſt die Trennung der Gewalten 


im weſentlichen beſeitigt, die Exekutive von der Legislative auf⸗ 
geſogen, eine wirkliche Miniſterverantwortlichkeit illuſoriſch gemacht. 
Trifft dies aber zu, ſo iſt es dringend geboten, daß die Freiheits⸗ 
rechte der Bürger in der Reichsverfaſſung genau und umfaſſend feſt⸗ 
geſtellt werden und hierdurch einen Schutz nicht nur gegenüber der 


Exekutive, ſondern vor allem gegenüber der Geſetzgebung Ge | 
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Reichs und der Einzelſtaaten ‚empfangen. Seine Ergänzung muß 
dies dann dadurch erhalten, daß den Gerichten ein freies Prüfungs⸗ 


recht hinſichtlich der Verfaſſungsmäßigkeit der Geſetze eingeräumt wird. 


In der Reihe der von den Entwürfen aufgezählten Grund⸗ 
rechte finden ſich manche alte Bekannte, die ſelbſtverſtändlich nicht 
fehlen durften: Freiheit der Wiſſenſchaft und ihrer Lehre, Freiheit 
der Preſſe, Petitions⸗ und Beſchwerderecht, Unverletzlichkeit des Poſt⸗ 
geheimniſſes und anderes. Aber allerlei iſt doch neu, und unter dem 
Neuen findet ſich manches, was um ſeiner weitgreifenden Faſſung 
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willen Bedenken erregt. Wenn zum Beiſpiel der § 22 (Art. 33) 


allen Deutſchen das unbeſchränkte Recht verleiht, ſich ohne beſondere 


Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu verſammeln und Vereine 
zu bilden, ſo geht das beträchtlich über das geltende Recht hinaus. 
Das Vereinsgeſetz gibt bekanntlich Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
freiheit nur zu Zwecken, die den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, 
und es macht öffentliche Verſammlungen unter freiem Himmel von 


polizeilicher Genehmigung abhängig. In einer Zeit, in der die 


Politik zu großem Teile auf der Straße gemacht wird, glaubt man 
offenbar von ſolcher Beſchränkung abſehen zu müſſen! Wenn nach 
924 und § 25 des erſten Entwurfs das Eindringen in die Wohnung 


waren, und eine Verhaftung nur auf Grund eines richterlichen Haft⸗ 
befehls für zuläſſig erklärt wurde, ſo waren dadurch zahlreiche, ganz 


unentbehrliche Beſtimmungen des Landespolizeirechts, zum Beiſpiel des 
preußiſchen Geſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit vom 


12. Februar 1850, ohne weiteres außer Kraft geſetzt. Der Entwurf 
letzter Faſſung hat das eingeſehen; nach ihm können behördliche Eingriffe 
in Freiheit und Hausfrieden durch „Geſetz“, alſo auch durch Landesgeſetz 


erlaubt werden. Beſonders unglücklich war im Preußſchen Entwurfe 


die von der Gleichberechtigung der Deutſchen handelnde Vorſchrift gefaßt 
(§ 18). Sie wollte nicht nur die Vorrechte des „Standes“ in dem bisher 


gebräuchlichen Sinne des Wortes, ſondern auch alle „Vorrechte und 


rechtlichen Nachteile der Geburt, des Berufs oder Glaubens“ ab⸗ 


ſchaffen. Damit würde zum Beiſpiel nicht nur das Kommunal⸗ 


ſteuerprivileg der Beamten und das Militärdienſtprivileg der katho⸗ 
liſchen Studierenden der Theologie, ſondern auch jede Abweichung 
in der Rechtsſtellung der unehelichen Kinder gegenüber der der ehe⸗ 
lichen mit einem Schlage beſeitigt geweſen ſein. So berechtigt die 
Beſtrebungen ſind, die Stellung der unehelichen Kinder zu verbeſſern, 


ſo würde doch eine derartige Aufhebung jedes Unterſchieds zwiſchen 


und Hausſuchungen nur nach Maßgabe eines Reichsgeſetzes geſtattet 


* 
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ehelich und unehelich Geborenen eine ſchwere Gefahr für die Sitt⸗ 


lichkeit bedeutet haben. Ja, die Beſtimmung hätte ſogar jeden recht⸗ 
lichen Unterſchied zwiſchen Mann und Frau aus der Welt geſchafft, 
eine Folge, deren ſich die Verfaſſer ſchwerlich bewußt geweſen ſind. 
Der zweite Entwurf hat hier eine weſentliche Verbeſſerung gebracht. 


Er verwirft nur die Vorrechte und Nachteile der Geburt und des 


Standes, und auch nur ſolche von öffentlich- rechtlichem Charakter. 
Auch beſeitigt er ſie nicht, wie der Entwurf Preuß, mit einem 
Schlage, ſondern verlangt nur, daß ſie aufgehoben werden (Art. 28). 


Wäre es bei der erſten Faſſung geblieben, ſo würde namentlich in | 


den Rechtsverhältniſſen des Hochadels eine heillofe Verwirrung ein- 


getreten ſein. Weniger glücklich formuliert iſt eine Vorſchrift, die 


der zweite Entwurf in die Grundrechte eingefügt hat: „Die Arbeits⸗ 
kraft als höchſtes nationales Gut ſteht unter dem beſonderen Schutze 


des Reichs“ (Art. 34). Das klingt ſehr ſchön; aber man kann ſich 


ſchlechterdings nichts Beſtimmtes, jedenfalls nichts von rechtlicher 
Bedeutung dabei denken. Auch die Anordnungen über die Rechte 
der fremdſprachlichen Volksteile des Reichs geben zu ſtarken Bedenken 


Anlaß. Wir wollen indes dieſe beſondere Frage, die einer ſehr ausführ⸗ 


lichen Behandlung bedürftig iſt, im Augenblicke nicht weiter verfolgen. 

Wenn die Entwürfe die Sphäre der individuellen Freiheit auf 
der einen Seite weiter abſtecken, als erforderlich und gut iſt, ſo haben 
ſie dafür an anderer Stelle entſchieden zu wenig getan. Daß die 
Freizügigkeit, die Gewerbefreiheit, das Verbot einer Strafverhängung 
ohne vorhergehende Strafandrohung und einer Strafandrohung ohne 
geſetzliche Grundlage nicht verfaſſungsmäßig geſichert werden, mag 
allenfalls angehen. Man wird geglaubt haben, daß das geltende 


Recht hierin überall ausreichenden Schutz gewähre, und daß kein 


Geſetzgeber der Zukunft auf den Gedanken kommen werde, Ver⸗ 
ſchlechterungen einzuführen, — eine Erwägung, die freilich in bezug 
auf die Preßfreiheit und anderes ebenfalls hätte angeſtellt werden 


können. Eine andere Unterlaſſungsſünde des Preußſchen Entwurfs ) 


— 


iſt inzwiſchen gut gemacht worden. Dieſer erklärte zwar das Eigen⸗ 


tum für unverletzlich und verlangte für Enteignungen eine geſetzliche 


Grundlage (§ 26). Aber er erwähnte bezeichnenderweiſe nichts von 
einer Entſchädigung! Der zweite Entwurf hat das zum Glücke ein⸗ 
gefügt⸗(Art. 37). Völlig ungenügend iſt aber die Art, in der beide 
Entwürfe die religihſen Grundrechte geregelt haben. Sie 


legen den Nachdruck auf die individuelle Gewiſſens⸗ und Bekenntnis⸗ 


freiheit, alſo auf die EE die der Einzelne in religiöſer Be⸗ 
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ziehung gegenüber ſtaatlichen oder kirchlichen Gewalten genießen ſoll. 
Aber fie unterlafjen es, die Rechte der Religionsgeſellſchaften, ins- 
beſondere die der hiſtoriſchen Kirchen, dem Staate gegenüber ſicher— 
zuſtellen und dem religiöſen Leben als ſolchem den Schutz zu ver— 
heißen, auf den es Anſpruch erheben darf. Im Gegenteil, der 
Preußſche Entwurf verſuchte es, für die Löſung des Problems: 
Trennung von Staat und Kirche, ein der Sache und der Form nach 
höchſt bedenkliches Präjudiz zu ſchaffen. Keine Religionsgeſellſchaft, 
ſo beſtimmte er, ſolle vor anderen Vorrechte durch den Staat ge— 
nießen, und über die „Auseinanderſetzung“ zwiſchen Staat und Kirche 


| | ſolle ein Reichsgeſetz Grundſätze aufſtellen, deren Durchführung Sache 


der deutſchen Freiſtaaten ſei (§ 19). Damit wäre mit einem Federzuge 
die Stellung der Kirchen als öffentlich⸗ rechtlicher Korporationen be- 
ſeitigt, ihre finanzielle Dotierung durch den Staat unmöglich gemacht, 
jede ſtaatliche Unterſtützung bei der Einziehung kirchlicher Umlagen 
verboten worden. Und die „Auseinanderſetzung“, d. h. alſo doch 
wohl die Trennung von Staat und Kirche, wäre reichsverfaſſungs— 
mäßig zum Programm erhoben geweſen, ohne daß die Verfaſſung 
dem Reichsgeſetzgeber, dem fie die Aufſtellung der „Grundſätze“ zu- 
ſchob, in irgendeiner Form eine Schranke gezogen hätte. Hier hat 
nun freilich der zweite Entwurf eine andere Haltung eingenommen. 
Er geht davon aus, daß die Regelung des Verhältniſſes von Staat 
und Kirche in der Hauptſache Landesſache bleiben müſſe. Er be⸗ 
ſchränkt ſich deshalb darauf, die freie Ausübung gottesdienſtlicher 
Handlungen und die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgeſell— 
ſchaften zu gewährleiſten (Art. 30). Aber ſagte der Preußſche Ent⸗ 
wurf zu viel, ſo ſagt der zweite Entwurf zu wenig. Denn indem 


er in der Frage des Verhältniſſes der beſtehenden Kirchen zum Staate 


die Souveränität der Einzelſtaaten völlig unangetaſtet läßt, liefert er 
Kirche und religiöſes Leben vollkommen der Willkür der Landesparlamente 
aus. Man braucht nicht erſt auseinanderzuſetzen, welche Weh darin 
für die Kirche gelegen iſt. 

Auch in bezug auf das Unterrichtsweſen laſſen die Grundrechte 
der beiden Entwürfe zu wünſchen übrig. Der Preußſche Entwurf be- 
ſchränkte ſich auf eine kurze, dafür vieldeutige Beſtimmung: „Der Unter⸗ 
richt ſoll allen Deutſchen gleichmäßig nach Maßgabe der Befähigung 
zugänglich fein“ (§ 20). Der zweite Entwurf iſt weniger wortkarg. 
Er legt jedoch das ganze Gewicht auf gewiſſe Forderungen, die hin⸗ 
ſichtlich der Einrichtung des öffentlichen Unterrichts an die Einzel⸗ 
ſtaaten zu ſtellen ſind: vor allem Unentgeltlichkeit des Volksſchul⸗ 
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unterrichts, Aufbau des Unterrichts in mittleren und höheren Bildungs⸗ 


anſtalten auf die Volksſchulbildung, ſtaatliche Aufſicht über das öffent- 
liche Unterrichtsweſen (Art. 31). Aber in einer Verfaſſung, die dem 


deutſchen Volke feine Grund rechte ſchaffen will, ſollte doch“ auch ein 
Wort über die Unterrichtsfreiheit zu finden ſein. Dafür liegt 


unter den jetzigen politiſchen Verhältniſſen ein dringendes Bedürfnis 
vor. Es iſt bezeichnend, daß eine kürzlich erlaſſene ſächſiſche Ver⸗ 
ordnung bereits verfügt hat, die Genehmigung zur Errichtung von 


Privatſchulen ſolle in Zukunft! nur noch ausnahmsweiſe erteilt 


werden . In einem parlamentariſch, d. h. nach Parteirückſichten 
regierten Staate muß aber den Eltern die Möglichkeit gegeben ſein, 


ihre Kinder in Schulen unterrichten zu laſſen, deren Erziehungs⸗ 


grundſätze in nationaler und religiöſer Hinſicht ſich mit ihren, der 


Eltern, Anſchauungen decken, auch wenn fi dieſe von den An- 
ſchauungen der jeweilig regierenden Parteigruppen entfernen. Der 
Staat hat kein Recht, dies unmöglich zu machen. Es genügt, wenn 


er die Befugnis, Erziehungs- und Unterrichtsanſtalten zu gründen und 
zu leiten, von der Erfüllung geſetzlicher Anforderungen in ſittlicher 


Hinſicht abhängig macht und ſolche Anſtalten in bezug auf die 


wiſſenſchaftliche Eignung, das Gehalt und die Diſziplin der Lehrer, 
ſowie in bezug auf die ee er Geſetzgebung und 
Aufſicht unterwirft ?. 


Nach alledem wird die BEE allen Anlaß haben, | 


den Abſchnitt über die Grundrechte recht ſorgſam zu prüfen. Sie 


möge aber auch darauf beſtehen, daß die Grundrechte die durchaus 
erforderliche Sicherung erhalten, indem den Gerichten ausdrücklich 


das Recht zugeſtanden wird, die Verfaſſungsmäßigkeit der 
Geſetze zu prüfen. Der Preußſche Entwurf ſprach hiervon mit 
keiner Silbe. Der zweite Entwurf beſtimmt: „Streitigkeiten darüber, 
ob eine landesrechtliche Vorſchrift mit dem Reichsrechte vereinbar iſt, 


entſcheidet auf Grund eines Reichsgeſetzes ein oberſter Gerichtshof ö 


des Reiches“ (Art. 11). Dadurch wird allerdings die Möglichkeit 
geſchaffen, daß Landesgeſetze, die ſich mit den grundree tlichen Vor⸗ 


ſchriften der Reichsverfaſſung in Widerſpruch befinden, durch eine 4 
reichsrichterliche Entſcheidung außer Geltung geſetzt werden. Aber 


da die Regelung des hierbei zu beobachtenden Verfahrens in vollem 


a Verordaüng v. 12. Dez. u (Geſetz⸗ u. Verordnungsblatt S. 392, 982 


Abſ. 4 
2 gl. die Vorſchläge im Entwurfe des Vereins Nest und Wirtſchaft 
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| Umfange einem künftigen Reichsgeſetze überlaſſen wird, 15 iſt noch 


ganz ungewiß, ob dieſes Reichsgeſetz dem Bürger ſelbſt oder etwa 


nur der Reichsgewalt das Recht geben wird, die Verfaſſungswidrig— 


f keit eines Landesgeſetzes zur gerichtlichen Feſtſtellung zu bringen. Vor 


allem aber zeigt der Entwurf keinen Weg, auf, dem die deutſche 
Freiheit vor verfaſſungswidrigen Attentaten des Reichsgeſetz⸗ 


gebers geſchützt werden kann. Wir müſſen darauf dringen, um 


der Freiheit willen darauf dringen, daß die Verfaſſung die Gerichte 


ſchlechthin berechtigt und verpflichtet, zu prüfen, ob ſich die von ihnen 
anzuwendenden Reichs⸗ und Landesgeſetze inhaltlich mit der Reichs⸗ 


0 


verfaſſung im Einklange befinden 1. Die Bürger der Vereinigten 
Staaten betrachten das richterliche Prüfungsrecht als ein Palladium 


ihrer Freiheit. Die Deutſchen werden gut daran tun, nach einem 


gleichen Schutzmittel zu rufen. 
III 


5 Das Verhaltnis zwiſchen Reich und Winz eue zu 
regeln, bietet dem Verfaſſungsgeſetzgeber der Gegenwart Schwierig⸗ 


keiten, die größer ſind als die, mit denen die Schöpfer der bisher 


geltenden Verfaſſung zu kämpfen hatten. Als Bismarck bei der 
Gründung des Norddeutſchen Bundes die „deutſche Frage“ in der 
von ihm für richtig erachteten Form zu löſen unternahm, konnte er 
ſich den Regierungen gegenüber auf die Kräfte des fiegreichen preußi- 


ſchen Staates ſtützen; im verfaſſungvereinbarenden Reichstage ſtand 


ihm eine mittelparteiliche Mehrheit zu Dienſten, die zwar in bezug 


auf die konſtitutionelle Frage Schwierigkeiten machte, die ihm aber in 


bezug auf das bundesſtaatliche Problem unbedingte Gefolgſchaft leiſtete. 


In Jahre 1870 mußte freilich der Eintritt der ſüddeutſchen Staaten 


mit föderaliſtiſchen Konzeſſionen erkauft werden. Allein ſie waren 


doch keineswegs bedeutend genug, um an den bereits feſtſtehenden 


Grundlagen der deutſchen bundesſtaatlichen Verfaſſung etwas Weſent⸗ 
liches zu ändern. Auf welche Schultern ſollen ſich nun aber heute 
die Staatsmänner ſtützen, die genötigt ſind, die Verteilung der ſtaat⸗ 


lichen Kräfte zwiſchen dem Geſamtſtaate und ſeinen Gliedern von 


d neuem vorzunehmen? Die Revolution hat den preußiſchen Staat 


ſeiner führenden Stellung beraubt. Überall im Reiche kämpfen un⸗ 
fertige, unter ſich uneinige Regierungen um ihr Daſein. Und im 
Parlamente gibt es keine Partei, auf die in der Grundfrage un⸗ 


1 Vgl. Art. 147 des Entwurfs des Vereins ci und e 
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bedingt gerechnet werden könnte. Denn der Gegenſatz zwischen 
Unitarismus und Föderalismus hat ſich weder in der bisherigen 
Entwicklung der deutſchen Parteien, noch bei ihrer Umwandlung aus 
Anlaß der Revolution als ein ſelbſtändiges parteienbildendes, richtiger 
parteienſcheidendes Prinzip erwieſen. In der bundesſtaatlichen Frage 
geht der Riß mitten durch die Parteien hindurch. 

Dabei ſind die Gegenſätze, die miteinander kämpfen, ſtärker als 
je zuvor. Noch in den erſten Jahren des Kriegs konnte man erwarten, 
daß das Bewußtſein der Reichseinheit nach beendigtem Kampfe ſo 
tief wie nie vordem empfunden, der Reichsgedanke ſo ſtark wie nie 
zuvor gedacht werden würde. Zum erſten Male ſeit Jahrhunderten 
hatte wieder ein deutſcher Kaiſer ein deutſches Heer ins Feld ge⸗ 
rufen; das Reich führte den Krieg, und Deutſchland kämpfte für ſein. 
Reich und für feine Einheit. Es ſchien den meiſten von uns ſelbſt⸗ 
verſtändlich zu ſein, daß das verfaſſungsrechtliche Ergebnis des 
Kriegs in einer bedeutenden Erweiterung der unitariſchen Ele⸗ 
mente beſtehen werde. Aber die Hoffnung, daß ſich dieſe Entwicklung. 
kampflos vollziehen werde, hat uns getrogen. Eine unglaublich un⸗ 
geſchickte Politik hat während der zweiten Hälfte des Kriegs eine 
ſtarke Reichsverdroſſenheit entſtehen laſſen. Zahlloſe Mißgriffe in der 
Verwaltung, namentlich in Ernährungsangelegenheiten, haben eine 
üble Verſtimmung zwiſchen Oſt und Weſt, vor allem zwiſchen Nord 
und Süd hervorgerufen. Das hätte ſich vermutlich ausgleichen laſſen, 
wenn der Krieg mit einem Siege geendet hätte. Nun iſt leider Gottes 
das Gegenteil eingetreten, und die Revolution mit ihren bekannten 
Folgeerſcheinungen hat das Ihrige dazu getan, um die ſchon klaffenden 
Riſſe zu erweitern. So erleben wir jetzt ein unheimliches Erſtarken 
nicht nur des Föderalismus, ſondern eines ganz rohen Partikularis⸗ 
mus, der da und dort ſogar zu bedrohlichen ſeparatiſtiſchen Neigungen 
geführt hat. Es gibt ſüddeutſche Politiker, die geradezu auf dem 
Standpunkte ſtehen, das Reich ſei durch die Revolution ſchlechthin 
aufgelöſt worden; eine vollkommene Neugründung ſei erforderlich, wenn 
es wieder zuſammengefügt werden ſolle. Ob ſich wohl dieſe Leute 
überlegt haben, was ihre Behauptung, falls ſie wahr wäre, für den 
finanziellen Kredit, für die internationale Verhandlungsfähigkeit des 
Reichs, für die Liquidierung des Kriegs und für den Gang der Ver⸗ 
waltung in Reich und Einzelſtaaten bedeuten würde? Und ob ſie ſich eine 
Vorſtellung darüber gemacht haben, in welcher Weiſe unter den heutigen 
Umſtänden fünfundzwanzig wieder vollkommen ſouverän gewordene 
deutſche Staaten die „Neugründung“ eines Reichs bewerkſtelligen ſollen? 


ne 
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Die Berfaffungsentwürfe ftellen ſich verſtändigerweiſe nicht auf 
dieſen Boden. Für fie handelt es ſich nicht um die Herſtellung eines 


neuen, ſondern um die Fortſetzung des beſtehenden Reichs. Daher keine. 


Präambel in der Form, wie ſie die bisherige Verfaſſung beſaß, kein 


Abſchluß eines „ewigen Bundes“ zwiſchen den Staaten. Vielmehr 
ſagt der Eingang des zweiten Entwurfs — der Preußſche hatte über— 


haupt keine Einleitung vorgeſehen —, das deutſche Volk wolle „ſein 
Reich“ auf der Grundlage der Freiheit und Gerechtigkeit „erneuern 
und feſtigen“. Aber freilich, nicht die Organe, die von der bisher 
geltenden Verfaſſung dazu beſtimmt geweſen wären, ſondern das durch 
die Revolution zur Souveränität gelangte deutſche Volk ſelber iſt 
es, daß die neue Verfaſſung aufrichtet. 

Bei dieſem Volke liegt die geſamte Staatsgewalt. Und zwar 


beim deutſchen Volke in ſeiner ungeſchiedenen Einheit. Nur daß 
dieſes Volk zur Ausübung ſeiner Gewalt eine zweifache Organiſation 
herſtellt, getrennt nach Reichs⸗ und Landes angelegenheiten. In 


den erſteren wird die Staatsgewalt von den auf Grund der Reichs— 


verfaſſ ung beſtehenden Organen ausgeübt, in den letzteren durch die 
Organe der deutſchen Gliedſtaaten (Art. 2). Allerdings handeln die 


Organe der Einzelſtaaten „nach Maßgabe der Landesverfaſſungen“. 


Aber da die Quelle aller Staatsgewalt beim deutſchen Volke ruht, 


ſo iſt es im letzten Grunde eben doch dieſes, von dem die einzelſtaat— 
lichen Organe ihre Gewalt ableiten“. So erſcheinen auch die Glied— 


ſtaaten als Delegatare der gemeindeutſchen Nationalſouveränität. Es 


iſt eine eigene Bundesſtaatstheorie, die im Artikel 2 ausgeſprochen 
ird, und auf ſie läßt ſich wohl in erſter Linie die Einſeitigkeit und 
Schroffheit zurückführen, mit der ya Preußſche Entwurf das föderative 
Problem behandelte. 
Denn dieſer Entwurf trug den partikulariſtiſchen Strömungen, 


die ſich ſeit der Revolution ſo kräftig bemerkbar gemacht hatten, 
ebenſowenig Rechnung wie der Tatſache, daß der Eintritt Deutſch— 


Oſterreichs in den Reichsverband ohne föderaliſtiſche Konzeſſionen 
kaum möglich ſein wird. Der Entwurf war unitariſch angelegt bis 
ins Extrem. Er führte zwar der Form nach noch nicht bis zum 
Einheitsſtaate. Aber in der Sache ließ er von der Staatlichkeit der 
deutſchen Territorien nur geringe Reſte übrig. 


Der zweite Entwurf hat den Satz: „Alle Staatsgewalt liegt beim deut— 
ſchen Volke“ abgekürzt. Er ſagt: „Die Staatsgewalt liegt beim Volke.“ Eine 
„Anderung der Auffaſſung liegt dem wohl nicht zugrunde. Denn kurz vorher 
wird vom deuſchen Volke“ SES 


* 
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Das zeigte ſich zunächſt in der Art, in der die eee 
zwiſchen Reich und Gliedſtaaten verteilt wurden. | 

Im Vergleich mit dem bisher geltenden Rechte war die TER 
ſchließliche Zuſtändigkeit des Reichs in Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung gewaltig erweitert. Sie umfaßte die Beziehungen zum Aus⸗ 
lande ohne jede Ausnahme; den Einzelſtaaten ſollte alſo nicht nur 
jedes aktive und paſſive Geſandtſchafts- und Konſularrecht, ſondern 
auch jede Möglichkeit zum Abſchluſſe ſelbſt unbedeutender Verträge 
mit fremden Staaten genommen werden. Nicht nur Zollweſen, Poſt 
und Telegraphie, ſondern auch das Eiſenbahnweſen, ſoweit es Dër 
um Staatsbahnen handelt, die Binnenſchiffahrt auf den mehreren 
deutſchen Staaten gemeinſamen Waſſerſtraßen und das ganze Militär⸗ 
weſen wurde ausſchließlich als Reichsſache erklärt. Sogar der 
„Handel“, einſchließlich des Bank⸗ und Börſenweſens, das Münz⸗ 
Maß⸗ und Gewichtsweſen, der geſamte Verkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen zu Lande und in der Luft wurde nicht allein der Geſetzgebung, 
ſondern der eigenen und unmittelbaren Verwaltung des Reichs unter⸗ 
ſtellt (S 3). Danach würde zum Beiſpiel die Aufſicht über die 
Börſen nicht mehr von Landesbehörden, ſondern allein von Reichs⸗ 
behörden zu führen geweſen fein. Ja, der Marktverkehr und der 
Verkehr mit Automobildroſchken hätte fortan durch Reichspolizei⸗ 
organe geregelt und überwacht werden müſſen! Man darf vermuten, 
daß ſich der Verfaſſer des Entwurfs kaum darüber klar geworden iſt, 
welche Aufgaben er hiermit dem Reiche nicht geſchenkt, ſondern auf⸗ 
geladen hätte. Dagegen war es wohl nicht bloß auf ein Verſehen 
zurückzuführen, daß das Kolonialweſen in dieſem Entwurfe mit keiner 
Silbe erwähnt worden war. 

Auch ſoweit der Preußſche Eutwurf dem Reiche eine ſogenannte 
fakultative, richtiger: eine mit der entſprechenden Landeskompetenz 
konkurrierende Zuſtändigkeit zur Geſetzgebung verlieh (§ 4), 
gaben ſeine Beſtimmungen zu manchen Bedenken Anlaß. Auf der 
einen Seite zeigte der Entwurf ſeltſame Lücken. Zum Beiſpiel war 
vom Wohnungsweſen nicht die Rede. Das Privateiſenbahnweſen 
war nicht erwähnt. Nur die für das Reich zu erhebenden Steuern 
und Abgaben ſollten der Geſetzgebung des Reichs unterliegen, während 
doch niemand im Zweifel ſein kann, daß das Reich in Zukunft 
um der Planmäßigkeit und Einheitlichkeit des deutſchen Finanzſyſtems 
willen die Möglichkeit erhalten muß, auch für das Landesſteuerweſen 
mindeſtens Normativbeſtimmungen aufzuſtellen. Auf der anderen Seite 
zog der Entwurf die Grenzen der Reichskompetenz außerordentlich 
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weit. Außer den Gegenſtänden, die bereits nach Art. 4 der bis jetzt 


geltenden Verfaſſung der Reichsgeſetzgebung unterliegen, wollte er ihr 


auch das geſamte Armenweſen und in großem Maßſtabe die 
Bodengeſetzgebung überweiſen. Vor allem — Kirche und Schule. 


Freilich „im Rahmen der SR 19 und 20”, d. h. im Rahmen der 


für Kirche und Schule erlaſſenen Beſtimmungen der Grundrechte. 
Aber damit war doch im Grunde die ganze Materie dem Zugriffe 
der Reichsgeſetzgebung ausgeliefert; denn die in Bezug genommenen 


grundrechtlichen Klauſeln waren ſo weich und dehnbar, daß ſich mit 
ihnen alles hätte anfangen laſſen. Die Methode, die der Entwurf 
an dieſer Stelle verfolgte, zeugte von einer völligen Verkennung 


der Aufgaben, die eine bundesſtaatliche Verfaſſung in Anſehung der 
Grundrechte zu erfüllen hat. Denn ſoweit die Grundrechte das Ver⸗ 


hältnis der Bürger zur Einzelſtaatsgewalt betreffen, ſollen ſie nichts 
anderes ſein als Richtſchnur und Schranke für die Betätigung der 
Staatsgewalt der Einzelſtaaten ſelber. Wenn der Geſamtſtaat in 
den Sätzen über die Grundrechte Direktiven für die Geſetzgebung der 
Einzelſtaaten gibt, nimmt er nicht für ſich ſelbſt das Recht in An⸗ 


ſpruch, auf den fraglichen Gebieten Geſetze zu erteilen, ſondern er 


wahrt ſich nur die Befugnis, ſeine Beaufſichtigung darauf zu richten, 
daß die Einzelſtaaten in Gemäßheit jener Direktiven verfahren. So 
iſt die Sache von den Verfaſſungen der Vereinigten Staaten und 


der Schweizer Eidgenoſſenſchaft, aber auch von der deutſchen Reichs- 


verfaſſung von 1849 aufgefaßt worden. Es war ein Mißgriff, daß 
man ſich jetzt der Grundrechte als Sprungbrett bedienen wollte, um 


eine ſtarke Ausdehnung der Reichskompetenz in das Vorbehaltsgebiet 


der Einzelſtaaten hinein zu ermöglichen. 
Dieſes Vorbehaltsgebiet der Gliedſtaaten war ohnehin 


nach der Tendenz des Preußſchen Entwurfs in ganz enge Grenzen 


gebannt. Außer dem Landesſteuerweſen verblieb der ausſchließlichen 
Geſetzgebung und Verwaltung der Einzelſtaaten im Grunde nur 
einiges aus dem Bereiche der Sicherheitspolizei, die Bau⸗ und Sitten⸗ 


polizei, das Waſſerrecht, das Wegeweſen, die Urproduktionen, auch 


das alles mit Abzügen. Gerade das aber, was die Gliedſtaaten bisher 


am ängſtlichſten gehütet hatten, die Selbſtändigkeit in der Regelung 


ihrer Verfaſſungsverhältniſſe und ihres Kommunalweſens, ſollte ihnen 
genommen werden. Wiederum waren es die Grundrechte, die zu dieſem 
Einbruch in die Landeskompetenz benutzt wurden (S 12). Hier 
wurden nämlich den Einzelſtaaten über den Inhalt ihrer Verfaſſungen 
ſo genaue Vorſchriften gegeben, daß ihnen für eine eigene Regelung 
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in den wichtigſten Dingen kaum noch ein Spielraum übrig blieb: 
Einkammerſyſtem, allgemeines, gleiches, direktes, geheimes Wahlrecht, 
Frauenſtimmrecht, Verhältniswahl, parlamentariſches Regierungsſyſtem 


wurden ihnen vorgeſchrieben; ſogar das Enqueterecht der Parlamente war 


nicht vergeſſen worden. Dazu traten dann genaue Anordnungen über die 
Gemeindeverfaſſung, insbeſondere über das kommunale Wahlrecht und die 
Beſtellung der Gemeindevorſtände, über die — natürlich eng begrenzte . 
Staaatsaufſicht, über die Beſeitigung der Gutsbezirke; es wurde 
verlangt, daß die Ortspolizei in den Händen der Gemeinden oder 
der Gemeindeverbände liegen müſſe. Auch die Beſtimmung, daß die 
Angehörigen jedes deutſchen Staats in jedem anderen deutſchen 
Staate die gleichen Rechte und Pflichten wie die eigenen Staats⸗ 
angehörigen haben ſollten, gehört in dieſen Zuſammenhang (§ 17). 
Denn ſie würde die Einzelſtaaten genötigt haben, das Wahlrecht und 
die Wählbarkeit zu Landes- und Gemeindevertretungen allen landes⸗ 
fremden Deutſchen, die in ihrem Gebiete wohnen, zuteil werden zu 
laſſen. 

Die ohnehin ſehr ſtark unitariſierenden Vorſchriften über die 
Reichsgeſetzgebung wurden nun noch ergänzt und verſchärft durch 


weittragende Sätze über die Reichsaufſicht. Schon früher hatte 


ſich Preuß des öfteren darüber beſchwert, daß nach dem geltenden 
Rechte die Reichsaufſicht gegenüber der Landesverwaltung auch inner⸗ 
halb der Reichskompetenz faſt ohnmächtig ſei!. In der Denkſchrift 

wiederholte er dieſes harte Urteil. Er glaubte die Zeit gekommen 
für eine „klarere und ſchärfere Geſtaltung“ des Aufſichtsrechts der 
Reichszentralbehörden über die einzelſtaatlichen Verwaltungsämter. 
Zu dieſem Zwecke wollte er der Reichsregierung das Recht geben, 
die Überwachung der Ausführung von Reichsgeſetzen durch Beauf⸗ 
tragte vornehmen zu laſſen, die „in die deutſchen Freiſtaaten“ ent⸗ 
ſendet, und denen jede gewünſchte Auskunft erteilt und die Akten⸗ 
einſicht verſtattet werden ſollten. Dadurch wurden alſo die ſämtlichen 
Landesbehörden, bis in die unterſten Stellen hinein, der unmittel⸗ 
baren Kontrolle der Reichszentrale unterſtellt. Und nicht genug 
damit, es wurde der Reichsregierung die Befugnis eingeräumt, zur 
Berichtigung einzelſtaatlicher Verwaltungsakte alle mit der Aus⸗ 
führung von Reichsgeſetzen betrauten Landesbehörden über den Kopf 
der en e mit „Anweiſungen“ zu verſehen. Ja, 


1 Wieweit die Klage berechtigt war, wieweit nicht, habe ich in meinem 
Buche über die Reichsaufſicht (1917), S. 685 ff. geprüft. 
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es nahe ben „ſchuldigen Landesbeamten“ ein Vorgehen „auf Grund 
der für die Reichsbeamten geltenden Disziplinarvorſchriften“, alſo eine 
Disziplinierung durch die Reichsbehörden ſelbſt, in Ausſicht geſtellt 
(§ 8). Mit alledem war das für das Verhältnis zwiſchen Zentral- und 
Landesgewalt kritiſchſte Problem des Bundesſtaatsrechts im Sinne einer 
vollkommenen Unitariſierung gelöſt worden. Denn überall, wo die Aufſicht 

des Geſamtſtaats über den Einzelſtaat die Linie der „Oberaufſicht“ über— 
ſchreitet, d. h. wo ſie nicht nur die Regierung, ſondern auch die 
Miltel⸗ und Unterorgane des Gliedſtaats unmittelbar der Ein— 
wirkung des Kontrollierenden unterwirft, wird die Grenze zwiſchen 
Aufſicht und Eigenverwaltung verwiſcht. Jede „unmittelbare“ Auf: 
ſicht wird, praktiſch angeſehen, zur eigenen und unmittelbaren Ver— 
waktung. Nun war ja ſchon dem bisherigen Reichsrechte ſolche un— 
mittelbare Reichsaufſicht keineswegs fremd. Sie war im Militär: 
weſen, im Eiſenbahnweſen, zum Teil im Zollweſen von der Verfaſſung 
anerkannt; viele Einzelgeſetze hatten ſie auch auf anderen Gebieten 
eingeführt. Aber doch immer nur für beſondere Fälle, niemals 
generell. Der Preußſche Entwurf wollte zur Regel machen, was bis 
jetzt diet Ausnahme geweſen war. Die „Selbſtverwaltung“, die er 
den Einzelſtaaten auf den reichsgeſetzlich geregelten Gebieten beließ, 
war eitel Schein. Die Gliedſtaaten behielten hier in Wahrheit über— 
haupt keine Verwaltung mehr, das Reich nahm ſie in eigene Hand. 
Die Haltung, die der Entwurf dem Problem der Reichsaufſicht 
gegenüber einnahm, ſtand in augenfälligem Widerſpruche zu den 
Grundſätzen, zu denen ſich Preuß in ſeinen bekannten kommunal— 
politiſchen Schriften immer bekannt hatte. Auch mit den organiſa— 
toriſchen Grundgedanken, nach denen er nach Angabe der Denkſchrift 
das Reich aufgebaut wiſſen wollte, ließ ſich ſeine Stellungnahme 
nicht in Einklang bringen. Niemand hat ſo energiſch wie Preuß die 


Faorderung verfochten, daß die Aufſicht des Staats über die Ge⸗ 


meinden in den engſten Grenzen gehalten, werden müſſe. Der 
Entwurf zur Reichsverfaſſung verſuchte ja, dieſer Forderung end— 
gültig zum Siege zu verhelfen ($ 12 Abſ. 3). Nun fol fi nach 
der von Preuß ſchon früher, mit beſonderer Wärme aber auch in der 
Denkſchrift vertretenen „organiſchen“ Auffaſſung das Reich „von 
unten nach oben“ aufbauen, es ſoll „mit ſeiner ganzen inneren 
. Lebenstätigkeit auf dem organiſchen Unterbau ſeiner kommunalen und 
einzelſtaatlichen Glieder“ ruhen. Nach dieſer Anſchauung ſind die 
Einzelſtaaten in der Tat nichts anderes als große Selbſtverwaltungs⸗ 
körper des Reichs; die ganze Kompetenzregulierung iſt darauf ab⸗ 
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gelegt, ſie auf das Niveau von Großkommunen herabzudrücken. Von 
dieſem Standpunkte aus iſt es aber ſchwer begreiflich, daß in bezug 
auf das Beaufſichtigungsrecht den großen Selbſtverwaltungskörpern 
verſagt bleiben fol, was den Gemeinden zugeſprochen wird. Erklärlich 
wird es allein, wenn man das Problem, wie Preuß es tut (Denk⸗ 
ſchrift S. 10 f.), ganz einſeitig vom Standpunkte des parlamentari⸗ 
ſchen Regierungsſyſtems aus betrachtet. Die Verantwortlichkeit der 


Regierung für die ſinngemäße Ausführung der Reichsgeſetze, ſoweit 


dieſe der Landesverwaltung obliegt, bleibt, wie er meint, eine inhalt⸗ 
loſe Form, wenn die Reichsregierung nicht in der Lage iſt, die 
Landesverwaltung aufs ſtärkſte zu beeinfluſſen. Dafür iſt eine bloße 
Oberaufſicht ungenügend. Es bedarf der unmittelbaren Berührung 
der Reichszentrale mit den Mittel- und Unterorganen der Einzel⸗ 
ſtaaten. Allein das iſt eine ſehr anfechtbare Deduktion. Nicht die 
Miniſterverantwortlichkeit entſcheidet über das Maß des den Einzel⸗ 
ſtaaten aufzulegenden aufſichtsrechtlichen Druckes, ſondern es hängt um⸗ 
gekehrt von dem Umfange der Aufſichtsgewalt ab, ob, wann und wofür 
die Miniſter verantwortlich gemacht werden können. Im Grunde ſoll 
die im Entwurfe vorgeſchlagene Löſung der Aufſichtsfrage nur dazu 
dienen, den parlamentariſchen Machthunger zu befriedigen. Dem 
Reichsparlamente ſoll die Möglichkeit gegeben werden, durch das 
Medium der Miniſterverantwortlichkeit die einzelſtaatliche Verwaltung. 
unter ſcharfe eigene Kontrolle zu ſtellen. Die Gefahr, die darin für? 
das Eigenleben der Einzelſtaaten liegt, könnte allein dadurch ge⸗ 
mildert werden, daß die Betätigung der Reichsaufſicht noch mehr, als 
es im bisherigen Rechte ſchon geſchehen iſt, in die Form einer Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit gekleidet wird l. Daß ge in der 
Abſicht des Preußſchen Entwurfs gelegen war, konnte vielleicht, 
aber keinesfalls mit Sicherheit, aus einer Anbeutung ($ 9) ent- 


nommen SS, i 


Wenn Bi bundesftantliche Verfaſſung die Selbständigkeit der 
Einzelſtaaten durch eine zentraliſierende Regelung der Zuſtändigkeiten 
ſtark beſchneidet, ſo kann ſie das ausgleichen, indem ſie den Glied⸗ 
ſtaaten in dem Rechte, an der Bildung des geſamtſtaatlichen 
Willens in entſcheidender Weiſe teilzunehmen, einen Erſatz ver⸗ 
ſchafft. Bekanntlich iſt Bismarck in dieſer Weiſe vorgegangen. Als 
Gegengabe für die den Landesregierungen zugemutete Aufopferung 


Vgl. darüber meine Reichsaufſicht S. 310 f., 326 f., 698 ff. 
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wichtigster Souveränitätsrechte bot er ihnen den Bundesrat, in 
dem ſie durch inſtruierte Vertreter an der Herſtellung des Reichs- 
willens mitzuwirken in der Lage waren. Da der Bundesrat das 
uneingeſchränkte Recht zur Sanktion der Reichsgeſetze erhielt, und 
da er außerdem mit umfaſſenden Kompetenzen der Regierung und 
der Verwaltung (insbeſondere auch auf dem Gebiete der Reichs⸗ 


aufſicht) ausgeſtattet wurde, war die Gegenleiſtung nicht gering zu 


bewerten. Dieſes föderaliſtiſche Reichsorgan aber hatte der Preußſche 
Entwurf geſtrichen, und er hatte damit eines der ſtärkſten (egen: 
gewichte gegen die unitarif chen Elemente der Reichsverfaſſung beſeitigt. 
Als Entgelt bot er den Einzelſtaaten zweierlei an. 
. Er gewährte den Regierungen der deutſchen Freiſtaaten das 
Recht, zur Reichsregierung „Vertreter“ zu entſenden. Dieſe ſollten 
befugt ſein — ähnlich wie die Bundesratsbevollmächtigten nach 
Artikel 9 der jetzigen Reichsverfaſſung — im Reichstage den Standpunkt 
ihrer Regierungen gegenüber jedem Gegenſtande der Verhandlung zur 
Geltung zu bringen; auf Verlangen ſollte ihnen während der Beratung 
jederzeit das Wort erteilt werden. Vor allem ſollten aus dieſen 
Vertretern bei den einzelnen Reichsminiſterien nach Bedarf Reichs- 


| räte gebildet werden, Kollegien, die offenbar als Analoga der vor⸗ 


maligen Bundesratsausſchüſſe gedacht waren. Das war an ſich gewiß 

ein glücklicher Gedanke 1. Nur freilich war den Reichsräten ein ſehr 

magerer Anteil an den Geſchäften der Reichsregierung zugedacht. 

Sie ſollten lediglich mit ihrem „Gutachten“ vor der Einbringung 

von Geſetzesvorlagen beim Reichstage und vor dem Erlaſſe der zur 

Ausführung der Reichsgeſetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungs- 
vorſchriften gehört werden (88 14—16). 

Als zweiter Erſatz für den Verluſt des Bundesrats war den 
Einzelſtaaten der Einfluß auf die Beſetzung des Staatenhauſes 
zugeſtanden, das mit dem Volkshauſe zuſammen den Reichstag zu 
bilden beſtimmt war (§ 30 ff.). Während das Volkshaus aus den 
vom „einheitlichen deutſchen Volke“ unmittelbar in allgemeiner Ab- 
ſtimmung zu wählenden Abgeordneten beſteht, ſoll ſich das Staatenhaus 
aus „Abgeordneten der deutſchen Freiſtaaten“ zuſammenſetzen; die Land⸗ 
tage wählen die Abgeordneten aus der Mitte der Staatsangehörigen nach 

Maßgabe des Landesrechts. Da bei der Bildung des Staatenhauſes 


1 Der Entwurf des Vereins Recht und Wirtſchaft iſt unabhängig von 


Preuß zu demſelben Vorſchlage gekommen (Art. 106), nur daß er ſeinen 
»Reichsausſchüſſen“ weiter BIENEN Befugniffe ee ſehen will. 
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grundſätzlich auf eine Million Landeseinwohner ein Abgeordneter ent⸗ 
fallen ſollte, ſo würde das Haus ein Kollegium von annähernd 
70 Mitgliedern geworden ſein. Indeſſen war, um Preußen nicht 
allzu ſtark hervortreten zu laſſen, die Beſtimmung hinzugefügt, daß 
kein Einzelſtaat durch mehr als ein Drittel aller Abgeordneten ver⸗ 
treten ſein dürfe. Dieſes Staatenhaus wurde alſo in der Tat 
durch die Einzelſtaaten als ſolche, nämlich durch ihre Hauptorgane, 
die Landtage, beſetzt. Aber es war natürlich etwas ganz anderes 
als der einſtige Bundesrat. Es war, wie der Senat in den Ver⸗ 
einigten Staaten und der Ständerat in der Schweizeriſchen Eid⸗ 
genoſſenſchaft, als das Oberhaus eines Parlaments gedacht. Die 
Abgeordneten ſollten, ungeachtet ihres partikularen Urſprungs, Ver⸗ 
treter des ganzen deutſchen Volks, ſie ſollten, anders als die Bundes⸗ 
ratsbevollmächtigten, an Aufträge und Inſtruktionen nicht gebunden 
ſein, ſie ſollten ihre Stimmen nach ihrer eigenen freien Überzeugung 
abgeben. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß in einem ſolchen Staaten⸗ 
hauſe zwar die Intereſſen der Einzelſtaaten zu Worte kommen können, 
daß aber die Einzelſtaaten ſelber als ſtaatliche Individualitäten in 
ihm nicht vertreten ſind. Vor allem wenn, wie der Entwurf feſt⸗ 
ſetzte, für das Staatenhaus ebenſo wie für das Volkshaus die Legis⸗ 
laturperiode drei Jahre dauern ſoll (§ 37). Auch wenn ſich alſo 
während der Dauer einer Legislaturperiode die Zuſammenſetzung. 
eines Landtags, der die Wahlen zum Staatenhauſe vollzogen hat, 
durchaus veränderte, ſo würde dies auf den Beſtand ſeiner „Ab⸗ 
geordneten“ zum Staatenhauſe nicht den geringſten Einfluß 
haben. Endlich ſah der Entwurf eine Auflöſung des Staatenhauſes 
durch den Reichspräſidenten vor, und zwar ſollte die Möglich⸗ 
keit beſtehen, das Staatenhaus ohne gleichzeitige Auflöſung des Volks⸗ 
hauſes aufzulöſen (88 40, 44). Vermöge des parlamentariſchen 
Syſtems würde alſo das Volkshaus in der Lage geweſen ſein, die 
Auflöſung eines ihm unbequemen Staatenhauſes zu erzwingen! 


IV 


Man braucht dem Preußſchen Entwurfe die unitariſche Richtung, 
»die er mit unerbittlicher Konſequenz einhielt, nicht unbedingt zum 
Vorwurfe zu machen. Die Entwicklung, die unſer bundesſtaatliches 
Leben ſchon vor dem Kriege genommen hatte, zeigte dem aufmerk⸗ 
ſamen Beobachter ſchon längſt eine ſtarke Neigung nach der Seite 
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des Einheitsſtaates 3. Und es iſt durchaus unbegründet, wenn man 
dieſe Entwicklung an ſich ſelbſt für eine unglückliche erklärt. Mag man 
im Übrigen darüber denken, wie man will, ſo viel iſt doch gewiß, 
daß die gewaltigen Aufgaben, die das Reich in Zukunft auf wirt⸗ 
ſchafts⸗ und finanzpolitiſchem Gebiete zu erfüllen haben wird, mit 
innerer Notwendigkeit zu einer ſtarken Zentraliſation drängen werden. 
Aber es wäre richtiger geweſen, die Verfaſſung ſo elaſtiſch zu ge— 
ſtalten, daß ſie der Entwicklung freie Bahn ließ, ſtatt dieſe Entwicklung 
mit rauher Fauſt von vornherein in beſtimmte Richtung zu drängen. 

Vor allem war der Fehler, den der Verfaſſer des Entwurfs be— 
ging, ein taktiſcher. Er ſchätzte die partikularen Widerſtände, auf 
die er nach den Erfahrungen der letzten Monate rechnen mußte, 
allzu niedrig ein. Er überſah, daß in den deutſchen Einzelſtaaten 
moch immer ein zäher Wille zu ftaatlichem. Eigenleben vorhanden iſt. 
Er befand ſich in einem ſchweren Irrtum, wenn er glaubte, daß 
das Staatsbewußtſein der Territorien durch die Beſeitigung ihrer 
Dynaſtien geſchwächt worden ſei. Unſere Staaten ſind freilich vor 
Zeiten durch die Arbeit ihrer Fürſten geſchaffen worden. Aber der 
innere Zuſammenhalt, den ihnen eine jahrhundertelange Verwaltung, 
nicht zuletzt aber die konſtitutionelle Verfaſſung und das parlamen⸗ 
tariſche Leben gegeben, iſt viel zu groß, als daß er durch den Sturz 
der Dynaſtien hätte aus den Fugen gehen können. Das Gefühl 
dieſes Zuſammenhalts lebt nicht etwa nur bei der einzelſtaatlichen 
Bureaukratie, die die Revolution überdauert hat, ſondern mindeſtens 
‚ebenfo Dorf bei den Bevölkerungen. Daß der Krieg und die Ne- 
wolution das Ihrige getan hatten, um in Mittel- und Süddeutſchland 


m eine entſchiedene Feindſchaft gegen zentraliſtiſche Beſtrebungen zu er- 


zeugen, haben wir ſchon geſehen. Dieſen Stimmungen muß aber 
zurzeit einfach Rechnung getragen werden. Weder die Reichs- 
regierung noch die Nationalverſammlung darf mit einer nachläſſigen 
Gebärde an ihnen vorübergehen. Man mag die Lage, in die wir 
geraten ſind, beklagen. Aber es würde ein Schlag ins Waſſer ſein, 
wenn die Nationalverſammlung eine unitariſche Verfaſſung nach dem 
Rezepte des Preußſchen Entwurfs verabſchieden wollte. 

Die Nationalverſammlung von Weimar kann gewiß mit beſſerem 
Sëtz als einſt das EE Parlament erklären, daß ihr Beruf 


1 Vgl. meine Schrift „Unitarismus und Föderalismus im Deutſchen 
Reiche, (1907), dazu den Aufſatz: Bismarck und die Wee in der 
SE „Das Neue Deutſchland“ 3, S. 185 ff. 
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eg ihre Vollmacht, eine deutſche Verfaſſung zu ſchaffen, sur der 
Souveränität des ganzen deutſchen Volks beruhe. Aber ihre Souverä- 
nität iſt doch im Grunde nur eine ſolche der Form, nicht der Sache. 
Bei der Beratung vom 25. Januar hat ein mittelſtaatlicher Dele⸗ 
gierter geäußert: „Was würde geſchehen, wenn die Nationalverſamm⸗ 
lung ſich für ſouverän erklären würde? Damit wäre die Sache nicht 
zu Ende gebracht, da die Nationalverſammlung eine 
Exekutive nicht beſitzt. Ohne Zuſtimmung der Einzelſtaaten 
kann die Reichsverfaſſung nicht zuſtande kommen.“ Damit wird die 
heutige Situation blitzartig ſcharf beleuchtet. Mag die Verfaſſung, 
die in Weimar zuſtande kommt, ein Geſicht tragen, wie ſie will, noch 
immer ſind die Einzelſtaaten mächtig genug, um ihr den Lebensfaden 
abzuſchneiden, wenn ſie mit ihr innerlich nicht zufrieden ſind. Die 
Nationalverſammlung in Weimar befindet ſich in einer ganz ähnlichen 
Lage wie zur Zeit der erſten deutſchen Revolution das Parlament 


von Frankfurt. Sie d wie dieſes zur Ohnmacht verurteilt, wenn 


ſie ſich nicht mit den Einzelſtaaten zu derftändigen weiß. Damals | 
waren es die Kronen, an deren Widerſtand das Verfaſſungswerk ge- 
ſcheitert iſt. Heute ſind es die revolutionären Regierungen der 
Gliedſtaaten, die gewillt und gerüftet find, jedem Unternehmen ent⸗ 
gegenzutreten, das die Reichsverfaſſung über ihre Köpfe hinweg ar 
ſtande bringen will. Nur daß im Jahre 1849 die preußiſche Krone, 
wenn ſie die nötige Energie beſeſſen hätte, in der Lage geweſen wäre, 


Deutſchland in die Bahn bundesſtaatlicher Einigung zu reißen. Jetzt 


hat man das preußiſche Königtum, den preußiſchen Staat, die 


a preußiſche Armee zerbrochen und damit die ſtärkſten Kräfte zerftört, 


= Schmollers buch XLIII 2. 


die Auseinanderſtrebendes zum Zuſammenhalten, das Reich ſelbſt in 
neuen Bahnen hätten zwingen können. * 

| Die Verhältniſſe haben nun auch ſchon die vorläufige Reichs⸗ 
regierung genötigt, der föderaliſtiſchen Strömung der Gegenwart be 
deutende Zugeſtändniſſe zu machen. Der neue Entwurf der Reichs⸗ 
verfaſſung, den ſie mit dem Staatenausſchuſſe vereinbart hat, trägt 
ein ganz anderes Geſicht als der Preußſche Entwurf. In den uni⸗ 
tariſchen Wein iſt viel föderaliſtiſches Waſſer gegoſſen worden. So 
viel, daß man ſogar ernſtlich fragen muß, ob dabei nicht des Guten 
zu viel geſchehen ſei. Bei unbefangener Prüfung ſcheint es, daß 
der zweite Entwurf die „Bedürfnisgrenze“ in föderaliſtiſcher Richtung 
ebenſo ſtark überſchreitet, wie es fein Vorläufer in der unitariſchen 
Richtung getan hatte. Sowohl die neue Art der n | 
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wie die jetzt 7 Organiſation der Reichsgewalt gibt zu 


S lebhaften Bedenken Anlaß. 
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Als ein arger Schönheitsfehler im Bilde der Verfaſſung er: 


ſcheinen zunächſt die Reſervatrechte der ſüddeutſchen Staaten; 


großer Teil von ihnen ſoll aus. der alten in die neue Verfaſſung 


herübergenommen werden. So zunächſt im Militärweſen. Allerdings 
erklärt der Entwurf, es ſolle auf dieſem Gebiete ſowohl die Geſetz⸗ 


gebung ausſchließlich dem Reiche zuſtehen, als auch die Verwaltung 
durch den Reichswehrminiſter geführt werden (Art. 5). Beſchränkte 
er ſich auf dieſe Vorſchrift, ſo würde er alles Lob verdienen. Die 
Erfahrungen der Friedens⸗, namentlich aber der Kriegszeit laſſen es 
dringend geboten erſcheinen, daß beim Landheere mit dem hergebrachten 
Kontingentsſyſtem aufgeräumt wird. Und wie ſehr die Verhältniſſe der 


zur Verfügung zu ſtellen, wurde ſchon vorhin angedeutet. Aber der Ent⸗ 
wurf durchbricht den Grundſatz ſchon dadurch, daß er dem künftigen 


Wehrgeſetze die Aufgabe ſtellt, den oberſten Kommandoſtellen in den 
einzelnen „Landesteilen“ ſelbſtändige Verwaltungsbefugniſſe einzu⸗ 
räumen, die ſich oul die Pflege „der beſonderen Stammestüchtigkeit () 


Gegenwart dazu drängen, dem Reiche ein zentraliſiertes eigenes Heer 


und landsmannſchaftlichen Eigenart“ richten ſollen — eine e 


ſtimmung, die einer für die Einheitlichkeit des Heeres außerordentlich 


gefährlichen Dezentraliſation Tür und Tor öffnet. Darüber hinaus 


ſollen aber die Staaten, in denen nach den bisherigen Verfaſſungs⸗ 


grundlagen ſelbſtändige Militärverwaltungen beſtanden haben — 


alſo Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg —, in ihren ſich 
„hieraus ergebenden“ Sonderrechten ohne ihre Zuſtimmung nicht 


beſchränkt werden dürfen!. Soweit Bayern nach dem November⸗ 
vertrage von 1870 noch weitergehende Sonderrechte genießt, ſollen 
ſie ihm gleichfalls nur mit feiner Zuſtimmung verkürzt werden (Art. 5) 2. 


1 Der Satz iſt überaus unklar. Aus dem Beſitze ſelbſtändiger Militär⸗ 
verwaltung folgt an ſich kein „Sonderrecht“. Die Sonderrechte ergeben ſich aus 
der Verfaſſung und den von ihr in Bezug genommenen Verträgen, und der 
Beſitz eigener Militärverwaltung war nach der Verfaſſung gerade kein Vorrecht 
einzelner, ſondern ſtand grundſätzlich allen Bundesſtaaten zu. Ob Sachſen auf 
Grund der in ihrer Gültigkeit ſtark angefochtenen Militärkonvention „Sonder— 
rechte“ beſaß, war zweifelhaft. Preußen hatte überhaupt keine militäriſchen 
„Sonderrechte“. Seine Stellung war durch die nee der Sera 
über Verfaffungsänderungen tatſächlich geſchützt. 

2 Nur wird Bayern die Verpflichtung auferlegt, in Zukunft die Ver— 
wendung der Mittel, die für ſein Kontingent bekanntlich im Reichsetat in einer 
Summe ausgeworfen werden, dem Reiche gegenüber nachzuweiſen. 


U 


e 


Ferner wird das Poſtreſervafzecht Bayerns und Württembergs auf⸗ 
rechterhalten. Allerdings „kann“ das Reich das Poſt⸗ und Tele⸗ 


graphenweſen dieſer Staaten gegen Entſchädigung in eigene Ver⸗ 


waltung übernehmen, aber nur im Wege des „Vertrags“. Bis das 
geſchehen iſt, bleiben die bisherigen Vorrechte in Kraft. Nur wird der 
Poſt⸗ und Telegraphenverkehr mit den an Bayern und Württemberg 


angrenzenden nichtdeutſchen Staaten fortan ausſchließlich vom Reiche 


geregelt, und die Poſtwertzeichen ſollen für das ganze Reich gemeinſam | 


ſein (Art. 87, 88). Auch in bezug auf die Bierbeſteuerung bleibt 


es bei der Reſervatſtellung der drei ſüddeutſchen Staaten, und das 


ihnen im Reichsgeſetze über das Branntweinmonopol vom 26. Juli 


1918 zuerkannte Sonderrecht wird ungeſchmälert erhalten. Sogar 


das bayriſche Reſervatrecht in Sachen des Immobiliarverſicherungs⸗ 


weſens iſt nicht vergeſſen worden (Art. 116— 118). In dem Eiſen⸗ 
bahnweſen iſt der Entwurf mit der Austeilung von Reſervatrechten 


ſo freigebig, das er noch beträchtlich über das hinausgeht, was die 
bisherige Reichsverfaſſung zugeſtand. Bis jetzt genoß auf dieſem 


Gebiete nur Bayern eine Ausnahmeſtellung, und zwar im weſent⸗ 


lichen nur gegenüber der Verordnungs⸗ und Aufſichtsgewalt des 
Reiches. Jetzt erklärt der Entwurf: es ſei zwar die „Aufgabe“ des 


Reichs, alle dem allgemeinen Verkehre dienenden Eiſenbahnen gegen 


Entſchädigung in eigene Verwaltung zu übernehmen; aber die Über⸗ 
nahme ſolle nur im Wege des Vertrags erfolgen dürfen. Das 


Entſprechende wird für die dem allgemeinen Verkehre dienenden 


Binnenwaſſerſtraßen und die nach den großen Häfen der KT und 
Nordſee führenden Seewaſſerſtraßen angeordnet (Art. 102, 103). Dieſe 


Vorſchriften ſind inſofern beſſer als die des Preußſchen Entwurfs, 


als dem Reiche nicht mit einem Schlage die uneingeſchränkte eigene 
Verwaltung im ganzen Umkreiſe des Verkehrsweſens überwieſen wird. 


Aber fie find höchſt bedenklich, inſofern fie allen Einzelſtaaten, die 
ſich im Beſitze von Staatsbahnen und Waſſerſtraßen befinden, ein 
Reſervatrecht ſchenken, das ihnen bisher nicht zuſtand. Nun mag es 


gewiß nicht leicht ſein, die ſüddeutſchen Staaten zur Aufgabe ihrer 
Vorzugsſtellung zu bewegen. Aber welcher Rückſchritt liegt darin, 


daß man den Umfang der Reſervatrechte noch erweitert! Es iſt zu 
wünſchen, daß die Nationalverſammlung noch einmal den Verſuch 


unternimmt, hier zu bremſen, oder daß ſie wenigſtens die ärgſten 


jener föderaliſtiſchen Anachronismen aus dem deutſchen Verfaſſungs⸗ = 


rechte entfernt, 


Größeren Beifall als die Schonung e m ' 


H 
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verdient die Haltung, die der neue Entwurf in bezug auf die der 
ausſchließlichen Geſetzgebung und der eigenen Ber- 
waltung des Reiches anheimfallenden Angelegenheiten einnimmt. 
Von den Eiſenbahnen und Waſſerſtraßen war eben ſchon die Rede. 
Mit Recht hat ferner der Entwurf die Regelung des Handelsverkehrs, 
des Bank⸗ und Börſenweſens, des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen der 


u fakultativen Geſetzgebungskompetenz des Reiches zugewiefen, und er 


hat vor allem auf dieſen Gebieten die Verwaltung, die Preuß dem 
Reiche zugedacht, den Gliedſtaaten überlaſſen (Art. 9, 103). Die 
Erhebung der Zölle und Verbrauchsſteuern wird — mit Recht — 
grundſätzlich dem Reiche übertragen (Art. 7 Abſ. 3); daß für Sachſen, 
die vier ſüddeutſchen Staaten, Bremen und Hamburg eine Aus⸗ 
nahme gemacht wird (Art. 115), iſt wieder weniger zu billigen. Die 
Erhebung und Verwaltung der übrigen Reichsabgaben wird von 
vornherein den Einzelſtaaten belaſſen. Doch kann die Reichsgeſetz⸗ 
gebung bezüglich indirekter Reichsabgaben, die nicht Verbrauchs⸗ 
ſteuern ſind, den Übergang der Erhebung und Verwaltung auf das 
Reich vornehmen; dasſelbe kann bezüglich der anderen Reichs⸗, aber 
auch der Landesabgaben auf Antrag eines Gliedſtaates geſchehen 
(Art. 7, Abſ. 3— 5). Im Bereiche der auswärtigen Angelegenheiten 
geſteht der Entwurf den Einzelſtaaten das Recht zu, mit auswärtigen 
Staaten Verträge zu ſchließen, ſoweit ſich dieſe auf Gegenſtände be⸗ 
ziehen, die ihrer Geſetzgebung unterſtehen; nur bedürfen ſolche Ver⸗ 
träge der Zuſtimmung des Reichs (Art. 4). Das iſt zu billigen. 
Dringend erforderlich möchte es aber ſein, dem Reiche die ihm heute 
leider fehlende Befugnis einzuräumen, Fremden den Aufenthalt im 
Reichsgebiete oder in einzelnen Teilen des Reichsgebiets zu unter⸗ 
ſagen. Es iſt ein unwürdiger Zuſtand, wenn die Reichsregierung 
die Ausweiſung reichsſchädlicher Ausländer von den Einzelſtaaten 
als eine Gefälligkeit erbitten muß. Daß der Staatenausſchuß das 
Kolonialweſen wieder ausdrücklich erwähnt hat (Art. 6), entſpricht 
einem Gebote der nationalen Würde. | 

Beſſer als der erſte Entwurf hat der jetzige den Kreis der An⸗ 
gelegenheiten umgrenzt, die der — konkurrierenden — Geſetz⸗ 
gebung des Reichs, der Verwaltung der Einzelſtaaten unter⸗ 
liegen ſollen (Art. 9). Hier iſt manche Lücke geſchloſſen worden, die 
der Preußſche Entwurf offen gelaſſen hatte. Die zwiſchenſtaatliche 
Rechts⸗ und Verwaltungshilfe, das Wohnungsweſen find eingefügt, 
der Bergbau wird ausdrücklich erwähnt, die Zuſtändigkeit des Reichs 
zur Regelung des Enteignungsweſens in vollem Umfange anerkannt. 


' 


f. . , . A Eeer ee r 
SE E KE 
* H 


489] | Die SE der neuen Reichsverfaſſung 5 85 


Die Kompetenz des Reichs in Sachen der Landesſteuern if erweitert. 
Nicht nur in bezug auf Zuläſſigkeit und Erhebungsart ſolcher Landes⸗ 
abgaben, die ſich im Rahmen des Zollvereinsvertrags vom 8. Juli j 
1867 bewegen, und zur Verhütung von Doppelbeſteuerungen, 
ſondern auch inſofern, als dem Reiche das Recht der Geſetzgebung 
über alle Abgaben und Einnahmen verliehen wird, die ganz oder 
teilweiſe für ſeine Zwecke in Anſpruch genommen werden (Art. 7, 
Abſ. 2). Die von Preuß unvollſtändig geregelte Kompetenz zur 
Geſetzgebung im Eiſenbahnweſen iſt in einer der bisherigen Ver⸗ 
faſſung entſprechenden Weiſe normiert worden (Art. 89). Eingefügt 
iſt eine Beſtimmung, die „den Schutz der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung und die öffentliche Wohlfahrtspflege, ſoweit ein Bedürfnis 
für den Erlaß gleichmäßiger Vorſchriften vorhanden iſt“, der Reichs⸗ 
geſetzgebung zuweiſt (Art. 9, Z. 11), — eine ſehr elaſtiſche Klauſel, 
die vermutlich in der Zukunft eine recht große Rolle ſpielen wird. 
Dasſelbe gilt für die Vorſchrift, daß dem Reiche die „Regelung der 
Herſtellung und Verteilung der wirtſchaftlichen Güker für die deutſche 


Gemeinwirtſchaft“ zuſtehen ſolle (Art. 9, Z. 15). Auffällig iſt, 


daß, wie bei Preuß, das geſamte Armenweſen unter die Reichs⸗ 
zuſtändigkeit geſtellt worden iſt (Art. 9, Z. 1), obwohl doch dieſe. 
Materie mit dem Kommunalweſen in engſtem Zuſammenhange ſteht. 
Dagegen hat man die Kompetenz des Reichs zur Bodengeſetzgebung 
durch eine ſchärfere Formulierung eingeengt (Art. 9, 3. 14). Auf 
der anderen Seite iſt der Schutz und die Pflege der ſchulentlaſſenen 
Jugend der Reichsgeſetzgebung zugewieſen worden (Art. 4, Z. 16). 
Es wäre richtiger geweſen, dieſe Angelegenheit den Einzel ſtaaten zu 
überlaſſen. Um ſo mehr, als man im übrigen verſtändigerweiſe das 
Schulweſen — von den grundrechtlichen Beſtimmungen abgeſehen — 
der Landesgeſetzgebung ebenſo vorbehalten hat wie die Beziehungen 
zwiſchen Staat und Kirche. 

Es ergibt ſich aus alledem, daß das Vorbehaltsgebiet der 
Einzelſtaaten in dem neuen Entwurfe nicht weſentlich weiter abgeſteckt 
worden iſt als im Entwurfe des Staatsſekretärs Preuß. Aber doch 
mit einer ſehr wichtigen Ausnahme: die von Preuß vorgeſchlagenen 
tiefen Eingriffe in das Kommunalrecht hat man kategoriſch zurück⸗ 
gewieſen, und ebenſo hat man von den Normativbeſtimmungen über 
den Inhalt der Landesverfaſſungen das meiſte mit einem energiſchen 
Federſtriche befeitigt: Nur die Vorſchrift, daß die Landesverfaſſung 
republikaniſch, die Volksvertretung nach einem dem Reichstagswahl⸗ 
rechte entſprechenden Verfahren zuſammengeſetzt und das Regierungs⸗ 
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ſyſtem parlamentariſch fein müſſe, iſt ſtehen geblieben (Art. 16). 
Beachtlich iſt auch, daß der neue Indigenatsartikel (Art. 29) ver⸗ 
ſtändigerweiſe den Einzelſtaaten die Entſcheidung überläßt, ob ſie 
Angehörige anderer deutſcher Staaten an der Ausübung politiſcher 
Rechte teilnehmen laſſen wollen oder nicht. 
| Weniger befriedigend als die Regelung der Geſetzgebungs⸗ und 
Verwaltungskompetenz des Reichs iſt dem neuen Entwurfe die Ge— 
ſtaltung der Reichsaufſicht gelungen (Art. 14). Allerdings 
bedeutet es eine Verbeſſerung, daß die extremen Preußſchen Vor— 
ſchläge — die generelle Erſetzung der Oberaufſicht durch eine un— 
mittelbare Aufſicht — nicht angenommen worden ſind. Aber in der 
Verwerfung der unmittelbaren Aufſicht ſcheint doch der neue Entwurf— 
über das erforderliche Maß hinausgegangen zu ſein. Er ermächtigt 
die Reichsregierung grundſätzlich nur, an die Landeszentralbehörden 
Beauftragte zur Überwachung der Ausführung der Reichsgeſetze zu 
entſenden, und er verpflichtet lediglich die Landesregierungen, auf Er- 
ſuchen der Reichsregierung Mängel, die bei der Ausführung der 
Reichsgeſetze hervorgetreten ſind, zu beſeitigen. Eine Ausnahme gilt 
allein im Bereiche des Eiſenbahnweſens (Art. 96). Nun iſt aber 
ſchon das bisherige Reichsrecht an vielen Stellen über die Linie der 
bloßen Oberaufſicht hinausgegangen. Sollen etwa die zahlreichen 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen im Zoll⸗ und Steuerweſen, in den 
Seuchengeſetzen, im Auswanderungs⸗, Münz⸗, Eichweſen und anderem, 
die der Aufſichtsgewalt des Reichs eine unmittelbare Berührung 
mit Mittel- und Unterbehörden der Einzelſtaaten geftatten, durch die 
neue Verfaſſung aufgehoben fein? Das wäre ein unleugbarer Rück⸗— 
ſchritt. Der Entwurf gibt bloß in dem Abſchnitte über das Finanz⸗ 
und Handelsweſen eine Handhabe, die „Befugniſſe der Reichsauf— 
ſichtsbehörden“ durch Reichsgeſetz über die vom Art. 14 geſteckte 
enge Grenze auszudehnen (Art. 81). Es wäre erwünſcht, dies in 
»deutlicherer Form durch eine für alle Gebiete der Reichskompetenz 
geltende Klauſel zu tun!. Und noch in einer anderen Beziehung 
geht der Entwurf — wie übrigens auch ſchon der Preußſche — in 
der bedenklichſten Weiſe hinter das heute geltende Recht zurück. Er 
beſchränkt die Reichsaufſicht auf diejenigen Angelegenheiten, „die durch 


1 Bol. den Entwurf des Vereins Recht und Wirtſchaft Art. 9, Abſ. 2: 

„Auf den Gebieten, auf denen das Reich das Recht zur Geſetzgebung beſitzt, 

können ihm durch Reichsgeſetz Befugniſſe eigener Verwaltung und Ge— 

richtsbarkeit ſowie das Recht übertragen werden, Landes verwaltungsbehörden 
unmittelbar mit Anweiſungen zu verſehen.“ 
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die Reichsgeſetzgebung geregelt find“. Er verſagt alſo dem Reiche 2 


die ſogenannte „ſelbſtändige Aufſicht“, d. h. die Befugnis, zum Schutze 


von Reichs- und anderen allgemeinen Intereſſen die Einzelſtaaten auch 


dann ſchon zu beaufſichtigen, wenn das Reich von ſeiner Zuſtändigkeit 


zum Erlaſſe eines Reichsgeſetzes noch keinen Gebrauch gemacht hat. 


Der Beſitz dieſes ſelbſtändigen Aufſichtsrechts iſt nach Wortlaut und 
Entſtehungsgeſchichte der heutigen Reichsverfaſſung (Art. 4) dem Reiche 
ſchlechterdings nicht abzuſtreiten. Die Praxis hat ſich ſeiner ſtändig 


bedient, zum Beiſpiel im Auswanderungs⸗, Geſundheits⸗, Waſſer⸗ 


ſtraßenweſen oder in bezug auf die Kontrolle der Seeſchiffahrtszeichen. 
Wenn ſich die Reichsregierung gelegentlich auf einen anderen Stand⸗ 


punkt ſtellte, wie etwa hinſichtlich der Aufſicht über die einzelſtaat⸗ 


liche Fremdenpolizei, hat ſich der Reichstag immer energiſch für 
die Anerkennung der ſelbſtändigen Reichsaufſicht eingeſetzt 1. Dieſe iſt 
in der Tat für das Reich ganz unentbehrlich, aus internationalen, 


militäriſchen, wirtſchaftlichen und anderen Gründen, und der Ent⸗ 


wurf muß hier entſchieden ergänzt werden?. 


Auf der anderen Seite iſt der Entwurf berechtigten Wünſchen | 
entgegengekommen, indem er die föderative Organiſation der Reichs⸗ 


aufſicht, die der bisherigen Verfaſſung eigentümlich war, ſo gut wie 


ganz in unitariſcher Weiſe ausgeſtaltet hat. Anders als der frühere 


Bundesrat ſoll der künftige Reichsrat das Recht der „Mängelabhilfe“ 
nicht beſitzen. Nur im Eiſenbahnweſen iſt eine Ausnahme gemacht 
worden (Art. 96), über deren Berechtigung man wird ſtreiten können s. 
Im übrigen liegt die Ausübung der Reichsaufſicht ausſchließlich in 
der Hand der Reichsregierung, und der Austrag von Streitigkeiten 


zwiſchen Reich und Einzelſtaaten 5 Gebiete ſoll nunmehr auf 


gerichtlichem Wege, in erſter Linie durch den in Ausſicht genommenen 

Staatsgerichtshof, erfolgen (Art. 11, 14 2% 17). Es wird ſich 
I Vgl. meine Reichsaufſicht S. 411 ff. ) 
Vgl. den Entwurf des Vereins Recht und Wirtſchaft Art. 12, Abſ. 2 


„Solange das Reich auf den ſeiner Geſetzgebung zugänglichen Gebieten den 


liche Anordnungen nicht getroffen hat, wacht es darüber, daß die Bundesſtaaten 
die dem Schutze des Reichs anvertrauten Intereſſen wahren. „ 

»Die Aufſicht über die Eiſenbahnen ſoll durch den Ausſchuß des Reichs⸗ 
rates für das Eiſenbahnweſen geführt werden. Das Reichseiſenbahnamt hat 
lediglich die Geſchäfte des Ausſchuſſes vorzubereiten. Allerdings kann der 
Ausſchuß dem Reichseiſenbahnamte ſeine Kompetenz teilweiſe delegieren. Dieſe 


Regelung geht wiederum, wis ich glaube, noch hinter das jetzige Recht zurück; 
denn dieſes hat den Bundesrat bereits weſentlich zugunſten des Reichzeiſenbahn⸗ e 


amtes depoſſediert. Sal. meine Rap: S. 576 ff. 
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von ſelbſt verſtehen, daß auch die dem Reichspräſidenten übertragene 
Reichsexekution (Art. 67) nur auf Grund eines Erkenntniſſes des 
Staatsgerichtshofs erfolgen kann. Daß die Mängelabhilfe im Ver⸗ 
fahren der Reichsaufſicht in letzter Inſtanz der Entſcheidung eines 
unparteiiſchen Richters anvertraut wird, iſt zu begrüßen. Aber 
freilich nur für ſolche „Aufſichtskonflikte“, bei denen Héi die Reichs⸗ 
kontrolle auf die formelle Legalität des einzelſtaatlichen Verfahrens 
bezieht. Es gibt ſehr viele Fälle, in denen die Reichsaufſicht nicht 
in reiner „Rechtskontrolle“ beſteht, in denen ſie vielmehr mit Er⸗ 
wägungen des Nützlichen und Notwendigen zu arbeiten hat. Und zur 
Entſcheidung von Aufſichtskonflikten, bei denen politiſche, finanzielle, 
techniſche Geſichtspunkte in Frage kommen, iſt ein Staatsgerichtshof 
nicht das geeignete Organ !. Will man unter allen Umſtänden 
auch in ſolchen Fällen die Kompetenz des Staatsgerichtshofs feſt— 
legen, ſo ſollle zum mindeſten in dem künftigen Ausführungsgeſetze 
dafür geſorgt werden, daß das Gericht in Fragen des politiſchen 
Ermeſſens an die Entſcheidung der Reichsregierung gebunden iſt. 
| Überblickt man die Reihe der vom neuen Entwurfe getroffenen 
Kompetenzbeſtimmungen, ſo zeigt ſich, genau wie beim Preußſchen 
Entwurfe, ein ſtarker Mangel an Elaſtizität. Nur daß Preuß 
die Reichskompetenzen zu einſeitig nach der unitariſchen Seite feſt— 
gelegt hatte, während der jetzige Entwurf das föderaliſtiſche Prinzip 
allzu ſchroff betont. Das hat ſeine großen Bedenken, weil in Zukunft 
die Verfaſſungsänderungen im Vergleiche mit dem bisherigen Rechts— 
zuſtande ſehr erſchwert ſein ſollen. Sie können vom Reichstage nur 
beſchloſſen werden, wenn wenigſtens zwei Drittel der geſetzlichen Mit⸗ 
gliederzahl des Reichstags anweſend ſind und mindeſtens zwei Drittel 
der Anweſenden zuſtimmen (Art. 54); auch im Reichsrate iſt die Zu⸗ 
ſtimmung einer Zweidrittelmehrheit erforderlich (Art. 23 Abſ. 4). 
Nun ſagt der Entwurf zum Beiſpiel in Art. 9 Abſ. 2, daß die 
Ausführung der Reichsgeſetze „grundſätzlich“ durch die Landes⸗ 
behörden zu erfolgen habe. Das iſt ſehr vernünftig; bisher galt 
derſelbe „Grundſatz“. Aber die Reichsgeſetzgebung hat ihn bereits 
an zahlreichen Stellen durchbrochen, indem ſie dem Reiche mannig⸗ 
fache Rechte eigener Gerichtsbarkeit und eigener Verwaltung ein- 
räumte — man denke nur an das Verſicherungsweſen, an das Patent⸗ 
weſen, an die Reichsgerichtsbarkeit. Eine ſolche Ausdehnung der 
. Reichszuſtändigkeit ließ ſich in den SE Fällen ohne jede Schwierig⸗ 


x 


1 Vgl. meine Reichsaufſicht S. 702, 704 f. 


keit bewirken. Es genügte, daß ſich im Bundesrate weniger als | 


vierzehn Stimmen gegen die Neuerung. ausſprachen; im Reichstage 
bedurfte es für Verfaſſungsänderungen überhaupt keiner höheren 


Majorität als bei einfachen Geſetzen. Erhob ſich alſo gegen eine 
Erweiterung der Verwaltungskompetenzen des Reichs im Reichstage 
Widerſpruch, ſo war er leicht zum Schweigen zu bringen, wenn man 


ſich darauf berufen konnte, daß ſich der Bundesrat mit der für Ver⸗ 
faſſungsänderungen nötigen Mehrheit der Stimmen einverſtanden 
erklärt habe. In Zukunft wird jedesmal der dornenvolle Weg der 


formellen Verfaſſungsänderung eingeſchlagen werden müſſen, wenn 
von dem „Grundſatze“ des Art. 9 ſelbſt bei verhältnismäßig gering⸗ 
fügigem Anlaſſe abgewichen werden ſoll. Ja, es erhebt ſich der 


Zweifel, ob nicht durch dieſen „Grundſatz“ alle beſtehenden Einrich⸗ 
tungen, die ihm zuwiderlaufen, wie Patentamt, Reichsverſicherungs⸗ 


amt oder gar das Reichsgericht, aus den Angeln gehoben ſind! Es 


möchte ſich empfehlen, dem allen dadurch vorzubeugen, daß in der 


Verfaſſung eine Ermächtigung für die einfache Reichsgeſetzgebung aus⸗ 


geſprochen und eine ee Klauſel in die ee 
eingefügt wird !. | 
Es handelt ſich aber nicht allein darum, dem Reiche eine Er⸗ 
weiterung ſeiner Zuſtändigkeit zu erleichtern. Es muß ihm auch 
durch möglichſt weitgreifende Beſtimmungen die Möglichkeit geboten 


werden, von den ihm verfaſſungsmäßig zuſtehenden Kompetenzen 


einen allſeitigen und wirkſamen Gebrauch zu machen. Das gilt 


in erſter Linie für das Recht zur Geſetzgebung ſelbſt. Das Reich 


könnte häufig eine ſeiner Regelung unterſtellte Angelegenheit nicht 
ſachgemäß, nicht erſchöpfend, nicht einheitlich regeln, es könnte oft 
die Wirkſamkeit ſeiner Anordnungen nicht genügend gegen Beein⸗ 
trächtigung ſchützen, wenn es nicht dabei auch in das an ſich den 


Einzelſtaaten vorbehaltene Gebiet hinübergriffe. Es kann, um nur 


ein Beiſpiel zu geben, die Vorſchriften über die Entſchädigung der 
Reichstagsabgeordneten nicht vor Durchkreuzung bewahren, wenn es 
nicht auch Beſtimmungen über die Landtagsdiäten der Doppel⸗ 


mandatare erläßt — wozu es an und für ſich natürlich nicht befugt 
ſein würde. Man wird ſagen, das ſei ſelbſtverſtändlich, es habe auch 


bisher ſchon gegolten und ſei⸗ ſtets ſo gehandhabt worden. Das iſt 


1 Bgl. oben S. 86, Anm. 1. — Man könnte ja vielleicht das Wort 


„grundſätzlich“ im Art. 9, Abſ. 2 ſo perſtehen wollen, daß Ausnahmen im Wege 
der einfachen Geſetzgebung beſchloſſen werden können. Wenn das gemeint ſein 
ſollte, müßte es aber viel deutlicher ausgedrückt werden. | 


H 
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richtig i. Aber fo ſelbſtverſtändlich war es doch nicht, daß es nicht zu- 


zeiten innerhalb des Reichstags beſtritten worden wäre; bei der Beratung 


— 


des Diätengeſetzes hat bekanntlich ein recht harter Kampf darüber 
ſtattgefunden. Bisher konnte man in ſolchen Fällen die Opponenten 
leicht zur Ruhe bringen, indem man ihnen erklärte, daß ſich im 
Bundesrate keine oder doch nur weniger als vierzehn Stimmen gegen 


den Vorſchlag ausgeſprochen hätten, daß alſo die Form gewahrt ſei, 


ſelbſt wenn es ſich um eine Erweiterung der Reichskompetenz handeln 
ſollte. Das wird nun, wie wir ſahen, in Zukunft anders ſein. Es 
muß deshalb in der Verfnſſung ausdrücklich beſtimmt werden, daß 


ſich die Geſetzgebung des Reichs, ſoweit es zur wirkſamen Regelung 


einer ihr durch die Verfaſſung zugewieſenen Angelegenheit erforderlich 
ift, auf andere Gebiete erſtrecken dürfe?. Auch im übrigen wäre es 
gut, wenn man Zuſtändigkeitsregeln, die man ſonſt nur durch Schluß— 


fuolgerung aus den geſchriebenen Verfaſſungsklauſeln ableiten könnte, 


mit Worten in die Verfaſſungsurkunde einfügte. Man muß zum 


Beiſpiel jeden Zweifel darüber ausſchließen, daß das Reich über die 


Ausübung der ihm zugewieſenen Regierungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
kompetenzen, etwa über Reichsaufſicht, Reichsexekution oder Beamten⸗ 


anſtellung, Geſetze erlaſſen kann, und jo empfiehlt ſich die Einſtellung 


eines der amerikaniſchen „sweeping clause“ entſprechenden Artikels: 
„Das Reich kann alle Geſetze erlaſſen, die zur Durchführung ſeiner 


„verfaſſungsmäßigen Obliegenheiten erforderlich ſind “.“ 


Weit deutlicher noch als bei der Regelung der Kompetenzfragen 
iſt der neue Entwurf von den Preußſchen Vorſchlägen bei der Aus: 


geſtaltung der oberſten Reichsorgane abgerückt. Er hat mit einer 


energiſchen Geſte das Staatenhaus beſeitigt, an ſeine Stelle einen 
außerhalb des Reichstags ſtehenden Reichsrat geſchaffen und damit 
das vielbehandelte Problem: Bundesrat oder Staatenhaus, von neuem 


Zur Diskuſſion geſtellt. Zr 


1 Vgl. meine Abhandlung: Die Kompetenzen des Bundesſtaats und die 
geſchriebene Verfaſſung, in der Feſtgabe für Laband (1908), 2, S. 294 ff. 

2 Pgl. Art. 6, Abſ. 2 des Entwurfs des Vereins Recht und Wirtſchaft. 

3 Pgl. Art. 50 des Entwurfs des Vereins Recht und Wirtſchaft. Ahnlich 
ſchon die Frankfurter Reichsverfaſſung § 62. — Angebracht wäre auch eine 
ausdrückliche Ermächtigung für das Reich, Akte der vollziehenden Gewalt 


vorzunehmen, insbeſondere Einrichtungen zu treffen und Anſtalten zu errichten, 
die der Durchführung ſeiner verfaſſungsmäßigen Aufgaben zu dienen beſtimmt 


ſind. So Art. 10 des Entwurfs des Vereins Recht und Wirtſchaft. 
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In feinem äußeren Aufbau iſt der Reichsrat das Abbild des 
bisherigen Bundesrates. Er iſt ein Kollegium, das den deutſchen f 
Einzelſtaaten eine Mitwirkung bei der Geſetzgebung und Verwaltung 
des Reichs ermöglichen ſoll (Art. 18), und er beſteht deshalb aus 
Mitgliedern der einzelſtaatlichen „Regierungen“ (Art. 21). Über die 
Art der Stimmenverteilung ſind ſich die vorläufige Reichsregierung 
und der Staatenausſchuß nicht ganz einig geworden. Der von beiden 
angenommene Grundſatz (Art. 19) beſteht darin, daß das Stimmge⸗ 
wicht der Einzelſtaaten von der Zahl ihrer Einwohner näch der jeweilig 
letzten Volkszählung abhängen ſoll. Die Stimmenzahlen werden alſo 
mit der Zunahme und der Abnahme der Bevölkerung automatiſch 
ſteigen und fallen. Im allgemeinen fol’ auf eine Million Einwohner 
eine Stimme entfallen; ein Überſchuß von mehr als einer halben 
wird einer vollen Million gleichgerechnet. Um auf, die Kleinſtaaten 
einen Druck zum Zuſammenſchluſſe auszuüben, wird vorgeſchrieben, 
daß Gliedſtaaten von weniger als einer Million Einwohner nur dann 
eine Stimme führen dürfen, wenn durch Reichsgeſetz anerkannt wird, 
daß überwiegende wirtſchaftliche Gründe eine beſondere Vertretung 
erfordern. (Hier weicht der Staatenausſchuß ab; er will, daß das 
Minimum auf eine halbe Million herabgeſetzt werde, und er verlangt 
außerdem, daß Staaten mit mehr als einer Million Einwohner jedenfalls 
nicht weniger Stimmen erhalten, als ihnen nach der früheren Reichs⸗ 
verfaſſung zuſtehen würden.) Um zu verhüten, daß Preußen, ſeiner 
überragenden Größe entſprechend, die abſolute Mehrheit im Reichs⸗ 
rate gewinne, iſt vorgeſehen, daß kein Einzelſtaat mehr als ein Drittel 
der ſämtlichen Stimmen bekommen dürfe; nimmt man alſo zum 
Beiſpiel die Geſamtſtimmenzahl mit 60 an, ſo würden auf Preußen 
nur 20 Stimmen entfallen. Umgekehrt mußte dafür geſorgt werden, 
daß Preußen nicht zu kurz kommt, wenn ſich durch Wegfall von 
Stimmen das Verhältnis verſchiebt. Es könnte ſich ja ereignen, 
daß ſich norddeutſche Kleinſtaaten mit Preußen vereinigen; dadurch 
würde die Geſamtſtimmenzahl und mit ihr das für Preußen feſt⸗ 
geſetzte Maximum heruntergehen, Preußen würde alſo Stimmen 
einbüßen, obwohl ſich ſeine Bevölkerung um Millionen vermehrte. 
Daher wird beſtimmt, daß, falls die Stimmenzahl Preußens unter 
achtzehn ſinkt (d. h. unter die von ihm bis jetzt geführten ſiebzehn 
zuzüglich der mitverwalteten Waldeckſchen Stimme), das Stimmen⸗ 
verhältnis im Wege der Verfaſſungsänderung neu geregelt werden 
ſolle. Alles das ſoll freilich erſt nach drei Jahren vom Inkrafttreten 
der Verfaſſung an in Wirkſamkeit treten. Bis dahin iſt eine vor⸗ 
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läufige Ordnung vorgesehen, auf deren einzelheiten wir nicht ein⸗ 
gehen wollen. 
Iſt hiernach der in Ausſch genommene Reichsrat zunächſt im 
großen und ganzen nach dem Muſter des ehemaligen Bundesrats ge- 
bildet, ſo hat er im übrigen in Beziehung auf Organiſation und 


Kompetenzen eine Geſtalt empfangen, die von der feines Vorläufers 


ganz weſentlich abweicht. Der Entwurf macht den eigenartigen 
Verſuch, dem Reichsrate eine Mittelſtellung zwiſchen Regierungs⸗ 
kollegium und parlamentariſchem Oberhauſe anzuweiſen, ſucht alſo 
zwiſchen den beiden gegenſätzlichen Konſtruktionen, Bundesrat und 
Staatenhaus, ein. Kompromiß zu ſchließen. Der Verſuch ſcheint mir 
nicht geglückt zu ſein. 
| Der Entwurf beſtimmt zunächſt Aberraſchender Weiſe, daß die 
Mitglieder des Reichsrats, alſo die Delegierten der einzelſtaatlichen 
Regierungen, anders als die Bevollmächtigten zum einſtigen Bundes- 
rate, an Weiſungen nicht gebunden ſein, daß ſie alſo ihre Stimmen 
nach eigener freier Überzeugung abgeben ſollen (Art. 21). Allein 
das iſt doch offenbar nur eine Maske, die der neuen Einrichtung 
gewiſſen populären Anſchauungen zuliebe vorgebunden wird. Denn 
die Regierungen haben es in der Hand, die ihnen nicht willfährigen 


Vertreter nach Gefallen abzurufen; es kann alſo mit der Abſtimmungs⸗ 


freiheit der Delegierten von vornherein nicht weit her ſein. Außerdem 
werden im Reichsrate zum einen Teile leitende Regierungsmänner 
der Einzelſtaaten, alſo Führer der herrſchenden parlamentariſchen 


Parteien, zum anderen Teile, wie bisher, hohe Regierungsbeamte 


ſitzen, und es verſteht ſich von ſelbſt, daß jene auf die Wünſche ihrer 
Parteien, dieſe auf die Wünſche der Reſſorts, denen ſie entſtammen, 
eingeſchworen ſind. Vor allem aber ſagt der Entwurf, daß, genau 
wie im Bundesrate der alten Verfaſſung, die Stimmen des Gliedſtaats 
nur einheitlich abgegeben werden dürfen; in den Ausſchüſſen führt 
ohnehin „jeder ſtimmberechtigte Gliedſtaat“ nur eine Stimme. Damit 
iſt aber das Verbot des imperativen Mandats zu völliger Wirkungs- 
loſigkeit verurteilt. Man fragt Réi vergebens, wie es achtzehn preußiſche 
Delegierte — denn jeder Staat darf ſo viele Vertreter entſenden, wie 
er Stimmen beſitzt — fertig bringen ſollen, nach eigener Überzeugung 
zu ſtimmen, wenn die Stimmen nur einheitlich abgegeben werden 
können! Auch ein anderes Zuſtändnis an populäre Forderungen wird 

ſich als eine papierene Dekoration erweifen: die Vorſchrift, daß die 


Vollſitzungen des Reichsrats, von Ausnahmefällen abgeſehen, öffent- 


lich ſein ſollen (Art. 23). Da die Hauptarbeit des Reichsrats, wie 
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die des bisherigen Bundesrats, in den Ausſchüſſen geleiftet werden 


wird, da ſich die Plenarverſammlungen auf Abſtimmungen und auf 


kurze Begründungen der Stimmenabgabe beſchränken werden, ſo wird 
die Offentlichkeit der Verhandlungen dem Publikum nicht eben viel 
nützen. Dieſes wird von dex Tätigkeit der Körperſchaft und ihrer 
Mitglieder ſchließlich nicht mehr erfahren, als ihm auch ohnedies 
durch Zeitungsberichte und durch Regierungserklärungen i in den Land⸗ 
tagen zu Ohren kommen würde. 

Das Unternehmen, den Reichsrat auf der einen Seite zu einer 
Repräſentation der Landesregierungen zu machen, ihm auf der anderen 
Seite das Ausſehen einer frei beſchließenden und öffentlich ver⸗ 
handelnden parlamentariſchen Körperſchaft zu geben, mußte alſo von 
Anfang an zu einer Halbheit führen. Das Geſchöpf iſt nicht recht Fiſch 
und nicht recht Fleiſch geworden. Dies ungünſtige Urteil wird aber 


noch verſtärkt, wenn man die Zuſtändigkeiten e die für den 


Reichsrat in Ausſicht genommen ſind. | 
In erſter Linie iſt dem Reichsrate ein BE E Anteil an der 
Reichs verwaltung zugedacht. Das iſt zu begrüßen. Wie bisher, 
ſo ſoll auch in Zukunft die Geſchäftskunde und die Geſchicklichkeit 
des Landesbeamtentums in den Dienſt des Reichs geſtellt und damit 
der Mangel ausgeglichen werden, der einer Reichsbureaukratie immer 
anhaften muß, daß ſie nämlich außer Fühlung ſteht mit der Ver⸗ 
waltung der Einzelſtaaten, namentlich mit der der mittleren und 
unteren Inſtanzen. Aber freilich, die zentrale Stellung, die der ehe⸗ 
malige Bundesrat in der Reichsverwaltung einnahm, wird dem Reichs⸗ 
rate vom Entwurfe nicht eingeräumt. Aus dem Verfahren der Reichs⸗ 
aufſicht iſt er, vom Eiſenbahnweſen abgeſehen (ſ. oben S. 87), ent⸗ 
fernt worden. Mit Recht; denn die Erfahrungen, die man hierin 
mit dem Bundesrate gemacht hat, locken nicht zur Nachahmung. 
Die richterlichen Befugniſſe des Bundesrats ſollen nicht auf den 
Reichsrat übergehen. Wiederum mit Recht; denn für die richter⸗ 
liche Tätigkeit iſt ein Kollegium von Regierungsdelegierten, die in 
der Hauptſache nach Inſtruktionen ſtimmen und außerdem bei der 
Entſcheidung mit verſchiedenem Stimmgewichte mitwirken, ſo un⸗ 
geeignet wie möglich. Selbſtändige, Verwaltungsbefugniſſe find dem 
Reichsrate nur im Bereiche des Eiſenbahnweſens zugewieſen; er ſoll zum 
Beiſpiel über die Errichtung von Eiſenbahnbeiräten „Anordnungen“ 
treffen (Art. 93) und durch ſeinen Eiſenbahnausſchuß die Notſtands⸗ 
tarife feſtſetzen laſſen (Art. 99). Im übrigen aber iſt er auf Rechte 
der Zuſtimmung, der Beratung, der Auskunftseinholung beſchränkt. 
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Die Ausführung sverorbnungen zu Reichsgeſetzen, alſo auch die Ver— 
waltungsvorſchriften, erläßt nicht der Reichsrat, ſondern mit ſeiner 
, Zuſtämmung die Reichsregierung (Art. 27, Abſ. 1). Das gleiche 
gilt für ſämtliche Verordnungen im Gebiete des Poſt⸗ und Tele- 
graphenweſens (Art. 86) und ſür die Verordnungen, die den Bau, 
Betrieb und Verkehr der Eiſenbahnen regeln (Art. 89). Über die - 
Führung der Reichsgeſchäfte iſt der Reichsrat von den Reichs— 
miniſterien „auf dem laufenden zu halten“; ſeine Ausſchüſſe ſollen 
zu „Beratungen“ über „wichtige“ Gegenſtände zugezogen werden 
(Art. 27, Abſ. 2). Nur im Gebiete des Etatsweſens iſt ſeine 


Stellung gehobener. Beſchließt der Reichstag Ausgaben, die im Ent- 


wurfe des Haushaltplans nicht vorgeſehen ſind, oder Erhöhungen 
dort vorgeſehener Ausgaben, jo können dieſe vom Reichsrate „end— 
gültig“ wieder abgeſetzt werden. Auch iſt nicht nur dem Reichstage, 
ſondern auch dem Reichsrate vom Reichsfinanzminiſter über die Ver⸗ 
wendung der Einnahmen des Reiches Rechnung zu legen (Art. 82, 
Abſ. 4; 849ÿ. ` 
Auch im Verfahren der Reichsgeſet gebung iſt der Reichs- 
rat beträchtlich unter die Stellung gedrückt worden, die der einſtige 
Bundesrat eingenommen hatte. Die Geſetzesinitiative (Art. 24) 
iſt grundſätzlich in die Hand der Reichsregierung gelegt. Allerdings 
bedarf dieſe, ſagt der Entwurf, der Zuſtimmung des Reichsrats, 
ehe ſie dem Reichstage eine Geſetzesvorlage macht. Aber wenn ſie 
dieſe Zuſtimmung nicht erlangt, jo darf fie ihre Vorlage gleichwohl 
an den Reichstag bringen, nur muß fie dabei die abweichende Auf— 
faſſung des Reichsrats darlegen. Das heißt auf deutſch: fie bedarf der 
Zuſtimmung des Reichsrates nicht. Auch der Reichsrat kann eine 
Geſetzesvorlage beſchließen, und die Regierung muß ſie, auch wenn 
ſie ihr nicht zuzuſtimmen vermag, beim Reichstage einbringen, kann 
dabei indes ihren abweichenden Standpunkt darlegen. Allein da die 
Regierung dem Reichsrate nicht verantwortlich iſt, jo ut die Vor⸗ 
ſchrift eine lex imperfecta; auch werden der Natur der Dinge nach 


Originalentwürfe nur ganz ſelten aus dem Schoße des Reichsrats. 


entſpringen. 

Die Hauptſache iſt, daß der Reichsrat das wichtigſte Recht des 
Bundesrats, die Sanktion der Reichsgeſetze, nicht beſitzen ſoll. Er 
iſt darauf beſchränkt, gegen die vom Reichstage beſchloſſenen Geſetze 
unter Angabe der Gründe Einſpruch zu erheben (Art. 26). Dazu 
ſteht ihm die reichlich knapp bemeſſene Friſt von zwei Wochen zur 
Verfügung. Die Folge des Einſpruchs iſt, daß das Geſetz dem 
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Reichstage zur nochmaligen Beratung vorgelegt wird. Bequemt ſich 
der Reichstag dem Standpunkte des Reichsrats an, ſo iſt die Sache 
iu Ordnung. Im entgegengeſetzten Falle ſtellt die Verfaſſung aus⸗ 
drücklich zwei Wege zur Verfügung. Entweder kann der Reichs⸗ 
präſident über den Gegenſtand der Meinungsverſchiedenheit eine 
Volksabſtimmung herbeiführen. Oder aber er kann das Geſetz in der 
vom Reichstage beſchloſſenen Faſſung verkünden; das hat aber zur 
Vorausſetzung, daß das Geſetz im Reichstage die für Verfaſſungs⸗ 
änderungen vorgeſehene Mehrheit gefunden hat 1. Der dritte Weg, 
daß nämlich der Reichspräſident, weil er den Einſpruch für beachteng- 
wert hält, die Vorlage unter den Tiſch fallen läßt, iſt im Entwurfe 
nicht erwähnt, muß jedoch nach der Faſſung als zuläſſig angeſehen 
werden. Tatſächlich wird dieſer Weg wahrſcheinlich nur bei Geſetzen 
von geringerer Tragweite betreten werden, bei denen man ſich ſcheut, 
den großen Apparat der Volksabſtimmung in Bewegung zu ſetzen. 
Im übrigen aber wird der vermöge des parlamentariſchen Syſtems 
vom Reichstage abhängige Reichspräſident kein Miniſterium finden, 
das die Verantwortung dafür übernimmt, daß der in entſchiedener 
Form vom Reichstage ausgeſprochene Wille unbeachtet bleibt. 

Nach alledem iſt die dem Reichsrate zugedachte Rolle gewiß nicht 
glänzend. Von der großen autoritativen, entſcheidenden Stellung, 
die der Bundessrat im Verfaſſungsleben des Reiches einnahm, iſt nur 
ein ſchwacher Schatten übriggeblieben. Der Reichsrat wird weſentlich 
„negative“ Funktionen erfüllen; er wird nur der Hemmſchuh am 


1 Aus dem Entwurfe geht nicht mit voller Klarheit hervor, daß das alles 
auch für Verfaſſungsänderungen gelten ſoll. Von Haus aus iſt dies natürlich 
anzunehmen. Denn Verfaſſungsänderungen ſind „vom Reichstag beſchloſſene 
Geſetze“. Aber in Art. 23, Abſ. 4 heißt es, bei Verfaſſungsänderungen jet 


im Reichsrate die „Zuſtimmung“ von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 


erforderlich. Das könnte ſo ausgelegt werden, daß der Reichsrat bei Ver⸗ 
faſſungsänderungen nicht bloß das Recht des Einſpruchs, ſondern das Recht der 
Zuſtimmung beſitze. Indes ſcheint dies nicht die Meinung zu ſein. Dann be⸗ 
ſagt alſo Art. 23, Abſ. 4: wenn der Reichsrat über eine vom Reichstage be⸗ 
ſchloſſene Verfaſſungsänderung berät, iſt eine Mehrheit von zwei Dritteln für 
den Beſchluß erforderlich, keinen Einſpruch zu erheben. Anders ausgedrückt: es 
genügt zu einem Einſpruchsbeſchluſſe die Erklärung von mehr als einem Drittel 
der Stimmen. — Da der Reichstag in ſolchem Falle bei ſeinem erſten Beſchluſſe 
ohnehin nur mit der für Verfaſſungsänderungen vorgeſehenen Majorität ſtehen 
bleiben kann, jo iſt der Reichspräſident nach Art. 26, Abſ. 3 berechtigt, die 
Verfaſſungsänderung ohne Volksabſtimmung zu verkünden. Man ſollte jedoch 
meinen, daß hier eine Volksabſtimmung unter allen Umſtänden vorgenommen 
werden müßte. 


\ 
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Reichswagen fein, um deswillen vermutlich noch geringere Popularität 
genießen als der vormalige Bundesrat. Auf dem Theater der großen 
Reichspolitik wird er nur als Nebenfigur erſcheinen. Daß ſeine 
Mitglieder im Reichstage den Standpunkt ihrer Regierungen zu dem 
Gegenſtande der Verhandlung vertreten dürfen und deshalb auf Ver⸗ 


ö langen jederzeit gehört werden müſſen (Art. 25), und daß er ſelber 


die Berufung des Reichstags verlangen kann (Art. 45, Abſ. 2), 
ändert daran nicht viel. Es kann kein Zweifel fein, daß die Einzel- 
ſtaaten mit dem „Staatenhauſe“ weit beſſer fahren würden als mit 
dem Reichsrate in der vom Entwurfe gewählten Form. Und dies, 
obwohl, ja gerade weil ein ſolches Staatenhaus die erſte Kammer eines 
Parlamentes bilden müßte. Gewiß können in dieſer die „Vertreter“ 
der Einzelſtaaten niemals mit Anweiſungen verſehen werden. Aber ſie 
ſind doch berufen und in der Lage, die . des Partikularſtaats, 
aus dem ſie kommen, mit nicht geringerer Wucht zur Geltung zu 
bringen als inſtruierte Bevollmächtigte, zumal wenn das in den 

Einzelſtaaten herrſchende parlamentariſche Syſtem dazu führt, daß 
die Landtage Führer und Mitglieder der großen Landesparteien in 
das Staatenhaus entſenden. Das Gewicht der partikularen Intereſſen 
kommt im Staatenhauſe viel beſſer als in einem Reichsrate zur An⸗ 
erkennung, weil das Staatenhaus als ein mit dem Volkshauſe gleich - 
berechtigtes Glied des Geſamtparlaments in vollem Maße an deſſen 
Souveränität Anteil nimmt. Nur müßte freilich das Staatenhaus 
beſſer, als es der Preußſche Entwurf getan hatte, in Zuſammenhang 
mit der politiſchen Struktur der Einzelſtaaten gebracht und un⸗ 
abhängiger von der Exekutive geſtellt werden als das Volkshaus. 
Man müßte es von den Landtagen nach den Grundſätzen der Ver⸗ 
hältnis wahl wählen und die Wahlen bei jeder Erneuerung der Land⸗ 
tage wiederholen laſſen; die Legislaturperiode des, Volkshauſes dürfte 
alſo nicht auch für das Staatenhaus Geltung erhalten. Auch ſollte 
das Staatenhaus der Auflöſungsbefugnis des Reichspräſidenten nicht 
unterworfen fein!. Den partikularen Intereſſen könnte daneben 
noch dadurch Rechnung getragen werden, daß man die Zuſtimmung 


1 Vgl. den Entwurf des Vereins Recht und Wirtſchaft, Art. 115, 102. — Um 
die Landtage der großen Einzelſtaaten nicht zu ſehr zu bevorzugen, wird hier vor⸗ 
geſchlagen, daß kein Landtag mehr als ein Viertel der Mitglieder des Staaten⸗ 
hauſes ſollte wählen dürfen. Die übrigen, die nach dem Schlüſſel (ein Abge⸗ 
ordneter für je 500 000 Einwohner, mindeſtens aber zwei Abgeordnete) auf den 
Staat entfallen, ſollen von den Vertretungen der Provinzen oder Länder (Cer: 
reich) gewählt werden. Das hätte mannigfache Vorteile. 
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regierung forderte, die ſich an die Landesbehörden richten, und daß man 
ihm das Recht der Zuſtimmung oder gar des Vorſchlags bei der Er⸗ 
nennung ſolcher Reichsbeamten einräumte, die im Gebiete der Einzel⸗ 
ſtaaten Funktionen ausüben n. Auch würde nichts im Wege ſtehen, 
den Einzelſtaaten unmittelbar ein Initiativrecht bei der Geſetzgebung 


und wenigſtens bei Verfaſſungsänderungen die Möglichkeit zu ge⸗ 


währen, Einſpruch zu erheben und dadurch eine Volksabſtimmung zu 
provozieren?; des Umwegs über einen Reichsrat bedarf es hierfür 


nicht. Als Erſatz für dieſen würden die von den Landesregierungen 
gebildeten „Reichsausſchüſſe“ bei den Reichsminiſterien vollauf ge⸗ | 


nügen (fiehe oben ©. 78). 

Die Einrichtung des Reichsrats, wie ihn der Entwurf ins Auge 
gefaßt hat, kommt alſo in mancher Hinſicht den unitariſchen Tendenzen 
weiter entgegen als den föderaliſtiſchen. Und dennoch wird ſie, wie wir 


glauben, auf der andern Seite wieder die partikulariſtiſchen Strömungen 
im Reiche in ſehr unerwünſchter Weiſe verſtärken. Weit mehr, als 


es der frühere Bundesrat getan hat. Denn dieſer Bundesrat war doch 


keineswegs bloß ein Inſtrument des deutſchen Föderalismus. Er war 


+ 


vor allem eines der Mittel, mit dem die preußifche Hegemonie zu 
arbeiten in der Lage war, und dieſe Hegemonie war im Grunde 
eines der unitariſchen Elemente im Reiches. Im künftigen Reiche 


iſt es damit vorbei; im Reichsrate wird es an einem Staate fehlen, d 
der vermöge eines politiſchen Schwergewichts den Mittelpunkt für 


eine feſte und dauernde Mehrheitsbildung abgeben kann. Dazu 
kommt, daß in den Einzelſtaaten bisher keine parlamentariſche 


Regierungsweiſe herrſchte. Die Regierungen waren von ihren Land⸗ 


tagen verhältnismäßig unabhängig; ſie konnten daher mit Leichtigkeit 
im Bundesrate Kompromiſſe eingehen, ohne ſich groß fürchten zu 


müſſen, daß ihre Landtage ſie dafür zur Rechenſchaft ziehen würden. 


In Zukunft werden die Mitglieder des Reichsrats die Knechte ihter 
heimatlichen Landtage ſein. Die Neigung zu Vergleichen innerhalb 


des Reichsrats wird dadurch auf ein höchſt geringes Maß herab⸗ 


gedrückt werden, um ſo mehr als mit dem Sturze der Dynaſtien 
und dem Aufbau des Reichs auf der Volksſouveränität das aus⸗ 
gleichende Moment der fürſtlichen a 0 SC 


Vgl. ebenda Art. 105, 107. 
2 Bol. ebenda Art. 103, 148. 
3 Siehe meinen Unitarismus und Föderalismus, e, 11 ff. 
Schmollers Jahrbuch XIII 2. | \ 7 
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| Während im Bundesrate Majoritätsbeſchlüſſe zu den Seltenheiten 
gehörten, weeden im Reichsrate faſt immer Majoriſierungen ſtatt⸗ 
finden. Und das wird aller Wahrſcheinlichkeit nach zu Koalitionen 
zwiſchen Einzelſtaaten führen, in denen man einen Erſatz für den 
mit der preußiſchen Hegemonie verſchwundenen „Kriſtalliſationspunkt“ 
der Mehrheitsbildung wird ſuchen wollen!. Es eröffnen ſich damit 
ſehr unerfreuliche Ausſichten, auf die Wiederkehr von Erſcheinungen, 
an denen Deutſchland zu den Zeiten des alten Deutſchen Reichs und 
des Deutſchen Bundes aufs ſchwerſte gekrankt hat. So wirkt das 
Reeichsratsſyſtem doch ſchließlich nur dem Scheine nach unitariſcher 
als das Staatenhausſyſtem. In Wirklichkeit öffnet es dem übelſten 
Partikularismus Tür und Tor. Die Ausſicht, daß der Partikularis⸗ 
mus durch einen ſich entwickelnden „eidgenöſſiſchen Rechtsſinn“, wie 
Treitſchke das nannte, überwunden werden wird, iſ in Deutſchland 
zurzeit betrüblicherweiſe ſehr gering. 
| Was die Einrichtung des Reichsrats noch welter bedenklich er⸗ 
ſcheinen läßt, iſt der Umſtand, daß er die politiſche Stellung des 
Reichspräſidenten zu erſchweren geeignet iſt. Das führt uns aber 
bereits in ein anderes Kapitel hinüber. | | 


| V 8 
In das Zentrum der Reichsorganiſation ftellen die Entwürfe, 
he demokratiſchen Anlage der Verfaſſung entſprechend, den Reichs- 
tag als die Vertretung des ſouveränen Volkes. Über feine Zuſammen⸗ 
ſetzung, die Geſtaltung ſeiner inneren Ordnung, die Stellung ſeiner 
Mitglieder ſoll, um den Umfang dieſes Aufſatzes nicht allzuſehr ans 
ſchwellen zu laſſen, nicht ausführlich geſprochen werden. Der Er⸗ 


wähnung wert iſt vielleicht, daß die Entwürfe die Prüfung der 


Wahlen und die Entſcheidung über den Verluſt der Reichstags⸗ 
mitgliedſchaft einem Wahlprüfungsgerichte anvertrauen, das ſich aus. 
Mitgliedern des Reichstags und des Reichsverwaltungsgerichts, bis zu 
deſſen Errichtung aus Mitgliedern des Reichsgerichts, zuſammenſetzt. 
Das Gericht ſoll in der Beſetzung von drei Abgeordneten und zwei 
richterlichen Mitgliedern entſcheiden (Art. 51). So ſehr es aus be⸗ 
kannten Gründen zu begrüßen iſt, daß dem Reichstage als ſolchem 

die Entſcheidung über die Legitimation ſeiner Nite aus der Hand 


1 Dieſe Dinge ſind ſehr DE auseinandergeſetzt von E. Kauf⸗ 
mann im „Roten Tag“, Nr. 49 und 50 vom 9. und 11. 9 1919. 
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genommen wird, ſo bedauerlich iſt es, daß man nicht ganze Arbeit. 
getan und das Wahlprüfungsgericht ausſchließlich aus e ge⸗ 
bildet hat, die dem Reichstage nicht angehören. 8 

Von entſcheidender Bedeutung für das künftige Verfaſſungsleben 
des Reichs wird es ſein, in welcher Weiſe die Exekutive aus⸗ 
geſtaltet, und wie ihre Beziehungen zum Träger der een 
Gewalt, zum Reichstage, geordnet werden. 

Eine ganz folgerichtig vorgehende Demokratie wird an ſich immer 
dazu gelangen, die Leitung der vollziehenden Gewalt einem kollegialen 
Direktorium zu übertragen Kon auf möglichſt kurze Zeit 
von der Volksvertretung gewählt wird. Die Direktorialverfaſſung 
zur Zeit der erſten franzöſiſchen Republik, die Verfaſſung der Schweizer 
Eidgenoſſenſchaft liefern die bekannteſten Vorbilder. Die Preußſche 
Denkſchrift erklärt mit Recht, daß dieſes Syſtem für einen Groß⸗ 
ſtaat und namentlich für Deutſchland unbrauchbar ſei. Es biete 
gewiß außer anderem den Vorteil, daß es eine einſeitige Partei⸗ 
herrſchaft vermeiden laſſe; denn die größeren Parteien ſeien in der 
Lage, ſich über eine Verteilung der Sitze im Regierungskollegium 
nach dem Verhältniſſe ihrer Stärke zu einigen. Aber dieſer Vorzug 
werde leicht zum Nachteile, wenn es ſich um einen Großſtaat handle, 
da dieſer „eine durch politiſche Homogenität in ſich geſchloſſene und 
alſo tatkräftigere Regierung brauche“. Ebenſo richtig iſt es, daß 
gerade bei uns die Vielheit der Parteien, aber auch landsmann⸗ 
ſchaftliche und konfeſſionelle Rückſichten die Bildung eines regierenden 
Direktoriums durch Wahl des Reichstags außerordentlich erſchweren 
würden. Preuß hat daher vorgeſchlagen, nach amerikaniſchem und 
franzöſiſchem Muſter an die Spitze der Republik einen Reichs⸗ 
präſidenten zu ſtellen, der ſeinerſeits die „Regierung“ ernenne, 
und die anderen Entwürfe find ihm darin gefolgt. Da ſich dieſe in 
bezug auf die Stellung des Präſidenten dem Reichstage gegenüber 
nur in vergleichsweiſe geringfügigen Einzelheiten von dem Preuß⸗ 
ſchen Entwurfe unterſcheiden, ſo ſoll im folgenden nur auf den Ent⸗ 
wurf letzter Faſſung Rückſicht genommen werden. 

Nach dem Vorbilde der Verfaſſung der Vereinigten Staaten ſoll 
der Präſident aus einer Volkswahl hervorgehen, und zwar ſoll er 
— hierin nach franzöſiſchem Muſter — auf ſieben Jahre gewählt 
werden (Art. 61, 72). Für die Wählbarkeit wird die Vollendung 
des 35. Lebensjahrs und deutſche Staatsangehörigkeit ſeit mindeſtens 
zehn Jahren verlangt. Gewählt iſt, wer die abſolute Mehrheit aller 


im Reiche abgegebenen Stimmen erlangt hat; kommt eine ſolche im 
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erften Wahlgange nicht zuftande, fo findet Stichwahl ſtatt. Wieder⸗ 


wahl iſt unbeſchränkt zuläſſig; es iſt zu erwarten, daß in dieſer 


Beziehung politiſches Taktgefühl und Praxis eine Grenze ziehen 


werden. Einen Vizepräſidenten im eigentlichen Sinne kennt der Ent⸗ 
wurf nicht. Im Falle vorübergehender Verhinderung ſoll der Prä⸗ 


ſident durch den Reichskanzler vertreten, bei längerer Verhinderung 


die Vertretung durch Reichsgeſetz geregelt werden; das Entſprechende 


ſoll, wenn der Präſidentenpoſten vorzeitig erledigt wird, bis zur 


Durchführung der Neuwahl gelten (Art. 71). Der Preußſche Ent⸗ 
wurf hatte vorgeſchlagen, daß der Präſident bei einer Verhinderung, 


die nicht länger als drei Monate dauere, durch den Präſidenten des 
Staatenhauſes vertreten werden ſolle (§ 66). Das war kein glücklicher 
Gedanke. Denn der Mann, den das Staatenhaus zu ſeinem Vor⸗ 
ſitzenden beſtimmt, wird nach ganz anderen Rückſichten ausgeſucht 
als nach ſeiner Eignung für die Stellung eines Reichspräſidenten. 


Offenbar ſchwebte Preuß das amerikaniſche Recht vor. Aber in den 


Vereinigten Staaten wird der Vizepräſident vom Volke gewählt und 


iſt kraft ſeiner Vizepräſidentenſtellung der Vorſitzende des Senats; er 


iſt nicht Senator, hat im Senate keine Stimme. Die Dinge liegen 


dort alſo ganz anders, und ſo iſt die Löſung, die der neue Entwurf 


vorſchlägt, entſchieden die beſſere. 
Es iſt zu begrüßen, daß der Entwurf die Wahl des Präſidenten 


in die Hand des Volks, nicht in die des Reichstags gelegt hat. 


Gewiß hat die Volkswahl ihre Nachteile. Bei der unſeren Verhält⸗ 
niſſen eigentümlichen Zerſplitterung der Parteien wird man vermut⸗ 
lich ſehr häuſig, wenn nicht immer, zu Stichwahlen kommen, und 
das iſi vom Übel. Die Präſidentenwahlen werden ungeheuere Koſten 


verurſachen, und das birgt Gefahren in ſich. Man braucht deshalb 


nicht gerade zu fürchten, daß das amerikaniſche „Beuteſyſtem“ bei 
uns Eingang finden werde; ſchon die Tatſache, daß die Verwaltungs- 


ämter in der Mehrzahl auch in Zukunft Landesämter ſein werden, 


aber auch die parlamentariſche Kontrolle der Stellenbeſetzung würde 
das hindern. Allein es ſteht doch nun einmal ſo, daß für politiſche 
Zwecke große Summen in der Regel nur von Leuten geſtiftet werden, 
die darauf zählen, bei Gelegenheit ihre Rechnung präſentieren zu 


können; die Folgen kann man ſich leicht ausmalen. Trotz alledem 


ſprechen ganz überwiegende Gründe dafür, den Reichspräſidenten aus 
einer Wahl des Volks hervorgehen zu laſſen. Will man den Prä- 
ſidenten nicht zu einem Schattendaſein verurteilen, will man ihm 


neben dem Parlamente die Möglichkeit einer wirklichen Regierung 
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verschaffen, fo muß man ihn zum Ree des Volkes machen. 
Das wird er aber ſelbſt dann noch ſein, wenn er ſeine Stellung nur 
einer Stichwahl zu verdanken hat. 

Wenn nun der Entwurf durch die Einführung der „plebis⸗ 
zitären Reichsſpitze“ den Zweck verfolgte, dem Präſidenten „die 
ebenbürtige Stellung neben der vom Volke unmittelbar gewählten 
Volksvertretung“ zu verſchaffen, ſo hat er die Erreichung dieſes 
Zieles durch andere Mittel unmöglich . zum e aufs 
höchſte erſchwert. 

Das geſchieht zunächſt durch die im Art. 72 SR Vor⸗ 
ſchrift, daß der Präſident auf Antrag des Reichstags durch eine 
Volksabſtimmung abgeſetzt werden kann, — durch ein „Ab⸗ 
berufungsreferendum“, wie es Max Weber genannt hat. Die Not⸗ 
wendigkeit, während ſeiner Amtsführung dauernd mit dieſer Mög⸗ 
lichkeit zu rechnen, bringt den Präſidenten von vornherein in fühl⸗ 
bare Abhängigkeit von der Körperſchaft, von der der Abjegungs- ` 
antrag auszugehen hat; daß der Antrag mit der für Verfaſſungs⸗ 
änderungen erforderlichen Mehrheit beſchloſſen werden muß, ändert 
daran etwas, aber nicht viel. Der Präſident ſteht alſo ſtändig unter 
parlamentariſchem Drucke, und wird außerdem, um auf alle Eventuali⸗ 
täten gefaßt zu fein, von Anfang an zu einer unwürdigen Popularitäts⸗ 
haſcherei neigen. Nötig iſt das Abſetzungsreferendum ſchwerlich. 
Sollte ſich der Reichspräſident einer Verfaſſungsverletzung ſchuldig 
machen, ſo kann ihn der Reichstag vor dem Staatsgerichtshofe an⸗ 
klagen, — ſelbſtverſtändlich zu dem Zwecke, ſeine Amtsentſetzung 
herbeizuführen (Art. 79) 1. An Stelle der Entſcheidung durch den 
unparteiiſchen Gerichtshof einen Oſtrazismus zu ſetzen, wäre im 
höchſten Grade anſtößig. Macht ſich etwa einmal die Entfernung 
des Präſidenten wegen unwürdiger Lebensführung notwendig, ſo 
gibt es Mittel genug, um ihn zur Abdankung zu veranlaſſen. Aber 
für alle dieſe Fälle iſt das Abberufungsreferendum auch gar nicht 
in Ausſicht genommen. Es iſt gedacht als ein Mittel, um für 
politiſche Differenzen zwiſchen dem Präſidenten und dem Parlamente 
oder deſſen Vertrauensmännern, den Miniſtern, einen Ausgleich zu 
ſchaffen. In Fällen eines ſchweren Konflikts ſoll die Volksabſtimmung 
zeigen, ob der Reichspräſident oder ob der Reichstag der Stärkere 
iſt. Entſcheidet ſich das Volk für den e ſo gilt das als 


1 Der Entwurf ſieht ſogar die Möglichkeit einer Anklage wegen Verletzung 
einfacher Geſetze vor. Das iſt bedenklich. Wie leicht läßt = Ge daß 
von der Regierung ein Geſetz dee worden fei! ` 
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Neuwahl! und zieht, wie der Entwurf des Staatenausſchuſſes folge- 
richtig hinzugeſetzt hat, die Auflöſung des Reichstags von Rechts 
wegen nach ſich. Es ſteht indes zu vermuten, daß es der Präſident 
in den meiſten Fällen auf die Volksabſtimmung nicht wird an— 


kommen laſſen, ſondern daß ihn ſchon die Drohung mit einer ſolchen 


— 


veranlaſſen wird, ſich dem Reichstage gefügig zu zeigen. Die ganze 
Einrichtung iſt alſo nicht geeignet, die „Ebenbürtigkeit“ zwiſchen 
Präſident und Parlament zu ſichern. Man wird einwenden: das 
Recht des Reichstags, das Abſetzungsreferendum zu beantragen, ent 
ſpreche dem Rechte des Präſidenten, durch die Auflöſung des Reichs 
tags an das Volk zu appellieren. Allein der weſentliche Unter⸗ 
ſchied beſteht darin, daß der Präſident die Auflöſung des Reichs— 
tags nur unter Gegenzeichnung des Miniſteriums, alſo überhaupt 
nicht vornehmen kann, ſolange das Miniſterium der Mehrheit des 
Reichstags entnommen iſt, während das Parlament bei ſeinem An⸗ 
trage auf Abſetzung an keine anderen als an formale Erforderniſſe 
gebunden iſt. 

Das hängt ja nun alles damit zuſammen, daß der Entwurf 


das Syſtem der parlamentariſchen Regierung in voller 


Schärfe durchgeführt hat. Alle „zivilen und militäriſchen“ An⸗ 


| ordnungen und Verfügungen des Reichspräſidenten bedürfen zu 


ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den Reichskanzler oder 
einen Reichsminiſter, der dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt 
(Art. 70). Allerdings iſt es nicht notwendig, daß das Miniſterium 


durchweg aus Mitgliedern des Reichstags beſteht. Aber der Reichs⸗ 


kanzler und ſämtliche Reichsminiſter bedürfen zu ihrer Amtsführung 
des Vertrauens des Reichstags und müſſen zurücktreten, wenn ihnen 
dieſer ſein Vertrauen durch einen ausdrücklichen Beſchluß entzieht 
(Art. 76). Und zwar trägt der Reichskanzler die Verantwortung 
nur für die Richtlinien der Reichspolitik, jeder Reſſortminiſter 
„ſelbſtändig“ die Verantwortung für die Leitung feines Geſchäfts⸗ 
zweigs (Art. 77). Es gibt folglich keine ſolidariſche Verantwort⸗ 


lichkeit des Kabinetts; weder der e noch der ganze 


a Alſo wieder auf ſieben Jahre. Das verwickelt die Angelegenheit ganz 


merkwürdig. Das Referendum verhilft vielleicht einem Präſidenten, der ſonſt 


nicht wiedergewählt worden wäre, zu einem second oder third term. Es nötigt 
ihn unter Umſtänden zur Agitation für eine Wiederwahl, die er ſonſt gar nicht 
angeſtrebt hätte. In jedem Falle verquickt es bei dem der Volksabſtimmung 


vorangehenden Kampfe zwei Geſichtspunkte, die gar nichts miteinander zu tun 


haben ſollten. 
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tinifterrat find zum Rücktritte genötigt, wenn das Parlament feine. . 


* 91 © 
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Unzufriedenheit mit einem einzelnen Minifter befundet. Aber gerade dës 
indem die beſondere Verantwortlichkeit jedes Einzelminiſters in eler ` 


Weiſe betont wird, erhält der Einfluß des. Reichstags auf den Gang 
der Verwaltung eine beſondere Stärke. 
Die Stellung des Reichspräſidenten iſt bei dieſem Syſtem eine 


durchaus magere. Er iſt auf Schritt und Tritt an die jeweilige 


Reichstagsmehrheit gefeſſelt. Alle Kompetenzen der Exekutive, die 


ihm die Verfaſſung zuweiſt — völkerrechtliche Vertretung, militä⸗ 


riſcher Oberbefehl, Reichsexekution, Beamtenernennung, Begnadigung 
— können nur unter ſchärfſter Parlamentskontrolle ausgeübt werden. 


Auf großen und wichtigen Gebieten wird der Einfluß des Reichstags 


ohnehin dadurch geſichert, daß Akte der vollziehenden Gewalt ent⸗ 


weder an ſeine Genehmigung gebunden ſind (Abſchluß von Staats⸗ 


verträgen, die ſich auf Gegenſtände der Geſetzgebung beziehen, Maß⸗ 


regeln zur Herſtellung der gefährdeten Sicherheit und Ordnung, ins⸗ 


beſondere Erklärung des Ausnahmezuſtandes), oder daß ſie ſogar in 


der Form des Geſetzes erfolgen müſſen, wie Kriegserklärung und 
Friedensſchluß oder der Erlaß von Amneſtien (Art. 63, .65—69). . 


Bei der Geſetzgebung hat der Präſident nicht einmal der Form nach 
das Recht der Initiative; denn die Geſetze werden beim Reichstage 
von der „Reichsregierung“ eingebracht (Art. 24), und dieſe beſteht 
aus dem Reichskanzler und den Reichsminiſtern (Art. 74). Gegen⸗ 
über den vom Reichstage beſchloſſenen Geſetzen hat der Präſident 


kein Veto, auch keine ſuspenſives, nicht einmal das Recht der Be⸗ 


anſtandung 1. Vielmehr iſt er verpflichtet, die verfaſſungsmäßig zu⸗ 


ſtande gekommenen Geſetze auszufertigen und binnen Monatsfriſt zun 
verkündigen (Art. 64). Die Prärogative der Einberufung des 


Reichstags wird durch das dieſem zugeſtandene Selbſtverſammlungs⸗ | 


recht (Art. 45) auf außergewöhnliche Fälle beſchränkt. Die Befugnis, 
den Reichstag aufzulöſen, iſt dem Reichspräſidenten eingeräumt, aber 


er kann davon nur einmal aus dem gleichen Anlaſſe Gebrauch 
machen (Art. 47), und da die Auflöſungsorder die Gegenzeichnung 


des Reichskanzlers tragen muß, ſo wird das Recht nur ausnahms⸗ 
weiſe und jedenfalls nur in dem Falle praktiſch werden, in dem 
ein in die Minderheit gedrängtes Parteiminiſterium den Verſuch 
wagen will, die Karte der Volksabſtimmung gegen die Parlaments⸗ 


3 Urf ſprünglich ſcheint die Abſicht beſtanden zu haben, ihm ein ſolches 
Recht einzuräumen. Die Preußſche Denkſchrift behauptete, es ſtehe im Entwurfe 
drin (S. 14). Dort findet de aber kein Wort davon. 
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mehrheit auszuſpielen . Die Dinge werden ſich alſo bei uns genau 


ſo entwickeln wie in Frankreich; dort hat es der Präſident ſeit dem 
Jahre 1877 noch niemals gewagt, die Deputiertenkammer aufzulöſen. 

In dem Streit über die Vorzüge und die Fehler des parlamen⸗ 
riſchen Regierungsſyſtems ſind die Akten noch längſt nicht geſchloſſen. 
In ausführlicher Weiſe zu der Frage Stellung zu nehmen, iſt hier 
nicht möglich; das würde eine Abhandlung für ſich erfordern. Der 
Verfaſſer dieſes Aufſatzes hat ſich niemals davon überzeugen können, 
daß das Syſtem innerlich begründet oder gar notwendig ſei, und 
er kann auch die Darlegungen der Preußſchen Denkſchrift über die 


Nachteile der amerikaniſchen Einrichtungen, die bekanntlich nichts 


von Parlaments⸗ und Kabinettsregierung kennen, keineswegs über⸗ 
zeugend finden. Daß das deutſche Parteiweſen mit ſeiner kaum 
ſehr bald zu beſeitigenden Zerſplitterung dem parlamentariſchen 


Syſtem die größten Schwierigkeiten bereiten wird, kann im Ernſte 


nicht geleugnet werden. Mit einem ſozialiſtiſchen Staatsweſen und mit 
großen Monopolverwaltungen, die einen von parlamentariſchen Macht- 


verſchiebungen abhängigen Wechſel der Verwaltungsgrundſ ätze ſchlechter— 


dings nicht vertragen, iſt die Einrichtung beſonders ſchwer in Ein⸗ 
klang zu fetzen. Es iſt bezeichnend, daß ſich⸗kürzlich die Sozialiſtiſche 
Korreſpondenz ſehr deutlich dagegen ausgeſprochen und die Einführung 
des amerikaniſchen Syſtems empfohlen hat. Die Demokratie als 
ſolche braucht ſich jedenfalls, wie das transatlantiſche Beiſpiel zeigt, 


nicht notwendig auf die parlamentariſche Regierung einzuſchwören. 


Der Freiheit des Bürgers kommt es zugute, wenn zwiſchen Legislative 


und Exekutive deutliche Trennungsſtriche gezogen ſind; Konflikte 


zwiſchen beiden können teils durch das über beiden ſtehende ſouve⸗ 
räne Volk, teils durch die richterliche Gewalt geſchlichtet werden. Wie 


ſich freilich die Verhältniſſe bei uns ſchon vor der Revolution ent⸗ 


wickelt haben, iſt zu vermuten, daß die Gegner der parlamentariſchen 
Regierung tauben Ohren predigen. Über eins aber muß ſich jeder 
klar ſein: daß mit der Einführung der Parlamentsregierung für den 


„Starken Präfibenten“, den ſich heute auch ö Kreiſe des 


— b | 


1 Nach dem Preußſchen Entwurfe war ein Appell an er Bolt außerdem 
noch möglich, wenn zwiſchen Staatenhaus und Volkshaus über eine Geſetzes⸗ 
vorlage keine Übereinſtimmung zu erzielen war (vgl. § 60, Abf. 2. — Die 
weitergehende Behauptung der Denkſchrift war wiederum falſch). Aber auch das 
wäre natürlich nur praktiſch, wenn der Wiperſtand beim Staatenhauſe liegt; 
einem obſtruierenden Volkshauſe gegenüber würde der Präſident das Miniſterium 


im Regelfalle nicht dazu bringen, den Aufruf ans Volk gegenzuzeichnen. 
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Volkes wünſchen, der Weg verſchloſſen iſt. Will man den Präſidenten 
zu mehr machen als zu einem repräſentativen Dekorationsſtück, ſo 
muß man ihm zum mindeſten das Recht geben, Geſetzesbeſchlüſſe 
des Parlaments zu beanſtanden, und muß dieſe Beanſtandung von 
dem Erforderniſſe der miniſteriellen Gegenzeichnung befreien. Unter 
allen Umſtänden muß aber dem Reichspräſidenten die Auflöſung 
des Reichstags ohne miniſterielle Kontraſignatur ermöglicht werden!. 
Der Präſident ſoll nicht nur der Vertrauensmann des Volkes ſein, 
er ſoll auch die Möglichkeit haben, ſich auf das Volk, das ihn ge⸗ 
wählt hat, zu ſtützen. Dieſe Möglichkeit hat er aber nur dann, wenn 
ihm bei einem Konflikt mit dem Parlamente der Weg zur Befragung 
des Volkes unverſperrt bleibt. 

Denn auf welche Elemente wird ſich der Präſtdent im übrigen 
ſtützen können? Auf den Reichsrat doch gewiß nicht. Die Reichs⸗ 
regierung hat zwar im Reichsrate den Vorſitz, ſie hat das Recht, 
an ſeinen Beratungen teilzunehmen, kann Anträge in ihm ſtellen 
(Artikel 22, 23). Aber ein wirkſamer Einfluß auf ihn ſteht ihr nicht 
zu Gebote. Sie wird Kompromiſſe mit ihm zu ſchließen ſuchen, 
aber ſie beſitzt keine Möglichkeit, einen Druck auf ihn auszuüben. 
Umgekehrt iſt der Reichsrat in der Lage, der Regierung durch Ver⸗ | 
jagung der Zuſtimmung zu Verordnungen, zur Einbringung von 
Geſetzentwürfen und durch Einſpruch gegen Reichstagsbeſchlüſſe fort 
und fort Steine in den Weg zu werfen. Wird dem Präſidenten 
nicht die weiteſte Möglichkeit geboten, in großen Fragen des politiſchen 
Lebens die letzte Entſcheidung in die Hand des Volkes zu legen, ſo 
wird er bei jener Sachlage ohne weiteres dazu gedrängt, ſeine ganze 
Stütze im Reichstage zu ſuchen. Und damit iſt ſeine Abhängigkeit 
von dieſem befiegelt. . - gëfteg 

Der Nationalverfammlung it mit der Aufgabe, dem Reiche eine u 
neue Verfaſſung zu geben, eine Laft von Rieſenſchwere aufgebürdet. 


Möchte es ihr beſchieden fein, die ſchwierigen Fragen, die ſich iht 


dabei auf Schritt und Tritt entgegenſtellen, ſo zu löſen, daß dem 
deutſchen Volke Segen daraus erwächſt. Möchte ſie ſich bewußt 
bleiben, daß ſie nicht nur für die Freiheit der Deutſchen, ſondern 
auch für die Macht ihres Reichs zu ſorgen verpflichtet iſt. In der 


I Beides ſchlägt der Entwurf des Vereins Recht und Wirtſchaft vor 
(Art. 99, Abſ. 3). Dort wird auch die Anordnung einer Volksabſtimmung bei 
Differenzen zwiſchen Staaten⸗ und n über Geſetzesvorlagen als nicht kon⸗ | 
traſignaturbedürftig Ne 
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Stunde, da wir dieſen Aufſatz abſchließen, iſt die Nationalverſammlung 
von Gefahren bedroht, die uns die angſtvolle Frage aufdrängen, ob 
es ihr wirklich gelingen wird, das Werk, das ſie begonnen, zum Ab⸗ 
ſchluſſe zu bringen. Wir geben die Hoffnung nicht auf. Aber freilich, 
die Wirrniſſe, in denen ſich Reich und Volk in dieſer wilden Zeit be- 
finden, beſtätigen den alten Erfahrungsſatz, daß mit geſchriebenen 
Artikeln einer Verfaſſungsurkunde noch nicht viel getan iſt. Eine 
Verfaſſung wird erſt dann lebendig, wenn ſie ſich ſtützt auf die 
Kräfte einer ſtaatstreuen, pflichtbewußten und energiſchen Verwaltung 
und auf den Rechtsſinn des Volkes. Was wir von beidem in der 
jüngſten Vergangenheit zu unſerem Unglück verloren haben, — möchte 
es uns eine nicht zu ferne Zukunft wiederbringen! 
Berlin, Ende Februar 1919. 
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Groß Hamburg als wohnungs⸗ 
politiſche Frage 
Von Profeſſor Dr.-Ing. Fritz Schumacher 


Baudirektor in Hamburg 


S' wah Hamburg mit ſeinen Hafenplänen, be Ausführung 
während des Krieges weſentlich gefördert iſt, den letzten Reſt 
des ihm gehörenden Stromgeländes aufgeteilt hat, iſt die Not⸗ 
wendigkeit, dieſem Teil ſeines Organismus den notwendigen Spiel⸗ 
raum zur Weiterentwicklung zu geben, oft betont worden. 

Hubert Engels hat in ſeiner Schrift: „Der deutſche Seehafen 
Hamburg und ſeine Zukunft“ (1918), klar auseinandergeſetzt, daß nur 
eine hafenbautechniſche und eine betriebstechniſche Einheit, die das 
ganze Gebiet der geſpaltenen Elbe, alſo auch Altona und Harburg 
umfaßt, Hamburgs Bedürfniſſen Rechnung zu tragen vermöchte, und 
er hat an den Beiſpielen von Antwerpen und Rotterdam, die plan⸗ 
mäßig das Hinterland für ihre hafentechniſche Weiterentwicklung frei⸗ 


halten und feſtlegen, bewieſen, daß Hamburg verkümmern muß, wenn 


es nicht in die Lage kommt, eine ähnliche weitblickende Politik zu 
treiben. 

Weniger deutlich ſind bisher Heben dieſen hafenpolitiſchen Er⸗ 
wägungen die wohnungspolitiſchen Geſichtspunkte hervorgetreten, die 
ſich aus der Frage der jetzigen Hamburger Grenzen ergeben. Es ſoll 
verſucht werden, das Hafenproblem durch eine kurze Zuſammenfaſſung 


der wichtigſten Überlegungen, die aus dem r des Wohn⸗ = 


problems entitehen, zu ergänzen. 

Denn wenn man die Möglichkeit einer in die Zukunft weiſenden 
Weiterentwicklung von Hamburgs Hafen und von Hamburgs Induſtrie⸗ 
gebieten ins Auge faßt, ſo bedingt das unmittelbar eine weitere 
Überlegung: Arbeitsſtätten von dem Umfange, wie ſie für die Zukunft 
vorbereitet werden müſſen, würden immer ein kaum benutzbares In⸗ 
ſtrument bleiben, wenn nicht zugleich für die geeigneten Wohnſtätten 
der in ihnen beſchäftigten Menſchen geſorgt wird. Dieſe Wohn⸗ 
ſtätten aber bedingen Grund und Boden, und es gilt, ſich darüber 
klar zu werden, ob Hamburg innerhalb ſeiner gegerwärtigen politiſchen 
Grenzen über den zur Befriedigung dieſes Bedürfniſſes erforderlichen 
und den hierfür geeigneten Beſitz an Land verfügt. | | 
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Rein quantitativ betrachtet, laſſen ſich natürlich noch EE 
Scharen von Menſchen auf Hamburger Gebiet unterbringen. In den 
eingemeindeten Bezirken, die ſich von Winterhude nördlich bis Groß- 
Borſtel und Langenhorn erſtrecken, können etwa eine halbe Million 
Einwohner angeſiedelt werden. In den „Walddörfern“ Farmſen, 
Volksdorf, Wohldorf, Groß Hansdorf, die als kleine Inſeln ins preu— 
ßiſche Gebiet eingeſprengt Hamburgs Beſitz nach Nordweſten erweitern, 
dürften nach den neueſten Bebauungsplänen weitere zweihunderttauſend 
Menſchen unterzubringen ſein. Dazu kommen größere, noch unbebaute 
Gebiete, vor allem in Hamm und Horn. Kurz, ganz oberflächlich 
überſchlagen: für dreiviertel bis eine Million Menſchen iſt noch Raum 
vorhanden, wenn man die Wohndiſtrikte überblickt, die ſich nördlich 
der Elbe von Billwärder Ausſchlag bis Altona entwickeln laſſen. 
Man kann dieſe Gebiete durch gute Bebauungspläne erſchließen, kann 
den Bebauungsplänen Beſtimmungen auferlegen, die das Türmen der 
Stockwerke zugunſten flacherer Bauweiſe und das Wuchern der 
Hinterflügel zugunſten gut belichteter und belüfteter Wohnungen im 
Zaume halten und vermag damit zu erreichen, daß die Verzerrungen 
unſerer heutigen Großſtadteindrücke hier künftig ausgeſchloſſen ſind. 
Alſo auch dieſe Sorge braucht man ſich nicht zu machen. — Heißt 
das nicht, daß man ſich für abſehbare Zeit überhaupt keine Sorge 
zu machen brauchte? 

In Wahrheit wird durch ſolche Überlegungen der eigentliche Kern 
der Wohnungsfrage noch gar nicht berührt. | 

Man darf ſich durch Zahlen nicht täufchen laſſen. Es kommt 
in Hamburg nicht darauf an, wie viele Menſchen ſchlechthin auf den 
noch freien Gebieten Hamburgs zu wohnen vermögen, ſondern auf 
die ganz andersartige Frage, wie viele Menſchen dort in Klein= 
wohnungen, das heißt Wohnungen von ein bis drei Zimmern, 
wie ſie in beſtimmt umgrenzter Mietshöhe (vor dem Kriege höchſtens 
400 Mk.) für die minderbemittelte Bevölkerung in Betracht kommen, 
gemäß menſchlicher Vorausſicht entſtehen werden. Und man darf ſich 
durch Reformbeſtrebungen nicht täuſchen laſſen, denn es kommt für 
die Wohnungsfrage der Großſtadt nicht nur darauf an, daß gute 
Wohnungen ſchlechthin entſtehen, ſondern auf die weit ſchwierigere 
Frage, daß eben die guten Wohnungen billige Kleinwohnungen ſind. 

Nun beträgt aber das Bedürfnis Hamhurgs nach billigen 
Wohnungen von ein bis drei Zimmern nahezu 85% ſeines Geſamt— 
wohnbedürfniſſes. Nur 15 „ feiner Einwohner beſteht aus Anwärtern 
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auf Wohnungen von mehr als drei Zimmern. Daraus ergibt ſich, 
daß die Wohnungsfrage erſt dann gelöſt iſt, wenn das natür- 
liche bauliche Wachstum der Stadt dieſes Verhältnis 
unter den entſtehenden Wohnungen ergibt, und das wird 
nicht der Fall ſein. 

Das Entſtehen jolcher: Wohnungen iſt nicht etwa Sache freien 
Willens oder weiſer behördlicher Lenkung. Es wird trotz aller guten 
Abſichten unterbunden, wo der Grund und Boden durch beſondere 
Bevorzugung der Natur oder durch die geheimnisvollen Geſetze der 
Bodenpreiſe bereits zu teuer geworden iſt. Ebenſo wird es unter⸗ 
bunden, wo die Lage des Grund und Bodens von der Stätte der 
Arbeit ſolcher Kleinwohnungsanwärter, die in Hamburg ganz über⸗ 
wiegend in irgendwelcher Form mit dem Stromgebiet der Elbe in 
Beziehung ſtehen, verkehrstechniſch zu unwirtſchaftlich liegt 

Unterſucht man aber das in Rede ſtehende Hamburger Gebiet 
von dieſen Geſichtspunkten aus, ſo wird man finden, daß man die 
Hoffnung auf das nötige Gleichgewicht, das durch obigen Prozenkſatz 
ausgedrückt wird, nicht hegen darf. Der Grund dafür liegt in den 
erſchwerenden Eigentümlichkeiten der augenblicklichen geographiſch⸗ 
politiſchen Geſtaltung des Hamburger Gebietes. 

Die erſte dieſer Schwierigkeiten beſteht in der Engbegrenzt⸗ 
heit dieſes Gebietes. Dabei haben wir nicht die rein quantitative 
Tatſache, ſondern deren wirtſchaftliche Folgen im Auge. Dieſe Enge 
ſteigert die Grundſtückspreiſe nach dem alten Grundſatz, daß Ware, 
die nur in deutlich überſehbarer engbegrenzter Menge zu haben iſt, 
im Werte ſteigt. Das prägt ſich in den Preiſen deutlich aus, die 
jetzt bereits alles den beſtehenden Siedlungsgegenden benachbarte 
Land ergriffen haben. In weiten Strecken laſſen ſich Kleinwohnungen 
in billiger Preislage nur noch in beſchränktem Umfange erzielen. 

Aus dieſem Umſtand ergibt ſich als natürliche Folge, den Blick 
auf diejenigen Gebiete zu richten, die von den beſtehenden Siedlungs⸗ 
gegenden weiter entfernt ſind. In Langenhorn und in Farmſen ſind 
beiſpielsweiſe die Bodenpreiſe noch niedriger. Beide Gebiete ſind 
neuerdings durch Bahnen erſchloſſen. Man könnte alſo meinen, daß 
eine Dezentraliſierung des Kleinwohnungsgebietes und eine Schnell⸗ 
bahnverbindung herausgeſchobener Zentren mit der Arbeitsgegend das 
Löſungsſyſtem iſt, auf das Hamburg losſteuern müßte. Aber auch 
dieſe Löſungsmöglichkeit macht die Eigentümlichkeit der politiſchen 
Geſtalt Hamburgs unmöglich. Neben der Engbegrenztheit liegt die 
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zweite Schwierigkeit in der beſonderen Form dieſes kleinen Gebietes. 
Ein Blick auf die Karte zeigt, daß der Grundcharakter dieſer bizarren 
Form darauf beruht, daß ſich am Strom entlang ein breites, oft- 
weſtlich gerichtetes Gebiet, das eigentliche Arbeitsgebiet der Stadt, 
hinzieht, — im rechten Winkel dazu ſteht ein ſchmaler, nordſüdlich 
gerichteter Arm, von dem der Zug der Walddörfer öſtlich abzweigt. 
Dies nordſüdliche Gebilde, welches das natürliche Wohngebiet 
Hamburgs umfaßt, berührt das Arbeitsgebiet des Elbſtromes nur 
mit einer verhältnismäßig dünnen Baſis, die noch dazu faſt ganz 
durch das dichte Knäuel der Geſchäftsſtadt in Anſpruch genommen 
wird. Daraus ergibt ſich, daß alle Verkehrsmittel, die etwaige fern 
im nördlichen Teile Hamburgs wohnende Arbeiter zur Arbeitsſtätte 
im Hafen bringen ſollen, durch die ganzen Hemmniſſe der eng ver- 
bauten Geſchäftsſtadt hindurchgeführt werden müſſen. Das bedeutet 
einesteils hohe Anlagekoſten und damit hohe Tarife, andernteils be- 
hinderte Löſungen und damit Umſteigen, Aufenthalt und Zeitverluſt. 
Mit einem Worte „Schnellbahnen“ im ſiedlungs⸗techniſchen Sinne, 
Bahnen, die entfernt liegende Wohnzentren mit dem Arbeitszentrum 
bequem verbinden, werden durch die Form des Hamburger Gebietes 
unmöglich gemacht, ſo daß ſich die Wohnungsfrage auch nach dieſem 
Syſtem nur mangelhaft löſen läßt. Die großzügige Bahnpolitik der 
Erſchließung des Hamburger Gebietes, die trotz der Schwierigkeiten 
mitten im Kriege zu Ende geführt iſt, war eine Politik, die in 
erſter Linie den Zweck hat, der Abwanderung guter Steuerzahler 
auf verlockendes benachbartes Preußengebiet zu verhindern. Zur 


Löſung der eigentlichen Wohnungsfrage vermag ſie leider nur wenig 


beizutragen. | | 

So kann man denn mit Sicherheit jagen, daß infolge der Eigen- 
tümlichkeit der jetzigen Begrenzung Hamburgs in jenen nördlichen 
Diſtrikten der nötige Kleinwohnungsprozentſatz nicht erreicht werden 
wird. Selbſt wenn wir annehmen, daß von dreiviertel Millionen 
möglicher Einwohner, die jene Gebiete aufnehmen könnten, nur für 
die Hälfte, alſo für 375000 Menſchen Wohnungen von mehr als 
drei Zimmern entſtehen und für die andere Hälfte von 375 000 
Menſchen billige Kleinwohnungen, ſo müßten nach obigem Prozentſatz 
in Wahrheit 2 123 000 Kleinwohnungen ſtatt jener 375 000 entſtehen. 
Das heißt: um die beiden Wohnungsgattungen in ein richtiges, dem 
wahren Bedürfnis entſprechendes Verhältnis zu ſetzen, fehlt hier 
geeigneter Raum für etwa 1% Millionen Kleinwohnungen (2 123 000 — 
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375 000 = 1 748 000). Dieſe theoretiſche Erwägung zeigt, daß das 


natürliche Wohngebiet Hamburgs völlig ungeeignet iſt, um ſeinem 
Bedarf an Kleinwohnungen gerecht zu werden. Hamburg hat wohl 
noch genug Land, um Wohnungen für höhere Anſprüche darauf ent⸗ 


ſtehen zu laſſen, aber ſelbſt wenn ſein Arbeitsgebiet gar nicht ver⸗ 


größert würde, viel zu wenig geeignetes Land für Kleinwohnungen. 
Das wird ſich aber bei ſeiner künftigen Entwicklung in erſchreckender 
Weiſe zeigen. Schon lange ehe die nördlichen Wohngebiete beſiedelt 
ſind, wird man nicht wiſſen, wie man die nötigen Kleinwohnungen 
unterbringen ſoll. Zunächſt werden ſie ſich in den wenigen freien 
Bezirken zuſammenſtauen, die in relativer Nähe des Arbeitsgebietes, 
in Hamm und in Horn, noch vorhanden ſind. Hier werden hohe 
Zinshäuſer entſtehen, um möglichſt viele Leute zu faſſen, und wenn 
hier der letzte Reſt des Bodens verbraucht iſt und auf Hamburger 


Gebiet nur noch der Raum zwiſchen Billwärder Ausſchlag und SÉ 


Bergedorf zur Verfügung Debt, wird die dritte große Not zum Vor⸗ 


ſchein kommen, die für die Wohnungsfrage in Hamburgs gegen⸗ 


wärtiger geographiſch-politiſcher Beſchaffenheit gewurzelt liegt: neben 
der Enge und neben der ſchwierigen Form die Ungunft der geo⸗ 


logiſchen Beſchaffenheit dieſes engen und ſeltſam zu⸗ 


geſchnittenen Bodens. | 
Man kann das Gebilde Hamburg und ſeine Zukunftsfrage nicht 
verſtehen, ohne es geologiſch zu betrachten. Sein Boden entwickelt 


ji bekanntlich in zwei ganz verſchiedenen Ebenen; einer, deren 


Höhenlage durchſchnittlich ＋ 10 über Null liegt: es iſt gewachſener 
Boden, den wir Geeſt nennen; und einer, deren Höhenlage durch⸗ 
ſchnittlich um 6 m tiefer liegt: es iſt angeſchwemmter SE 
den wir Marſch nennen. 

Die Marſch iſt das natürliche Arbeitsland für Hamburg. Sie 
iſt das Gebiet, das unter dem unmittelbaren Einfluß des leben⸗ 
gebenden Elbſtromes ſteht. Alle Arbeitsmöglichkeiten, die aus der 


Weltſchiffahrt und alle, die aus der Binnenſchiffahrt erwachſen, 


ſtrömen hier zuſammen. Sie iſt aber zugleich das Land, das unter 
dem mittelbaren Einfluß des Stromes ſteht; es läßt ſich leicht durch 
Kanäle und Einſchnitte erſchließen und iſt ſo durch ein künſtliches 
Waſſernetz mit dem Strom in Verbindung gebracht. Aus beiden 
Gründen iſt es neben dem Gebiete des Handels zugleich das gegebene 
Gebiet für die Anſiedlung aller Induſtrien, ſowohl derjenigen, die 
vom Zen deel abhängig find und deshalb zweckmäßig 
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den Ort des Imports und den Ort der Verarbeitung jo nahe wie 
möglich aneinanderlegen, als auch derjenigen, die mit der Binnen- 
ſchiffahrt im Zuſammenhang ſtehen und auf den Waſſerweg ins 
Innere Deutſchlands und aus dem Inneren Deutſchlands rechnen. 
Schiffahrt, Handel und Induſtrie vereinigen ſich im Marſchlande 
zum natürlichen Bunde. | 

Ebenſoſehr aber wie die Marſch geſtempelt iſt zum Arbeit3- 
gebiet Hamburgs, ebenſowenig geeignet iſt ſie als Wohngebiet. 
Die tiefe Lage des Geländes macht eine großſtädtiſche Form der 
Siedlung unmöglich, weil eine ordnungsmäßige Beſielung unmöglich 
iſt. Nur weite bäuerliche Siedlungsformen können hier beſtehen. 
Will man große Menſchenmengen enger beieinander wohnen laſſen, 
ſo fordert das Ingenieurweſen eine Auſhöhung des Gebietes bis 
auf +9,20 m, nämlich bis auf ſturmflutfreie Lage. Erſt dann 
wird es beſielbar. Im Gegenſatz zum Arbeitsland der Marſch iſt 
das natürliche Wohnland Hamburgs die Geeſt. 

Blickt man aber auf eine geologiſche Karte Hamburgs, ſo ſieht 
man, daß, wenn der Entwicklungsgang in der Kleinwohnungsfrage 
ſich ſo vollzieht, wie wir erſt anzudeuten verſuchten, mit den freien 
Gebieten in Hamm und Horn das letzte, Hamburg zur Verfügung 
ſtehende Geeſtgebiet aufgezehrt wird. Der Strom des Kleinwohnungs— 
bedürfniſſes aber wird unhemmbar weiterquellen, und es bleibt ihm 
nun in Hamburgs Grenzen nichts anderes mehr übrig, als vom 
Geeſtrücken herunterzuſteigen ins Gebiet der Marſch. 

Was bedeutet das vom Standpunkt der Wohnungspolitik? Es 
bedeutet die Notwendigkeit einer Aufhöhung des ganzen Baugeländes 
um eine Sandſchicht von über 5 Meter. Das iſt für denjenigen, 
der für die Zukunft der Wohngeſtaltung das Bild einer von be⸗ 
ſcheidenem Grün durchzogenen Mittelſtadt vor Augen hat oder gar 
für denjenigen, der das Ideal einer Kleinhaus⸗Gartenſtadt verfolgt, 
ein erſchreckender Gedanke. Ein ſchöner, fruchtbarer Boden, wie die 
Natur ihn ſelten gibt, wird künſtlich ſteril und für Garten und 
Grün ungeeignet gemacht, damit er Menſchen trägt. Ein billiger. 
bisher geringe Renten ergebender Boden wird zugleich teuer gemacht, 
damit er Menſchen trägt. Mag auch die Aufhöhung, die für 
Induſtrieanlagen natürlich unvermeidlich bleibt, techniſch noch ſo 


geſchickt mit der Ausbaggerung der Elbe in Verbindung gebracht 


werden, die Verteuerung iſt für Wohnzwecke doch eine empfindliche 


Tatſache. * 
Auf dieſem verteuerten und unfruchtbar gemachten Boden rückt 
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das Ideal vom bürgerlichen Wohnhaus mit Gartenfleck in immer 
weitere Ferne, und das Maſſenmietshaus ohne Grün tritt wieder 
drohend am Horizonte auf. | 

Jeder wird zugeben, daß dieſe Überlegungen zeigen, daß die 
Zukunft des Wohnproblems „Hamburg“ nicht nur quantitativ, ſondern 
auch qualitativ ungelöſt iſt. Die Stadt iſt verurteilt, ganz bewußt 
vor dieſer Ungelöſtheit einer ihrer wichtigſten Entwicklungsprobleme 
machtlos dazuſtehen. Die Zufälligkeiten ihres augenblicklichen poli⸗ 
tiſchen Gebietes in Größe und Form und nicht zum wenigſten in 
geologiſcher Beſchaffenheit verhindern eine Löſung. 

Das unnatürliche Gerüſt, in das ihr Leib eingeſpannt iſt, wird 
der Stadt, je mehr ihr Körper heranwächſt, den Wuchs unhemmbar 
verkrüppeln; ſchon jetzt beginnen die Zeichen dafür ſich zu zeigen 
ſie werden ſich mehren, je länger, um ſo ſtärker. Nur neue, den 
Bedürfniſſen angepaßte Grenzen können dies Schickſal abwenden. 

* S * | 

Wir ſehen aus dieſer Diagnoſe der Senne Nöte, eg ein 
hauptſächlicher Krankheitsgrund auf dem unnatürlichen Zufalls⸗ 
verhältnis von Marſch zu Geeſt innerhalb der Hamburger Grenzen 
beruht. Der ganze Süden des Hamburger Gebietes wird gebildet 
aus einem mächtigen Block, der lediglich aus Marſchland beſteht. 
Dieſer Marſchland⸗Block erfährt durch die neuen Wünſche auf ab» 
rundende Erweiterung des Hamburger Hafenbezirkes noch bedeutende 
Vergrößerung. An dieſes ganz iſoliert gelegene Marſchland grenzt 
nur an einem ganz kurzen, durch die Geſchäfts⸗ und Verkehrsent⸗ 
wicklung der Großſtadt faſt ganz dem Wohngebrauch entfremdeten ö 
Grenzſtreif das Geeſtgebiet. 

Das wünſchenswerte Bild wäre ſtatt deſſen, daß das Arbeits⸗ 
gebiet der Marſch als mittlerer Kern rings umgeben wäre mit 
einem rahmenden Streifen des Wohngebietes der Geeſt. Alle Wohn⸗ 
und Verkehrsprobleme würden damit leicht und natürlich zu löſen 
ſein: von allen Seiten könnte ſich der kürzeſte und ungehemmteſte 
Verkehrsweg zum Arbeitsgebiete bahnen. Dieſe Probleme werden 
gegenwärtig dadurch ſo unlösbar, daß im Hamburger Beſitz Geeſt⸗ 
und Marſchland ganz voneinander getrennt liegen. | 

Darf man ſich alſo für Hamburgs neue Geſtaltung Wünſche 
verwirklichbar denken, ſo muß der erſte Wunſch dahin gehen, zu 


ſeinem Marſchland rahmendes Geeſtgebiet als Wohnland zu bekommen. 
Schmollers Jahrbuch XIIII 2. 8 
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Wenn wir die Möglichkeiten der Erfüllung dieſes Wunſches be- 
trachten, ſehen wir, daß ihr mancherlei Hinderniſſe im Wege ſtehen. 
Im Norden der Elbe kommt allein das Gebiet zwiſchen Altona nnd 
Blankeneſe in Betracht. Man muß ſich klar ſein, daß es nicht in 
erſter Linie die Löſung der Kleinwohnungsfrage iſt, was dazu 
führt, ſeine Vereinigung mit Hamburg anzuſtreben. Es iſt ein 
großer Unterſchied, ob man nur loſe beſiedeltes, zum großen Teil 
unbewohntes Gebiet zur Ergänzung des ſchon beſtehenden Körpers 
einer Großſtadt begehrt, oder ob es ein Gebiet iſt, das die ganze 
Menſchenfülle und die ganze Organiſationsmaſchinerie einer Groß⸗ 
ſtadt bereits ſelber aufweiſt. Tut mon es, jo fällt der Geſichtspunkt 
einer Vereinfachung des eigenen Wohnproblems dabei natürlich ohne 


weiteres fort. Ja, man kann jagen: wenn man ſich einen Stadt⸗ 


körper wie Altona mit Hamburg zu einer Einheit verbunden denkt, 
dann wachſen in vieler Beziehung die schwierigen Fragen, die nach 
einer Löſung drängen. 

Es A" oft ausgeführt worden, daß die Laſten, die Hamburg 
durch eine ſolche Vereinigung auf ſich nehmen würde, und daß die 


völlige Umgeſtaltung ſeines Verwaltungsapparates, zu der es dadurch 


gezwungen wird, große Schwierigkeiten mit ſich bringt. Wenn alſo 
trotzdem einer Vereinigung Altonas mit Hamburg das Wort geredet 
wird, ſo hat das vor allen Dingen Gründe idealer Natur. 

Wenn für die Entwicklung des Hamburger Hafens eine tech- 
niſche Einheit als unbedingt erforderlich erſcheint, ſo kann man ſagen, 
daß für die Entwicklung der großen, dieſen Hafen beherrſchenden Sied⸗ 
lungen eine kulturelle Einheit als Forderung hervortritt. Es iſt 
von Grund aus unnatürlich, wie zurzeit an einer techniſch in keiner 
Weiſe erkennbaren Grenze zwiſchen den beiden Großſtädten Hamburg 
und Altona plötzlich ein kultureller und verwaltungstechniſcher Wall 
mit unerbittlicher Stärke gezogen wird. Das übt auf viele Fragen 
einen lähmenden und vor allem den kleineren Nachbarn in ſeiner freien 
Entfaltung hemmenden Einfluß aus. Immer mehr erweiſt es ſich 
als nötig, die großen Fragen des Verkehrs, die an ſolche Zufalls⸗ 
grenzen nicht gebunden werden können, einer einheitlichen Politik zu 
unterwerfen. Aber auch auf allen anderen Gebieten, beiſpielsweiſe 
in der Grünpolitik und Wirtſchaftspolitik, ſind die engſten Zuſammen⸗ 
hänge ein Erfordernis, ganz zu ſchweigen von den Unwägbarkeiten 
des geiſtigen und künſtleriſchen Lebens. 

Sobald man ſich aber dieſe Vereinigung vollzogen denkt, iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß auch, das Wohngebiet, das als Hinterland zum 
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Intereſſenkreis des eigentlichen Stadtbezirks Altona gehört, alſo ein 
Gebiet, das von Wedel über Eidelſtedt, Niendorf, Garſtedt bis zum 


nördlichen Ausläufer Hamburgs, Langenhorn, reicht, in dieſe Ver⸗ 


einigung mit einbezogen wird. Es iſt das Gebiet, das vor allem 
für die Wohnentwicklung von Altona ſelbſt in Betracht kommt. 

Kehren wir aber nach dieſer abſchweifenden Feſtſtellung zur 
Frage zurück, von der wir ausgingen, welches ſäumende Geeſtland 
Hamburg zu ſeinem Marſchland wünſchen ſoll, um damit die Wohn⸗ 
ſchwierigkeiten ſeiner Arbeiter zu löſen, ſo ſehen wir, für die Löſung 
dieſes beſonderen Problems kommt jener Streif nördlich der 
Elbe nur mittelbar in Betracht. Er iſt durch die doppelte Barriere 
des Stromes und des Luxusſiedlungsſtreifs an feinem Ufer vom 
Hafengebiet abgeſchnitten; aber die Not ift jo groß, daß ſelbſt hier 
bereits Hamburgs Bedürfnis nach Kleingartenland über die eigenen 
Grenzen weit herübergreift. | 

Unſer Blick ſchweift weiter nach dem Süden des Stromes. 


Hier trifft er auf ſehr reizvolles Geeſtland, die Harburger Berge. 


Aber für die Geſichtspunkte, von denen aus wir Umſchau halten, 
kommen ſie nur wenig in Frage. Auf dieſem unruhig hin und 
her wallenden Boden iſt eine erſchwingbare Kleinwohnungsfiedlung 
nur in einzelnen Fällen durchführbar. Die Straßen werden zu teuer, 
die Aufteilung in wirtſchaftliche Parzellen iſt unmöglich. Sie ſind 
vor allem wichtig für die Durchführung einer einheitlichen Grün⸗ 
politik. Um hier im Süden das Bedürfnis nach Kleinwohnungen 
befriedigen zu können, müſſen wir zu ihrer Ergänzung ſchon auf die 
flacheren Gebiete der Geeſt rechnen, die ſich ſüdlich von Harburg bis 
in die Gegend von Hittfeld ziehen; hier iſt das Geeſt⸗ Hinterland, 
das für jede neue Gemeinſchaft unentbehrlich iſt, in der Harburg 
eine Rolle ſpielt. Man kann ſicher ſein, daß gerade an dieſem Punkt 
des neuen Gebildes eine beſonders lebhafte Entwicklung einſetzen 
wird, ſobald er einen Teil des lebendigen Ganzen bildet. 

Für das eigentliche, jetzt beſtehende Hamburg aber ergibt ſich 
nur eine einzige Stelle, wo fremdes Geeſtgebiet Hamburger Marſch⸗ 
land ſäumt: zwiſchen dem öſtlichen Ausläufer des Hamburger Geeſt⸗ 
beſitzes Horn und dem vereinzelt liegenden Hamburger Geeſtfleck 
Bergedorf läuft ein Preußen gehörender Höhenſtreif der Geeſt un⸗ 
mittelbar an der Grenze jenes tiefliegenden Hamburger Marſch⸗ 
gebietes von Billwärder, deſſen Aufhöhung für Wohnzwecke wir erſt 
als Zukunftsperſpektive vor uns ſahen. Ein im weſentlichen noch 
freies, geſundes Siedlungsgebiet breitet ſich hier zwiſchen zwei 
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charakteriſtiſchen Punkten des Hamburger Beſitzes Das ganze Hinter: 
land bis hinauf nach Groß⸗Hansdorf einerſeits und bis zum Sachſen⸗ 
walde und Geeſthacht anderſeits müßte Hamburg für ſeine künftige 
Wohnentwicklung zur Verfügung ſtehen. 

| Daß dann ſchließlich auch das einerſeits vom Hamburger 
„Walddörfer“-⸗ Streifen, anderſeits von Langenhorn umfaßte Gebiet 
den neuen Kreis ſchließen müßte, iſt wohl eine Selbſtverſtändlichkeit, 
die ſich ſchon daraus ergiebt, daß es vom Alſtertal durchzogen iſt. 
Nicht nur vom Standpunkt der Beſiedlung, ſondern auch vom 
Standpunkt der Ingenieurtechnik und der Grünpolitik iſt hier eine 
ſtädtebauliche Einheit unbedingt erforderlich. 

Fragt man ſich, was ſolche Erweiterung der Stadt zu einem 
Groß⸗Hamburg für die Wohnpolitik unſerer Tage für Folgen 
haben würde, ſo muß man ſich im allgemeinen hüten, den unmittel⸗ 
baren, fofort einſetzenden Einfluß zu überſchätzen. Wohl wird der 
Begriff „Hamburger Land“ ſeinen monopolähnlichen Charakter ver⸗ 
lieren, und die übertriebene Konjunktur der Bodenpreiſe wird ſinken, 
wenn plötzlich die Grenzen ſich nach allen Seiten weiten, aber für 
das Siedeln der arbeitenden Bevölkerung wird zunächſt nach wie 
vor der Lauf der jetzt vorhandenen Bahnen allein ausſchlaggebend 
bleiben. Im ganzen Norden der Stadt wird es, von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus betrachtet, wenig nutzen, daß weite, ſchöne Gebiete ab⸗ 
ſeits der ganz auf Hamburgs jetzige Form zugeſchnit— 
tenen Bahnläufe zur Verfügung ſtehen. Erſt ſpätere Zeiten, die 
den neuen Verhältniſſen klug angepaßte neue Bahnen bauen, werden 
die Früchte der Vergrößerung wirklich zu ernten vermögen. Die Frage 
behält deshalb im Hinblick aufs Hamburgs Geſamtentwicklung ihre 
ungeſchwächte Wichtigkeit. Für die Jetztzeit aber bleibt zunächſt nach 
wie vor der Umkreis der Siedlungsmöglichkeiten beſchränkt; nur wo 
die Radien, die ſich um die Stationen unſerer Bahnen ziehen, die 
alten Grenzen des Hamburger Gebietes überſchneiden, verändern ſich 
die Verhältniſſe für diejenigen Wohnfragen, die Aber den lokal⸗ 
gebundenen Charakter herausgreifen. 

Aber in einem Punkte wird für Hamburg doch ſofort eine von 
Grund auf andere Lage geſchaffen, und er iſt wichtig genug, um 
ganz allein die Frage der Gebietsvergrößerung zu einer ent⸗ 
ſcheidenden Kulturfrage zu machen: in der Siedlungspolitik der 
Hamburger Marſch. Der Beſitz des in einer Länge von 9 km un⸗ 
mittelbar an die große Billwärder Marſchniederung grenzenden, jetzt 
vreßilchen Geeſtzuges ermöglicht es, künftig die ganze große Arbeiter⸗ 
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ſtadt, die im Anſchluß an das neue Induſtriegebiet, das unten im 
aufgehöhten Marſchland von Billwärder entſtehen ſoll, emporzuheben 
auf einen geſunden, billigen, begrünbaren Boden und jenes Geſpenſt 
der Wohnſtadt auf künſtlich aufgebrachter 5 m hoher ee 


das jetzt vor Hamburgs Zukunft ſteht, zu bannen. 


Für die Induſtrie wird man das Land zwiſchen der Bille und 


dem Damm der Hamburg⸗Berliner Bahn weiter aufhöhen, aber die 
Arbeiter werden ihre Kolonien oben auf der Höhe entwickeln, von 
der ſie verhältnismäßig leicht zur Arbeitsſtätte herabſteigen können. 
Vor allem wird der mehr nach Bergedorf belegene Teil dieſes Marſch⸗ 


gebietes, den man bisher als große künftige Wohnſtadt ins Auge 


gefaßt hat, eine andere Bedeutung bekommen. 


Wenn jetzt im Umkreis Bergedorfs auf Hamburger Boden ES | 


Siedlungsabſicht auftaucht, ift fie faſt ausſchließlich auf Marſchland, 


das durchſchnittlich auf rund + 4 m liegt, angewieſen. Für die 


erſchließenden Straßen verlangt das Hamburger Ingenieurweſen die 
ſturmflutfreie Höhe von + 9,20 m, teils aus Gründen der Be⸗ 


ſielung, teils um jede Gefahr einer allerdings höchſt unwahrſchein⸗ R 
lichen Überflutung bei Deichbruch vorzubeugen. Das iſt eine Forde⸗ 


rung, die natürlich nicht auf die Straßen beſchränkt bleibt, ſondern 


dazu führt, auch alles Bauland entſprechend emporzuheben, und die 


Folge iſt entweder die wirtſchaftliche Unmöglichkeit, ein Projekt zur 


Durchführung zu bringen, oder ſeine wohnungspolitiſche Ver⸗ 


krüppelung gegenüber den wünſchenswerten Formen ber flacher 
Bauweiſe. 
Die Vergrößerung des zur Verfügung ſtehenden Geeſtlandes 


dürfte die Entwicklung, die ſich in ſtädtiſchen Formen vollzieht, 


mehr und mehr aus der Marſch fort in die neue, hochliegende Gegend 
ziehen, und für weite Strecken der Marſch taucht die Hoffnung auf 


für eine endgültige Errettung vor der Erſtickung ne fruchtbaren 


Bodens durch die tötende Sandſchicht. 


Ich ſehe hier das Zukunftsbild weiter Kolonien PER auf 


bet H 


Gemüſebau eingeftelter Beſitze auftauchen. Mit Parzellen von 


1000 qm, die noch den Charakter des Ackerbürgertums tragen, 


könnte die Siedlungsart beginnen, je nach Bedarf ſchließen ſich 
Stellen von größerem Zuſchnitt an, die den Beſitzer bei intenſiver 


Kultur zu ernähren vermögen, wozu unter günſtigen e 
ſchon 1 ha als ausreichend gilt. 


Denkt man ſich den Boden ſo aufgeteilt, dann fällt die Not⸗ . 
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Sande nußbringenb Gerti werden können. Die Straßen brauchten 
nur erhöht zu werden bis zur Uberſchwemmungshöhe der Unter⸗ 
Bille (5,50 m), die Häuſer kämen auf Wurten zu ſtehen, die an 
dieſe Straßenhöhe anſchließen, und das beſtellbare Land bliebe un⸗ 
berührt in ſeinem jetzigen geſegneten Zuſtand und könnte uns den 
Ertrag ſeiner Fruchtbarkeit unmittelbar ſpenden. 

Vergleicht man ſolch ein Bild mit dem Plane jener künſtlichen 
ſturmflutfreien Aufhöhung, fo wird man ſicherlich entweder das 
Riſiko jener unwahrſcheinlichen Überſchwemmungsgefahr oder eine 
planmäßige Verſtärkung aller Deiche dieſem Radikalmittel eines 
gleichſam viele Kilometer dicken Deiches vorziehen. 

So tritt die Bodenpolitik derjenigen Hamburger Marſchgebiete, 
die noch nicht in den unmittelbaren Bereich des Großſtadteinfluſſes 
gezogen find, durch den Groß⸗Hamburg⸗Gedanken in ein neues Zu— 
kunftslicht, und es wäre zu wünſchen, daß alle Verhältniſſe möglichſt 
bald klärbar wären, um dieſe Politik praktiſch beginnen zu können. 

Solche Überlegungen tragen nur ſcheinbar einen lokalen Charakter, 
ſie berühren Fragen, die ausſchlaggebend ſind für das Schickſal 
weiter Gebiete und Tauſender von Menſchen, und dieſes Schickſal 
kann die ganze künftige Phyſiognomie eines Stadtorganismus be⸗ 
ſtimmend beeinfluſſen. Es liegt aber in der Natur der Sache, daß. 
ſich dieſe entſcheidende Wendung durch irgendeinen an ſich unbe— 
deutend erſcheinenden Einzelbeſchluß zu vollziehen vermag. Hat man 
einmal im Drange der jetzt gerade hervortretenden Siedlungswünſche 
an einer Stelle begonnen, in beſtimmter Höhenlage Straße und Land 
feſtzulegen, ſo iſt der ganze anſchließende Bezirk, mag er jetzt noch 
harmlos als Feld liegen bleiben, in ſeinem Schickſal dadurch mit⸗ 
beſtimmt. 

Deshalb wird die Frage Groß-Hamburg auf dem Gebiete des 
Wohnweſens nicht nur Zukunftswirkungen haben, ſondern ſie wird 
auch einzelne bedeutſame Fragen der Gegenwart klärend beeinfluſſen. 

Der wichtigſte Teil ihrer Wirkungen wird allerdings erſt ſpäter 
zum Vorſchein kommen können. Sobald wir in dieſem vergrößerten 
Bezirk mit neuen Schnellbahnen zu rechnen vermögen, eröffnet ſich 
die Möglichkeit der Anlage neuer Nebenzentren neben dem alten 
morſchen Kerngebilde der jetzigen großſtädtiſchen Wohnquartiere, und 
damit tauchen die Löſungsformen auf, die uns wohl am radikalſten 
von den Leiden der gegenwärtigen Wohnübel zu befreien vermögen. 
Das Großſtadtproblem wird am beſten gelöſt, wenn man es in eine 
Reihe von Kleinſtadtproblemen zerlegen kann. 
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Dafür gibt das jetzige Hamburg keinen Raum, erſt die Gebiets⸗ 
erweiterung läßt dieſe Hoffnungen am Horizonte auftauchen. 

Man kann deshalb mit vollem Rechte ſagen, daß es nicht nur 
die Nöte der Hamburger Hafenfrage, ſondern in gleichem Maße die 


Nöte der Hamburger Wohnfrage ſind, was gebieteriſch zu einer Neu⸗ Wë 


geſtaltung der Hamburger Grenzen drängt. 

Daß Probleme dieſer Art nicht durch einen Zweckverband EA 
bar find, haben die Erfahrungen an anderen Stellen Deutſchlands 
deutlich genug gezeigt, — was es aber bedeutet, wenn man etwa 
nur die Löſung der Hafenfrage für notwendig halten würde und 
die Arbeiterwohnfrage auf benachbartem preußiſchem Gebiete ſich 
ſelber überlaſſen wollte, beginnt Hamburg jetzt bereits am eigenen 
Leibe bitter zu ſpüren. Solch wilde Siedlungen, wie ſie im preu⸗ 
ßiſchen Wilhelmsburg und in Schiffbek unmittelbar an Hamburgs 
Grenze aus der Not entſtanden ſind, bedeuten eine Gefahr für jede 
Weiterentwicklung. Denkt man ſich ſolch kranke Bildungen um 
Hamburgs Leib weiter fortgeſetzt, ſo wird die Geſundheit ſeines 
pußeren und ſeines inneren Wachstums dadurch ſchwer bedroht, und 
man könnte nur mit tiefſter Sorge in ſeine Zukunft blicken. Nur 
eine zielbewußte und ungehemmte Einheitlichkeit ſeiner Städteb au 
politik kann dieſe Sorge bannen. 
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Aus der Frü ach des Volſchewismus 
Von Dr. Arthur Luther - Leipzig | 


Inhaltsverzeichnis: I. Der ruſſiſche Marxismus S. 121. — II. Die Spaltung 
der ruſſiſchen Sozialdemokratie S. 124. — III. Die erſte ruſſiſche Revolution 
S. 129. — IV. Die Parteien im Wahlkampf S. 132. — V. Die Bolſchewiki 
und die erſte Duma 135. — VI. Der Zerfall der Partei S. 137. 


| 1 | 
er Radikalismus des politiſchen Denken bildet eines der out 
fallendſten Merkmale der ſogenannten ruſſiſchen „Intelligenz“. 


* 


Das typiſche Beiſpiel dafür iſt ja Leo Tolſtoi. „Alles oder nichts“, 
iſt die Loſung. Zu erklären iſt das wohl aus der Wurzelloſigkeit 
der ruſſiſchen Kultur, die nicht organiſch gewachſen iſt, ſondern dem 
Volk gewaltſam aufgezwungen wurde. Der Ruſſe hat nicht halb ſo 


viel Hemmungen zu überwinden wie der Weſteuropäer, um bei den 
„Grenzen unſeres Witzes anzulangen, wo euch Menſchen der Sinn 
überſchnappt“. Und wenn dieſes radikale Denken ſich bis zum 
Jahre 1917 faſt nur literariſch austobte, praktiſch aber nur in einer 
Reihe einzelner Gewalttaten und Attentate zum Ausdruck kam, ſo 
liegt das an einer anderen Charaktereigentümlichkeit des Ruſſen: 
er iſt ebenſo ſchnell deprimiert wie entflammt; wenn etwas nicht 
gleich im erſten Anſturm zu nehmen iſt, verzichtet er leicht ganz. 
Wohlgemerkt: es iſt hier nur von den ruſſiſchen Intellektuellen die 
Rede, dem „ſchreibenden und ſchreienden Rußland“, wie Karl Nötzel 
es treffend genannt hat. Das eigentliche Volk in Rußland iſt kaum 
zum politiſchen Leben erwacht. Wenn man die Führer der ruſſiſchen 
Sozialdemokratie muſtert, iſt man erſtaunt, unter den Vertretern der 
Arbeiterpartei kaum einen wirklichen Arbeiter zu finden. Perſönlich⸗ 
keiten wie Bebel, Ebert, Scheidemann, die ſich wirklich aus dem 
Arbeiterſtande emporgearbeitet haben, ſind ſo gut wie gar nicht vor⸗ 
handen. An der Spitze der Partei ſtehen ausſchließlich Intellektuelle, 
Advokaten, Journaliſten, Lehrer, Arzte, Studenten. Die Edelleute 


Tſchitſcherin und Uljanow — alias Lenin —, der Heidelberger 


Dr. phil. Lunatſcharskiſ — die Namen genügen. Der Nichtruſſe 
ſtaunt immer wieder, die radikalen politiſchen und ſozialen Ideen 
in Kreiſen predigen zu hören, die er daheim zu den „gut bürgerlichen“ 
zu zählen gewohnt war. Aber in Rußland gab es eben nie ein 


ee - 


Bürgertum in unſerem Sinne. Vor allem ift der Beſitz lange nicht 
in dem Maße Vorbedingung der akademiſchen Bildung wie bei uns. 
Der geiſtige Arbeiter zählt ſich in Rußland mit einem gewiſſen Recht 
zum Proletariat, denn er lebt tatſächlich nur von dem, was er durch 
ſeine Arbeit verdient, und er verſteht, wie die meiſten Ruſſen, ſelten 
zu ſparen. 

Was aber haben dieſe geiſtigen Proletarier wit dem induſtriellen 
Proletariat zu tun, deſſen Führer fie fein wollen? Wir müſſen uns 
erinnern, wie die revolutionäre Bewegung in Rußland ſich von jeher 
entwickelt hat. Es iſt nie eine Bewegung von unten auf geweſen, 
wenn es auch noch ſo oft in den Maſſen gegärt hat. Immer waren 
es die Intellektuellen, die dem Volk ein Glück und eine Freiheit 
bringen wollten, von denen das Volk ſelbſt nur höchſt unklare Vor— 
ſtellungen hatte. Es mußte durch unermüdliche Propaganda erſt für 
die Revolution erzogen werden. 

Das „Volk“ waren vor allem natürlich die Bauern. Ihr primi⸗ 
tiver Agrarkommunismus, der durch die Emanzipation 1861 nicht 
aufgehoben wurde, erſchien den Utopiſten vom Schlage Herzens als 
eine Art patriarchaliſcher Sozialismus, von dem man vielleicht ohne 
den Umweg über Bourgeoisherrſchaft und Kapitalismus direkt zum 
Zukunftsſtaat würde übergehen können. Die Enttäuſchung blieb 
nicht aus. Schon Tſchernyſchewskij erkannte die organiſche Auf⸗ 
löſung der Gemeinde und ſah, daß es auch im ruſſiſchen Dorf 
früher oder ſpäter zur Gliederung in Beſitzende und Proletarier 
kommen müſſe. Doch er hielt es immer noch für möglich, den Ge— 
meindebeſitz — ſei es auch durch Eingriff der geſetzgebenden Gewalt — 
künſtlich ſo lange zu erhalten, bis Weſteuropa die ſozialiſtiſche Ent⸗ 
wicklungsſtufe erreicht haben würde. Dann könnte die ruſſiſche 
patriarchaliſche Gemeinde, der „Mir“, zum Kriſtalliſationszentrum 


d der neuen ſozialiſtiſchen Ordnung werden. 


Die Hoffnung ſchlug fehl, nicht nur, weil der endgültige Sieg 
des Sozialismus in Europa länger auf ſich warten ließ als man 
geglaubt hatte, ſondern auch, meil der durch die Emanzipation be⸗ 
dingte Übergang von der Naturalwirtſchaft zur Geldwirtſchaft eine 
derartige Umgeſtaltung der Beſitzverhältniſſe auf dem Lande nach 
ſich zog, daß nicht nur der Glaube an die alleinſeligmachende Bauern⸗ 
gemeinde, ſondern auch die Bakuninſche Vorſtellung von der „re⸗ 
volutionären Veranlagung des ruſſiſchen Volkes“ völlig erſchüttert 
wurde. Und als gar das furchtbare Hungerjahr 1891—92 zeigte, 
daß der Muſchik zwar ſterben könne ohne zu klagen, weiter aber 
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auch nichts, — da war es für die revolutionäre „Intelligenz“ klar, 
daß ſie, um vorwärts zu kommen, ein neues Dogma finden mußte, 
das ſich nicht mehr auf die menu zum mindeſten nicht auf 
dieſe allein, ſtützte. 

Dieſes Dogma fand man in der Lehre von Karl Marx. 

Schon 1883 hatte Georg Plechanow die erſte ſozialdemokratiſche 
Partei gegründet, die ſich „Ruſſiſche Gruppe der Befreiung der 
Arbeit“ nannte. Aber faſt ein Jahrzehnt wirkte die Gruppe mehr 


oder weniger im Verborgenen. Erſt nach 1890 wird die ruſſiſche 


Geſellſchaft von einem richtigen marxiſtiſchen Taumel ergriffen. 
Man hat den Marxismus oft und mit Recht einen Segen für 
die ruſſiſche Geſellſchaft genannt. Vor allem rüttelte er ſie aus der 


deprimiert⸗neuraſtheniſchen Stimmung auf, die das ganze Jahrzehnt 


der Regierung Alexanders III. kennzeichnet. Dann aber konnte der 
Marxismus in ſeinem Kampf gegen andere Strömungen ſich auf 
wirkliche Tatſachen berufen: den Zuſammenbruch der ſozialrevolutio⸗ 
nären „Narodnaja Wolja“, aus der die Mörder Alexanders II. 
hervorgegangen waren, und das Erſtarken des durch Wittes Finanz⸗ 
politik mächtig unterſtützten Kapitalismus, wodurch überhaupt erſt 


die Entwicklung eines Arbeiterproletariats in Rußland möglich wurde. 


Die Berührung der revolutionären Intelligenz mit den Arbeitern 
hatte denn auch ganz andere Folgen als die Propaganda unter den 


Bauern. Erſtens war hier den Intellektuellen die Möglichkeit einer 


wirklich nutzbringenden praktiſchen Tätigkeit gegeben in der Schaffung 
von Genoſſenſchaften und Gewerkvereinen; zweitens aber bedeutete 
der Marxismus für den Arbeiter etwas ganz anderes als der utopiſche 
Sozialismus Herzens für den Bauern. „Denn wenn den realiſtiſchen 
welterfahrenen Sinn des ruſſiſchen Proletariers die ſozialrevolutio⸗ 
näre Theorie eigentlich nie verführte, ſo gab der Marxismus, der 


ei feinem innerften Weſen nach auf die Seele des Proletariers zu⸗ 


geſchnitten iſt und eigentlich nur hier ſeine Einheit findet, auch dem 
ruſſiſchen Arbeiter das, wonach ſeine Seele am meiſten lechzte: die 


Voorſtellung eines Heils für alle, an dem auch er mitarbeiten könne, 


und gerade dann, wenn er die eigenen Inteſſen wahrt, freilich im 
Rahmen einer Mehrheit (feiner Klaſſe); doch darauf iſt der ruſſiſche 
Proletarier durch die jahrhundertelange Schule der Landgemeinde 
mehr vorbereitet als irgendein Proletarier Europas.“ (K. Nötzel.) 

Zum Segen wurde der Marxismus der ruſſiſchen Intelligenz 
auch dadurch, daß er jeden Terrorismus ausſchließt, „und damit 
fallen alle für jugendliche Romantik und jugendliche Eitelkeit fo ge⸗ 
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fährlichen Verſuchungen fort, fruchtloſem Selbſtopfer nachzujagen“. 
Endlich gewöhnte er ſeine Jünger an ſtreng wiſſenſchaftliches Denken 
und gab ihnen auch gleich eine wiſſenſchaftliche Methode zur Hand. 

Aber der ruſſiſche Radikalismus konnte ſich auf die Dauer doch 
nicht mit der marxiſtiſchen Entwicklungslehre befreunden. Die Ent⸗ 
wicklung ging ihm zu langſam. Der Gedanke, ob ſich nicht doch 
ein paar Stufen überſpringen ließen, taucht von neuem auf, — ſelbſt 
bei einem ſo ruhigen Denker wie Plechanow, allerdings nur in Form 
der beſcheidenen Hoffnung, daß der ruſſiſche Kapitalismus vielleicht 
verwelken werde, ohne zu voller Blüte gelangt zu ſein, weil die 
Weltrevolution feiner Entfaltung zuvorkommen werde. 

So geht es wieder ins utopiſtiſche Fahrwaſſer hinein. Und 
zu dieſem echt ruſſiſchen Utopismus kommt der ebenſo ruſſiſche 
Fanatismus, dem jede philoſophiſche Doktrin zum religiöſen Dogma 
wird, das den „Ungläubigen“ mit Gewalt aufgezwungen werden 
muß. Jedes Kompromiß iſt Verrat an der neuen reinen Lehre. 
Das Prinzip iſt alles, der einzelne Menſch nichts. Als wirkliches 
lebendiges Weſen hat er gar keinen Wert, er iſt, genau ſo wie einſt 
für die „Schergen“ des Zarismus nur Verſuchsobjekt. 

Damit haben wir eigentlich ſchon den heutigen Bolſchewismus 
charakteriſiert. Aber gerade dieſe Züge kennzeichnen ihn deutlich als 
rein „intelligente“ Bewegung. Die Maſſe der ruſſiſchen Arbeiter war 
nie bolſchewiſtiſch, ſoweit es ſich um ein wirkliches Erfaſſen der 
leitenden Ideen und kein bloßes Mitlaufen handelt. Das haben 
die Bolſchewiſtenführer auch immer ſehr gut gewußt, daher die von 
ihnen ſtets neu geſtellte Forderung, die Leitung der Partei ganz und 
gar einer kleinen Gruppe von intellektuellen „Fachrevolutionären“ 
zu überlaſſen. Das heißt: man will eine Proletarierpartei ſein, 
traut dem Proletariat aber noch nicht die Reife zu, ſeine eigenen 
Intereſſen richtig zu erkennen und zu verſtehen. Es muß bevormundet 
werden, denn das Heil liegt nicht in dem, was das Proletariat 
will, ſondern in dem, was das Parteiprogramm vorſchreibt. So 
iſt es nicht unberechtigt, wenn die gegenwärtige „Diktatur des 
Proletariats“ in Rußland als eine „Diktatur über dem Proletariat“ 
bezeichnet wird. Ek 


H ` s 


Solange die Tätigkeit der ruſſiſchen Sozialdemokratie einen not⸗ 
gedrungen „konſpirativen“ Charakter hatte, hatten die Meinungs⸗ 
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verſchiedenheiten innerhalb der Partei nur nebensächliche Wee 
Das wurde anders, als die revolutionäre Bewegung in Rußland 
ſich zur Maſſenbewegung zu entwickeln begann. Daß dieſe Bewegung 
keineswegs eine rein ſozialdemokratiſche war, unterlag keinem Zweifel. 


»Die Sozialdemokratie mußte nun entſcheiden, ob und wie weit ſie 


die Bewegung zu ihren Zwecken ausnutzen konnte und ſollte. Und 


hier ſcheiden ſich die Geiſter. Ein Teil der Parteiführer vertritt 


die Anſicht, daß jede gegen die Regierung gerichtete Bewegung — 
ſie komme, woher ſie wolle — auch der Sozialdemokratie nütze und 
von ihr unterſtützt werden müſſe; die allgemeine Unzufriedenheit muß 


geſchürt werden, möglichſt große Maſſen ſind heranzuziehen, die gewerk⸗ 
ſchaftlichen Verbände ſind ſo zu organiſieren, daß ſie Lee von ſelbſt 
zur revolutionären Armee werden. | 


So dachte aber nur die Minderheit. Ihr Führer war Plechanow, 
ihr Organ die in Genf erſcheinende „Iskra“. Die Mehrheit, der 
auch das Zentralkomitee der Partei angehörte, verwarf jedes Zu⸗ 


ſammengehen mit anderen, nicht rein ſozialiſtiſchen Parteien. 
Das Banner. der Partei ſollte rein erhalten bleiben. Auch der 
gewerkſchaftlichen Bewegung ſtand die Mehrheitsgruppe ablehnend 


gegenüber. Die Parteiorganiſationen ſollten reine Kampforganiſationen 


ſein; ſobald ſie auch die Vertretung wirtſchaftlicher Intereſſen über⸗ 


nehmen, droht die Gefahr, daß über dem Sperling in der Hand 


die Tauhe auf dem Dache vergeſſen wird. Die Gewerkſchaften ſind 


höchſtens eine Vorſchule für die rückſtändigſten Elemente des Prole⸗ 
tariats, aber eben darum dürfen ſie keinen Einfluß auf die Zu⸗ 


| ſammenſetzung und Tätigkeit der Parteileitung gewinnen; dieſe ſoll 


nach wie vor in den Händen einer mit nahezu diktatoriſchen Voll⸗ 
machten ausgerüſteten Gruppe von „Fachleuten“ bleiben. nu 
Schon im Sommer 1904 kam es zum Bruüch. Das nur aus 


Mehrheitsvertretern zuſammengeſetzte Zentralkomitee zeigte ſich zum 


Nachgeben bereit und beſchloß, der Minderheit drei Vorſtandsſitze 
abzutreten. Daraufhin erklärte der heute ſo viel genannte Lenin 


ſeinen Austritt aus dem Komitee und proteſtierte gleichzeitig im 
Namen der Mehrheit gegen jedes Kompromiß mit dem „opportu⸗ 


niſtiſchen“ Flügel der Partei. Ihm ſchloſſen ſich 22 Zweigorgani⸗ 
ſationen an, die ſofortige Einberufung eines außerordentlichen Partei⸗ 


tages forderten. Dazu kam es nicht, aber bei den Vorbereitungen 
zu dem ordentlichen Parteitag, der im Frühling 1905 in London 


zuſtande kam, gab es eine Reihe ſo heftiger Zuſammenſtöße, daß 


die Minderheit ſich ſchließlich weigerte, den Londoner Tag zu be- 
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ſchicken. Ihre Vertreter traten zu einer beſonderen „Konferenz“ at: 
ſammen, die dann der Mehrheit vorſchlug, beide Verſammlungen zu 
einer gemeinſamen Tagung ohne formell bindende Beſchlüſſe zu 
vereinigen. Die Mehrheit wies das Anerbieten zurück und prokla⸗ 
mierte ihre Zuſammenkunft als „Dritten Parteitag“, ſich ſelbſt als 
einzige legitime Vertretung der Partei, die proteſtierenden Gruppen 
als außerhalb der Partei ſtehend. Der „Iskra“ wurde das Recht 
abgeſprochen, noch weiter als amtliches Organ der Partei zu gelten 
und die Gründung eines neuen Parteiblattes „Proletarij“ bei ſchloſſen. 
Jedes Zuſammengehen mit der Minderheit wurde für unzuläſſig 
erklärt. 

Nun blieb auch der Minderheit nichts übrig, als den Zerfall der 
Partei in zwei ſelbſtändige Gruppen anzuerkennen, um fo alle Kom⸗ 
petenzſtreitigkeiten unmöglich zu machen, wenn einzelne Organiſationen 
ſich im Beſitz der einen oder anderen Gruppe erweiſen ſollten. Man 
hoffte aber immer noch auf einen ſpäteren Zuſammenſchluß, erklärte, 
daß man nur einen Teil der Sozialdemokratie vertrete und verzichtete 
daher auf die en „Zentralkomitee“ für den Parteivorſtand. 
Statt deſſen wählte man ein „Organiſationskomitee“, das unmittelbar 
nach Verabſchiedung der Konferenz der Mehrheitspartei vorſchlug, in 
Verhandlungen über einen erneuten Zuſammenſchluß zu treten. Der 
Vorſchlag wurde zurückgewieſen. 

Vom Frühling 1905 an bezeichnen alſo die Namen „Bolſchewiki“ 
(Mehrheit) und „Menſchewiki“ (Minderheit) nicht mehr zwei Gruppen 
innerhalb einer Partei, ſondern zwei ſelbſtändige Parteien, die zwar 
beide auf marxiſtiſchem Boden zu ſtehen behaupten, in vielen wichtigen 
Punkten aber weit auseinandergehen. Auch alle ſpäteren Einigungs⸗ 
verſuche haben die Gegenſätze nie ganz aufheben können. Im Lauf 
der Jahre verſchoben ſich dann auch die Zahlenverhältniſſe: die 
Bolſchewiki erwieſen ſich in der Minderheit, die Menſchewiki in der 
Mehrheit. Die alte Bezeichnung konnte alſo nur in dem Sinne 
beibehalten werden, daß die Bolſchewiki als Vertreter des maximalen, 
die Menſchewiki als die des minimalen Parteiprogramms aufgefaßt 
wurden. 

Fatalerweiſe fand die Spaltung gerade in einer Zeit ſtatt, wo 
Einigkeit mehr denn je die Forderung des Augenblicks hätte ſein 
müſſen. Am 9. Januar 1905 hatte die große Arbeiterdemonſtration 
vor dem Winterpalais ſtattgefunden, die bekanntlich damit endete, 
daß auf die mit Heiligenbildern unter Abſingung kirchlicher Hymnen 
zum Zaren wallfahrenden Maſſen mit Kartätſchen geſchoſſen wurde. 
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Bekannt iſt auch die zweideutige Rolle, die der Führer der Arbeiter, 
der Prieſter Gapon, bei dieſer Kundgebung geſpielt hat, und ſein 
trauriges Ende. 

Schon die ganze Aufmachung der Demonſtration zeigt, daß ſie 
nicht von ſozialdemokratiſcher Seite ausging. Die Partei wurde 
vielmehr durch die Januar⸗Ereigniſſe überraſcht, — ein Beweis, wie 
wenig feſte Wurzeln ſie noch in der großen Maſſe der Arbeiter gefaßt 
hatte. Aber der 9. Januar zeigte der Sozialdemokratie, daß die 
Maſſe für die Revolution „reif“ war. Ob dieſe Revolution ſich 
jedoch nach ſozialdemokratiſchem Programm vollziehen und zur Ver⸗ 
wirklichung der se Ideale führen werde, war aller⸗ 
dings eine Frage für ſich. | 

Der Menſchewismus Den die Frage. Die „Iskra“ mahnte 
zur Kaltblütigkeit. Der reife Politiker dürfe auch im Augenblick 
höchſter ſeeliſcher Erregung das poſitive Ziel nicht aus den Augen 
verlieren. Dies Ziel könne vorläufig nur die bürgerlich⸗demokratiſche. 
Revolution ſein; die in Bewegung geratenen Maſſen ließen ſich nicht 
unter eine Parteifahne ſcharen; die Sozialdemokratie habe kein Recht, 
jetzt ſchon die Führung zu übernehmen; ſie könne die Bewegung nur 
ausnutzen und beeinfluſſen. Daher habe ſie alles zu unterſtützen, was 
Verwirrung in die Reihen der Verteidiger des alten Regimes bringen 
könne. 

Dem Menſchewismus erſcheint dabei ein Zuſammengehen mit 
der bürgerlichen Demokratie weniger gefährlich, als eine zu große 
Annäherung an die Sozialrevolutionäre. Denn dieſe haben einen 
viel größeren Einfluß auf die bäuerlichen Maſſen als die bürgerlichen 
Parteien, und nicht nur auf die Bauern, ſondern auch auf die 
Arbeiter, von denen ein großer Teil ſich noch keineswegs die prole⸗ 
tariſche Ideologie zu eigen gemacht hat, vielmehr aus gewaltſam von 
der Scholle losgeriſſenen und zu ihr zurückſtrebenden Bauern beſteht. 

Dieſe Stellungnahme der Menſchewiki koſtete der Partei den 
Verluſt eines ihrer begabteſten Mitglieder: Leo Trotzkij ſchwenkt ins 
bolſchewiſtiſche Lager über. Die menſchewiſtiſche Taktik will die 
proletariſche Bewegung gewaltſam in das bürgerlich ⸗demokratiſche Fahr⸗ 
waſſer drängen. Es gibt aber in Rußland keine ſozialen Gewalten, 
die ſtark genug wären, die Maſſenbewegung zu einem anderen Ziel zu 
führen, als zur radikalſten Löſung der politiſchen Kriſe: die Bauern⸗ 
ſchaft iſt zerſplittert, keiner ſelbſtändigen Organiſation fähig und 
kommt nur als zerſtörendes Element in Betracht; die fortſchrittlichen 
Elemente der ſtädtiſchen Demokratie müſſen ſich entweder dem Pro⸗ 
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letariat anſchließen oder dem gegenrevolutionären bürgerlichen 
Liberalismus. Der ganz elementare Charakter der Bewegung beweiſt 
nichts gegen die Möglichkeit einer erfolgreichen Löſung der Kriſe; 
im Gegenteil, er bürgt dafür, daß die Entſcheidung eben nur von 
dem relativ am beſten organiſierten und ſeiner Ziele am klarſten be⸗ 
wußten Proletariat herbeigeführt werden könne. Iſt dem aber ſo, 
dann muß das Volk nach dem Sturz des alten Regimes die politiſche 
Gewalt in die Hände des Proletariats legen. Und es iſt nur ſelbſt— 
verſtändlich, wenn das Proletariat, einmal im Beſitz der Macht, ſich 
nicht auf eine bloß demokratiſche Reform beſchränkt, ſondern von 
dieſer ſofort zur völligen ſozialen Umwälzung ſchreitet. 

Man iſt geneigt, in den Bolſchewili doktrinäre Theoretiker, in 
den Menſchewiki Realpolitiker zu ſehen. In einem Punkt hat aber 
doch wenigſtens ein Teil der Bolſchewiki einen ſchärferen Blick für 
die realen Kräfteverhältniſſe bekundet, als die Menſchewiki. Während 
für den aus dem menſchewiſtiſchen Lager kommenden Trotzkij die 
revolutionäre Bewegung innerhalb der Kleinbourgeoiſie und des 
Bauerntums nur eine ganz elementare Erſcheinung iſt, die das Pro- 
letariat ohne weiteres zu ſeinen Zwecken — als rein paſſives Ob- 
jekt — ausnutzen kann, betont Lenin die ungeheure Macht, die Klein- 
bürger und Bauern ſchon rein zahlenmäßig repräſentieren und die 
zu einer großen Gefahr für das Proletariat werden könne, wenn es 


nicht gelingen ſollte, den ſehr ſtarken Einfluß des liberalen Bürger - 


tums auf dieſe Maſſen zu paralyſieren. Eben die Rückſicht auf dieſe 
Klaſſen iſt es, die den Bolſchewismus im Gegenſatz zum Menſchewis⸗ 
mus jedes Zuſammengehen mit dem Liberalismus verwerfen, dagegen 
eine Annäherung an die Sozialrevolutionäre befürworten läßt. Der 
Bolſchewismus betont denn auch ſchon 1905 die Notwendigkeit einer 
Reviſion des Agrarprogramms der Partei. Für das ſozialdemo⸗ 
kratiſche Programm, das den Bauern zum wenn auch noch ſo gut 
bezahlten Lohnarbeiter im ſtaatlichen Großbetrieb macht, war der 
Muſchik nicht zu gewinnen, und ſo nähert ſich das bolſchewiſtiſche 
Agrarprogramm dem fozialrevolutionären immer mehr, bis es ſich 
kaum noch von ihm unterſcheidet. Lenins Agrarreform von 1917 
vollends unterſchied ſich von der ſozialrevolutionären nur noch durch 
die wüſt⸗chaotiſche Form, in der ſie durchgeführt wurde. 

„Bekannt iſt ja auch, daß wenigſtens in den erſten Monaten der 
Bolſchewiſtenherrſchaft der Kleinbeſitz geſchont wurde, während man 
gegen den Großkapitalismus von Anfang an mit den jchärfften 
Maßregeln vorging. Erſt die wachſenden finanziellen Schwierigkeiten 
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führten zu einer immer weiteren Herabſetzung des Maximums an 


Kapital, über das der einzelne verfügen durfte, bis man endlich beim 


radikalſten Kommunismus angelangt war. Aber im Anfang ſollte 
dem KleinbourgeoiS und dem Bauern beigebracht werden, daß ſie 
ebenſo zum Proletariat gehören wie der Arbeiter, und daß ihre 
Intereſſen daher auch vom Proletariat am beſten vertreten würden. 


| III | 
Am 6. Auguſt 1905 erſchien das vom Miniſter⸗ Bulygin aus⸗ 


gearbeitete Geſetz über die Schaffung eines Parlaments (Reichsduma) 
mit beratender Stimme, und damit wurden die Opypoſitions⸗ 


parteien vor die Frage geſtellt, wie ſie ſich zu dieſer höchſt proble⸗ 
matiſchen „Volksvertretung“ verhalten ſollten. Die menſchewiſtiſche 
„Iskra“ erklärte, ein etwaiger Boykott der Wahlen durch die ſozia⸗ 
liſtiſchen Parteien wäre nichts anderes, als ein Verzicht auf den 
Kampf gegen den gemäßigten Liberalismus auf einem Gebiet, das 
zum erſtenmal ein Heranziehen der breiten Volksmaſſen, vor allem 
der Bauernſchaft, zur aktiven Politik ermögliche. Für den Bolſchewis⸗ 
mus dagegen ſollte die Stellungnahme zu den Wahlen die endgültige 
Scheidung der beiden Gruppen im Lager der Oppoſition — der 
Revolutionäre und der Kompromißler — bedeuten; im Zeichen der 
vom Proletariat verkündeten „kataſtrophalen“ Löſung des Problems 
ſollte gegen die Duma agitiert werden, um die Arbeitermaſſen für 
den entſcheidenden Schritt EES Der bet Beginn der u 
unternommen werden ſollte. 


Allein die Ereigniſſe entwickelten fig ſchneller, als ſelbſt die 


Bolſchewiki erwartet hatten. Der Eiſenbahnerſtreik leitete den General⸗ 
ſtreik ein, durch den dem Zaren das berühmte Manifeſt vom 17. Ok⸗ 
tober 1905 abgezwungen wurde. Sehr bezeichnend iſt es nun, daß 
die bolſchewiſtiſchen Organiſationen vielfach — zum Beiſpiel in 
Petersburg — dem Streik entgegenarbeiteten, indem ſie der Arbeiter⸗ 


ſchaft nahezulegen ſuchten, daß ein politiſcher Streik in den Wahl⸗ 


tagen ungleich wirkſamer ſein würde. Alſo ganz wie 1917: die 
Bewegung, die keine gung iſt, ſoll gewaltſam zu einer 
ſolchen gemacht werden. 

Das Oktobermanifeſt verlieh der Dune geſetzgebende Gewalt 
und verſprach zugleich eine Umgeſtaltung des Wahlgeſetzes, durch die 
ſämtlichen Bevölkerungsklaſſen die Möglichkeit gegeben werden ſollte, 


ihre Vertreter in die Duma zu entſenden. Für die N Parteien 
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war die Revolution damit eigentlich zu Ende; die ſozialiſtiſchen 
Parteien verſuchten den Streik noch weiter fortzuſetzen, es gelang 
aber nicht, weil die einmütige Stimmung der erſten Oktobertage 
nicht mehr vorhanden war. Der Rat der Arbeiterdeputierten, der 
in dieſen erſten Tagen faſt über ganz Rußland geherrſcht Malte ſah 


ſich zum „ſtrategiſchen Rückzug“ genötigt. 


Intereſſant iſt wieder das Verhalten der Bolſchewiki zu dieſem 
| Rat. Da er die ganze Arbeiterklaſſe vertreten ſollte, konnte er nur 
parteilos ſein, obgleich er tatſächlich von der Sozialdemokratie 
organiſiert warden war. Seine „Neutralität“ bekundete er dadurch, 
daß ihm nicht nur Vertreter beider ſozialdemokratiſchen Gruppen 
(die Menſchewiki waren dabei in der Überzahl), ſondern auch Sozial⸗ 
revolutionäre angehörten. Das genügte, um die Bolſchewiki gegen 
den Rat aufzubringen. Sie ſahen in ſeiner Zuſammenſetzung nicht 
mehr und nicht weniger als den Verzicht der Sozialdemokratie auf 
die Führerſchaft, und ſie ſetzten es bei dem aus Vertretern der Peters⸗ 
burger menſchewiſtiſchen und bolſchewiſtiſchen Parteivorſtände ge- 


bildeten „Föderativen Rat“ durch, daß dieſer an den Rat der Arbeiter⸗ 
deputierten die Forderung ſtellte, ſich der ſozialdemokratiſchen Partei 


unterzuordnen. Allein dieſer Beſchluß des Föderativrats wurde von 


der Plenarverſammlung der Parteivorſtände verworfen, da die Men⸗ 
ſchewiki gegen ihn ſtimmten. Die Bolſchewiki führten nun allein die 


Kampagne gegen den Rat weiter, und es gelang ihnen, in mehreren 
Petersburger Betrieben Reſolutionen durchzudrücken, die dem Rat 
das Recht auf die politiſche Führerſchaft abſprachen. Aber die 
Autorität des Rats war — beſonders nach dem zweiten erfolgreichen 
Streik im November — zu groß, um dadurch erſchüttert zu werden, 
und ſo gaben die Bolſchewiki den Kampf ſchließlich auf. 


Anderſeits hatten die Revolutionsereigniſſe die beiden ſozial⸗ | 


demokratiſchen Gruppen jo oft zum Zuſammengehen gezwungen, daß 


nun wieder die Frage eines erneuten völligen Zuſammenſchluſſes auf: 
geworfen ward. Vielfach hatten ſich ja ſchon ſogenannte „Föderativs 


komitees“ zur Verwirklichung des Prinzips „Getrennt marſchieren, 
vereint ſchlagen“ gebildet. Im November dekretierten zahlreiche 
Provinzorganiſationen ohne Rückſicht auf etwaige Entſcheidungen der 
oberſten Parteileitung den Zuſammenſchluß. Ende November kommt 
es dann auch in Petersburg zur Einigung. Die Bolſchewiki geben 
ihre Zuſtimmung zur Neubildung der Parteivorſtände auf breiterer, 
„demokratiſcher“ Grundlage. Die Demokratiſierung ging allerdings 
für einen Teil der Petersburger Arbeiterſchaft nicht ſchnell genug, 
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fo daß vielfach neue Gruppen und Grüppchen entſtanden, die mit | 
dem Feldgeſchrei: „Die Befreiung der Arbeiter muß Sache der Ar⸗ 
beiter ſelbſt ſein!“ ſowohl gegen die neu geeinte Sozialdemokratie, | 
als auch gegen den immer mehr ins ſozialdemokratiſche Fahrwaſſer 
geratenden Rat der Arbeiterdeputierten auszogen. 

Aber die Ereigniſſe ſchritten über dieſe internen Streitigkeiten 
hinweg. Die Spaltung der Oppoſition in eine bürgerliche und 
ſozialiſtiſche ſtärkte nur die Reaktion: die Sozialdemokralie ſah ſich 


völlig iſoliert; dabei aber wuchſen nicht nur die politiſchen, ſondern 


auch die wirtſchaftlichen Forderungen der Arbeiter; Lohnſtreik folgte 
auf Lohnſtreik, bis endlich die von den Unternehmern erfolgreich 
durchgeführte Generalausſperrung dem ſiegesgewiſſen Proletariat die 
erſte ſchwere Niederlage bereitete. Um nicht alles zu verlieren, ent⸗ 
ſchloß ſich die Partei zum Gewaltſtreich des bewaffneten Aufſtandes 
im Dezember 1905. Schlecht vorbereitet, mangelhaft organiſiert, 
von der Mehrheit des ae u unterſtützt, N der Verſuch 


mißlingen. 


Der Zuſammenbruch war eg doch nicht ſo d wie es 
im erſten Augenblick ſchien. Sehr bald leben die alten Organiſationen 
wieder auf, wenn ſie auch nicht mehr ſo in aller Offentlichkeit wirken 
können wie früher. Auch die literariſchen Wortführer der Partei 
waren faſt alle unbehelligt geblieben und hatten immer noch genug 
Preſſeorgane zur Verfügung, in denen ſie ihre Anſchauungen in der 
dem ruſſiſchen Journaliſten ſo geläufigen „äſopiſchen“ Sprache dar⸗ 
legen konnten. Die Parteiführer hatten alſo, wie der Geſchicht⸗ 
ſchreiber der ruſſiſchen Sozialdemokratie, der Menſchewik Martow, 
bemerkt, nicht nur die hinter ihnen ſtehenden Kräfte über⸗ 
ſchätzt, ſondern auch die mu eines ſofortigen aktiven Vor⸗ 


gehens. ‘ 


Ziele Uberſchätzung fällt ganz und gar dem Bolſchewismus zur 
Laſt, der ſich auf die Idee der Diktatur des Proletariats verſteift 
hatte und deshalb im bürgerlichen Liberalismus, wie er vor allem 
durch die Partei der konſtitutionellen Demokraten („Kadetten“) ver⸗ 
treten war, ſeinen gefährlichſten Gegner ſah, ſtatt deſſen Erfolge ſo⸗ 
zuſagen als Sprungbrett für ſich auszunutzen. „Wir brauchen die 
Erfolge des Liberalismus nicht zu fürchten: im Gegenteil, ſie ſind 
die Vorbedingung unſerer weiteren Erfolge“, erklärte Parvus im 
Menſchewiſtenblatt „Natſchalo“. Lenin dagegen bezeichnet jeden 
Schritt nach links, den die liberale Bourgeoiſie macht, als Gefahr 


für das Proletariat, denn je = der Liberalismus der Demokratie 
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entgegenkommt, deſto mehr Anhänger gewinnt er — und zwar immer 
Kauf Koſten der Sozialdemokratie, die ihn daher mit allen Mitteln 
zu bekämpfen habe. 8 | 
| IV 
Nach dem Mißlingen des bewaffneten Aufſtandes mußte die 
wieder geeinigte Partei vor allem ihre Stellung zu dem unmittelbar 
bevorſtehenden Wahlkampf präziſieren. Schon im November hatte 
ſich die Mehrheit der Bolſchewiki für Boykott der Wahlen und der 
Dum:ma ausgeſprochen; jetzt vertritt die Fraktion einſtimmig dieſen Stand⸗ 
punkt. Eine Beteiligung an den Wahlen wäre nichts als das Ein- 
geſtändnis der Niederlage im Dezember. Das Volk iſt aber nicht 
beſiegt worden — führt Lenin in einem Aufſatz des amtlichen Organs 
der geeinigten Sozialdemokratie aus. Die Dezemberereigniſſe haben 
vielmehr gezeigt, daß das Proletariat bereis zur „höheren Form“ 
des unmittelbaren Kampfes vorzuſchreiten beſtrebt iſt. Mit dieſem 
Beſtreben muß die ganze demokratiſche Maſſe erfüllt werden; die 
Beteiligung an der Wahlkomödie wäre dabei nur hinderlich, denn ſie 
nährt nur „konſtitutionelle Illuſionen“, während es jetzt vor allem 
Hauf die Mobiliſierung des Volkes für den Entſcheidungskampf on 
kommt. Eine Beteiligung der demokratiſchen Maſſen an den Wahlen 
käme auch nur den Kadetten zugute, da die ſozialiſtiſchen Parteien 
gar keine rege Wahlagitation betreiben könnten. Alſo — Boykott 
der Wahlen, um eine möglichſt weite Kluft aufzureißen zwiſchen der 
Vfeudo⸗Volksvertretung und dem wirklichen Volk. | 
| Die Menſchewiki ließen die Duma natürlich ebenſowenig als 
wa Hre Volksvertretung gelten, waren aber für eine möglichſt weit⸗ 
Ausnutzung der Wahlen zu Agitations⸗ und Organiſations⸗ 


gehende ung de | 
zwe cken. Da es ſich nicht um direkte, ſondern um zwei⸗ und mehr⸗ 
ſtu ige Wahlen handelte, wurde von menſchewiſtiſcher Seite uer. 


ge N lagen, Vertreter der Partei mindeſtens in die Wahlmännerkollegien 
| hire einzubringen; an der endgültigen Wahl der Deputierten ſollten 
P d Die ſozialiſtiſchen Wahlmänner dann nicht beteiligen, ſondern die 
Ein Berufung einer Konſtituante fordern; da die Arbeiter in einzelnen 
die Jer Kollegien unzweifelhaft die Mehrheit erlangen würden, ſo 
dor arten die Kollegien gleich auch die Rolle übernehmen, die im Ok⸗ 
| ce Die Arbeiterräte geſpielt hatten. | 

u Auf der entſcheidenden Konferenz der Parteileitung gewann aber 
515 Polſchewiſtiſche Anſchauung die Oberhand. Der Boykott wurde 
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beſchloſſen — wie es ſich bald erwies, zur Unzufriedenheit eines ſehr 
großen Teils der Arbeiters chaft. Vielerorts wurde dem Beſchluß 
direkt entgegengehandelt: unter falſcher Flagge, als „Kadetten“ oder 
„Parteiloſe“ kamen mehrere „Genoſſen“ in die Duma. Und wenn 
die Partei geglaubt hatte, die Bauernſchaft und die ſtädtiſche Demo⸗ 


kratie für den Boykott zu gewinnen, ſo war das ein böſer Irrtum: 


dieſe Gruppen ſchloſſen ſich den Kadetten an, um ſpäter in der Duma 


die Fraktion der „Trudowiki“, die ſogenannte „Arbeitsgruppe“ zu 


bilden! Und das waren eben die Kreiſe, deren Anſchluß an das 
Proletariat gerade der Bolſchewismus für ſo notwendig und wichtig 
gehalten hatte. 


Die Unzufriedenheit mit dem Boykott äußerte ſich auch in dem 


ſtattfand. Die Menſchewiki gewannen die Majorität, und der Parteitag 


demokrat in die Duma gewählt werden. 


Der Parteitag übte unbarmherzig Kritik an der bisherigen 
Taktik der Bolſchewiki. Der auch heute wieder als unerbittlicher 
Gegner des Bolſchewismus ſo viel genannte Axelrod führte unter 
anderem aus: „Die Bolſchewiki ſetzen alle ihre Hoffnungen auf einen 
erfolgreichen bewaffneten Aufſtand, der techniſch auf konſpirativem 
Wege vorbereitet werden muß, und indem ſie unſere ganze Auf⸗ 


merkſamkeit und alle Kräfte unſerer Partei auf dieſe Vorbereitungen 


Entmündigung des Proletariats; verfolgen wir ihn weiter, ſo tun 
wir nichts, als die Arbeitermaſſen ſyſtematiſch zu einem nur phyſiſchen 
Kampffaktor ausbilden, der keinen eigenen politiſchen Willen und 


keine Organiſation beſitzt. Dieſe entwickeln ſich am beſten im ſozialen 
Kampf, in dem die Arbeitermaſſen, von der Sozialdemokratie ge⸗ 
leitet, auf die organiſierten Kräfte der anderen Klaſſen ſtoßen. Vom 
Standpunkt der Entwicklung des Klaſſenbewußtſeins und der politi⸗ 
ſchen Selbſttätigkeit des Proletariats iſt der elendeſte, karikaturen⸗ 
hafteſte Parlamentarismus unendlich viel wertvoller, als die geringen 
Mittel zur politiſchen Erziehung der ee die uns bisher 
zur Verfügung ſtanden “ e 
| Demgegenüber betonen die Bolſchewiki immer wieder die Reinheit 
des Parteibanners. Die Forderung, „das Proletariat auf der Grund⸗ 


/ 
! 


5 Ausfall der Wahlen zum Parteitag, der im April 1906 in Stockholm 


erklärte ſofort, daß in den Kreiſen, wo die Wahlen noch nicht ob, ` 
geſchloſſen waren, die Partei den Boykott aufzugeben habe. So 
konnten aus dem Kaukaſus noch drei, aus Sibirien ein Sozial⸗ 


zu konzentrieren ſuchen, ſtoßen ſie uns auf den Weg des aller⸗ 
boyurgeoiſeſten Revolutionismus. . Denn diefer Weg führt zur 
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lage des wirtſchaftlichen und politiſchen Kampfes zu organiſieren“, 
wird als alte Schablone bezeichnet, von der die Menſchewiki nicht 
loskommen können. Kaum boten ſich uns „legale Möglichkeiten“, 
erklärte der Moskauer bolſchewiſtiſche Delegierte Waſiljew, „ſo ſtürzte 
ſich die ganze Partei Hals über Kopf nach der Richtung des ge- 
ringſten Widerſtandes.“ Dadurch aber würde die Parteidiſziplin 
gelockert und die Parteiziele verdunkelt. Wenn die Duma nur als 
Agitationsmittel dienen ſolle, ſo gebe es doch unzählige weit wirk⸗ 
ſamere Mittel. „Sobald die Duma zur Geſetzgebung ſchreitet,“ er⸗ 
klärte das Mitglied des Zentralkomitees Schmidt, „muß die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion proteſtieren und die Duma verlaſſen. Dazu 
aber lohnte es ſich doch nicht erſt eine Fraktion zu bilden!“ Dem⸗ 
gemäß hieß es auch in der von den Bolſchewiki vorgeſchlagenen, vom 
Plenum aber abgelehnten Reſolution, die Bildung einer ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Dumafraktion könne die Partei nur kompromittieren, denn 
dadurch fiele auf die Partei die Verantwortung für die Entſtehung 
eines beſonders gefährlichen Parlamentariertypus — einer Art Mittel: 
ding zwiſchen Sozialdemokrat und Kadett. Und während die vom 
Parteitag angenommene menſchewiſtiſche Reſolution es als Aufgabe 
der Sozialdemokratie bezeichnet, jeden Konflikt ſowohl zwiſchen der 
Regierung und der Duma, als auch innerhalb der Duma im Intereſſe 
der Demokratie auszunutzen, betont die bolſchewiſtiſche die „Notwendig⸗ 
keit einer ſcharfen Abgrenzung der Sozialdemokratie vor allem gegen 
die Kadetten“. Eine Sonderreſolution des ganz bolſchewiſtiſchen 
jüdiſchen „Bundes“ empfiehlt ſogar, nur jene Aktionen der Oppoſition 
zu unterſtützen, die auf den Sturz der Duma abzielen. 
Noch ſchärfer tritt der Gegenſatz zwiſchen den zwei Fraktionen 
in den Entſchließungen über den bewaffneten Aufſtand zutage. Die 
mit 63 Stimmen gegen 40 angenommene menſchewiſtiſche Reſolution 
erklärt, daß die politiſche Entwicklung auf den entſcheidenden Kampf 
um die Macht losſteuere; Vorbedingung des Erfolges ſei die Be- 
teiligung breiterer Schichten der ſtädtiſchen Bourgeoiſie und der Bauern⸗ 
ſchaft; Aufgabe der Partei ſei es, dieſe Maſſen für den Kampf zu 
gewinnen durch beſtändige Einmiſchung der Sozialdemokratie und des 
von ihr geleiteten Proletariats in alle Außerungen des politiſchen 
Lebens im Lande; ſo nur würden günſtige Bedingungen für den 
Endkampf geſchaffen und die Partei habe allen Verſuchen entgegen⸗ 
zuarbeiten, die das Proletariat in einen bewaffneten Kampf unter 
ungünſtigen Bedingungen hineinzuziehen drohen. Die bolſchewiſtiſche 
Gegenreſolution bezeichnet umgekehrt das „entſcheidende Vorgehen“ 
N R | 
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nicht nur als notwendiges Kampfmittel, ſondern auch als bereits et 
reichte Entwicklungsſtufe, die den Übergang von der Defenſive zum 
Angriff ermögliche. Demgemäß ſei es an der Zeit, alles für die 
Offenſive vorzubereiten. 


Wie weit der Bolſchewismus ſich ſchon damals vom reinen 


Marxismus entfernt hatte, zeigt weiter die Reſolution über das 
„Partiſanenweſen“, d. h. die terroriſtiſchen Einzelakte, Attentate und 
Expropriationen, wie ſie nach der Niederwerfung des Aufſtandes meiſt 
von Mitläufern der Revolution, die ſich aber Sozialdemokraten 
nannten, unternommen wurden. Die menſchewiſtiſche Reſolution 
verwirft den Terror: die Partei bezwecke nicht die Anarchie, ſondern 
die Organiſation der ſozialen Kräfte; den Kampf aller gegen 

alle zu entfeſſeln ſei das Ziel der Gegenrevolution. Die bolſche⸗ 
wiſtiſche Entſchließung ſieht im Partiſanenkampf ein wirkſames 
Mittel, Desorganiſation in die Reihen der Reaktion zu tragen: ſie 


empfiehlt daher ſowohl einzelne Kampfhandlungen als auch Ex⸗ 2a 


propriationen von Staatsgeldern „unter Kontrolle der Partei und 
möglichſter Schonung der Intereſſen der Bevölkerung“. Im letzten 
Augenblick wurden ſich die Bolſchewiki aber doch deſſen bewußt, wie 
ſehr eine derartige Stellungnahme allen Überlieferungen der Partei 
zuwiderlief, und zogen ihre Reſolution zurück. | 

| 


` V ` Se 

Die Eröffnung der Duma am 27. April 1906 wurde in ganz 
Rußland als Nationalfeſttag begangen. Die menſchewiſtiſche Preſſe 
forderte die Arbeiterſchaft auf, dem Feſt den Charakter einer großen 
demokratiſchen Kundgebung zu verleihen. Das Organ der Bolſchewiki 
„Wolna“ erklärte dagegen, die Eröffnung der Duma ſei ein Feſt nur 
für die gegenrevolutionäre Bourgeoiſie; die Arbeiterſchaft ſolle gegen 
die Schließung der Fabriken an dieſem Tage proteſtieren und von 
den Unternehmern die Auszahlung des vollen Tagelohns verlangen. 
Die ganze Taktik der Bolſchewiki der Duma gegenüber geht 
nun darauf hinaus, die neugebildete Fraktion der Trudowiki und die 


Bauernparteien von den Kadetten loszureißen und ſie auf die Seite 


des Proletariats hinüberzuziehen. Zu dieſem Zweck erfolgt die end⸗ 
gültige Reviſion des bolſchewiſtiſchen Agrarprogramms — ſchon in 
Stockholm war heftig darüber geſtritten worden —, die einer ſo gut 
wie völligen Übernahme des ſozialrevolutionären Programms gleich⸗ 
kommt. Alſo Nationaliſierung von Grund und Boden, wobei jeder 
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Green fo viel Land zu freier Verfügung beanſpruchen darf, als 
er ſelbſt ohne gemietete Hilfskräfte beſtellen kann, und für ſo lange 
Zeit, als er es ſelbſt bebaut. 

In den zehn Wochen der erſten Dumatagung haben die 
Bolſchewiki unermüdlich gegen das Parlament agitiert. Gleich nach 
Eröffnung der Duma nahm der Petersburger Parteivorſtand — aller⸗ 
dings mit ſehr geringer Mehrheit — eine Entſchließung an, die den 

„linken“ Abgeordneten das Recht abſprach, als Vertreter des Prole⸗ 
tariats zu gelten. Auf zahlreichen Verſammlungen wurde unter 
heftigen Angriffen gegen die liberale Dumamehrheit zur Wieder⸗ 
holung des Dezemberputſches aufgefordert. Auffallend iſt die Nachſicht, 
mit der die Regierung ſich dieſer Agitation gegenüber verhielt. Die 
Angriffe gegen die Kadetten waren ihr nur willkommen; ſie legte 
daher der Veranſtaltung radikaler Proteſtverſammlungen kaum 
nennenswerte Hinderniſſe in den Weg, während fie die gewerkſchaft— 
liche Bewegung und alle rein organiſatoriſchen Beſtrebungen der 
Partei unerbittlich verfolgte. Der Menſchewismus durchſchaute dieſe 
Taktik; in einem offenen Brief an die Arbeiter warnte Plechanow 


bor der großen Gefahr, die durch das unvernünftige Verhalten der 


Bolſchewiki heraufbeſchworen werde — genau wie auch 1917 wurden 
in den ſozialdemokratiſchen Verſammlungen nicht nur bürgerliche, 
ſondern auch . Redner von der bolſchewiſtiſchen Mehr⸗ 
heit niedergeſchrien —; die Duma müſſe als Mittel zur Einwirkung 
auf die Maſſen ausgenutzt werden, nicht aber die Stellung der 
Reaktion durch unüberlegte Angriffe gegen die liberalen Parteien 
gefeſtigt werden. 

Der Konflikt der Dumamehrheit mit dem Miniſterium Goremykin 
| Deranlante das Zentralkomitee der ſozialdemokratiſchen Partei zu einer 
Entſchließung, die die Partei aufforderte, die Arbeitermaſſen zur 
Unterſtützung der Duma in ihrem Kampf gegen die Bureaukratie zu 
mobiliſieren; vor allem ſollte die liberale Forderung eines verant⸗ 


wortlichen Kabinetts als erſte Etappe auf dem Wege zur völligen 


Entwaffnung der Reaktion unterſtützt werden. Dieſer Beſchluß hatte 
den abermaligen — zwar noch nicht offiziellen, aber tatſächlichen — 
Zerfall der Partei zur Folge. Der Petersburger Parteivorſtand 
verwarf die Reſolution des Zentralkomitees und berief zahlreiche 
5 ein. Das Zentralkomitee ſah darin einen 
Verſtoß gegen die Parteidiſziplin, was neue Proteſtkundgebungen des 
Petersburger Vorſtandes zur Folge hatte. Ein Teil der Peters⸗ 
burger ſozialdemokratiſchen Organiſationen ſtellte ſich auf die Seite 


| 
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WW des Zentralkomitees und verlangte den Rücktritt des Parteivorſtands. 


In der Provinz war der Kampf nicht ſo heftig, er wurde auch durch 
die Auflöfung der Duma bald gegenſtandslos. | 
Die Auflöfung der Duma bedeutete für den Bolſchewismus das 
| Ende der „konſtitutionellen Illuſionen“. Der Liberalismus, erklärt 
| Lenin in feiner Schrift „Die Auflöſung der Duma und die Aufgabe 
des Proletariats“, hat ſeine Rolle ausgeſpielt; was jetzt noch kommt, 
iſt der Entſcheidungskampſ um die Macht zwiſchen der äußerſten 
Linken und der Regierung. Als geeigneter Zeitpunkt für dieſen 
Kampf wird der Herbſt vorgeſehen, wo nach Beendigung der Feld⸗ 
beſtellung auch die Bauernſchaft wieder gegen den Großgrundbeſitz 
mobil gemacht werden kann. Bis dahin ſoll man ſich zum großen 
Hauptſchlag vorbereiten durch Schaffung maſſenhafter kleiner Kampf⸗ 
organiſationen, die ſpäter die Führung übernehmen müſſen. Einzel⸗ 
putſche und terroriſtiſche Akte werden ausdrücklich als „Übung“ ge 
billigt — und trotz aller Proteſte des Zentralkomitees, das an der 
Stockholmer Reſolution feſthielt, kam es immer wieder zu Aus⸗ 


| ſchreitungen verſchiedenſter Art. Die Menſchewiki wußten ſich zuletzt 


keinen anderen Rat, als noch einmal eine völlige Neuorganiſation 
der Parteileitung zu fordern. Immer noch hatte dieſe ihren alten 


V Verſchwörercharakter“ beibehalten, immer noch waren die Führer 


Intellektuelle, die kaum einige Fühlung mit der Arbeiterſchaft hatten. 
So wird nun von Areltod und Plechanow die Einberufung eines 
Arbeiterkongreſſes vorgeſchlagen, der den Grund zu einer ganz neuen, 
nicht mehr geheimen Organiſation des Proletariats legen ſoll. Als 
Werk der Sozialdemokratie würde der Kongreß ihrem Wirken eine 
breitere Baſis ſchaffen, zur Geſundung ihrer Organiſation beitragen, 
die „Proletariſierung“ der Partei einleiten und die kleinbürgerlich⸗ 
intellektuellen Elemente zurückdrängen. 
Von den Bolſchewiki wurde energiſch proteftiert. Axelrod und 
Genoſſen, hieß es, wollen die Partei ſprengen und an ihre Stelle 
eine partei⸗ und programmloſe, gegenrevolutionäre Arbeitervereinigung 
ſetzen. Aber ehe der Kampf noch richtig entbrennen konnte, ſah ſich 
die Partei ſchon wieder vor neuen Aufgaben: fie mußte au den 
erh für bie zweite Duma Stellung nehmen. 


8 
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Nach dem völligen Fiasko der Boyfottibee bei den Wahlen zur 5 


erſten Duma war der Partei ihr Verhalten zu den neuen Wahlen 
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eigentlich ſchon vorgeſchrieben. Man beteiligte ſich mit dem größten 
Eifer an der Agitation und den Wahlen ſelbſt und erreichte denn 
auch, daß die Partei im Parlament durch 64 Abgeordnete vertreten 
war. Dieſe 64 ſpalteten ſich aber natürlich wieder in zwei Gruppen. 


Die menſchewiſtiſche Mehrheit mit Zeretelli an der Spitze ſah ihre 


Aufgabe darin, alle durch die Dumaverhandlungen gebotenen Ge⸗ 
legenheiten im Intereſſe des Proletariats und zu Propagandazwecken 
auszunutzen, ohne gegebenenfalls ein Zuſammengehen mit den bürger⸗ 
lichen Parteien zurückzuweiſen. Die Minderheit, die ſich um den 
Bolſchewik Alexinskij ſcharte, ſah ihren Zweck nur darin, die Duma 
„von innen heraus zu ſprengen“. Während die Menſchewiki die 
immer mehr nach links gedrängte Duma ſchließlich zum Kriſtalli⸗ 
ſationspunkt einer neuen Maſſenbewegung machen wollten, dachten 
die um Alexinskij nur daran, die Duma in den Augen der Maſſe 
zu diskreditieren. Daher ihre beſtändige gehäſſige Kritik nicht nur 
an den bürgerlichen Gegnern, ſondern auch an der Mehrheit der 
eigenen Fraktion. Auf dem Parteitag, der im April 1907 in London 
zuſammentrat, verſuchten die Bolſchewiki endlich, ein Mißtrauens⸗ 
votum ſowohl gegen das Zentralkomitee als gegen die Dumafraktion 
durchzuſetzen, konnten jedoch die Mehrheit nicht dafür gewinnen. 
Beiden Inſtitutionen wurde vorgeworfen, daß ſie ſich ſcheuen, das 
Tafeltuch zwiſchen Proletariat und liberaler Bourgeoiſie endgültig 
zu zerſchneiden, daß insbeſondere die Dumaſozialiſten ſich an der 
Wahl des Kadetten Golowin zum Präſidenten beteiligt hatten, und 
daß ein Teil ihrer Vertreter auch die gemeinſamen Beratungen der 
Oppoſitionsparteien beſucht hatte. Die Majorität wies aber nicht 
nur das Mißtrauensvotum zurück, ſondern verwarf auch den bolſche— 
wiſtiſchen Vorſchlag, den Fraktionsvorſtand nicht von den Ab⸗ 
geordneten wählen, ſondern vom Zentralkomitee der Partei ernennen 
zu laſſen. g | Ä 

Nach Auflöſung der zweiten Duma wurde im Juni 1907 die 
Boykottfrage zum drittenmal aktuell, — um jo mehr, als dieſe Auf⸗ 
löſung ja vor allem ein Schlag gegen die Sozialdemokratie und 
zudem mit einer Wahlreform verbunden war, die den oppoſi⸗ 
tionellen Elementen den Zutritt zur Duma ſehr erſchwerte. Von 
den Führern der Bolſchewiki ſtimmten nur zwei (Lenin und Roſhkow) 
gegen den Boykott; da aber auf der Parteikonferenz die Mehrheit 
wieder menſchewiſtiſch war, ſo wurde die Beteiligung an den Wahlen 
beſchloſſen, und die Sozialdemokratie brachte 18 Abgeordnete durch. 
Die Auflöſung der zweiten Duma und die Abänderung des 
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Wahlgeſetzes waren ein Sieg nicht der Ordnungsparteien, ſondern 
der Reaktion, die ſich nun ſtark genug fühlte, reines Haus zu 
machen. Viele ſozialdemokratiſche Führer mußten ins Ausland 
flüchten, die Arbeiterſchaft war durch die dreijährigen harten Kämpfe 
ermüdet; im Spätherbſt 1908 fand die letzte Parteikonferenz ſtatt; 
1909 hatten die meiſten Parteiorganiſationen im Lande ſich aufgelöſt; 
im Frühjahr 1910 wurde ein letzter Verſuch gemacht, eine Plenar⸗ 
ſitzung des 1907 in London neugewählten Zentralkomitees ein⸗ 
zuberufen und eine Einigung zwiſchen all den Gruppen und Grüppchen 
herbeizuführen, in die ſich die Partei allmählich auflöſte. Die 
Einigung kam nicht zuſtande, und bald darauf zerfiel auch das Zentral⸗ 
komitee. 1912 aber ſchloſſen ſich die Anhänger Lenins zu einer 
neuen ſelbſtändigen Partei zuſammen, die ſich von allen anderen 
ſozialdemokratiſchen Vereinigungen ſcharf abgrenzte, ſich trotzdem aber 
ſelbſt „Ruſſiſche ſozialdemokratiſche Partei“ nannte. Es iſt die 
Partei der Bolſchewiki, die gegenwärtig in Rußland die Macht in 
Händen hat. In dem Jahrzehnt von 1907—1917 war die Partei 
immer tiefer ins radikale Fahrwaſſer geraten und völlig zu der alten 
„Verſchwörertaktik“ zurückgekehrt, die einſt ſo viele Streitigkeiten 


hervorgerufen hatte. Der Duma gegenüber verhielt ſie ſich un | 


verſöhnlich feindſelig und verlangte den Rücktritt der ganzen Partei⸗ 
fraktion, die in dieſem gegenrevolutionären Juſtitut nichts zu ſuchen 
habe. Zugleich bringt die konſpirative Taktik und die Billigung des 
Partiſanenweſens die Partei nicht nur den Sozialrevolutionären, 
ſondern auch den rein anarchiſtiſchen Parteien immer näher. 

Der Krieg brachte neues Leben in beide ſozialdemokratiſchen | 
Gruppen. Beider Stellung zum Krieg ift allbekannt. Die Menſchewiki 
ſchloſſen ſich ohne weiteres den „Regierungsſozialiſten“ der Entente, 
den Thomas, Viviani, Vandervelde an, die Bolſchewiki dagegen be⸗ 
trachteten die möglichſt ſchnelle Herbeiführung eines Friedens um 
jeden Preis als ihre Hauptaufgabe, — allerdings war es nicht Pazi⸗ 
fismus, was ſie dazu trieb, ſondern die Furcht, daß durch einen 
zu langen Krieg die „revolutionäre Energie des n über⸗ 
mäßig geſchwächt werden könnte. 


Immerhin iſt nichts anders als die Friedenspropaganda der 
Bolſchewiki die wahre Urſache ihres Sieges im Herbſt 1917 geweſen. 


Als die Revolution ausbrach, hoffte die große Menge des Volkes, 
daß ſie auch das Ende des Krieges bedeute. Dieſe Hoffnung wurde 

ſowohl durch die erſte liberale Regierung Lwow⸗ ⸗Miljukow als auch 
durch Kerenſkij huſchanden de An dem ehrlichen Friedenswillen 
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eigentlich ſchon vorgeſchrieben. Man beteiligte ſich mit dem größten 
Eifer an der Agitation und den Wahlen ſelbſt und erreichte denn 
auch, daß die Partei im Parlament durch 64 Abgeordnete vertreten 
war. Dieſe 64 ſpalteten ſich aber natürlich wieder in zwei Gruppen. 


Die menſchewiſtiſche Mehrheit mit Zeretelli an der Spitze ſah ihre 


Aufgabe darin, alle durch die Dumaverhandlungen gebotenen Ge⸗ 


legenheiten im Intereſſe des Proletariats und zu Propagandazwecken 


auszunutzen, ohne gegebenenfalls ein Zuſammengehen mit den bürger⸗ 
lichen Parteien zurückzuweiſen. Die Minderheit, die ſich um den 
Bolſchewik Alexinskij ſcharte, ſah ihren Zweck nur darin, die Duma 
„von innen heraus zu ſprengen“. Während die Menſchewiki die 
immer mehr nach links gedrängte Duma ſchließlich zum Kriſtalli⸗ 
ſationspunkt einer neuen Maſſenbewegung machen wollten, dachten 
die um Alexinskij nur daran, die Duma in den Augen der Maſſe 
zu diskreditieren. Daher ihre beſtändige gehäſſige Kritik nicht nur 
an den bürgerlichen Gegnern, ſondern auch an der Mehrheit der 
eigenen Fraktion. Auf dem Parteitag, der im April 1907 in London 
zuſammentrat, verſuchten die Bolſchewiki endlich, ein Mißtrauens— 
votum ſowohl gegen das Zentralkomitee als gegen die Dumafraktion 
durchzuſetzen, konnten jedoch die Mehrheit nicht dafür gewinnen. 
Beiden Inſtitutionen wurde vorgeworfen, daß ſie ſich ſcheuen, das 
Tafeltuch zwiſchen Proletariat und liberaler Bourgeoiſie endgültig 
zu zerſchneiden, daß insbeſondere die Dumaſozialiſten ſich an der 
Wahl des Kadetten Golowin zum Präſidenten beteiligt hatten, und 
daß ein Teil ihrer Vertreter auch die gemeinſamen Beratungen der 
Oppoſitionsparteien beſucht hatte. Die Majorität wies aber nicht 
nur das Mißtrauensvotum zurück, ſondern verwarf auch den boljche- 
wiſtiſchen Vorſchlag, den Fraktionsvorſtand nicht von den Ab— 
geordneten wählen, ſondern vom Zentralkomitee der Patel ernennen 
zu laſſen. 

Nach Auflösung der zweiten Duma wurde im Juni 1907 die 
Boykottfrage zum drittenmal aktuell, — um ſo mehr, als dieſe Auf⸗ 
löſung ja vor allem ein Schlag gegen die Sozialdemokratie und 
zudem mit einer Wahlreform verbunden war, die den oppoſi⸗ 
tionellen Elementen den Zutritt zur Duma ſehr erſchwerte. Von 
den Führern der Bolſchewiki a Vi nur zwei (Lenin und Roſhkow) 
gegen den Boykott; da aber auf der Parteikonferenz die Mehrheit 
wieder menſchewiſtiſch war, ſo wurde die Beteiligung an den Wahlen 
beſchloſſen, und die Sozialdemokratie brachte 18 Abgeordnete durch. 
Die Auflöſung der zweiten Duma und die Abänderung des 
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Wahlgeſetzes waren ein Sieg nicht der Ordnungsparteien, ſondern 
der Reaktion, die ſich nun ſtark genug fühlte, reines Haus zu 
machen. Viele ſozialdemokratiſche Führer mußten ins Ausland 
flüchten, die Arbeiterſchaft war durch die dreijährigen harten Kämpfe 
ermüdet; im Spätherbſt 1908 fand die letzte Parteikonferenz ſtatt; 
1909 hatten die meiſten Parteiorganiſationen im Lande ſich aufgelöft; 
im Frühjahr 1910 wurde ein letzter Verſuch gemacht, eine Plenar⸗ 
ſitzung des 1907 in London neugewählten Zentralkomitees ein⸗ 
zuberufen und eine Einigung zwiſchen all den Gruppen und Grüppchen 
herbeizuführen, in die ſich die Partei allmählich auflöſte. Die 
Einigung kam nicht zuſtande, und bald darauf zerfiel auch das Zentral⸗ 
komitee. 1912 aber ſchloſſen ſich die Anhänger Lenins zu einer 
neuen ſelbſtändigen Partei zuſammen, die ſich von allen anderen 
ſozialdemokratiſchen Vereinigungen ſcharf abgrenzte, ſich trotzdem aber 
ſelbſt „Ruſſiſche ſozialdemokratiſche Partei“ nannte. Es iſt die 
Partei der Bolſchewiki, die gegenwärtig in Rußland die Macht in 
Händen hat. In dem Jahrzehnt von 1907—1917 war die Partei 
immer tiefer ins radikale Fahrwaſſer geraten und völlig zu der alten 
„Verſchwörertaktik“ zurückgekehrt, die einſt ſo viele Streitigkeiten 
hervorgerufen hatte. Der Duma gegenüber verhielt ſie ſich un⸗ 
verſöhnlich feindſelig und verlangte den Rücktritt der ganzen Partei⸗ 
fraktion, die in dieſem gegenrevolutionären Inſtitut nichts zu ſuchen | 
habe. Zugleich bringt die konſpirative Taktik und die Billigung des 
Partiſanenweſens die Partei nicht nur den Sozialrevolutionären, 
ſondern auch den rein anarchiſtiſchen Parteien immer näher. 

Der Krieg brachte neues Leben in beide ſozialdemokratiſchen 
Gruppen. Beider Stellung zum Krieg iſt allbekannt. Die Menſchewiki 
ſchloſſen ſich ohne weiteres den „Regierungsſozialiſten“ der Entente, 
den Thomas, Viviani, Vandervelde an, die Bolſchewiki dagegen be⸗ 
trachteten die möglichſt ſchnelle Herbeiführung eines Friedens um 
jeden Preis als ihre Hauptaufgabe, — allerdings war es nicht Pazi⸗ 
fismus, was ſie dazu trieb, ſondern die Furcht, daß durch einen 
zu langen Krieg die „revolutionäre Energie des , über⸗ 
mäßig geſchwächt werden könnte. 

Immerhin iſt nichts anders als die Friedens propaganda der 
Bolſchewiki die wahre Urſache ihres Sieges im Herbſt 1917 geweſen. 
Als die Revolution ausbrach, hoffte die große Menge des Volkes, 
daß ſie auch das Ende des Krieges bedeute. Dieſe Hoffnung wurde 
ſowohl durch die erſte liberale Regierung Lwow⸗Miljukow als auch 
durch Kerenſkij zuſchanden gemacht. An dem ehrlichen Friedenswillen 


\ 
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der Bolſchewiki ſchien aber kein Zweifel möglich — und das erſte 
Dekret Lenins verkündete ja auch ſofortige Anknüpfung von Friedens⸗ 
verhandlungen. Doch an Stelle des auswärtigen Krieges trat nun 
der Bürgerkrieg, an Stelle der zariſchen Gewaltherrſchaft die Diktatur 
der Volkskommiſſare. Vom erſten Tage ihrer Konſtituierung hat 
man ihr ein baldiges Ende prophezeit. Die Prophezeiung aber hat 
ſich noch immer nicht erfüllt, was freilich weniger für die Vorzüge 
des bolſchewiſtiſchen Regimes ſpricht, als. die Kurzſichtigkeit der Pro⸗ 
pheten beweiſt, die zwei Momente nicht genügend in Betracht gezogen 
haben: die Indolenz der großen Maſſe des ruſſiſchen Volkes und die 
völlige Zerſplitterung und ſeeliſche Depreſſion der AR „In⸗ 
N 
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Rechtsſchut auf d dem Gebiete der 
| auswä ärtigen Verwaltung 


Vortrag 


8 Von Dr. jur. Heinrich Pohl 
Profeſſor des öffentlichen Rechtes an der Aniverſität Greifswald. 


Zu altsverzeichnis: Kein wirkſamer Auslandsſchutz vor Reichsgründung S. 141 — 
eſtimmungen der Reichsverfaſſun S. 142. — Schutz „dem Auslande gegen⸗ 
über“ und „im Auslande“ S. 143. — Perſonalhoheit und Territorialhoheit 
S. 143. — Reichsorgane des verfafſungsmäßigen Auslandsſchutzes S. 144. — 
nn der Einzelſtaaten S. 145. — Schutz durch befreundete Mächte 
S. 146. — Kein franzöſiſches Protektorat im Orient S. 147. — Reichsan⸗ 
gehörigkeit als Vorausſetzung jedes Schutzfalles S. 148. — Mehrfache Staats⸗ 

: angehörigfeit S. 151. — Juriſtiſche Perſonen S. 153. — Rechtsnatur des 
„Anſpruchs“ auf Auslandsſchutz S. 154. — Grenzen der Schutzpflicht des 


Ke 


Reiches S. 155. — Fälle der Schutzpflicht S. 159. — Selbſthilfe und Ver⸗ 


einspolitik S. 165. — Mittel und Garantien des een Fe 
S. 174. — Rechtsſtaatsgedanken und Auslandsſchutz S. f 


V etlichen Jahren erzählte man oft folgendes Geſpräch zwiſchen 
einem Deutſchen und einem Engländer: „Wenn ich kein Deutſcher 
wäre, möchte ich ein Engländer ſein.“ Der Engländer erwiderte: 
„Wenn ich kein Engländer wäre, möchte ich ein Engländer ſein.“ 
| Zu den Zeiten der Kleinſtaaterei, der ſtaatlichen Zerriſſenheit 
| und Ohnmacht des deutſchen Volkes fühlte ſich der Deutſche im 
Auslande ſchutzlos und verlaſſen; er war nur zu geneigt, ſein Deutſch⸗ 
tum abzulegen. Ihm fehlte der Rückhalt eines ſtaatlich geeinten 
Deutſchlands, die ſtarke einheitliche deutſche Wehr zu Waſſer und 
zu Lande. Bei der Zerſtückelung und politiſchen Machtloſi eit der 
Heimat konnte ſich ein Achtung gebietender und Gent oe gl Söhne 
ſichernder Auslandsſchutz nicht entwickeln; er ließ jo gut wie alles 
zu wünſchen übrig. Die kleindeutſche Diplomatie, „das erbärmlichſte 
Weſen der Welt!“, fand ihr Genüge darin, e a. M. zum 
erſten Klatſchneſt Europas zu machen. 
, Die Morgenröte einer neuen Zeit, auch des Auslandsſchutzes, 
Eé ſchien anzubrechen, als die Männer der Paulskirche im Jahre 1849 
in den Katalog der Grundrechte des deutſchen Volkes den Satz auf⸗ 
‚nahmen: „Jeder deutſche Staatsbürger in der Fremde ſteht unter 
dem Schutze des Reiches“. 


1 Otto v. Manteuffel an Bismarck am 10. Nai 1855. 

a Ludwig Bergfträßer, Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 
Jahre 1849. Mit Vorentwürfen, Gegenvorſchlägen und Modifikationen bis zum 
Erfurter Parlament. Bonn 1913, S. 96. 
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Wahrheit und Wirklichkeit aber wurde dieſer Gedanke erſt durch 
die Gründung des Deutſchen Reiches und die Schöpfung ſeiner Ver⸗ 


faſſung; ſie gab dem deutſchen Kaiſertum die völkerrechtliche Ver⸗ 
tretung des Reiches, die den Schutz aller Deutſchen im Auslande 


involviert. Zu den Angelegenheiten, welche der Beaufſichtigung 
ſeitens des Reiches und feiner Geſetzgebung unterliegen, gehören laut, 
Artikel 4 Ziffer 7 „die Orgaͤniſation eines gemeinſamen Schutzes 


des deutſchen Handels im Auslande, der deutſchen Schiffahrt und 


ihrer Flagge zur See und Anordnung gemeinſamer konſulariſcher 


Vertretung, welche vom Reiche ausgeſtattet wird.“ Und Artikel 3 


Abſatz 6 der Verfaſſung ſagt: „Dem Auslande gegenüber haben alle 


Deutſchen gleichmäßig Anſpruch auf den Schutz des Reiches.“ Ob 


JS 


Preuße, ob Bayer, ob Mecklenburger, ob Sachſe, ſie alle ſchützt das 
geeinte Deutſche Reich gleichmäßig; das Ganze tritt für jeden Reichs⸗ 
angehörigen ein, ohne Unterſchied der Einzelſtaatsangehörigkeit. Der 
Akzent liegt alſo auf dem Worte „gleichmäßig“; der ganze Satz 
ſteht ja im Zuſammenhang des Artikels 3, der vom gemeinſamen 
Indigenat für ganz Deutſchland handelt 1. Doch die Verfaſſung hat 
damit zugleich zum Ausdruck gebracht, daß das junge Deutſche Reich 
gewillt und fähig war, der jahrhundertelangen Mißachtung und 
Zurückſetzung des deutſchen Namens in der Welt ein Ende zu ſetzen. 
Und ſo war jener Artikel 3 Abſatz 6 der Verfaſſung ein ſtolzes Wort 
von weittragender politiſcher und rechtlicher Bedeutung. Als großer 
und ſtarker Staat, der ſich feiner Macht und Würde bewußt war, ftellte 
das neue Deutſche Reich eine hohe Forderung an ſich?. Als Zweck⸗ 
beſtimmung ſetzte es ſich nicht nur, das Bundesgebiet und das inner⸗ 
halb desſelben gültige Recht zu ſchützen, ſondern auch die Wohlfahrt 
des deutſchen Volkes zu pflegen; zum deutſchen Volke im Rechtsſinne 
aber gehört jeder Reichsangehörige daheim und draußen in der Welt“. 


1 Ludwig Dambitſch, Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs mit Er⸗ 
läuterungen. Berlin 1910, S. 93. | 
2 Pohl im Archiv für öffentliches Recht, Bd. XXVI, 1910, S. 408. 
3 „Eine Nation, die überhaupt in der Welt etwas gelten will, hat eo ipso 
die Pflicht, auch ihre im Auslande befindlichen Angehörigen und deren Eigentum 


zu ſchützen, mag letzteres zu Waſſer oder zu Lande ſich befinden. Alle ſonſt ſo 


weit auseinandergehenden Theorien über Weſen und Zweck des Staates ſtimmen 


zum mindeſten darin überein, daß fie dem Staat als Minimum feiner Aufgaben: 


den Schutz ſeiner Angehörigen gegen Rechtsverletzungen zuweiſen.“ Dr. Chri⸗ 


ſtian Grotewold-⸗Steglitz in „Der Auslandsdeutſche“, 1. Jahrgang, Nr. 7, 


Juli 1912. — Siehe auch Walter Jellinek, Wilhelm II. in den Niederlanden 
(in: Deutſche Juriſten⸗Zeitung vom 1. Januar. 1919). 
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Bereits am 11. Dezember 1867 hatte Bismarck im Abgeordneten⸗ 
hauſe Gelegenheit genommen, für den Norddeutſchen Bund, den 
Vorläufer des Deutſchen Reiches, die Schutzpflicht den überſeeiſchen 
Auslandsdeutſchen gegenüber zu betonen und auf die Bundesflagge 
als das Symbol des Schutzes hinzuweiſen. Damals ging ihm 
gerade eine Kundgebung der in Caraͤcas in Südamerika wohnenden 
Deutſchen zu, die mit freudiger Zuverſicht und in gehobener Stim⸗ 
mung die neue Bundesflagge als das Symbol des mächtigen Schutzes 


begrüßten, den der große, bald alle deutſchen Stämme umfaſſende | 


Bund auch den Deutſchen über See gewähren würde !. 
Die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung betreffen ſowohl den 


Schutz „dem Auslande gegenüber“ als auch den Schutz im Auslande. 


Unter „Ausland“ iſt dabei jedes nicht unter deutſcher Staatshoheit 
ſtehende Gebiet, insbeſondere jeder fremde Staat, zu verſtehen. Die 
verfaſſungsmäßige Schutzpflicht des Reiches erſtreckt ſich alſo auch 
auf ſeine Angehörigen in Gegenden, welche nicht unter der anerkannten 
Hoheit eines Staates ſtehen. Wir wiſſen, daß Bismarck es als eine 
Pflicht des Reiches erklärt hat, die aus der deutſchen Nation gewiſſer⸗ 
maßen herauswachſenden freien Anſiedelungen in ſolchen Gegenden 
unter den Schutz des Reiches zu ſtellen. Das Reich folgte mit ſeinem 
Schutze den auf dieſe Art begründeten überſeeiſchen Niederlaſſungen 
ſeiner Angehörigen und den von ihnen erworbenen Territorien. So 
wurde hier aus dem Auslandſchutz gar bald ein Inlandſchutz. Unſere 


Kolonien waren rechtlich Inland, die Schutzgewalt, die wir dort 


ausübten, war Reichsſtaatsgewalt. 


Wo immer ſich der deutſche Reichsangehörige befinden mag, 


bleibt er der Herrſchaft des Deutſchen Reiches unterworfen. Die 
Perſonalhoheit des Reiches kann ſich jedoch im fremden Staatsgebiet 


regelmäßig nicht zwangsweiſe betätigen?, es ſei denn, daß der fremde 


Staat es duldet oder vertragsmäßig zugeſtanden hat. 
Grundſätzlich iſt der Deutſche im Auslande ebenſo wie der 


— 


Ausländer im Deutſchen Reiche der ſtaatsrechtlichen Herrſchaft des 
Auslandsſtaates unterworfen. Der ſouveräne Staat herrſcht in 


ſeinem Gebiet allein. Die Territorialhoheit geht der Perſonalhoheit 
vor?. Das iſt allgemein anerkanntes Völkerrecht. Aber ebenſo feſt 


1 „Der Auslandsdeutſche“ 2. Jahrgang, Nr. 4, April 1913, S. 26. 

2 Paul Heilborn, Völkerrecht. (In Band V der Enzyklopädie der 
Rechtswiſſenſchaft in ſyſtematiſcher Bearbeitung. Begründet von v. Holtzendorff. 
Welle von Kohler. 7. Auflage, 1914.) S. 525. 

3 Ebenda S. 525, 526. 
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Debt auch der völkerrechtliche Satz, daß „die Herrſchaft, die dem 


Staat im inneren Verhältnis über ſeine Angehörigen zuſteht, im 
Verhältnis zu fremden Staaten als ein Recht auf Schutz dieſer 


Angehörigen wirkſam“ (HI. Der Deutſche im Auslande ift dem 


Aufenthaltsſtaate Gehorſam ſchuldig. Aber er iſt keineswegs bloß 


Objekt der Herrſchaft. Den Angehörigen des Aufenthaltsſtaates iſt 


er im großen und ganzen hinſichtlich des Straf⸗, Privat- und Prozeß⸗ 


rechts, der Abgaben und Steuern, des Handels- und Gewerbebetriebes, 


der freien Religionsübung regelmäßig gleichgeſtellt, während ihn der 


— 


Arufenthaltsſtaat von der Teilnahme am politiſchen Leben aus- 


ſchließt. Er iſt alſo durchaus nicht rechtlos. Er genießt in weitem 
Maße den Schutz des fremden Staates, auch ohne daß dies in jedem 


einzelnen Punkte ſtaatsvertraglich oder geſetzlich feſtgelegt ſein müßte. 
Das Deutſche Reich aber hat einen völkerrechtlichen Anſpruch darauf, 
daß die Territorialhoheit des fremden Staates den deutſchen Staats- 


bürger achte und ſchütze. Jeder Staat bekennt ſich hinſichtlich der 
subditi temporarii als ſchutzpflichtig und erkennt das Schutzrecht 
des Staates an, dem der einzelne Fremde angehört. Und doch fehlt es 
nicht an Schwierigkeiten und an Reibungsflächen. Es gehört zu 
den wichtigſten Aufgaben der Organe unſerer auswärtigen Verwaltung, 


dafür zu ſorgen, daß die deutſche Perſonalhoheit im Schauplatz 


fremder Herrſchaft gebührend zur Geltung komme und die Territorial⸗ 
hoheit den deutſchen Reichsangehörigen den Schutz angedeihen laſſe, 


auf den das Reich Anſpruch hat. 


Oberſtes Organ des verfaſſungsmäßig zu gewährenden Auslands⸗ 


ſchutzes war der Kaiſer, der das Reich völkerrechtlich, d. h. nach 


außen, dem Ausland gegenüber, zu vertreten hatte. Die Verwaltung 
der auswärtigen Angelegenheiten war, wie die ganze politiſche Be⸗ 


tätigung des Kaiſers, in die Sphäre der Verantwortlichkeit des 
kaiſerlichen Miniſters, des Reichskanzlers, geſtellt. So auch das 
wichtige Stück der auswärtigen Verwaltung, welches der allen Deutſchen 


zu gewährende Auslandsſchutz darſtellt. In Unterordnung unter den 


Reichskanzler führte der Staatsſekretär des Auswärtigen Amts als 
verantwortlicher Unterminiſter die Verwaltung der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten. Das Auswärtige Amt, Gehirn und Seele des ganzen 
Auslandsdienſtes, nimmt die Rechte und Intereſſen deutſcher Reichs⸗ 


Rangehöriger im Auslande und dem Auslande gegenüber mit Hilfe 


| 1 Zitelmann in Walther Schücking, Das Werk vom Haag. Zweite 
Serie, erſter Band, dritter Teil. München und Leipzig 1914, S. 228. 
m. | 


Y 
! 


u EE ge ae EZ r El bi n E TE u EE et 
1 P 8 H ` S A e ` SS ME 
35 d 8 


u 549] Rechtsſchutz auf dem Gebiete der auswärtigen Verwaltung | 145 


der Geſandtſchaften und Konſulate wahr. In den Händen dieſer 
Reichsbehörden ruht praktiſch in der Hauptſache der deutſche Aus⸗ 
landsſchutz, deſſen wirkſamer Durchführung äußerſtenfalls die geſamte 
bewaffnete Macht des Reichs, Heer und Kriegsmarine, zu dienen haben. 

Mit dem Reich konkurrieren nach bisherigem Rechte auf dem 
Gebiete des Geſandtſchafts⸗ und Konſularweſens in gewiſſem Um⸗ 
fange die deutſchen Einzelſtaaten. Es ſteht dieſen frei, Landes⸗ 
geſandtſchaften zu unterhalten, denen dann der Schutz und die Ver⸗ 
tretung der Intereſſen der Landesangehörigen znnächſt obliegt. d 

Was das Konſularweſen angeht, I o darf lediglich das Reich Konſulate 
im Auslande errichten. Zwar haben die deutſchen Einzelſtaaten das 
Recht, auswärtige Konſuln bei ſich zu empfangen und für ihr Gebiet 
mit dem Exequatur zu verſehen; dagegen dürfen in dem Amtsbezirke 
der deutſchen Reichskonſuln keine Landeskonſulate errichtet werden. 
Den Einzelſtaaten iſt jedoch bei der Gründung des Reiches die Zu⸗ 
ſicherung gegeben worden, daß Reichskonſuln an auswärtigen Orten 
auch dann angeſtellt werden ſollen, wenn es nur das Intereſſe eines 
einzelnen deutſchen Gliedſtaates als wünſchenswert erſcheinen läßt, | 
daß dies geſchehe. | 

Unter Umftänden find die Einzelſtaatsregierungen kraft Reichs⸗ 
rechtes zur Erteilung von Aufträgen an die Reichskonſuln befugt. 
Nach dem Geſetz vom 8. November 1867 berichten die Konſuln in 
Angelegenheiten von allgemeinem Intereſſe an den Reichskanzler und 
empfangen von ihm ihre Weiſungen. In beſonderen, das Intereſſe 
eines einzelnen Bundesſtaates oder einzelner Reichsangehöriger be⸗ 
treffenden Geſchäftsangelegenheiten berichten ſie an die Regierung 
des Gliedſtaates, dem die beteiligte Privatperſon angehört; auch 


kann den Reichskonſuln in ſolchen Angelegenheiten die Regierung / Gei 


des Gliedſtaates Aufträge erteilen und unmittelbare Berichterftattung 
verlangen. So ſind auch die Einzelſtaaten in der Lage, ſich ihrer 
Angehörigen im Auslande anzunehmen, und „kein Deutſcher iſt ge⸗ 
hindert, ſich an die Regierung ſeines Heimatsſtaates zu wenden und 
ihre Fürſorge für feine Intereſſen zu verlangen“ !. 

Verſchiedene Ereigniſſe der neueſten Zeit, insbeſondere die Ent⸗ 
ſendung des Grafen Podewils nach. Breſt⸗Litowſk als Vertreter 
Bayerns, haben die allgemeine Aufmerkſamkeit auf die einzelſtaatliche 
Betätigung in Fragen der auswärtigen Politik Geen Jene Ent⸗ 


1 Paul Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen gogo 5 Auflage. 
Erſter Band. Tübingen 1911, S. 153. | 
Schmollers Jahrbuch XIII 2. = | 10 
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ſendung beruhte auf einem preußiſch⸗ bayriſchen Geheimvertrag vom 
23. November 18701. Ob für die Zukunft an der konkurrierenden 
Befugnis von Reich und Einzelſtaaten auf dem Gebiete der aus: 


würtigen Verwaltung feſtgehalten werden ſoll, werden die Schöpfer 
des neuen deutſchen Verfaſſungsbaues ſorgſam zu erwägen haben. 


Aus der bisherigen Rechtslage haben ſich weder in puncto Auslands— 
ſchutz noch ſonſtwo erhebliche Reibungen und Schwierigkeiten ergeben!. 


Und doch handelt es ſich hier um mehr als um bloße Schönheits— 
flecken, die wegzuputzen nicht von Belang fein würde, oder um enzel. 


ſtaatliche Machterweiterungsgelüſte, die politiſch bedeutungslos wären. 
Der deutſche Geſamtſtaat, ſo wie er aus dem Schmelzofen der Re— 
volution hervorgeht, muß dem Ausland gegenüber als geſchloſſene 


Einheit daſtehen. 


Grundſätzlich nimmt das Reich den Auslandsſchutz wahr durch 
eigene Organe. Unter Umſtänden iſt es jedoch gezwungen, die 
Vertretung der deutſchen Intereſſen in einem fremden Staate einer 
befreundeten Macht anzuvertrauen. In normalen Friedenszeiten iſt 
eine Großmacht nicht geneigt, den Schutz ihrer Angehörigen in einem 
fremden Lande einer dritten Macht zu belegieren®. Für kleinere 


Staaten liegen vielfach die Verhältniſſe anders: pekuniäre Rückſichten 


oder der Umſtand, daß ſich Angehörige eines kleinen Staates nur 


in geringer Anzahl in einem fremden Lande befinden, oder endlich 


— 


der Wunſch, ſeinen Angehörigen vielleicht den wirkſameren Schutz 


einer Großmacht zukommen zu laſſen, veranlaſſen den kleinen Staat, 
auf die Entſendung eines diplomatiſchen Vertreters und eines eigenen 


Konſuls zu verzichten und für ſeine Angehörigen in dem fremden 


Lande den Schutz einer anderen Macht nachzuſuchen. 


Ein Schutzgenoſſenverhältnis kann in der Weiſe geſchaffen werden, 
daß infolge Abbruchs der Beziehungen zwiſchen zwei Staaten die 
Angehörigen des einen in dem Gebiete des anderen unter den Schutz 


einer dritten Macht geſtellt werden. In den Kriegen, die das Deutſche 


Reich geführt hat, haben neutrale Mächte den Schutz der deutſchen 


1 Darüber vgl. die intereſſanten geſchichtlichen und ſtaatsrechtlichen Aus⸗ 


führungen von Viktor Bruns, Sondervertretung deutſcher Bundesſtaaten 


bei den Friedensverhandlungen. Tübingen 1918. 
2 Siehe Otto Eſch, Das Geſandtſchaftsrecht der deutſchen Einzelſtaaten. 


(Würzburger Diſſertation.) 1911, S. 119. 


Hans Belart, Der Schutzgenoſſe in bes Levante. Mit bejonderer 
Berückſichtigung der Stellung der Schweizerbürger als Schutzgenoſſen befreundeter 


Staaten in der Levante. (Berner Diſſertation.) Brugg 1898, S. 6. 


551] | Kechtsſchutz auf dem Gebiete der auswärtigen een 147 


Reichsangehörigen in Feindesland übernommen. So erſuchte der 
Geſandte des Norddeutſchen Bundes in Paris vor ſeiner Abreiſe im 
Juli 1870 die amerikaniſche Geſandtſchaft, die in Frankreich lebenden 
Norddeutſchen unter den Schutz der amerikaniſchen Geſandtſchaft zu 
(ellen `. Und in dem Weltkriege, in dem wir gegen neunzehn feind- 
liche Staaten ſtehen, während etliche weitere Staaten die Beziehungen 
zu uns abgebrochen haben, wurde der Schutz der Deutſchen in 
Feindesland von neutralen Staaten übernommen?. 

Abgeſehen von derartigen beſonderen Verhältniſſen jedoch übt 
jeder ſouveräne Staat, alſo auch das Deutſche Reich, kraft ſeiner 
Souveränität das Recht und die Pflicht, ſeine Angehörigen in fremden 
Landen zu ſchützen, ſelbſt und allein aus. Darum haben wir ein 
fremdes Protektorat über deutſche Staatsangehörige in der Türkei 
nicht anerkannt. So wenig wir eine Schutzherrſchaft über alle Chriſten 
im Orient für uns in Anſpruch genommen haben oder nehmen, ſo 
entſchieden halten wir daran feſt, daß das Schutzrecht über deutſche 
Reichsangehörige, gleichviel welcher Konfeſſion, nur unſerem Reiche 
zuſteht. Das franzöſiſche Protektorat im Orient lehnen wir abs. 
AUnſer Schutzrecht über unſere dortigen Reichsangehörigen beſteht, 
ſo lange das Reich beſteht. Es wurde ſeitdem dauernd ausgeübt 
und bei verſchiedenen Gelegenheiten, ſo 1875 bei der Erſetzung der 
ägyptiſchen Konſulargerichte durch internationale Gerichte, 1878 
während des Berliner Kongreſſes und 1892 bei dem Kompetenzkonflikt 
wegen der Jeruſalemer Anſtalten des deutſch⸗katholiſchen Paläſtina⸗ 
vereins, ausdrücklich gewahrt !. 

Wenn das Reich ſich verpflichtet hält, ſeinen Angehörigen den 
Auslandsſchutz zu gewähren und ſich darin grundſätzlich nicht ver⸗ 
treten zu laſſen, ſo beruht dies auf einem Grundgedanken unſeres 


ee ce, deſſen hohe ide und rechtliche Bee ` 


1 Adolf Hepner, Der Schutz der Deutſchen in Frankreich 1870 u. 1871. 
Stuttgart 1907, S. 1 ff. | 
2 Siehe Fleif chmann, Unſer diplomatiſcher Schutz in Kriegszeit (in: 
Zeitſchrift für Völkerrecht, Band IX, 4. Heft [1916], S. 443 ff.; Band X, 
1. und 2. Heft [1917], S. 166, 167.) | 
3 Siehe Julius Bachem, Frankreich, England und der Vatikan (in: 
„Der Tag“, Ausgabe B, Nr. 297 vom 19. Dezember 1914); P. Feja, Das 
franzöſiſche Protektorat über die Katholiken des Orients (in: „Der Tag“, Aus⸗ 
gabe B, Nr. 11 vom 14. und Nr. 12 vom 15. Januar 1915). Über Frankreichs 
Orientprotektorat vgl. auch E. Graf v. Mülinen, Die lateiniſche * im 
Tüörkiſchen Reiche. 2. Auflage. Berlin 1903. | 
* Staatsſekretär v. Bülow im Reichstage am 12. dankee 1898. u 
10* ` 
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deutung nicht unterſchätzt werden darf. Die Schutzpflicht iſt eine 


Gegenleiſtung für die Treupflicht jedes deutſchen Staatsbürgers. 


In dem ſpezifiſchen Moment der Treue liegt das unterſcheidende 
Merkmal des Verhältniſſes zum Staate beim Staatsangehörigen 
einerſeits, beim Fremden anderſeits 1. Kraft ſeiner Reichsangehörig— 
keit iſt jeder Deutſche verpflichtet, alle Handlungen zu unterlaſſen, 
die auf die Beſchädigung des Staates abzielen?, und nötigenfalls 
mit ſeiner ganzen Perſönlichkeit, mit Gut und Blut für das Reich 
einzutreten. Dieſer Treupflicht des Staatsbürgers entſpricht die 
abſolute Treupflicht des Reiches ſeinen Angehörigen gegenüber. 
Grundſätzlich endet dieſe Treupflicht, welche auch die Pflicht des 
Auslandsſchutzes mitumfaßt, nur mit der Löſung des Bandes der 
Reichsangehörigkeit. 

Die bedeutſamſte Neuerung des Reichs⸗ und Staatsangehörig⸗ 
keitsgeſetzes von 1913 gegenüber dem Geſetze von 1870 iſt die Vor⸗ 
ſchrift über den Verluſt der Staatsangehörigkeit wegen Nichterfüllung 
der Wehrpflicht. Keine Wehrgemeinſchaft, keine Volksgemeinſchaft!“ 
Politiſch wäre es nicht zu rechtfertigen, daß Deutſchen im Auslande 
der Schutz des Reiches gewährt würde, auch wenn ſie ihre Pflicht, 
zum Schutz des Reiches beizutragen, nicht erfüllt und ſich dadurch 
von ihrem Vaterlande losgeſagt haben. Die Aberkennung des Vater⸗ 
landes iſt im verſtärkten Maße geboten, wenn ein Deutſcher im 
Auslande im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr der Auf- 
forderung zur Rückkehr keine Folge leiſtet. Wer bei Krieg oder 
Kriegsgefahr dem Rufe des Vaterlandes nicht folgt, iſt des Reiches 
nicht wert. | 

Zahlreiche Deutſche find der früheren unſeligen Geſetzesbeſtimmung, 
wonach der Deutſche mangels Eintragung in die Matrikel durch 
zehnjährigen ununterbrochenen Aufenthalt im Auslande der Reichs⸗ 
angehörigkeit verluſtig ging, mehr oder minder ſchuldlos zum Opfer 


. 


gefallen. Andere haben die Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit 


genommen oder aus anderem Grunde die Reichsangehörigkeit ein⸗ 
gebüßt. Eine deutſche Frau, die einen Ausländer heiratet, verliert 
dadurch ihre Reichsangehörigkeit; ſie kann ſich deutſchen Behörden 


1 v. Rönne » Zorn, Das Staatsrecht der Preußiſchen Monarchie. 


5. Auflage. Band II, 1906, S. 81, 82. 
2 Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches. 5. Auflage. Band I, 
1911, S. 143. 
8 p. Keller⸗ Trautmann, Kommentar zum Reichs⸗ und Staats⸗ 
angehörigkeitsgeſetz vom 22. Juli 1913. München 1914, S. 297. 
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gegenüber nicht auf ihre frühere deutſche Staatsangehörigkeit be⸗ 


rufen, insbeſondere wird ihr nicht der Schutz der auswärtigen Ver⸗ 


treter des Reiches gegenüber dem Auslande gewährt. 
Soweit ihn nicht beſondere ſtaatliche Pflichten gegen das Vater⸗ 


. land binden, hält das Deutſche Reich keinen Deutſchen zwangsweiſe 


in der Reichsangehörigkeit feſt. Unſer Reichs⸗ und Staatsangehörig⸗ 


9 keitsgeſetz erachtet es als des Reiches unwürdig, Elemente, die ihm 


nicht mehr angehören wollen, wider ihren Willen grundſätzlich bei 


| ſich zu halten, ja gezwungen zu fein, ſolchen Leuten den Auslands⸗ 


ſchutz gemäß Artikel 3 Abſatz 6 der Verfaſſung e werden d 


Zanen . 


Bis zum Erwerb einer neuen Staatsangehörigkeit oder Wieder⸗ | 
erwerb der Reichsangehörigkeit iſt mancher Sohn deutſcher Eltern 
heimat⸗, ſtaat⸗ und ſchutzlos. | 
: So ſtark unſer Intereſſe an der Erhaltung deutſcher Art im 
Auslande auch da erſcheint, wo das Band der Reichsangehörigkeit 
nicht vorhanden iſt, ſo erwünſcht es im einzelnen Falle ſein mag, 


daß ſich das Reich und feine Auslandsvertretungen dieſer Nicht? 
reichsangehörigen deutſchen Stammes annehmen, ſo wenig handelt 


es ſich hier um Schutzgewährung auf Grund allgemeiner verfaſſungs⸗ 


rechtlicher Pflicht. 
Für die Schutzpflicht des Reiches iſt der Zeitpunkt von 


-Wichtigkeit, in welchem die fchutzbegehrende Perſon die deutſche 


Reichsangehörigkeit erworben oder verloren hat, und ebenſo der 


Zeitpunkt, in welchem ſie im Auslande zu Schaden gekommen iſt. 


Hierzu zwei Beiſpiele : 
Im Jahre 1863 wurde ein preußiſcher Staatsangehöriger namens 


Morris im Staate Nicaragua das Opfer einer Plünderung. Die 
preußiſche Regierung nahm ſich ſeiner an und ſandte eine Korvette 
dorthin, die ſie jedoch bald des öſterreichiſchen Krieges wegen zurück⸗ | 


rief. Im Jahre 1877 gab Morris in New York formell ſeine Ab⸗ 


ſicht kund, amerikaniſcher Bürger zu werden, und trat als Konſular⸗ 
agent in die Dienſte der Vereinigten Staaten. Seitdem Morris 


ſeine erſte Erklärung abgegeben hatte, amerikaniſcher Bürger werden 


zu wollen, lehnte das Deutſche Reich es ab, ſich für ſeine Forderung, 
weiter zu intereſſieren. Die Vereinigten Staaten N es 1886 


1 p. Keller⸗ Trautmann, a. a. O. S. 242. 
2 Gaſton de Leval, De la protection diplomatique des Haken A 
Petranger. Bruxelles 1907, S. 56, 57. | | 
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ebenfalls ab, der Forderung ihren Schutz angedeihen zu laſſen. 
Das Staatsdepartement in Waſhington begründete dies damit, daß 
Morris zur Zeit der Schadensentſtehung preußiſcher Staatsangehöriger 
geweſen ſei; infolgedeſſen könnten ſich die Vereinigten Staaten nicht 
mit dem Falle befaſſen. d 

In einem ähnlichen Falle entſchied ſich das Staatsdepartement 
ebenfalls für Schutzverſagung: Ein amerikaniſcher Bürger namens 
Ughazi, der früher Oſterreicher geweſen war, trat an das Staats⸗ 
departement mit dem Begehren des Schutzes gegen ſeinen Heimats⸗ 
ſtaat Oſterreich heran wegen eines Unrechtes, das ihm in der Zeit, 
wo er noch Oſterreicher geweſen war, zugefügt worden ſei. Ein 
Hineinſprechen in dieſen Konflikt lehnte die amerikaniſche Regierung 
mit Recht ab. | 

Dieſen Standpunkt dürften wohl alle Regierungen teilen. Für 
die Frage des Auslandsſchutzes wird als Regel anzuerkennen ſein, 
daß eine ſpätere Einbürgerung in keiner Weiſe die Rechtslage einer 
vor der Einbürgerung entſtandenen Reklamation modifizieren kann, 
daß insbeſondere aus einer intra nationalen Angelegenheit durch 
Wechſel der Staatsangehörigkeit nicht eine inter nationale Frage 
wird. 

Eine Schutzpflicht des Reiches kann auch nicht dadurch geſchaffen 
werden, daß ein Ausländer einem deutſchen Reichsangehörigen eine 
Forderung abtritt, deren Verletzung durch einen dritten Staat ſchon 
vor der Abtretung erfolgt iſt. Die Schutzpflicht ſetzt vielmehr vor⸗ 
aus, daß das Opfer der Schädigung im Augenblick der Schädigung 
Angehöriger des Reiches war, deſſen Schutz nunmehr angerufen 
wird. Andernfalls wäre ſchreiender Mißbrauch der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Schutzpflicht an der Tagesordnung. | 

So ift Grund und unerläßliche Voraussetzung für die Ge⸗ 
währung des verfaſſungsmäßigen Auslandsſchutzes die Reichsange⸗ 
hörigkeit des zu Schützenden zur Zeit der Entſtehung des Schutz 
falles und zur Zeit der Schutzerteilung. 

Wer des Auslandsſchutzes teilhaftig werden will, hat gegebenen⸗ 


falls feine Reichsangehörigkeit nachzuweiſen. Dies geſchieht vor 


allem durch gültige Heimatſcheine und Päſſe. Zweckmäßig läßt der 
im Auslande anſäſſige Reichsangehörige ſich und ſeine Familien⸗ 
mitglieder in die Matrikel des zuſtändigen deutſchen Konſulats ein⸗ 
tragen. Die Matrikel dient als Informationsmittel und als Nach⸗ 
weis der Reichsangehörigkeit für die im Konſulatsbezirke wohnenden 
Deutſchen, namentlich in Fällen dringender Schutzgewährung. 
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| Zu erheblichen Unzuträglichkeiten können gerade in Fragen 
des Auslandsſchutzes die Fälle mehrfacher Staats angehörigteit 


führen. 


Verſchiedene Staaten haben, um wenigſtens zum Teil dieſen = 
Unzuträglichkeiten vorzubeugen, den Grundſatz aufgeſtellt, daß fie ` 
ihren Angehörigen, die im Auslande leben und dem ausländiſchen WM 
Staate, in dem fie wohnen, ebenfalls angehören, gegenüber dieſem 


Staate den diplomatiſchen und konſulariſchen Schutz verſagen 1. 


So beſtimmt Artikel 6 des ſchweizeriſchen Bundesgeſetzes vom 


25. Juni 1903: „Perſonen, welche neben dem ſchweizeriſchen Bürger⸗ 
recht dasjenige eines fremden Staates beſitzen, haben dieſem Staate 


gegenüber, ſolange ſie darin wohnen, keinen Anſpruch auf Rechte 
und den Schutz eines Schweizerbürgers.“ — Ahnlich Großbritannien e 


laut „Naturaliſationsakte 1870“: „Ein Ausländer, dem eine Me din, 


turaliſationsakte bewilligt iſt, genießt im Vereinigten Königreiche 
alle politiſchen und anderen Rechte, Fähigkeiten und Privilegien und 
iſt allen Verpflichtungen unterworfen wie ein eingeborener britiſchen 
Untertan, mit der Einſchränkung, daß er nicht als britiſcher Unter? ö 
tan angeſehen wird, wenn er innerhalb der Grenzen des fremden 
Staates ſich aufhält, dem er vor der Naturaliſation angehört hat, 
es Tei denn, daß er nach den Geſetzen dieſes Staates oder infolge 
eines bezüglichen e ee aufgehört habe, Untertan desſelben 


zu fein.” - 


SÉ Nach deutſchem Rechte werden im allgemeinen die auf der 
Staatsangehörigkeit beruhenden Rechte und Pflichten eines Deutſchen 
nicht dadurch berührt, daß er neben der Reichsangehörigkeit noch ` 

eeine fremde Staatsangehörigkeit beſitzt. Insbeſondere iſt ein o, ` ` 
gemeiner Grundſatz über eine Beſchränkung des Schutzes ſolcher 

Deutſchen gegenüber dem fremden Staate, deſſen Angehörigkeit ſie 

neben der Reichsangehörigkeit beſitzen, nicht feſtgelegt 3. Die deutſche 

Praxis geht jedoch davon aus, daß ſolche Perſonen von den ſtaats⸗ 
bürgerlichen Pflichten gegen den anderen Staat nicht frei ſind. Des⸗ 
halb werden ſie von den dort reſidierenden deutſchen Vertretern nicht 

in Schutz genommen, falls fie wie andere dortige Einheimifche zur ` ` 

Saale ihrer n * Ee, ber Kee 2 
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dienſtpflicht, Entrichtung von Steuern uſw. zwangsweiſe herangezogen 
‚werden. 

Nach einer Dienſtinſtruktion aus dem Jahre 1872 können tür⸗ 
kiſche Untertanen, welche die deutſche Reichsangehörigkeit erworben 
haben, den Landesbehörden gegenüber auf den Schutz der deutſchen 
Konſulate jo lange keinen Anſpruch erheben, als fie nicht aus ihrem 


Untertanenverbande entlaſſen ſind?. 
Die namentlich für das Gebiet des internationalen Privat⸗ 


` rechts wichtige Frage der Staatsangehörigkeit juriſtiſcher Per⸗ 


ſonen“ iſt auch für die Schutzgewährung gegenüber dem Auslande 


von Intereſſe. Gibt ſchon die Staatsangehörigkeit von natürlichen 


Perſonen zu vielerlei Konflikten Anlaß, ſo ermangelt die ganze 
Frage der Nationalität der Geſellſchaften und juriſtiſchen Perſonen 
noch heute der einheitlichen internationalen Löſung. Wonach iſt 
ihre Nationalität zu beſtimmen? Nach dem Orte der Gründung, dem 


Orte des Verwaltungsſitzes, dem Orte der Geſchäftsbetätigung, bei 


Aktiengeſellſchaſten etwa nach der Staatsangehörigkeit der Mehrzahl 
der Aktionäre? Dies ſchwierige Problem kann hier nicht weiter 
erörtert werden. Daß grundſätzlich auch Geſellſchaften und juriſtiſche 
Perſonen des Auslandsſchutzes teilhaftig find, ſteht außer Zweifel. 
So hieß es auch z. B. in der Kollektivnote der Mächte aus Anlaß 
der Boxer⸗Unruhen: „Angemeſſene Entſchädigungen werden den 


Staaten, Geſellſchaften, Einzelperſonen gewährt, die im Ver⸗ 


lauf dieſer letzten Ereigniſſe gelitten haben, ſei es an ihrer Perſon, 
ſei es an ihren Gütern.“ 

Im allgemeinen wird das Reich feinen Schutz den Handels— 
geſellſchaften, eingetragenen Genoſſenſchaften und juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen gewähren, die ihren Sitz im Reichsgebiet oder in einem 
deutſchen Schutzgebiete haben, im Auslande befindlichen juriſtiſchen 
| Perſonen auch dann, wenn ihnen die Rechtsfähigkeit vom Bundes⸗ 


1 Saba, Das Reichsgeſetz über die Erwerbung und den Verluſt der 
Reichs⸗ und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 erläutert. 3. Auflage. 
Berlin 1908, S. 32; v. Keller⸗ Trautmann, a. a. O. S. 47; Delius, 
Das deutſche Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſez vom 22. Juli 1913. 
Mannheim und Leipzig 1913, S. 11. 

5 2 Zorn, Die eee des Deutſchen Reichs. 3. Auflage. 

Berlin 1911, S. 164. 

8 Siehe insbeſondere Ernſt Iſay, Die Staatsangehörigkeit juriſtiſcher 
Perſonen. Tübingen 1907. (Band III, Heft 2 der Abhandlungen aus dem 
Staats⸗, Verwaltungs⸗ und Völkerrecht, herausg. von Zorn und Stier-Somlo.) 
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rat oder nach den früheren Vorſchriften durch einen Bundesſtaat 
verliehen worden ift!. Einen Anhalt gibt hier das Reichsgeſetz 
LN die Konſulargerichtsbarkeit ($ 2), das die deutſchen Behörden 
ür die ſogenannten nicht⸗ziviliſierten Länder zuſtehende beſondere 
Gerichtsbarkeit regelt. Des Schutzes teilhaftig müſſen auch offene 
Handelsgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften ſein, wenn die 
perſönlich haftenden Geſellſchafter ſämtlich Deutſche find. 

Es dürfte ſich empfehlen, hier ſtaatsrechtlich und völkerrechtlich 
klare Bahn zu ſchaffen. Staatsrechtlich, indem durch Reichs⸗ 
geſetz der Kreis der Geſellſchaften und juriſtiſchen Perſonen um⸗ 
ſchrieben wird, die als Deutſche im Sinne des Artikels 3 Abſatz 6 
der Verfaſſung zu gelten haben; dabei wird die Möglichkeit offen 
gehalten werden müſſen, mit. Rückſicht auf die Beteiligung von 
Ausländern von einer Schutzerteilung abzuſehen. Denn eine ſolche 
Schutzerteilung wird hier nicht immer möglich ſein, kann auch unter 
Umſtänden politiſche Verwickelungen zur Folge haben, die in keinem 


Verhältnis zu den deutſchen Intereſſen ſtehen?. Auch in völker⸗ 


rechtlicher Beziehung wird eine Klärung geſucht werden müſſen; 
zweckmäßigerweiſe bei Gelegenheit internationaler Verhandlungen 
über den geſamten Komplex der ungemein ſchwierigen Staatsan⸗ 
gehörigkeitsfragen. 

Welche Bedeutung dem Anſpruch auf Schutz gegenüber ben 
Auslande in der Lehre vom Staatsangehörigkeitsrecht beigemeſſen 
wird, zeigt zur Genüge die Tatſache, daß einzelne Staatsrechts⸗ 
autoren geradezu das unterſcheidende Merkmal der Staatsangehörig⸗ 
keit in dieſem Anſpruch auf Schutz haben finden wollen. Das iſt 
meines Erachtens nicht zutreffend. Den rechtlichen Inhalt der Mit⸗ 
gliedſchaft am Staate könnte man überhaupt nur auf einer Rund⸗ 
reiſe durch das ganze in tra nationale und in ter nationale Recht 
dieſes Staates und immer nur für einen beſtimmten Zeitpunkt er⸗ 
ſchöpfend beſtimmen, und keineswegs wäre eine ſolche erſchöpfende 
Beſtimmung dadurch erreicht, daß man einen Katalog von Rechten 
und Pflichten des Staatsbürgers gäbe. Denn es gibt viele Rechts⸗ 
ſätze, welche unſeren ſtaatlichen Organen ein Tätigwerden zur Pflicht 
machen, das den Staatsangehörigen zugute kommt, ihre Poſition 

I». Keller-Trautmann, Kommentar zum Reichs⸗ und Staats⸗ 
angehörigkeitsgeſetz vom 22. Juli 1913. München 1914, S. 55. 

2 Siehe die Begründung zum Entwurf eines Geſetzes über die Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit. Druckſachen des Reichstages, 10. eee I. Seſſion 
1898/1900, Nr. 515. 1 
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günftig geſtalten ſoll, ohne daß jedoch dem einzelnen Staatsan⸗ 
gehörigen ein Recht, ein Anſpruch im Rechtsſinne eingeräumt wäre. 

„Dies muß beſonders für den ſogenannten „Anſpruch“ aus Ar- 
tikel 3 Abſatz 6 der Reichsverfaſſung betont werden. 

Ein „Recht“ auf Auslandsſchutz, ein „Anſpruch“ auf Auslands— 
ſchutz beſteht im ſtrengen Rechtsſinne nicht, obwohl die Verfaſſung 
ſich des Wortes „Anſpruch“ bedient. In Wahrheit handelt es ſich 
hier um nicht anderes als die Reflexwirkung objektiven Rechts, den 
Reflex der verfaſſungsrechtlich feſtgeſetzten Schutzpflicht der das Reich 
nach außen repräſentierenden Organe, denen es obliegt, für verletzte 
und gefährdete Rechte einzutreten und jedes ſchutzwerte Intereſſe der 
Reichsangehörigen zu ſchützen und möglichſt zu fördern. Dem Reichs— 
angehörigen kommt es zugute, daß die Organe unſerer auswärtigen 
Verwaltung rechtlich verpflichtet find, völkerrechtlichen Schutz zu ge- 
währen. Allein ein formellrechtlicher Anſpruch auf Auslandsſchutz 
ſteht dem Reichsangehörigen trotz der verfaſſungsgeſetzlichen Ver⸗ 
ſicherung ſo lange nicht zu, als ihm nicht Rechtsmittel zu ſeiner 
Realiſierung gegeben ſind, als ihm nicht die ausſchließliche Befugnis 
erteilt und rechtlich garantiert wird, die ſtaatlichen Organe trotz 
ihres Widerſtrebens im einzelnen Falle zur Gewährung des Schutzes 
anzuhalten. — 

Daß der Reichsangehörige, der ſich vom Konſul, vom Di⸗ 
plomaten nicht oder in nicht zureichender Weiſe geſchützt glaubt, ſich 
remonſtrierend an den Beamten oder beſchwerdeführend an die Ober⸗ 
behörde wenden kann, ändert nichts daran, daß wir es bei dem fo- 
genannten Anſpruch auf Auslandsſchutz nur mit der Reflexwirkung 
objektiven Rechts zu tun haben. Denn der Reichsangehörige hat 
bis heute keinen realiſierbaren Anſpruch, den Auslandsſchutz zu 
fordern, wenn ihm etwa das Auswärtige Amt den kurzen Beſcheid 
erteilt, es habe keinen Anlaß, der Beſchwerde Folge zu leiſten. 

Damit iſt keineswegs gejagt, daß nach dem gegenwärtigen Rechts 
zuſtande dem Reichsangehörigen durch die Schutzgewährung eine 
Gnade, eine Gefälligkeit erwieſen wird!. Der ſchutzbegehrende 
Deutſche bittet nicht um ein Geſchenk, für das er zu danken hätte; 
die Schutzgewährung iſt nichts als verdammte Pflicht und Schuldig- 
keit. Die Behörden unſerer auswärtigen Verwaltung haben das 
Schutzbegehren des geſchädigten oder bedrängten Deutſchen gar nicht 


1 Richtig Paul Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches. 
5. Auflage. Erſter Band. Tübingen 1911, S. 152. 
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erſt abzuwarten, ſondern ſie find in allen Fällen, die zu ihrer Kennt- 
nis gelangen, rechtlich verpflichtet, von Amts wegen tätig zu werden!. 
Ja, ſie haben nicht einmal die Einwilligung des Verletzten dazu 
einzuholen; es ſind Fälle denkbar, wo ſie ſogar gegen den Willen 
des verletzten Deutſchen ſich ſeiner ſchützend anzunehmen haben. 

Die Organe unſerer auswärtigen Verwaltung haben das ſchwere 
und verantwortungsvolle Amt, zu ihrem Teile mit dafür Sorge zu 
tragen, daß jeder Deutſche es auch im Auslande als höchſten Stolz 
empfinde, zu den Angehörigen des Reiches gezählt zu werden — in 
guten und in böſen Tagen; fie haben die Überzeugung wach zu 
halten und zu nähren, daß die deutſchen Behörden guten Willens 
ſind, daß ſie unparteiiſch und gewiſſenhaft die Sach⸗ und Rechtslage 
in jedem Schutzfalle prüfen und tatkräftig handeln. Das Vertrauen 
der Bürger zu der Treue des Reiches iſt ſeine Stärke. Der Deutſche 
muß, ſo will es die Reichsverfaſſung, mit dem gleichen Vertrauen 
ſein Schutzbegehren beim Auswärtigen Amt, beim Geſandten, beim 

Konſul vorbringen können, wie er beim Streit um Mein und SEH 


klagend vor die Gerichte tritt. 


Gewiſſenhaftigkeit, Umſicht, Weitherzigkeit, Gilfsberettſchaft, 


Energie und nationales Selbſtbewußtſein ſollen die Tätigkeit der 


Reichsorgane kennzeichnen, die berufen ſind, Leben, Körper, Freiheit, 
Ehre, Eigentum, vermögenswerte Rechte Deutſcher im Auslande und 
dem Auslande gegenüber zu ſchützen e. 

Unbillig wäre es zu verlangen, daß das Reich für jedes e ) 
wagte, für jedes aleatoriſche Geſchäft, welches irgendwo in der Welt 


ein Deutſcher unternimmt, den Exekutor zu ſpielen hätte“. „Mutter⸗ 


ſöhnchen, die überhaupt kein Riſiko laufen möchten, können ja zu 


Hauſe bleiben“ (Bismarck). 


Grundſätzlich wird daran feſtzuhalten ſein, daß der Deutſche 
im Auslande ſein Kapital auf eigene Gefahr anlegt. Felix Stoerk 
hat ſich dazu einmal geäußert: „Nicht jedes A 


1 Jellinek, Syſtem der fußjettioen öffentlichen Rechte. 2. N 


Tübingen 1905, S. 117, 118. 


2 „Kölniſche Volkszeitung“ Nr. 534, Mittags⸗Ausgabe vom 9. Juli 1918: 
„Der vielfach mangelnde Rückhalt an unſerer diplomatiſchen Vertretung war 
eine weitere Urſache des Abbröckelns vieler Auslanddeutſchen von ihrem Vater⸗ 
land, denn die Zugehörigkeit zu einem im Ausland ſchwach repräſentierten 


Staatsweſen konnte dem deutſchen Kaufmann nicht den Rückhalt geben, deſſen 


er zur Erfüllung ſeiner Aufgaben dringend bedurfte.“ 
Reichskanzler Graf v. Bülow im Reichstage am 19. März 1903. | 


ef His Majesty. February 1908. 
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Engagement eines d Unternehmens im 1 Ausland, nicht jeder 
Anſpruch eines wagemutigen Kaufmannes im fernen Lande bei un⸗ 
ſicherer Geſtaltung der örtlichen Kredit⸗ und Juſtizverhältniſſe kann 
auf den Nachdruck des heimiſchen Rechtsſchutzes, auf das Eingreifen 
der ſchirmenden Reichsgewalt ernſten Sinnes hoffen. Wer mit 
ſolchen Erwartungen ſich zin das Getriebe des internationalen Handels 
und Unternehmertums begibt, ſtellt ſeinem heimiſchen Staatsweſen 


Aufgaben, zu deren Erfüllung keine Macht der Welt mächtig genug 


wäre. Nur eine kurzſichtige Kritik wird hier in notgedrungener 
Vorſicht der verantwortlichen Organe des auswärtigen Verkehrs 


Zeichen der Schwäche erblicken können“. Anderſeits wird das 


Reich in ſeinem eigenſten Intereſſe ſich ſeiner Angehörigen auch 
gegenüber Ländern annehmen müſſen, deren mangelhafte Verwaltungs⸗ 
und Juſtizzuſtände bekannt find, wenn die Wahrung unſeres An⸗ 


ſſehens in Frage ſteht. So wurde zu Anfang dieſes Jahrhunderts 
unſer Vorgehen gegen Venezuela amtlich gerechtfertigt. Ich darf 


an die Tatſachen kurz erinnern: Durch die in den Jahren 18981900 
und ſodann ſeit Ende 1901 in Venezuela geführten Bürgerkriege 
wurden dort zahlreiche deutſche Kaufleute und Grundbeſitzer ſchwer 


geſchädigt; Zwangsanleihen wurden erpreßt, Vieh wurde ohne Be: 


zahlung von den Truppen weggenommen, Häuſer und Ländereien 
wurden geplündert oder verwüſtet. Einzelne der Deutſchen verloren 
faſt ihre ganze Habe, wodurch auch ihre in Deutſchland lebenden 


p Gläubiger in Mitleidenſchaft gezogen wurden. Dazu kam, daß man 


die Deutſchen in beſonders feindſeliger Weiſe behandelte und daß 

ſich die Gewalttätigkeiten hauptſächlich gegen deutſche Häufer rich: 

teten?. — Das Deutſche Reich gewährte damals auch deutſchen An⸗ De 
ſprüchen wegen Nichterfüllung der von der venezuelaniſchen Regierung 
vertragsmäßig übernommenen Verbindlichkeiten ſeinen Schutz, um zu 

einer gerechten Erledigung zu gelangen. Unſere Regierung trat S 
energiſch ein für die Reklamationen deutſcher Firmen aus dem Bau 


eines Schlachthofes in Caracas ſowie für die Anſprüche der deutſchen 


Großen Venezuela⸗Eiſenbahngeſellſchaft aus einer ihr zuſtehenden 
Zinsgarantie“. 


1 „Marine⸗ Nundſchau⸗ 1904, S. 694. 

2 Druckſachen des Reichstages, 10. Legislaturperiode, II. Seſſion 1900/1903, 
Nr. 786. Ferner: Venezuela, No. 1 (1903). Correspondence respecting the 
Affairs of Venezuela. Presented to both Houses of Parliament by Command 


s Siehe auch Wilhelm Sievers, Venezuela und die deutſchen Inter- 
eſſen. Halle a. S. 1903, S. 103 ff. 
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Bei der Entſcheidung über Gewährung oder Verſagung des 
Schutzes dürfen die Organe unſerer auswärtigen Verwaltung über 
den Angelegenheiten einzelner keinen Augenblick das Intereſſe des 
Staatsganzen außer acht laſſen. Das Intereſſe des einzelnen kann 
unter Umſtänden faktiſch undurchſetzbar ſein im Hinblick auf höhere 
Intereſſen. Das mag im einzelnen Falle von der Privatperſon 
nicht zugegeben und als unbillig empfunden werden. Mit Recht 
hat ein junger deutſcher Diplomat, Dr. von Grundherr, in ſeinem 
Buche „Über die wirtſchaftliche und politiſche Bedeutung der Kapital⸗ 
anlagen im Auslande“ (1914) hervorgehoben, daß in gewiſſen Fällen 
ein Eintreten des Reiches für die Rechte Privater auf Grund des 
Artikels 3 Abſatz 6 der Verfaſſung die Zirkel ſeiner ganzen aus⸗ 
wärtigen Politik ſtören könnte. In derartigen ſchwerwiegenden 
Fällen habe das (wenn auch berechtigte) Intereſſe des einzelnen 
hinter den Intereſſen des Staatsganzen zurückzutreten. Privatwirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſen müſſen in ſolchen Fällen, wo die ganze aus⸗ 
wärtige Politik durch ihre Geltendmachung gefährdet würde, ſich den 
höheren Zielen unbedingt unterordnen. Eine ſolche Situation werde 
in der Politik der Zukunft vielleicht häufig vorkommen. So er⸗ 
ſcheint es von Grundherr erwägenswert, ob nicht vielleicht das Reich 
den geſchädigten Privaten, deren vielleicht an ſich hohe Intereſſen 
dem Staatsganzen geopfert worden ſind, eine Entſchädigung zahlen 
ſoll !“. Aus welchen Mitteln, iſt freilich fraglich, um fo mehr, als es 
ſich, beiſpielsweiſe bei Aufgabe von Bergwerks⸗ Anſprüchen, eventuell 
um große Summen handeln kann. 

Man wird dabei nicht überſehen dürfen, daß dies nur Aus⸗ 


nahmefälle ſein können. Der Geltendmachung ſolcher Anſprüche 


wird ſich das Auswärtige Amt keinesfalls dann entziehen dürfen, 
wenn es ſelbſt aus politiſchen Gründen zur Schaffung deutſcher 
Intereſſen in einem fremden Lande aufgemuntert und deutſche 
Kapitalanlagen dort beſonders gewünſcht hatte, die nun gefährdet 


1 Bol. hierzu 88 74, 75 der Einleitung zum A. L. R.: Einzelne Rechte und 
Vorteile der Mitglieder des Staates müſſen den Rechten und Pflichten zur Be⸗ 
förderung des gemeinſchaftlichen Wohls, wenn zwiſchen beiden ein wirklicher 
Widerſpruch eintritt, nachſtehen. Dagegen iſt der Staat demjenigen, welcher 
ſeine beſonderen Rechte und Vorteile dem Wohle des gemeinen Weſens auf⸗ 
zuopfern genötigt wird, zu entſchädigen gehalten. Siegfried Bünger, Über 
§ 75 der Einleitung zum A. L. R. (Greifswalder uriſtiſche Diſſertation). ee 


wald 1912. 
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find!. Die Geltendmachung an ſich wird regelmäßig noch keine 
Gefährdung der ganzen auswärtigen Politik darſtellen, vielmehr 
dürfte alles von der Form und von dem Grade des Nachdrucks 
abhängen, der ſeitens der auswärtigen Verwaltung des Reiches 
hinter die Geltendmachung ſolcher Anſprüche geſtellt wird. Das 
Vorgehen braucht ja nicht in drohender Form, braucht nicht mit 
Säbelraſſeln zu geſchehen. Es wird wohl ſtets ohne jede ernſtliche 
Gefährdung größerer politiſcher Intereſſen erfolgen, wenn die Form 
einer Rechtsverwahrung gewählt wird. Bei ſpäterer Gelegenheit 
kann eine ſolche Verwahrung fruchtbar gemacht werden, vielleicht 
erſt nach Jahren. Das Sichverſchweigen iſt auch im internationalen 
Leben nicht empfehlenswert. — 

Ein beſiegtes Deutſchland kann von ſeinen Feinden nicht Ge⸗ 
nugtuung und Sühne für all den Frevel erreichen, der an deutſchem 
Gut und Blut im Laufe des Weltkrieges verübt worden iſt. Die 
Pflicht des Auslandsſchutzes findet ihre Grenze am politiſch Erreich— 
baren. Wir alle hatten gehofft, beim Friedensſchluß unſerem nieder⸗ 
getretenen Auslandsdeutſchtum, ſoweit es uns durch das Band der 
Reichsangehörigkeit verbunden blieb, zu ſeinem Rechte verhelfen zu 
können. Es hat nicht ſollen ſein. Noch klingt mir in den Ohren 
ein ſtarkes Wort, das Bethmann Hollweg am 2. Dezember 1914 
im Reichstage den Feinden zurief: „Dann wollen wir auch der Un- 
bill gedenken, mit der man ſich an unſeren in Feindesland lebenden 
wehrloſen Landsleuten zum Teil in einer jeder Ziviliſation hohn⸗ 
sprechenden Weiſe vergriffen hat. Die Welt muß es erfahren, daß 
niemand einem Deutſchen ungeſühnt ein Haar krümmen kann.“ Lang⸗ 
andauernder ſtürmiſcher Beifall, wiederholtes brauſendes Bravo folgten 

dieſem Wort?. Deutſchlands unverjährbare Anſprüche ruhen! — 
Auch in der Frage des Auslandsſchutzes muß der Satz gelten: 
minima non curat praetor. Wegen eines bei einer militätijchen 
Aktion requirierten Hammels kann das Reich nicht gleich zugunſten 
des geſchädigten Deutſchen mit gepanzerter Fauſt dreinſchlagen. 
Aber darüber hinaus müſſen wir uns hüten, das Prinzip des Wertes 
zur Grundlage der Frage des Schutzes überhaupt zu machen. Mit 
Recht hat Chriſtian Grotewold einmal geſagt: „Sowie in der Straf⸗ 


| 1 Vgl. Pohl, Marokko und Mannesmann. Ein völkerrechtlicher Rückblick 
(in: Zeitſchrift für Politik, V. Band, Heft 4, 1912, S. 559). 
2 Verhandlungen des Reichstags, 13. Legislaturperiode, II. Seſ ſion, Band 306. 
Stenographiſche Berichte, S. 18 (A). Über die Schadigung der Auslands deutſchen 
im Kriege ſiehe auch W. v. Blume in „Weltwirtſchaft“, Januar⸗Heft 1919, S. 6. 
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verfolgung daheim der Wert einer geraubten Sache für die Rp 
d 


ſtrafung des Räubers nur eine geringe Rolle ſpielt, und wie 


* 


Schutz gegen den Raub ebenſogut dem armen Mann zuteil wird 
wie dem reichen, ſo hat auch der kleine Mann im Auslande den 
gleichen Anſpruch auf Schutz des Reiches wie der wohlhabende 
Kaufherr!“. 

Die Schutzpflicht unferer Auslandsvertreler greift ſtets Platz, 
wenn ein deutſcher Reichsangehöriger durch einen fremden Staat 
völkerrechtswidrig verletzt worden iſt?. | Ä 

Die Verletzung kann in der Weiſe gefchehen fein, daß Organe 


oder Angeſtellte des fremden Staates, Organe der Berwaltung, der 


Juſtiz oder der Geſetzgebung unmittelbar die Rechtsverletzung vor⸗ 
genommen haben. Dabei iſt namentlich an Verwaltungsſchikane, 
Drangſalierung durch ungeſetzliche Polizeimaßnahmen zu denken. 
Dahin gehört die vor dem Kriege mehrfach erörterte Einſtellung be⸗ 


trunken gemachter junger Deutſcher in die franzöſiſche Fremdenlegion“. 
Maßnahmen der Juſtiz können ebenfalls in Frage kommen: un⸗ 


gerechte Zivil⸗ und Strafurteile gegen deutſche Reichsangehörige, 


Juſtizmorde, Freiſprechung von Verbrechern, die deutſches Leben oder 


Eigentum vernichtet haben. Ich erinnere daran, daß Ende 1871 
firanzöſiſche Schwurgerichte über Mordtaten an preußiſchen Soldaten 


zu erkennen hatten und trotz aller Schuldbeweiſe durch nationalen 


Haß ſich zu freiſprechenden Urteilen verleiten ließen. Auch durch 
Akte der Geſetzgebung kann die Rechtsverletzung geſchehen, indem 


3. B. auf dem Wege der Geſetzgebung Forderungen deutſcher Staats⸗ 
gläubiger herabgeſetzt werden, trotzdem der Schuldnerſtaat bei Be⸗ 
gründung der Schuld die Verpflichtung übernommen hat, ſeine 


ſouveräne Geſetzgebungsgewalt nicht zu ſolcher Herabſezung zu ge⸗ 


brauchen. 
Eine Verletzung des Deutſchen durch den Fender (Staat 


| liegt aber nicht nur dann vor, wenn Organe des fremden Staates 


1 Dr. Chriſtian Grotewold⸗ Steglitz in: „Der Auslands deutſche“ d 


1. Jahrgang, Nr. 7, Juli 1912, S. 3. 


2 Siehe die vortrefflichen Ausführungen Zitelmanns in W. Schü di ing, 
Das Werk vom Haag. Zweite Serie: Die gerichtlichen Entſcheidungen. Erſter 


n Band, dritter Teil. München und Leipzig 1914, S. 228 ff. 


s Bol. Pohl, Der Kampf gegen die Fremdenlegion (Monatsſchrift „Hoch⸗ 
land“, XI. Jahrgang, 3. Heft, Dezember 1913); Gaſton Moch, La question 


- de la Légion etrangere. Paris 1914; H. W. Lehmann, Die franzöſiſche 


Fremdenlegion. Eine . Unterſuchung. (Würzburger e | 
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unmittelbar die Verletzungshandlung begangen haben, ſondern auch 
in den Fällen, wo die von einer Privatperſon begangenen Hand⸗ 
lungen nicht pflichtgemäß vom fremden Staate verhütet, verfolgt 
und geahndet worden ſind. Denn völkerrechtswidrige Schädigung 
eines einzelnen durch den fremden Staat iſt zugleich Schädigung 
des Heimatsſtaates und verpflichtet den fremden Staat dem Heimats⸗ 
ſtaat gegenüber im Falle des Verſchuldens zur Entſchädigung. Das 
iſt ein völkerrechtlich unbeſtrittener Satz, den auch das deutſche Aus— 
wärtige Amt als geltendes Recht ausgeſprochen hat. Unzählige 
Male haben ſich die Staaten wegen Schädigung ihrer Angehörigen 
durch Private direkt an die fremden Regierungen gehalten. Jener 
Völkerrechtsſatz iſt auch Vorausſetzung der ſog. Porter⸗Konvention 
von 1907, des Haager Abkommens über die Beſchränkung der An⸗ 
wendung von Gewalt bei der Eintreibung von Vertragsſchulden, 
die bei der Regierung eines Landes von der Regierung eines anderen 
Landes für deren Angehörige eingefordert werden !. 

Beefindet ſich ein fremder Staat deutſchen Reichsangehörigen 
gegenüber in Ausübung einer ihm von unſerem Staate durch Ver- 
trag oder gewohnheitsrechtlich eingeräumtem Befugnis, ſo iſt die 
Schutzpflicht des Reiches nicht gegeben; denn es fehlt dann das 
Moment der Völkerrechtswidrigkeit. 

Einige Beiſpiele mögen dieſen Satz erläutern: Infolge der für 
Friedenszeiten anerkannten Meeresfreiheit und der Fiktion, daß 
Schiffe auf hoher See als ſchwimmende Gebietsteile des Flaggen- 
ſtaates gelten, iſt grundſätzlich jeder Staat allein befugt, die unter 
ſeiner Flagge fahrenden Schiffe auf dem Meere anzuhalten und zu 
durchſuchen. Nun hat aber das Deutſche Reich durch verſchiedene 
Verträge auch Kriegsfahrzeugen fremder Staaten das Recht zur 
Vornahme von Durchſuchungen deutſcher Schiffe eingeräumt; ich 
erinnere nur an die Verträge von 1882 und 1887 über Hochſee⸗ 
fiſcherei in der Nordſee und über Unterdrückung des Branntwein⸗ 
handels unter den Nordſeefiſchern. Leiſtet die aus Deutſchen be- 
ſtehende Beſatzung eines deutſchen Schiffes einem außerdeutſchen 
Kriegsfahrzeug Widerſtand, das ſich in Ausübung des durch jene 
Verträge zugeſtandenen Durchſuchungsrechtes befindet?, fo beſteht zu 
ihren Gunſten nicht eine Schutzpflicht des Reiches. 


1 Zitelmann, Schadenserſatz für Gewalttätigkeiten gegen Auslands⸗ 
deutſche im Kriege. (Deutſche Juriſten⸗Zeitung 1915, Nr. 1/2, Spalte 16 ff.) 
2 Vgl. Oscar Neumann, Der Widerſtand gegen die auswärtige 
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Entſtammt dieſes Beiſpiel der Friedensordnung und dem Kreiſe 
ſtaatsvertraglich eingeräumter Befugniſſe, ſo ſei ein zweites dem 
geltenden Kriegsgewohnheitsrecht entnommen: Die Unterbindung 
der Konterbandezufuhr iſt unter beſtimmten Vorausſetzungen als 
völkerrechtlich zuläſſig anerkannt. Liegen dieſe Vorausſetzungen vor, 
ſo entzieht der neutrale Staat im Seekriege ſeinen Angehörigen in 
beſtimmtem Unfange den Schutz, auf den ſie ſonſt allgemein rechnen 
können. Der neutrale Staat ſchützt ſeine Angehörigen, obwohl er 
ihnen die Beförderung von Konterbandegütern nicht verboten hat, 
nicht gegen die gewohnheitsrechtlich feſtſtehenden Folgen des Konter⸗ 
bandehandels, Aufbringung und priſengerichtliche Einziehung 1. Dieſe 
Schutzverweigerung beruht auf anerkanntem, internationalem (Ge, 
wohnheitsrecht, das in einer Reihe von Neutralitätserklärungen 
Ausdruck gefunden hat; ich nenne nur die engliſche, anläßlich des 
italieniſch⸗türkiſchen Krieges 1911 ergangene, ſowie die damals von 
der franzöſiſchen Regierung erlaſſene Neutralitätserklärung 2. 

Wir werden uns nicht immer damit zufrieden geben können, 


wenn unſere deutſchen Reichsangehörigen in einem fremden Staate 


geſchädigt worden ſind und ſeitens dieſes Staates deutſchen Reklama⸗ 
tionen entgegengehalten wird, daß die Deutſchen nicht ſchlechter 
behandelt würden als die eigenen Staatsangehörigen. Laſſen leztere 
ſich ein Willkürregiment ſchlimmer Art gefallen, ſo iſt das ihre 
Sache. Wir ſchützen jeden deutſchen Staatsbürger, wo immer er 
ſich befinde, nach Kräften und ſichern ihn gegen Willkür und Ge⸗ 
walttat, die ſeitens der fremden Regierung oder unter ihrer Dul⸗ 
dung begongen wird. Wir bleiben nicht ſtehen bei der Forderung, 
daß der fremde Staat unſere Deutſchen nicht durch Verſtoß gegen 
feine eigenen Gite ſchädigen darf, ſondern wir verwahren uns 


Staatsgewalt auf Toben: See nach dem völkerrechtlichen Bertragsreft des Deut⸗ ` 
ſchen Reiches. (Roſtocker Diſſertation, 1904) © 

Schramm, Das Priſenrecht in feiner neueften Geſtalt. Berlin 1913, 
S. 41. Siehe og Pohl, Die rechtliche Natur der Blockade (in: Zeitſchrift 
für Intern. Privat⸗ und Offentl. Recht Bd. XVII, S. 39, 40). 

2 Erſtere enthielt die Wendung, daß die engliſchen Untertanen bei der 
Beförderung von Kriegskonterbande oder bei dem Verſuch, eine Blockade zu 
brechen, „will do so at their peril and of own wrong; and they will in no 
wise obtain any protectjon“. Die franzöſiſche Neutralitätserklärung ſagte 
„Les personnes qui contreviendraient aux defenses susmentionnés ne pourront 
Srötändee à aucune protection du Gouvernement ou de ses agents contre les 
actes ou mesures que, conformement au droit des gens, les belligérants pour- 
raient exercer ou deereter.“ Schramm, ©. 42. 
Schmollers Jahrbuch XLIII 2. 11 
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unter Umſtänden gegen dieſe Geſetze ſelber auch dann, wenn fie In⸗ 
länder und Ausländer gleichermaßen treffen wollen. Wir erkennen 
die Anwendung eines Rechts gegen unſere Auslandsdeutſchen nicht 
an, wenn es für unſer Rechtsempfinden unerträglich iſt. Nie könnten 


wir dulden, daß ein deutſcher Staatsbürger in einem fremden 
Staate zum Sklaven gemacht würde, wenn dort auch die Sklaverei 


noch Rechtens wäre. | 

Cb'benſowenig kann ſich bie ſchutzpflichtige Reichsregierung mit 
dem Einwand abweiſen laſſen, daß ihr Eingreifen eine Verletzung 
der Souveränität des fremden Staates bedeute. Die Souveränität 
iſt kein völkerrechtlicher Freibrief für jede Willkür. Auch der Ein⸗ 
wand, daß eine diplomatiſche Verwendung durch die Landesgeſetz⸗ 
gebung ausgeſchloſſen Te, ift unbeachtlich. Unter Artikel 3 Abſatz 6 
der Verfaſſung läßt nicht zu, daß unſere Auslandsvertreter vor 
einer ſolchen Beſtimmung des fremden Landesrechtes haltmachen. 

Beachtlich iſt dagegen regelmäßig die Forderung, daß der ge- 
ſchädigte Deutſche, ehe zu ſeinen Gunſten die Schutzpflicht des 
Reiches praktiſch werde, zunächſt den ordnungsmäßigen Inſtanzen⸗ 
weg erſchöpfe . Die Schutzaktion des Reiches ſoll dem deutſchen 
Staatsbürger nicht die Anrufung der territorialen Gerichtsbarkeit 
erſparen wollen. Das wäre ein Attentat gegen die Souveränität 
des fremden Staates, ein Eingriff in e der 8 
unzuläſſig iſt. 

Unrichtig wäre übrigens die Vorſtellung, als ob verfaſſungs⸗ 
rechtlich die Schutzpflicht unſerer Auslandsvertreter nur in den 
Fällen vorläge, die irgendwie durch Rechtsſätze geſchützte Poſitionen 
betreffen. Wie in der internen Verwaltung, ſo kommen auch in 
unſerer auswärtigen Verwaltung viele Tätigkeiten vor, die von 
Rechtsregeln gar nicht ergriffen werden. Auch dasjenige Stück der 
auswärtigen Verwaltung, das die Schutz⸗ und Fürſorgetätigkeit für 
die Auslandsdeutſchen umfaßt, iſt keineswegs in allen Einzelheiten 
und Eventualitäten durch Rechtsſätze feſtgelegt. Die ganze, durchaus 
nicht in ſtarre Formeln zu feſſelnde auswärtige Politik hat der 
Wahrung der Intereſſen des Reichs und ſeiner Angehörigen zu 
dienen. So iſt die verfaſſungsmäßige Schutzgewährung vielfach ein 
Akt rechtlich im einzelnen nicht normierter internationaler politiſcher 


2 Siehe hierzu die Ausführungen bei L. Oppenheim, International Law. 


A Treatise. Vol. II. Second edition. London 1912, S. 41 über den Fall 
SE engliſ chen Untertans Don Pacifico. 
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Betätigung, die der Förderung der nationalen Entwicklungsmöglich 


keiten dient, ein Handeln im Dienſte der Förderung unſerer deutſchen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe, vor allen des Handels und Gewerbes, = 

der Induſtrie, des Verkehrs, des Transportweſens, aber auch im | 
Dienfte macht» und kulturpolitiſcher Beſtrebungen. Es leuchtet ein, 
daß die Fälle der Schutzgewährungspflicht mannigfacher Art und 


unüberſehbar ſind, daß ſie einer e ſtaatsrechtlich er⸗ 
ſchöpfenden Aufzählung ſpotten 1. 
Die Schutzgewährungspflicht iſt keineswegs darauf beſchränkt, 
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Verletzungen von den Reichsangehörigen fernzuhalten oder auf ihrer 


Verfolgung und Ahndung oder auf Schadloshaltung zu beſtehen, 
ſondern ſie umfaßt auch die Pflicht zur Wohlfahrtsförderung. 


Pflege der Wohlfahrt des deutſchen Volkes iſt ja eine weſent⸗ 


liche Aufgabe des Reiches, wie uns die Eingangsworte ſeiner Ver⸗ | 


faſſung jagen; und jeder Reichsangehörige iſt ein Stück, ein Glied 
des deutſchen Volkes. Freilich iſt die Linie, bis zu welcher dern 


deutſche Auslandsvertreter gerade hier gehen darf, nicht leicht zu 
ziehen. v. König betont in ſeinem bekannten „Handbuch des Deutſchen 


KRonſularsweſens“ (8. Ausgabe, Berlin 1914, S. 50), daß die Konſulnn 
auf Anrufen der legitimierten Intereſſenten in der Regel alles tun 

Rund leiſten müſſen, wozu ſie kraft ihres Amtes ermächtigt find. 
„Indeſſen gehen die Wünſche von Privatperſonen nicht ſelten über 


das Zuläſſige hinaus, namentlich wenn es ſich weniger um einen 


beſtimmten Akt konſulariſcher Tätigkeit als um Förderung von Unter, 


nehmungen, um Unterſtützung im allgemeinen handelt. Der Reichs⸗ 


kanzler hat es in dieſer Beziehung zum Beiſpiel für nicht ſtatthaft 


erklärt, daß die Konſuln ſich zu Agenten oder Kommiſſionären für | 


Privatzwecke hergeben. Namentlich find Anſprüche der Verleger von 


Zeitungen auf konſulariſche Beihilfe zur Verbreitung ihrer Blätter 
im Auslande, ohne Rückſicht auf die sche Färbung, e 8 


oder ohne Antwort zu laſſen.“ 


Der Konſul iſt im Auslande der Berater und Helfer be Deutfchen, 1 
die draußen wohnen, und des Handelsſtandes, der mit dem Auslande 
ſeine Verbindungen knüpft; er kann aber nicht ſein, wie das ſehr 


häufig irrtümlich gedacht wird, der Agent oder Vertreter des Handels⸗ 
ſtandes“. Er iſt Vertreter des Deutſchen dee Den geb 


Kos fy 


1 Stier- RN Grund» und Zutunftfragen deutſcher gang, Bonn 3 


1917, S. 229, 230, 237, 238. 
$ Staatsſekretär v. Schoen im gg am 26. Mürz 1908. 


1 1* f 3 


F 
Er TEN 
ER . "Zei 5 


S 


164 Fu SC bens gt u 158 


Kaufmann zu entlaſten und deſſen Geſchäft zu fördern, iſt er nicht 

da. Der deutſche Kaufmann muß ſich ſelbſt ſeinen Weg bahnen. 
Wie alle Berufe und Stände zu fördern das Geſamtintereſſe des 

Staates fordert, ſo nimmt ſich das Reich auch des Handelsſtandes 


an durch ſeine Auslandsbeamten. 


Aber wenn auch dem deutſchen Auslandsvertreter Vorſicht an⸗ 
EN iſt, damit er in feinem Streben, feinen Landsleuten nützlich 
zu ſein, ſich nicht verleiten laſſe, Anträge und Reklamationen zu 
unterſtützen, die ſeines Beiſtandes unwürdig find oder anderweitige, 
ihm anvertraute Intereſſen ſchädigen, ſo will v. König damit keines⸗ 
wegs den Amtspflichten der Auslandsvertreter gegenüber ihren Schutz 
befohlenen eine enge Grenze gezogen wiſſen: „Der Konſul muß, ſoweit 
tunlich, jedem Deutſchen — mag er im Konſularbezirke anweſend ` 
ſein oder Béi von außerhalb an ihn wenden — die erbetenen Auf- 
klärungen geben, ihn in ſeinen berechtigten Beſtrebungen, ſoweit ſie 
in das Tätigkeitsgebiet des Konſuls fallen, unterſtützen, ihm in Met, ` ` 
lagen beiſtehen und ihn gegen Angriffe wider ſeine vertragsmäßigen 
oder geſetzlichen Rechte ſchützen“ (v. König ©. 51). 

Ob im einzelnen Fall die Schutzfunktion in den Bereich des 
diplomatiſchen oder konſulariſchen Pflichtenkreiſes fällt, iſt eine Frage 
der internen Behördenorganiſation. Wendet ſich der ſchutzſuchende 
Deutſche einmal an die falſche Adreſſe, ſo ſoll ihm das nicht ſchaden. 
Für bürokratiſche Engherzigkeiten und Kleinigkeiten ſollte im Dienft- | 
betriebe unſerer Auslands vertretungen kein Platz ſein 1. | 
, Nicht durchweg haben bisher unſere Auslandsvertreter ihre Auf⸗ | 
gabe richtig erfaßt. Ein jo beſonnener Beurteiler wie Freiherr 
v. Mackay ſchrieb' in ER 1915 u Buche „Die moderne 
Diplomatie“: | 8 


— 


1 Konſul Oswald Lohan wem, Die Umgeftaltung des Ausland⸗ 
dienſtes (in: „ Nord und Süd“, Septemberheft 1918, & 258): „Ein Konful, deſſen 
praktiſcher Wirkſamkeit der weiteſte Spielraum gelaſſen iſt, wird dieſer nur 

dann voll gerecht werden können, wenn er frei von Vorurteilen, Pedanterie und 

Engherzigkeit iſt ſowie Charakterfeſtigkeit, maßvolles, taktvolles Auftreten und 

weltmänniſche Auffaſſung beſitzt. Ihm muß Verſtändnis für die Sorgen, 

Schwächen und Nöte ſeiner Schutzbefohlenen eigen ſein. Er darf ſich nicht 

ſcheuen, mit dieſen in ſtändiger Berührung zu bleiben und mit ihnen auch ge 
ſellſchaftlich zu verkehren, ohne ſich dabei zu nicht angebrachten Intimitäten 
verleiten zu laſſen. Er ſoll ſeinen Landsleuten nicht bloß ein bureaukratiſcher 

Beamter, ſondern als menſchenfreundlicher, wohlmeinender Helfer, Vermittler 

und Berater zur Seite ſtehen und Wel Ge E die geſetzlichen Grenzen zu⸗ 

laſſen, ſeinen Beiſtand gewähren 
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„Man begegnet eege noch im Auslande, allerdings glüdlicher- 
weiſe nur ſelten, deutſchen Konſuln, die geradezu als diluvii testes 
einer überwundenen altpreußiſchen Schule und einer zopfigen Amts⸗ 
gebarung von ſehr großer Korrektheit, aber ſehr geringer Nützlichkeit 
gelten können. Es ſind die Herren, die jede Angelegenheit nach 
einem vorbeſtimmten Schema F, das ihnen als göttliche Weltordnung 
gilt, erledigen, die unweigerlich jede Anfrage, die nicht der berüchtigten 


Rückportovorſchrift genügt, in den Papierkorb befördern, deren Aus 


Klünfte nicht felten ert dann einlaufen, wenn auf dem Grab der 
` Gitt: oder Geſchäftsfrage längſt ſchon hohes Gras wächſt, in deren 


Amtsſtuben ſich ein ſchneidiger Unteroffizierston mit der Luft eines 
Inquiſitionsgerichtes miſcht und Höflichkeit wie eine Verſündigung 
an der heiligen Amtswürde betrachtet wird, deren Stolz dabei vor 


jedem geſinnungstüchtigen Briten katzbuckelt und jeden hilfsbedürftigen 


Deutſchen wie einen läſtigen Bettler behandelt.“ 


Auch wo im Konſulat, in der Geſandtſchaft der rechte Geiſt 


der Hilfsbereitſchaft weht, wo eine dem Willen der Reichsverfaſſung 


entſprechende Auffaſſung von den Aufgaben des Auslandsſchutzes 


herrſcht, wird der deutſche Kaufmann im Auslande gern ohne amt: ` ` 

liche Hilfe auszukommen ſuchen. Er will den offiziellen Weg meiſt | 
gern vermeiden. Dem Konſulat, der Geſandtſchaft . immer der 
; une Charakter an. 


Der Auslandsdeutſche will 15 fol nicht alles Heil vom Schu 
Ge Heimat erwarten; es ift nicht wünſchenswert, daß das Deutſche 


A R Reich hinter jede deutſche private Gründung im Auslande ſchützend 
treten ſoll. Nach dieſem Kriege wird die Privatinitiative der Aus⸗ 


landsdeutſchen ſich erſt recht ebenſo energiſch wie klug betätigen müſſen. 


Die gegebene nichtamtliche Form iſt, wo es gilt, ſich gegen ſtarke | 


CH Widerſtände durchzuſetzen, der Zuſammenſchluß in Vereinen. 


Unter den Mitteln, den deutſchen Ausfuhrhandel im ganzen zu 


heben und damit auch die Intereſſen und Rechte der einzelnen zu 
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fördern und zu ſchützen, iſt an erſter Stelle eine zielbewußte Auslands- `. 
kammerpolitik zu nennen. Die Auslandskammern müſſen auf rein 


genoſſenſchaftlicher Grundlage gegründet werden, ohne daß das Reich 
ſich zunächſt einmiſcht. Geht's nicht ohne finanzielle Beihilfe aus 


Reichsmitteln, dann karge das Reich nicht und beteilige es ſich, We 
dabei weiter hervorzutreten. N „Es zahle, N aber es kommandiere nicht“ er 


1 Vgl. Hans Fehr, Förderung deutſchen Handels durch Auslands⸗ 
kammern („Norddeutſche . e Ko ‚176- vom 7. April, 1918, 


ES Bine. Teil. 


Die Auslandskammern würden andernfalls bald verkümmern. Der 
Kaufmann im Auslande will möglichſt wenig auf den offiziellen Weg 


über Konſulat und Geſandtſchaft angewieſen ſein, wenn er Rat und 


Hilfe braucht. Die Auslandskammern können manche Aufgabe, für 


die es den Organen der auswärtigen Verwaltung an Beweglichkeit 


die ſich vielfach überſchneidenden Betätigungskreiſe zu klären. Das 


— 


und Sachkunde mangelt, in beſter Weiſe erfüllen. Sie werden in 


der Lage ſein, den Konſulaten manche Aufgaben des Auslandsſchutzes 
abzunehmen. Daher verdienen ſie weitgehendſte ſtaatliche Förderung. 


Das gilt auch für alle jene Vereinsbildungen, die im In⸗ und 
Auslande beſtehen und noch ins Leben gerufen werden, um deutſche 


Kapitalanlagen im Auslande und die Auslandsarbeit deutſcher Reichs⸗ 


angehöriger zu ſtützen und zu ſchützen!. Dahin gehören auch feſt 


organiſierte private Schutzvereinigungen zum Schutze von Privat⸗ 
gläubigern gegen fremde Staaten. 


Sache des Staates iſt es, die zahlreichen beſtehenden privaten 
Vereine und Veranſtaltungen zu planmäßiger Zuſammenarbeit zu 
bringen, die Zuſammenfaſſung der Kräfte und Ziele zu fördern und 


ſind dringliche Aufgaben des Auslandsſchutzes, die der Staat, ohne 


in läſtige und hemmende Bevormundung zu verfallen, ungeſäumt in 


Angriff nehmen ſollte. Richtig betriebene Vereinsförderung iſt ein 
nicht unweſentliches Stück des ſtaatlichen Auslandsſchutzes. 

Fragt man im übrigen nach den Mitteln, welche dem Reich 
zur Verfügung ſtehen, um den amtlichen Auslandsſchutz wirkſam zur 
Geltung zu bringen, ſo kommt (nach einem Worte Bismarcks) vor 
allem der Einfluß des Reichs und der Wunſch und das Intereſſe 


anderer Mächte in Betracht, mit ihm in freundſchaftlicher Beziehung 


zu ſtehen: „Wenn man im Auslande den feſten Willen der deutſchen 
Nation jerkennt, jeden Deutſchen nach der Deviſe: civis Romanus 
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sum zu ſchützen, ſo wird es nicht ſchwer fallen, dieſen Schutz ohne 


beſondere Kraftanſtrengung zu gewähren ?.“ Eine Regierung, die 


eiferſüchtig iſt auf ihre Würde und auf den Schutz ihrer Angehörigen 


im Auslande, wird gleichwohl ſich nicht bei jeder Gelgenheit auf die 


1 über eine innerhalb des Bundes der Auslandsdeutſchen zu ſchaffende 
Rechtsſchutzorganiſation ſiehe Albert Unter⸗Harnſcheidt, Auslandsdeutſch⸗ 


tum und übergangswirtſchaft. Berlin⸗Zehlendorf⸗Weſt 1918, S. 63 ff. Am 


11. Januar 1919 fand zu Alten in der Schweiz eine Verſammlung der Reichs⸗ 
deutſchen zur Gründung einer deutſchen ſtaatsbürgerlichen Vereinigung ftatt; 
Bebe Kölnische Zeitung Nr. 22, Morgenausgabe vom 13. Januar 1919, ©. 2. 

2 Bismarck in der Budgetkommiſſion des Rn am 23. Juni 1884. 
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Macht und das Anſehen berufen und nicht bei jedem geringfügigen 
Anlaß eine gereizte Korreſpondenz au der Regierung einer befreundeten 
Macht beginnen !. 


Die Mittel, die das Reich zum Schutz ſeiner Angehörigen an⸗ 
wenden kann;, find verſchiedener Art, ‚sie reichen von Warnung und 
Raterteilung an Deutſche im Auslande, von Auszahlung von Unter⸗ 


ſtützungsgeldern, nachrichtlichen Mitteilungen an die zuſtändigen Be 


hörden des fremden Staates, von inoffiziellen Schritten unſerer 
Auslandsvertreter bei lokalen oder zentralen Behörden, von offiziöſen ) 
und offiziellen Kundgebungen in Preſſe und Parlament bis zu 
Drohungen und Kriegserklärungen. Dazwiſchen liegen unter anderen: 
Empfehlungen von Reichsangehörigen und ihren Anliegen, Unter⸗ 
ſtützung und Verteidigung ihrer Rechte und Intereſſen in diplomatiſchen 
Noten, Erſuchen um Aufklärung, um Mitteilung tatſächlicher Vor⸗ 
gänge, um Unterſuchung von Vorkommniſſen, Beſchwerden, Proteſte, 
Einreichung von Entſchädigungsforderungen, Verlangen nach Genug⸗ 
tuung, Forderung ſchiedsgerichtlicher Erledigung eines Falles, Retor⸗ 
ſionen, Repreſſalien, Selbſthilfe, Intervention bis zur Erzwingung 
einer Finanzkontrolle und dergleichen. Welches Mittel im einzelnen 
Falle angebracht iſt, haben die Organe der auswärtigen Verwaltung 
nach beſtem Ermeſſen zu entſcheiden. Die Wahl iſt vorwiegend durch 
politiſche Rückſichten beſtimmts. In manchen Fällen werden mehrere 
Mittel nebeneinander anzuwenden, in anderen wiederum wird ein 
Übergang zu immer ſchärferen Mitteln am Platze ſein. Die Grenze 
zwiſchen den einzelnen Mitteln iſt nicht immer leicht zu ziehen. 

Ein von mir bereits erwähntes Beiſpiel aus der Geſchichte des 
erſten Jahres unſerer Reichseinheit iſt in dieſer Beziehung beſonders 


) EE 


1 Pgl. Bismarcks e im preußiſchen Abgeordnetenhauſe am | 


25. Januar 1867. 


2 Edmond Pittard, Ta protection des nationaux a Pétranger. 
These de doctorat. Genève 1896, S. 211 ff., 246 ff; J. Tſchernoff, Le 
droit de protection exercé par un état & Pégard de ses nationaux residant 
a l’etranger. These pour le doctorat. Paris 1898, S. 231 ff. di 

7 Zur Löſung der Frage, in welcher Weiſe die Forderungen deutſcher 
Gläubiger gegen Angehörige des feindlichen Auslandes zu ſichern ſeien, ſind im 
im Laufe des Weltkrieges zahlreiche Vorſchläge gemacht worden. Über Entwick⸗ 
lung und Stand der Frage gab eine gute Überficht Amtsgerichtsrat Dr. Stern 
in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ Nr. 164, e vom 
30. März 1918, een Teil. 


168 Heinrich Pohl 572 
Als 1871 franzöſiſche Mordbuben, denen preußiſche Soldaten 
zum Opfer gefallen waren, von franzöſiſchen Schwurgerichten trotz 
aller Schuldbeweiſe freigeſprochen worden waren, da wies Bismarck 
den Grafen! v. Arnim an, der franzöſiſchen Regierung mitzuteilen: 
„Wäre es für uns möglich, uns auf den Standpunkt der Rechts⸗ 
pflege von Paris und Melun zu ſtellen, ſo würde das jus talionis 
dahin führen, daß auch unſererſeits die Tötung von Franzoſen, wenn 
ſie im Bereiche unſerer Gerichtsbarkeit vorkommt, eine Strafe nicht 
mehr nach ſich zöge. Der Grad der ſittlichen Bildung und das ehr⸗ 
liebende Rechtsgefühl, welche dem deutſchen Volke eigen ſind, ſchließen 
eine ſolche Möglichkeit aus.“ Bismarck ließ keinen Zweifel darüber, 
daß er ſich in Zukunft in gleichartigen Fällen nicht auf die Rechts⸗ 
pflege Frankreichs verlaſſen, ſondern auf der Auslieferung der Ver⸗ 
brecher beſtehen werde. Bei Verweigerung einer derartigen Aus— 
lieferung würde er genötigt ſein, durch Ergreifung und Wegführung 
franzöſiſcher Geiſeln, äußerſtenfalls auch durch weitergehende Maß⸗ 
regeln auf Erfüllung des Auslieferungsverlangens hinzuwirken. 
Viel umſtritten war in den Kriegsjahren das Recht der 
Wiedervergeltung, der Repreſſalie. Es wird ein unentbehrliches 
Mittel des Auslandsſchutzes beſonders in Kriegszeiten bleiben. 
Wir alle erinnern uns der amerikaniſchen Note vom 23. Juli 1915, 
in der geſagt wurde: „Die Vergeltungshandlung eines Kriegführenden 
iſt an und für ſich ein Handeln außerhalb des Geſetzes, und die 
Verteidigung einer Maßnahme als Vergeltungsmaßnahme bedeutet 


das Zugeſtändnis, daß ſie ungeſetzlich ſei.“ Damals hat ein bekannter 


katholiſcher Theologe und Kirchenrechtslehrer, Profeſſor Dr. Hollweck 
(Eichſtädt), die völlige Haltloſigkeit dieſes Satzes vom Stand⸗ 
punkt der Moral und des Rechtes überzeugend dargelegt: „Weder 
Moral noch Recht verbieten die Wiedervergeltung. Wo Gründe 
fehlen, ſtellt man bekanntlich Grundſätze auf. Es gibt ein Recht der 
Wiedervergeltung, wie es ein Recht der Notwehr gibt und ein Recht 
des Notſtandes. Auch vom Standpunkt der ſtrengſten chriſtlichen 
Moral aus muß das anerkannt werden. Freilich müſſen dafür die 
entſprechenden Voraus fetzungen gegeben ſein. Wenn Chriſtus fordert, 
dem, der auf die linke Wange ſchlägt, auch die rechte darzubieten, 
ſo gibt er hierin ein Geſetz der Vollkommenheit, die über das 
ſtrenge Recht hinausgeht, und zwar der Vollkommenheit des Indi⸗ 


1 Ludwig Hahn, Fürſt Bismarck. Sein volte Leben und Wirken. 
Zweiter Band. Berlin 1878, S. 423. 
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viduums, weil dieſes zur Vollkommenheit berufen iſt. Im Leben 
der Völker aber gilt das ſtrenge Recht; wenn dieſes nicht verletzt 
wird, iſt auch dem chriſtlichen Prinzip genügt. Es wäre eine geradezu 
unſinnige Forderung aus dem Kriegsrecht — auch vom Standpunkt 
des Chriſtentums gibt es einen gerechten Krieg, zum Beiſpiel zur 
Züchtigung, zur Verteidigung — die Wiedervergeltung zu ſtreichen 


und ſie als „ungeſetzlich“ zu bezeichnen, wie das die Note in etwas 


verſchämter Form tut, indem ſie dieſelbe zuerſt als außerhalb des 
Geſetzes (alſo praeter legem) bezeichnet, um ſie zwei Zeilen nachher 
einfach als ungeſetzlich (d. h. contra legem) zu bezeichnen. Das iſt 
ein unwürdiges Spiel mit Worten und Begriffen, und das allein 
ſchon verrät die ganze Schwäche der Beweisführung. Wenn die 
Wiedervergeltung aus dem Kriegsrecht geſtrichen würde, dann wäre 
ja der gewiſſenloſeſten und roheſten Kriegsführung Tür und Tor 
geöffnet und gerade die anſtändige Kriegspartei auf äußerſte benach⸗ 


teiligt. Jede Ausſchreitung des Gegners (zum Beiſpiel Tötung der 


Gefangenen) müßte fie wehrlos und ſtraflos hinnehmen und ſich 
einfach gefallen laſſen .. Die Wiedervergeltung iſt das einzige 
Mittel, den gewiſſenloſen, die anerkannten Kriegsgeſetze nicht achtenden 
Feind zu züchtigen und iſt als ſolches auch vom Standpunkt der 
chriſtlichen Moral und des natürlichen Rechts erlaubt. Freilich 
ſetzt die Wiedervergeltung die Überſchreitung des Gegners voraus, 
wie das Recht der Notwehr den ungerechten Angriff und das 
Notrecht den Notſtand; auch darf dabei Mäßigung nicht außer acht 
bleiben. Zu argumentieren, wer Wiedervergeltung im Kriege übt, 
ſtellt ſich außerhalb des Geſetzes und handelt en, ungeſetlich, 
d. h. widergeſetzlich, iſt einfach unverftändlih!." ` 

Selbſt unfere beten, Gefandten und Konſuln ge für den 
Schutz deutſcher Rechte und Intereſſen nicht immer in genügendem 
Maße erfolgreich wirken, wenn das Deutſche Reich ihnen nicht hin⸗ 
reichend eindrucksvolle Machtmittel möglichſt nahe an die Seite ſtellt, 
die in der Lage ſind, den deutſchen Forderungen einen ſichtbaren 
und vielleicht auch fühlbaren Nachdruck zu verleihen. Gegenüber 
fernen überſeeiſchen Staaten iſt das bequemſte Machtmittel das 
Kriegsſchiff. Es vermag infolge ſeiner leichten Beweglichkeit recht 
beträchtliche Gebiete in ſeinen Wirkungskreis zu ziehen N NW 


1 „Germania“ Nr. 341 vom 28. Juli 1915. Vgl. auch Conſtantin 
Terhardt, Die Repreſſalie und ihr Verhältnis zu den Rechten und Interfſſen 


unbeteiligter Staaten. (Würzburger Diſſertation.) 1916. 


2 G. A. Erdmann in „Der Auslandsdeutſche. 1. Jahrgang, Nr. 5, 
Mai 1912, S. 5. 
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Die Staaten, in denen Verletzungen Deutſcher gewöhnlich vor- 
kommen, ſind im allgemeinen im Innern nicht gerade hervorragend 
entwickelte Gemeinweſen, wie Haiti, Nicaragua, Venezuela und andere 
Muſterſtaaten. „Hier ſchützt man die deutſchen Intereſſen am beſten 
durch häufige Beſuche kleiner ſchneller Schiffe, deren häufig wieder⸗ 
holte Anweſenheit allein ſchon eine beträchtliche Schutzwirkung und 
: Preſtigeſtärkung bedeutet 7. 3 

Nach den bisher geltenden Beſtimmungen find die Kommandanten 
der deutſchen Kriegsſchiffe verpflichtet, den Requiſitionen der deutſchen 
Auslandsvertreter auf Schutz deutſcher Reichsangehöriger, deutſchen 
Eigentums und deutſchen Anſehens im allgemeinen möglichſt Folge 
zu geben. 

Unter Umſtänden ſchreitet der Kommandant uch ohne Vollmacht 
oder ohne Requiſition ſeitens eines deutſchen Auslandsvertreters ein, 
um eine beſtehende Gefahr für Leben, Freiheit oder Eigentum von 
Reichsangehörigen abzuwenden. Vorbedingung iſt, daß der Staat, 
in dem das militäriſche Einſchreiten ſtattfinden ſoll, nicht willens 
oder außerſtande iſt, die Angelegenheit ordnungsmäßig zu erledigen. 
Das militäriſche Einſchreiten iſt äußerſtes Mittel. Deshalb hat der 
Kommandant zuvor ſorgfältig zu prüfen, ob die Vorbedingungen 
eines derartigen Vorgehens erfüllt ſind und ob eine anderweitige 
Regelung ohne Schädigung des Anſehens des Deutſchen Reiches nicht 
möglich iſt. | 

Beſonders ſchwierig geſtaltet ſich die Frage der Schutzgewährung 
im Falle innerer Unruhen in dem Lande, wo ſich das deutſche 

Kriegsſchiff gerade aufhält. In Abweſenheit von diplomatiſchen oder 
konſulariſchen Vertretern wird der deutſche Befehlshaber den deutſchen 
Reichsangehörigen empfehlen, ſich weder direkt noch indirekt in Fragen 
einzumiſchen, die Gegenſtand dieſer Unruhen ſind; er wird ſie warnen, 
in den Gang der Ereigniſſe oder in die Maßregeln der Parteien 
einzugreifen. Der deutſche Kommandant greift nur ein, ſoweit es 
zum Schutz des Lebens, der Freiheit oder des Eigentums deutſcher 
Reichsangehoͤriger erforderlich iſt und die Gefahr auf andere Weiſe 
nicht abgewendet werden kann. Denn grundſätzlich ſoll der Kom⸗ 
mandant bei der Behandlung politiſcher Fragen eine vorſichtige 
Zurückhaltung üben. 

So iſt unſere Kriegsmarine, beſonders bei fernen, überſeeiſchen 
Staaten, ein weſentliches Mittel und Organ des Auslandsſchutzes. 

i Dr. Chriſtian Grotewold in „Der Auslandsdeutſche“. 1. Jahrgang, 
Nr. 7, Juli 1912, S. 3. 
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Die deutſche Kriegsmarine hat ſich in Erfüllung dieſer Aufgabe 
in den langen Friedensjahren wiederholt wirkſam betätigt. 
In Fällen ſchwerer Verletzungen der Intereſſen und Rechte 
deutſcher Reichsangehöriger im Auslande würde ſich unſer fried⸗ 
liebendes Volk, wenn alle Mittel friedlicher Erledigung erſchöpft 
oder ausſichtslos ſind, unter Umſtänden auch in Zukunft zu bewaff⸗ 
netem Einſchreiten entſchließen müſſen. „Eine Methode, den Pelz 
zu waſchen, ohne ihn naß zu machen, iſt bisher noch nicht entdeckt 
worden.““. | a | | 
Gegebenenfalls empfiehlt fich nicht eine Einzelintervention, ſondern 
ein gemeinſchaftliches Vorgehen mit anderen Mächten, die ſich in 
gleicher Lage befinden. Die Einzelintervention eines Staates birgt 
nicht ſelten die Gefahr in ſich, daß andere Staaten zur Gegen⸗ 
intervention ſchreiten und daß ſich daraus ein Weltbrand entzündet. 
Das Zuſammengehen der Mächte beim Chinafeldzug erfolgte, 
weil infolge der Boxerbewegung und des Verhaltens der chineſiſchen 
Regierung die international⸗rechtliche Stellung aller Europäer in 
China gefährdet war?. Unſere Teilnahme an dieſer Kollektivinter⸗ 
vention diente dem Schutz bedrohter deutſcher Rechte und Intereſſen 
und der Wiederherſtellung der Sicherheit von Perſon, Eigentum und 
Tätigkeit der Deutſchen innerhalb des chineſiſchen Staatsgebiets, der 
Sühnung und Genugtuung für die verübten Untaten. Unſere nationale 
Ehre war dadurch angegriffen, daß unſer Geſandter in China er⸗ 


mordet war. Mit. allen Mitteln eine ausreichende Sühne für den 
an Finem deutſchen Reichsangehörigen von dieſer Stellung verübten 
Mord zu fordern, war Ehrenpflicht des Reiches. Sobald die nationale 


Ehre engagiert iſt im Falle einer Gewalttat gegen deutſche Leben 


oder Güter, dann muß nötigenfalls alles daran geſetzt werden bis 
zum letzten Strohhalm. 5 


Ein weiteres hiſtoriſches Beiſpiel gemeinſamen Vorgehens mehrerer 


Mächte zum Schutz ihrer Angehörigen ſtellt die deutſch⸗engliſch⸗ 
titalieniſche Blockade über venezuelaniſche Häfen dar. 


Nachdem Venezuela die in den Ultimaten des deutſchen und des 


britiſchen Vertreters in Caräcas vom 7. Dezember 1902 aufgeſtellten 


Forderungen abgelehnt hatte, wurde zur Durchſetzung dieſer For⸗ 
derungen von den Seeſtreitkräften Deutſchlands und Großbritanniens 


1 Reichskanzler Graf v. Bülow im Reichstage vom 19. März 19038. 
2 Vgl. Friedrich Kleine, Die Unterdrückung der Boxerunruhen in China 
1900 nach ihrer völkerrechtlichen Bedeutung. (Breslauer Diſſertation.) 1913. 
3 Abgeordneter Fürſt v. Bismarck im Reichstage am 19. März 1902. 
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die Blockade verhängt. An ihr beteiligte ſich auch Italien, das äh n⸗ 
liche Anſprüche gegen Venezuela erhoben hatte!. Nach Erfüllung 
der in dem deutſchen Ultimatum aufgeſtellten Forderungen und ähn⸗ 
licher Erledigung der britiſchen und italieniſchen Anſprüche hoben 


die drei Mächte die von ihnen verhängte Blockade auf und wurden 


die diplomatiſchen Beziehungen mit der DESS Regierung 
wieberhergeftellt 3. S 

Die deutſche Regierung wird auch in der kommenden Friedens⸗ 

zeit nicht immer in der Lage ſein, bedrohten deutſchen Leben und 

Gütern mit diplomatiſchen Mitteln oder mit bewaffnetem Einſchreiten 

wirkſam beizuſpringen. 

Wir wiſſen, daß ſie 1913 und 1914 außerſtande war, den im 
Innern Mexikos lebenden Deutſchen einen unmittelbaren Schutz zu 
gewähren. Deshalb wurde den an beſonders bedrohten Punkten 
lebenden Deutſchen wiederholt der amtliche Rat erteilt, geſichertere 
Orte aufzuſuchen. Da einige Familien nicht über die nötigen flüſſigen 
Geldmittel verfügten, um die Reiſe anzutreten, wurden ihnen von 
deutſcher amtlicher Seite gegen Schuldſchein Unterſtützungen gewährt. 
Auch veranſtaltete der deutſche Geſandte in mehreren Fällen amtlich 

geleitete Expeditionen, um die Flüchtigen in Sicherheit zu bringen?. 

Eline nordamerikaniſche Zeitung rühmte im Mai 1913 das vor⸗ 
bildliche Eintreten des deutſchen Geſandten v. Hintze für ſeine infolge 
der Revolution gefährdeten Landsleute: „Während der Tage der 
Straßenkämpfe in der Hauptſtadt Mexiko entfaltete der ſeemänniſche 
Diplomat bemerkenswerten Mut. Mit ſeinem Auto, das er eigen⸗ 
händig lenkte, fuhr er im Kugelregen überall dorthin, wo ſeine 
Deutſchen in Gefahr waren und er ihnen helfen konnte. Seine Tat⸗ 
kraft gelangte ſtets zum Ziel, und ſein Rat und Beiſtand war ſeinen 
Schutzbefohlenen eine weſentliche Hilfe. Erfolgreich war Admiral 
Hintze auch darin, daß er die Beſtrafung der Mörder und eine be— 
trächtliche Entſchädigung der betroffenen deutſchen Familien in der 
ze Angelegenheit bei der mexikaniſchen Regierung durch— 


feßte*. 


1 Über den rechtlichen Charakter dieſer Blockade ſiehe Pohl, Deutſche 
Priſengerichtsbarkeit. Ihre Reform durch das Haager Abkommen vom 18. Ok⸗ 
tober 1907. Tübingen 1911, S. 109. 

S Druckſachen des Reichstages, 10. Legislaturperiode, II. Seſſion 1900/1903, 
Nr. 860. 

„ unterſtaatsſekretär Zimmermann in der Reichstagsſitzung vom 13. Fe⸗ 
bruar 1914. | 
1 „Der Auslandsdeutſche“, 2. Jahrgang, Nr. 8, Auguſt 1913, S. 56. 
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Die Verletzung von Rechten oder Intereſſen einzelner Reichs⸗ 
angehöriger oder einzelner deutſcher Erwerbsſtände durch das Aus⸗ 
land kann von einer Bedeutung und Hartnäckigkeit oder die Art der 
Verletzung eine für die geſamte deutſche Nation jo ehrkränkende ſein, 
daß zur Wahrung deutſcher Lebensintereſſen nur der e an die 
Waffengewalt übrig bleibt. 

Auch nach dieſem furchtbaren Weltbrande haben wir keine abſolute 
Gewähr dagegen, daß die geſamten Machtmittel Deutſchlands und 
ſeine Exiſtenz zum Schutz deutſcher Rechte und Intereſſen eingeſetzt 
werden müſſen. Ich brauche nur auf die Beſchlüſſe der Pariſer Wirt⸗ 
ſchaftskonferenz! hinzuweiſen, an den Plan des Handelskrieges nach 
dem Kriege bis aufs Meſſer. Wir hoffen und vertrauen, daß der 
Friedensvertrag dieſem Plan den Garaus machen werde. Aber was 
ſichert uns bei all unſerer Friedensliebe gegen die offene oder ver⸗ 
ſteckte Wiederaufnahme dieſes Erdroſſelungsplanes durch unſere Feinde? 


Darüber kann für alle Deutſchen, ohne Unterſchied der Parteirichtung, 
kein Zweiſel ſein: gegen dieſen Plan wie gegen jeden derartigen 


Plan würde es für uns nach Erſchöpfung aller friedlichen Mittel 


keine Wahl geben. Der Schutz der Auslandsarbeit unſerer Reeder, 
er unſerer Induſtrie und unſerer Kaufleute gegen ſolche Strangulierungs⸗ 
verſuche wäre ein Gebot unſerer nationalen Selbſtbehauptung. Das 
deutſche Volk hat ein Recht aufs Leben, und es will leben. Wollte 
man's dennoch unternehmen, wollte man uns unerträgliche Laſten 
aufbürden, dann würde das deutſche Volk getroſten Mutes hinauf 


in den Himmel greifen und ſeine ewigen Rechte herunterholen, die 


droben hangen, unveräußerlich und unzerbrechlich wie die Sterne ſelbſt. 


Unter den friedlichen Mitteln, die das Reich; zum Schutz ſeiner 
Angehörigen anwenden kann, nannte ich auch die Forderung ſchieds⸗ 
gerichtlicher Erledigung eines Streitfalles. Nach meiner Über- 
zeugung ſind zahlreiche, wenn nicht faſt alle Fragen, die ſich aus der 
Übung des Auslandsſchutzes ergeben können, in hervorragendem Maße 
geeignet, durch Schiedsſpruch erledigt zu werden. 

Es iſt dringend zu wünſchen, daß es bald gelingen möge, 
der obligatoriſchen Schiedsſprechung ein weites Anwendungsfeld 
gerade für die Fragen des Auslandsſchutzes zu ſichern. Das wird 
ſchon dann erreicht ſein, wenn die in der Schlußakte der zweiten 


Haager Friedenskonferenz enthaltene Erklärung über obligatoriſche 
! Gring in. bie Tat, umgeſetzt wird. Die Haager Konferenz 


1 W. Prion, Die Pariſer Wictfnftätoneren EE Berlin 1917. 
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war grundſätlich in der Anerkennung der obligatoriſchen Schieds⸗ 


ſprechung einig. Die Konferenz erklärte ferner, daß ſich für die 
vorbehaltloſe Durchführung dieſes Grundſatzes insbeſondere Streitig⸗ 
keiten über die Anwendung und Auslegung internationaler Vertrags: 
abreden eignen. Beſtimmungen über den Nuslandsſchutz find in 
Staatsverträgen jeder Art enthalten: in Friedensverträgen, Bünd⸗ 
nisverträgen, Niederlaſſungs⸗, Handels⸗, Freundſchafts⸗, Konfular-, 
Schiffahrts⸗, Auslieferungs⸗, Rechtshilfeverträgen uſw. In all dieſen 


= Verträgen finden ſich typiſche, dem Auslandsſchutz dienende Bor⸗ 


ſchriften, die zum Teil verbeſſerungs⸗ und ergänzungsbedürftig ſind. 
Leider hat das Deutſche Reich auf der Haager Konferenz der 
obligatoriſchen Schiedsſprechung gegenüber einen Standpunkt ver⸗ 
treten, der »politiſch ungemein ſchädlich wirken mußte. Juriſtiſcher 
Scharfſinn allein tut's in ſolchen Fragen wirklich nicht. Es handelt 
ſich da um eminent wichtige politiſche Dinge, in denen noch ſo tüchtige 
Nurjuriſten nicht den Ausſchlag hätten geben dürfen. 
| Ich habe bereits im Jahre 1911 es als ſchwer begreiflich be- 
zeichnet, warum die deutſche Delegation im Haag mit ſo ſcharfer 
Energie, mit Aufwand von bewunderungswürdiger Beredſamkeit und 
großem Scharfſinn ſich der obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit mit 
den üblichen Reſerven in einer Weltkonvention entgegenſtellte 1. Ich 
ſprach meine Überzeugung dahin aus, daß der Poſten, den die deutſche 
Delegation mit ſolcher Zähigkeit verteidigte, doch verloren ſei, zumal 
gerade die Haltung der deutſchen Delegation gegenüber der Porter⸗ 
konvention und der Priſenhofkovention die ſchärfſten Waffen geliefert 
habe, durch die dieſer Widerſtand fallen müſſe. 
ä Der Widerſtand ift gefallen. Die Reichsregierung trat für den 
Völkerbundgedanken ein. Der Staatsſekretär Matthias Erzberger 
hat neulich in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ (Nr. 522) 
vom 12. Oktober 1918 als den Kerngedanken des Völkerbundes, mit 
dem er ſteht und fällt, das obligatoriſche Schiedsgericht für alle 
Streitigkeiten angeſprochen. Damit wären alſo auch alle inter⸗ 
nationalen Streitfragen des Auslandsſchutzes gedeckt. Wir werden 
abwarten müſſen, ob es dem Präſidenten Wilſon mit ſeinen Be⸗ 
mühungen um die Schaffung eines Völkerbundes wirklich ernſt iſt, 
oder ob ihr eine Vergewaltigung des deutſchen Volkes Ge 
Kai die den Völkerbund im Keime ertöten müßte. 


Pohl, Deutſche TE Ihre Reform durch das Haager 
Abkommen vom 18. Oktober 1907. Tübingen 1911, S. 204. 
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Doch, gleichviel welches Schickſal dem Voöllerbundgedanken in 
den nächſten Jahren beſchieden iſt, wir dürfen nicht zögern, den 
Schiedsgerichtsgedanken in Anknüpfung an die Haager a 

1899 weiter zu entwickeln, nicht zuletzt zum Nutzen des deutſchen 


Auslandsſchutzes. Erreicht die deutſche Regierung dies in einer 


Weiſe, die eine wirklich unparteiiſche Streiterledigung ſicherſtellt, ſo 


ſchafft ſie eine wertvolle Garantie des Auslandsſchutzes und genügt 
ſie ihrer Pflicht aus Artikel 3 Abſatz 6 der Reichsverfaſſung für eine 


i unüberſehbare Zahl von Fällen. 


An ſehr beachtenswerten deutſchen! Vorarbeiten über die Schieds⸗ 
gerichtsfrage iſt kein Mangel. Ich nenne hier unter anderen die 


Eingaben der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin von 1910 und 


1912 an den Reichskanzler, betreffend internationales Schiedsgericht 


für Streitigkeiten zwiſchen Privatperſonen und ausländiſchen Staaten. 


Die Eingabe von 1912 hebt die Vorteile hervor, welche die Errichtung 
des vorgeſchlagenen Schiedsgerichts für Handel und Induſtrie, für 


wirtſchaftlich ſchwächere Staaten und auch für die Diplomatie hätte. 
In letzterer Beziehung wird der praktiſche Vorteil betont, daß ſich 
die Diplomatie in Zukunft mit ſolchen Fällen nicht mehr zu befaſſen 
habe, der Private würde ja vor dem Schiedsgerichte feine Sache 


ſelber führen. „Damit wäre die Diplomatie von einer Reihe ſchwieriger 


und ihrem eigentlichen Aufgabenkreiſe fernliegender Geſchäfte entlaſtet. 
Die Wahrnehmung der Privatintereſſen eines Staatsangehörigen bei 
einem fremden Staate durch die eigene Regierung iſt nämlich nach 
zwei Richtungen hin eine undankbare Aufgabe. Erſtens wird gegen⸗ 
über dem Staate, bei dem interveniert wird, eine politiſche Reibungs⸗ 
fläche geſchaffen, und zweitens wird in der Regel der Private mit 
dem Eifer, den die Regierung ſeiner Sache widmet, und mit dem 
Ergebniſſe, das von der Regierung erzielt wird, nicht zufrieden ſein. 
Denn ſowie die Sache zwiſchen den Diplomaten anhängig iſt, kommen 
zu den rechtlichen Geſichtspunkten ſofort politiſche Geſichtspunkte 


hinzu. Das iſt unvermeidbar. Für den Privaten jedoch, der nur 


Einen wertvollen Fingerzeig für die Schaffung von Garantien 


auf dem Gebiete des Auslandsſchutzes enthält das fünfte Kapitel 
des EHS e vom 27. Auguſt Die 


1 Siehe auch Philipp gege Das Deutſche Reich und die Internationale 


Schiedsgerichtsbarkeit. (Bonner Rektoratsrede.) Berlin u. Leipzig 1911, S. 45. 


rbeit von 


— 


ſein Recht ſucht, bedeutet dies eine Unbilligkeit und einen Widerſtreit 
mit feinen Intereſſen 1.“ 


7 
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künftige deutſche Staatsvertragspolitik muß beſtrebt ſein, zu erreichen, 
daß zivil⸗ und handelsrechtliche Streitigkeiten zwiſchen unſeren und 
den Angehörigen fremder Staaten der Zuſtändigkeit der nationalen 
Gerichte entzogen und der Entſcheidung von Schiedsgerichten unter- 
breitet werden können, die nach ihrer Zuſammenſetzung die Gewähr 
für unparteiiſche Rechtſprechung bieten. Sonſt haben wir bei der 
Unſumme von Haß, die gegen uns im feindlichen und neutralen 
Ausland aufgeſpeichert iſt, wenigſtens für die nächſten Jahre keine 
Sicherheit, daß über Anſprüche deutſcher Reichsangehöriger nach 
Recht und Billigkeit geurteilt wird. Selbſt wenn der kommende 
Friedensvertrag einen offiziellen Wirtſchaftskrieg ausſchließt, wer 


bürgt uns dafür, daß nicht ein ebenſo gefährlicher privater und 


amtlicher wirtſchaftlicher Guerillakampf noch jahrelang geführt wird, 
in deſſen Dienſt auch haßverblendete Richter in den uns jetzt feind— 
lichen Ländern ſich ſtellen? Die Urteile der Schiedsgerichte für zivil⸗ 
und handelsrechtliche Streitigkeiten müßten das Streitverhältnis 
endgültig entſcheiden und in den Gebieten der vertragſchließenden 
Teile wie inländiſche Urteile vollſtreckbar ſein. 

| Man kann nicht von den Garantien des Auslandsſchutzes ſprechen, 
ohne die Notwendigkeit eines unverzüglichen Aus⸗ und Umbaues des 
Auswärtigen Amts ſowie einer grundlegenden Neuordnung des diplo⸗ 
matiſchen und konſulariſchen Dienſtes zu unterſtreichen . Die Parole 
„Freie Bahn dem Tüchtigen!“ muß hier ſofort zur Tat werden. 


Keeine Rückſicht, die nicht durch das Intereſſe der Sache ſelbſt geboten 


iſt, darf bei der Auswahl der Diplomaten und Konſuln mitwalten. 
Die Vorbildung unſerer Auslandsvertreter muß auf völlig neue 
Grundlagen geſtellt werden. Für die Errichtung einer großen 
deutſchen Auslandshochſchule habe ich ſchon vor dem Kriege 
wiederholt in der Offentlichkeit das Wort ergriffen. Die Rechts⸗ 


2 Vgl. die amtliche Mitteilung über die Neugeſtaltung des auswärtigen 
Dienſtes in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ Nr. 216, Morgenausgabe 
vom 29. April 1918. Lebhaften Widerhall erweckten die Hamburger Vorſchläge 
zur Neugeftaltung des deutſchen Auslands dienſtes; Bebe unter anderen die Auf- 
ſätze im „Tag“, Ausgabe B, Nr. 137, 141 und 169 vom 14. und 19. Juni und 
21. Juli 1918. 

2 Pohl, Die deutſche Auslandshochſchule. Eine Anregung zur Reform 
der diplomatiſchen und konſulariſchen Vorbildung. Tübingen 1913. Rückſichts⸗ 
loſen Kampf gegen jede neue Fachhochſchule proklamierte C. H. Becker in der 

„Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ Nr. 598 vom 24. November 1918. Großen 
Beifall fand en Denkſchrift über die Förderung der Auslandsſtudien, Haus der 


Be 
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abteilung dieſer deutſchen Auslandshochſchule müßte die uns bis 
heute bitter fehlende deutſche Völkerrechtsakademie ſein. Ihre Arbeit 
und ihre Lehrtätigkeit, die auch die fremden Rechte mitumfaſſen 
würde!, könnte gerade für den deutſchen Auslandsſchutz beſonders 
fruchtbar gemacht werden. Die Lehrkräfte der Rechtsabteilung müßten 
dem Auswärtigen Amt ſtets zur Erſtattung von Gutachten über 
ſchwierigere Fragen des Völkerrechts und fremder Rechte zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. | 

Wenn auch kein Zweifel darüber fein kann, daß weniger mit 
Maßregeln als mit neuen Männern geholfen werden muß, ſo darf 
doch die rechtliche Ausgeſtaltung des Auslandsſchutzes keinen Augen⸗ 
blick unnütz verzögert werden. Wir müſſen Einrichtungen ſchaffen, 
welche die möglichſt vollkommene Rechtmäßigkeit und Geſetzmäßigkett 


des Auslandsſchutzes zu ſichern vermögen. 


Im Auswärtigen Amt ſollte ein ſtändiger Ausſchuß zur Prüfung 
von Beſchwerden unſerer Auslandsdeutſchen und zur Betreibung von 
Reformen gebildet werden, deren Verwirklichung jeweils aus dem 
Kreiſe der Auslandsdeutſchen als notwendig angeregt wird?. Dieſer 
Ausſchuß müßte das Laienelement in ſtarkem Maße heranziehen, 
Sachverſtändige mit Auslandserfahrung aus allen Berufsſtänden. 


Dieſe Vermittlungsſtelle würde viele Streitigkeiten ſchneller Erledigung 


zuführen können und gebotenen Reformen mit Beſchleunigung zum 
Durchbruch verhelfen. Ihr Beſtehen allein würde genügen, auf unſere 
Diplomaten und Konſuln einen heilſamen erzieheriſchen Einfluß aus⸗ 
zuüben. Dem Se, müßten auch Mitglieder des Reichstags 
angehören ?. Ä 
Das deutſche Volk ſollte e den PS zum Parlament darauf EH 


Abgeordneten, 22. 8 III. Seſſion 1916/17, Nr. 388. Dal. dazu 
die Denkſchrift: Reichstag. 13. Legislaturperiode, II. Seſſion 1914/17, Druck⸗ 
ſachen Nr. 663. Siehe auch Hermann Schumacher, Zur Frage der Er⸗ 
richtung einer Auslandshochſchule. „Kölniſche Zeitung“ vom 12. und 13. Mai 1914. 

ber ein Inſtitut für aus ländiſches Recht beim Deutſchen Induſtrierat 
berichtet die „Norddeutſche N Zeitung“ Nr. 358, Morgenausgabe vom 
16. Juli 1918. 

2 Karl Herold, Bon Stan Auslandskolonien und Konſuln (in: 
»Deutſche Kolonialzeitung“ 1918, Nr. 6, S. 92.) = 

8 Sehr beachtlich erſcheint mir auch eine Anregung, die in einer Zuſchrift 
aus dem Felde an die „Kölniſche Volkszeitung“ (Nr. 534, Mittagsausgabe vom 
9. Juli 1918) gegeben wurde: „Für den Abſchluß von Wirtſchaftsverträgen mit 
fremden Ländern ſollte man der Regierung Beiräte von Auslands deutſchen des 
betreffenden Landes zur Unterſtützung nn Eine derartige Heranziehung 
Schmollers Jahrbuch XLII 2. N 12 
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Bedacht nehmen, daß die Wünſche und Intereſſen unſerer Auslands⸗ 
deutſchen auch von der Rednerbühne des Reichstags herab wirkſam 
vertreten werden können. Es iſt Pflicht der Parteien, mehr als 
bisher dafür zu ſorgen, daß Männer mit reifer Auslandserfahrung 
Mitglieder des Reichstags werden. Außerdem wird zu erwägen ſein, 
ob ſich nicht in irgendeiner Weiſe eine direkte Vertretung unſerer 
Kolonial- und Auslandsdeutſchen im Reichstag ſchaffen läßt. 
| Wir müſſen alles tun, um das größere Deutſchland feſt an unfer 
heimiſches zu gliedern. All die Tauſende unſerer Landsleute, die in 
den kommenden Jahren in den verſchiedenen Erdteilen wohnen und 
das Band der Reichsangehörigkeit nicht zerſchneiden, auch an der 
Bildung unſerer Volksvertretung teilnehmen zu laſſen, erſcheint mir 
ein Gebot politiſcher Klugheit und Gerechtigkeit“. Allerdings nur 
unter beſtimmten Vorausſetzungen. Dieſe herauszuarbeiten, dürfte 
nicht allzuſchwer jein?. Man könnte das aktive und paſſive Wahl: 
recht der Auslandsdeutſchen abhängig machen von ihrer Eintragung 
in die Matrikel eines deutſchen Konſulats und die Ableiſtung der 
Militärpflicht in Deutſchland oder eine freiwillige Mindeſtſteuerleiſtung 
an die Reichskaſſe zur Bedingung machen. Die Ausübung könnte 
vielleicht durch einen in Deutſchland anſäſſigen Reichstagswähler kraft 
Auftrages geſchehen. Doch das iſt nur eine Anregung, deren Einzel— 
heiten reiflich zu prüfen wären. Jedenfalls ſcheint mir die Verwirk— 
lichung des Gedankens für die Zukunft unſeres Auslandsdeutſchtums 
und die zweckmäßige Geſtaltung des Auslandsſchutzes großen Nutzen 
zu verſprechen, auch wenn die Zahl der ſo zur Wahl Herangezogenen 
keine erhebliche ſein ſollte. Denn wir haben allen Grund, jedes 
Mittel zu gebrauchen, um jede deutſche Kraft ans deutſche Vaterland 
zu feſſeln. Die beſte Feſſel iſt ein Recht, in erſter Linie ein Recht 
zur Teilnahme an der Schaffung der deutſchen Volksvertretung, die 
künftig mehr als vor dem Weltkriege ſich mit der auswärtigen 


von Auslandsdeutſchen bei der Ausgeſtaltung der Weltbeziehungen der alten 
Heimat würde enge Bande knüpfen und das Interefße am Mutterlande ſtets 
wach halten.“ 

1 Laut „Voſſiſcher Zeitung“ Nr. 594 vom 20. November 1918 iſt von den 
vereinigten Ausſchüſſen der Reichsdeutſchen im Ausland ein Rat der Reichs— 
deutſchen aus Feindesland gebildet worden. Er ſtellt ſich unter anderem die 
Aufgabe, dahin zu wirken, daß die Reichsdeutſchen im Auslande für die Volks⸗ 
vertretung künftig auch im Auslande wählen und gewählt werden können. 

2? Siehe das Preisausſchreiben in den Mitteilungen des Deutſchen Aus- 
land⸗Inſtituts, Jahrg. II, Nr. 1, Januar 1919, S. 2; ferner W. von Blume 
in „Weltwirtſchaft“, Januar⸗Heft 1919, S. 5. 


A 
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Politik und der Lage des deutſchen Auslandsſchutzes zu befaſſen 
haben wird 1. 

Von Feinden umringt, in der elften Stunde des gewaltigen 
Weltkrieges, begann das deutſche Volk ſeine Verfaſſung in demo⸗ 
kratiſcher Richtung auszubauen. Seitdem ſtehen Regierung und 
Parlament in Deutſchland nicht mehr organiſch getrennt neben⸗ 
einander. Die Scheidewand wird nie mehr wieder aufgerichtet 
werden. Alle Reichsgeſchäfte können künftig nur noch in Über⸗ 


einſtimmung und in innigem Zuſammenwirken mit der Volks⸗ 
vertretung geführt werden. Wie immer jeder einzelne von uns über 


br dn Kaff ei 
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die große politiſche Umwälzung der Novembertage 1918 denken mag, 
wir alle hoffen mit ganzer Seele, daß die neue Zeit die dringenden 


— Aufgaben auch auf dem Gebiete der auswärtigen Politik zu be⸗ 


wältigen weiß. Hier war der konſtitutionelle Gedanke bis in die 


neueſte Zeit kaum entwickelt, ſo daß für dieſen Bereich nahezu ein 


abſolutes Regiment herrſchte und von einem diplomatiſchen Ober⸗ 
befehl des Kaiſers geſprochen werden konnte. Unſere auswärtige 
Politik muß fortan verankert werden in den Herzen aller Volks⸗ 


genoſſen. Jeder Deutſche muß Anteil nehmen an ihrem Gang. 
Wenn auch nicht „ein ſtärkeres Reich“, ſo ſoll doch wenigſtens „ein 


verſtändnisvolleres Volk unſere auslandsdeutſchen Brüder geleiten, 


wenn ſie die Werkſtätten deutſchen Fleißes und deutſchen Geiſtes⸗ 


lebens wieder aufbauen wollen“. Jeder Reichsangehörige, der 


draußen lebt oder in den bevorſtehenden ſchweren Jahren hinausgeht 
in die Fremde, muß wiſſen und vertrauen können, daß die daheim 
in geſchloſſener Front ſeine Arbeit mit Anteilnahme verfolgen und 
nach Kräften f fördern und ſchützen. Er foll bei ben Organen ber 


Er. „Wer auch im Auslande Deutſcher bleiben will, dem ſoll man Tür und 
Tor öffnen und nicht durch. unnötig harte Pflichten ſeine Abſicht erſchweren. 
Auch Rechte for man - dieſen Deutſchen mehr als bisher geben, denn ſie haben 
es durch ihr zähes Feſthalten an der alten Heimat verdient, auch auf deren 


Geſtaltung und Ausbau, wie jeder andere Deutſche, Einfluß zu haben. Die 


Gewährung des Reichstagswahlrechts an Kolonial⸗ und Auslandsdeutſche wäre 


deshalb mit Freuden zu begrüßen. Es gibt fo viele Fragen ber Wirtſchafts⸗ ` 


und Kolonialpolitik im Reichsparlament zu löſen, bei denen gerade Auslands⸗ 
deutſche auf Grund ihrer Erfahrungen das erſte Wort haben ſollten. Die 
techniſche Ausführung einer ſolchen Erweiterung des Wahlgeſetzes wäre vielleicht 
ſchwierig, aber nicht unüberwindlich.“ e Volkszeitung“ Nr. 534, Mittags⸗ 
u vom H. Juli 1918. 

„Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ Nr. 225, Asenbausgebe vom 3. Mai 


GI Ka SES an die Auslands deutſchen. 
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auswärtigen Verwaltung nicht als Untertan, ſondern als Staats— 
bürger gelten. Seine Stellung ſoll nicht nur dem fremden Aufent- 
haltsſtaate, ſondern auch unſeren deutſchen Behörden, dem Aus— 
wärtigen Amt, unſeren Diplomaten und Konſuln gegenüber rechtlich 
ſo weit als irgend möglich geſichert ſein. 

Die Geſetzmäßigkeit der Verwaltung, das Fundament des 
modernen Rechtsſtaates !, muß auch für die auswärtige Verwaltung 
garantiert ſein. Dabei wird nicht der Weg der Juſtizkontrolle, wohl 
aber die Einrichtung eines Verwaltungsgerichts i in Betracht zu ziehen 
ſein. Ich darf auf die Begründung zu dem im April 1910 dem 
Reichstag vorgelegten Entwurf eines Geſetzes über die Errichtung 
eines Kolonial- und Konſulargerichtshofes verweiſen. Die Kompetenz 
eines ſolchen Gerichtes könnte ſo weit bemeſſen werden, daß er das 
deutſche Verwaltungsgericht für Sachen des Auslandsſchutzes würde 2. 
Man ſollte einen energiſchen Schritt tun und einen großen Gerichts- 
hof für Auslands- und Kolonialſachen ſchaffen, dem auch die Funk- 
tionen eines Verwaltungsgerichtshofes für den geſamten Bereich der 
vom Auswärtigen Amt und ſeinen nachgeordneten Behörden zu be— 
arbeitenden Angelegenheiten zufallen würden, ſoweit ſie die Wahr- 


nehmung der Rechte und Intereſſen deutſcher Staatsbürger im Aus⸗ = 


land und dem Ausland gegenüber betreffen. 


über die Rechtsſtaatsidee ſiehe die Abhandlung von Richard Thoma 
im Jahrbuch des öffentlichen Rechts, Bd. IV (1910), S. 196 ff.; ferner Stier⸗ 
Somlo, Rechtsſtaat, Verwaltung und Eigentum. Eine kritiſche Auseinander⸗ 


ſetzung und eine neue Lehre. (Sonderabdruck aus dem Verwaltungs⸗ Archiv.) 


Berlin 1911. 


2 In der en zu dem Entwurf beißt es unter anderem: „übrigens 
beſteht die Abſicht, dem Gerichtshof ſpäterhin noch eine andere auf dem Gebiete 


der konſulariſchen Betätigung liegende Aufgabe zuzuweiſen. Nach der im Gang 


befindlichen Neugeſtaltung des Geſetzes, betreffend die Organiſation der Bundes⸗ 


konſulate ſowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonſuln, vom 8. No⸗ 


vember 1867 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 137) ſollen nämlich den nicht mit Gerichts⸗ 

barkeit ausgeſtatteten Konſuln des Reichs die Verrichtungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, alſo insbeſondere die Geſchäfte des Vormundſchaftsgerichts und 
des Nachlaßgerichts, in Anſehung von Deutſchen übertragen werden, ſoweit dies 


im Rahmen der Staatsverträge und der fremden Landesgeſetze zuläſſig iſt. Für 
dieſe Tätigkeit der Konſuln würde eine oberſte gerichtliche Inſtanz einzurichten 


ſein, der die endgültige Entſcheidung über das Rechtsmittel der Beſchwerde 


gegen die Verfügungen des Konſuls zuſtände. Als ſolche Inſtanz käme natürlich 


der neue Gerichtshof in Betracht, der nach ſeiner Zuſammenſetzung und nach 
der Art ſeiner ſonſtigen Geſchäfte zur Entſcheidung von Fragen, die großenteils 


auf den internationalen Rechtsgebieten liegen werden, beſonders geeignet ſein 


würde.“ 
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Unabweislich iſt zur Verwirklichung des Rechtsſtaatsgedankens 
außerdem die möglichſte Vervollkommnung des materiellen inneren 
und äußeren ſtaatlichen Rechtes zum Schutz unſerer Auslands⸗ 
deutſchen und unſerer Auslandsarbeit. 

Nach außen muß eine Geſtaltung unſeres Staatsvertragsrechts 
angeſtrebt werden, die ein einheitliches modernes Fremdenrecht in 
allen Staaten herbeiführt. 

Auch das Kriegsrecht bedarf gerade im Hinblick auf den Aus⸗ 
landsſchutz einer durchgreifenden Neuregelung in ſeinen Grundlagen. 
Nach den furchtbaren Erfahrungen des Weltkrieges muß die deutſche 
Völkerrechtswiſſenſchaft mit Energie daran arbeiten, daß der 
deutſche Kriegsbegriff zu allgemeiner Anerkennung gelangt. Der 


anglo⸗amerikaniſchen Praxis, deren Feindesbegriff jeden einzelnen, 


irgendwie zum feindlichen Volke gehörenden Menſchen einſchließt, 
ihn dadurch ächtend, rechtlos machend und ſchließlich vertilgend, 
muß der internationale Stempel der Illegalität aufgedrückt werden !. 

Nach innen muß der Rechtsſtaatsgedanke auch auf dem Gebiete 
unſerer auswärtigen Verwaltung zur Durchführung gelangen. Sache 
der deutſchen Rechtswiſſenſchaft iſt es, dieſen Rechtsgedanken zum 
Ausdruck und in allen ſeinen Folgerungen und für alle Gebiete 
des öffentlichen Rechtes zur theoretiſchen Geſtaltung zu bringen und 
damit unſerer Geſetzgebung vorzuarbeiten?. Männer der Wiſſen⸗ 
ſchaft und der praktiſchen Auslandserfahrung müſſen zuſammen⸗ 
wirken, um die Rechtsſtaatsidee auch für das Gebiet der auswärtigen 
Verwaltung zum Gemeingut des deutſchen Volkes zu machen; ihre 


Verwirklichung hängt nicht zuletzt von dem Maße ab, in welchem 
dies gelingt. Möchte fie nicht mehr lange auf ſich warten laſſen! 


Unſere nationale Zukunft iſt aufs engſte verknüpft mit dem Schickſal 
unſeres Auslandsdeutſchtums, unſerer Auslandsarbeit und ihres 


Schutzes. Sorgen wir, daß dieſer Schutz bald in weiteſtem Maße 


1 Bol. A. Mendelsſohn-Bartholdy (Würzburg), Der Feind im eng⸗ 


| liſchen Kriegsrecht („Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ Nr. 83, Abendausgabe 
vom 14. Februar 1918.) 


2 Vgl. für die innere Verwaltung die bahnbrechende Schrift von Otto 


Bähr, Der Rechtsſtaat. 1864. Von der auswärtigen Verwaltung ſpricht auch 


die Breslauer Rektoratsrede von Hermann Schulze nicht (Der Rechtsſchutz 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes. Leipzig 1873). — Daß der Ver⸗ 
faſſungsentwurf des Staatsſekretärs Dr. Preuß an dem Auslandsdeutſchtum 
ganz achtlos vorübergeht, gehört zu den politiſchen Unbegreiflichkeiten der deut⸗ 
ſchen Revolutionszeit. 


8 mag er innerhalb oder außerhalb unſerer Grenzpfähle leben. Laut 
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rechtlich ſichergeſtellt werde! Unverrückbar muß vor der geſamten 
Wiſſenſchaft des deutſchen öffentlichen Rechtes das Ziel ſtehen, mit- 
zuhelfen, daß ſelbſt gegen den Staat jedem Bürger ſein Recht werde, 


muß die Forderung erhoben werden, die Gewiſſen zu ſchärfen und 
willig zu machen zu unperzüglichem Handeln. An Schwierigkeiten, 
die in der Sache ſelbſt liegen, fehlt es wahrlich nicht. An Bedenken 
und Widerſtänden wird's auch nicht fehlen. So iſt's ja immer, 
wenn eine neue Forderung ſich erhebt. 

Für die ganze auswärtige Politik, insbeſondere für den Auslands⸗ 
ſchutz, gilt das Wort des großen Vorkämpfers der deutſchen Einheit 
und Freiheit Joſeph Görres: „Nur die Völker ſind ſtark, die am 
ganzen ſtaatlichen Leben teilnehmen.“ Ja, das ganze deutſche 
Volk muß und wird teilnehmen am ganzen ſtaatlichen Leben 
Deutſchlands, nicht zuletzt auch an ſeiner auswärtigen Politik und 
dem Wohl und Wehe der deutſchen Brüder jenſeits unſerer Grenzen. 
Verſagen wir hier, dann gibt es keine deutſche Zukunft. 
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Sei d Vormerkung „ 
De Reichsregierung forderte mich in den erſten Tagen des November 1918 
auf, einen Geſetzentwurf zur Beſchaffung von landwirtſchaftlichem 
Siedlungsland auszuarbeiten. Der Entwurf wurde im Reichsarbeitsamt 


unter Leitung des Staatsſekretärs, jetzigen Reichsminiſters, Bauer und 
ſeines Vertreters, des Reichs⸗ und Staatskommiſſars für das Wohnungs⸗ 


Sa weſen, Geheimrat Scheidt, in angeſpannten Verhandlungen mit einem 
großen Kreiſe von Sachverſtändigen, mit den beteiligten Behörden, Ver⸗ 


tretern der Landwirtſchaft, der Arbeiterſchaft und ſchließlich mit den 


Bundesregierungen auf das ſorgfältigſte durchberaten und in vielen Punkten 
ergänzt und verbeſſert. Die nachfolgende Darſtellung ſchließt ſich eng 
an die für die Beratung der Bundesregierungen von mir verfaßten 


„Erläuterungen“ an. ö 


Lanz) A. Allgemeines Zn 
Die Abſperrung der Rheinlinie, die Fortdauer der Blockade 


unſerer Küften, die Abnutzung der Verkehrsmittel und ihre Vermin⸗ 


derung durch Kriegstribute erſchweren auf das äußerſte den Übergang 
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unſerer Volkswirtſchaft in den Friedenszuſtand und machen breite 
Maſſen der Induſtriebevölkerung erwerbslos. Inwieweit die deutſche 


Induſtrie, ob Außenhandel und Schiffahrt wieder aufleben werden, 


wird von den Friedensbedingungen und dem Geiſte abhängen, in 
dem man ſie durchführt. Wie aber auch der Friedensvertrag aus— 
fallen wird: die Niederlage hat die Exiſtenzbedingungen der Induſtrie 


durchaus verändert; ſie wird viel mehr als vor dem Kriege auf den 


inneren Markt angewieſen ſein. Schon die Notwendigkeit, die Valuta 
wiederherzuſtellen und die Kriegsſchulden zu decken, zwingt dazu, die 


inneren Hilfsquellen unſeres Landes auf das voll kommenſte zu entwickeln. 


Dies gilt in erſter Linie vom landwirtſchaftlichen Boden. Das 
Deutſche Reich muß wieder mehr zu einem Agrarlande werden, zu 
einem höheren Grade wirtſchaftlichen Selbſtgenügens kommen, ſeine 
Wohn⸗ und Arbeitsſtätten dezentraliſieren. Gelingt dies nicht, ſo 
werden große Teile unſerer Bevölkerung zur Auswanderung gezwungen 
ſein. Aber die Zeit, in der noch weite Flächen innerhalb der ge— 


mäßigten Zone als Heimſtätten dem unbemittelten Manne zugänglich 


waren, iſt vorüber — die deutſchen Auswanderer würden ſich dem 


Loſe der Italiener und der ruſſiſchen Juden in den Vereinigten 


Staaten ausgeſetzt ſehen, zu Ausbeutungsobjekten des ausländiſchen 
Großkapitals werden. 
Der Rat der Volksbeauftragten hat deshalb an die deutſchen 


Arbeiter die Aufforderung gerichtet, von den Großſtädten auf das 


Land und in die Städte der Provinz zu gehen. Er hat die rüd- 
ſtändige Rechtslage, welche große Teile der Landarbeiterſchaft er: 
niedrigte, beſeitigt, die Geſindeordnungen und die Koalitionsverbote 
aufgehoben; ſchon ſind zwiſchen den zentralen Organiſationen der 


Landarbeiter und der Landwirte Kollektivverträge abgeſchloſſen worden. 
Noch vor der politiſchen Umwälzung haben Reich und Bundesſtaaten 
das ländliche Siedlungsweſen kräftig zu fördern verſucht. Das 


Kapitalabfindungsgeſetz des Reiches vom 3. Juli 1916 erweiterte 
ſehr ſtark den Kreis der Anwärter für Grundbeſitz, indem es die 
Kapitaliſierung eines Teils der Kriegsinvaliden⸗ und Hinterbliebenen⸗ 
rente geſtattete. In Preußen hat das Geſetz vom 8. Mai 1916 
100 Millionen Mark für Zwiſchenkredite, d. h. Vorſchüſſe zum Ankauf 
von Siedlungsland und zur Errichtung von Rentengütern bewilligt. 
In faſt allen Bundesſtaaten wurden gemeinnützige Siedlungsunter— 
nehmungen unter Beteiligung des Staats und anderer öffentlicher Ver: 


bände begründet, die den Anſiedlern finanziell und techniſch zur Hand 


gehen. Auf dieſen Grundlagen iſt nun weiterzubauen. Es handelt ſich 


= 
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1. um die bevölkerungspolitiſche Aufgabe der Dezentraliſation und 


der Beſchaffung von Erwerbsgelegenheit auf dem Lande. 
Aber mit der veränderten Verteilung der Bevölkerung muß ſich 
2. der Aufbau einer ſozialen Verfaſſung verknüpfen, welche dem 

Freiheitsideal unſerer Bevölkerung entſpricht, und 


3. muß dieſe ſoziale Verfaſſung den Anforderungen höchſter Pro: 


duktivität Genüge leiſten. Es gilt, dem deutſchen Boden mit 
vollendeter Technik Erträge abzugewinnen, die unſerem Volke 
Nahrung und gewiſſe Rohſtoffe zu mäßigen Koſten liefern und 


der Induſtriebevölkerung im Austauſch mit dem dichtgeſiedelten 


und wohlhabenden Landvolk zu einem großen Teil Erſatz für 
die draußen verlorengehenden. Wiege ee e und 
| Rohſtoffquellen gewähren. 


L Die bevölkerungspolitiſche Aufgabe | 
Als die moderne Verkehrstechnik und die europäiſche Aus⸗ 
wanderung den Weſten der Vereinigten Staaten und Kanada, Argen⸗ 
tinien, Sibirien, Auſtralien, Süd⸗ und Nordafrika erſchloſſen und 
die agrariſchen Grundlagen des Erwerbslebens in den mittel⸗ und 
weſteuropäiſchen Kulturländern faſt plötzlich erweiterten, hat Deutſch⸗ 
land — beſonders ſeit dem Kriege von 1870/71 — mit einer nur 


handel und Schiffahrt entwickelt und die Maſſe ſeiner Bevölkerung 


der nordamerikaniſchen vergleichbaren Kraft Großinduſtrie, Außen⸗ 


in den Städten und Induſtriebezirken zuſammengezogen. In Ge⸗ 


meinden mit weniger als 2000 Einwohnern lebten 1871 26,22 Mil⸗ 


Geſamtbevölkerung bedeutete dies einen Rückgang von 63,9 auf 40 %. 
Die Einwohnerſchaft der „ſtädtiſchen“ Gemeinden wuchs in derſelben 


Zeit von 14,79 auf 39,10 Millionen an, oder von 36,1 auf 60 x, 


die der Großſtädte mit mehr als 100 000 Einwohnern von 4,8 auf 


21,3 oa. der Mittelſtädte (20 000 — 100 000 Einwohner) von 7,7 
auf 12,9, der kleinen und Landſtädte von 23,6 auf 25,8 % . 


Mit Einſchluß der nicht erwerbstätigen Angehörigen gehörten 


dem Hauptberuf nach zur Land⸗ und Forſtwirtſchaft, Gärtnerei und 
Fiſcherei 1907 nur noch 28,65 % der Bevölkerung, dagegen 42,76 o, 
zum Bergbau und zu den verarbeitenden Gewerben und 13,41% 
zum Verkehr, zum Handel und zur Gaſtwirtſchaft. Der ganze natür⸗ 
liche Zuwachs der Bevölkerung iſt ſeit langem den Städten und dern 


Induſtrie zugute gekommen, während das platte Land und die Land⸗ 


lionen Menſchen, 1910 noch 25,80 Millionen; im Verhältnis zur | 


EE? nut einen geringen Teil ihres Nachwuchſes feſthielten und 


A 
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weite Bezirke ſich durch eine wahre Landflucht entleerten. Dies trifft ` 


für die ſämtlichen rein landwirxtſchaftlichen Großgüterdiſtrikte in den 


deutſchen Kernlanden des Oſtens zu. Nur die polniſch ſprechenden 
Gebiete zogen die zeitweilig Abgewanderten immer wieder an ſich. 


So iſt es gekommen, daß den überfüllten Städten und Induſtrie— 
gebieten weite, gering beſetzte, ja entvölkerte Bezirke auf dem Lande 
gegenüberſtehen. 

Es iſt Raum genug vorhanden, um Millionen von Anſiedlern 
dort unterzubringen. Zunächſt harren noch annähernd 2 Millionen 
Hektar Hoch⸗ und Niederungsmoor und weite Heideflächen 
(leider fehlt eine genauere Statiſtik ihres Umfanges) der Urbar— 
machung, nachdem die Wiſſenſchaft und die Technik die Mittel längſt 
gefunden haben, um ſie mit ſicherem Erfolge in üppig gedeihende 
Acker, Wieſen und Weiden zu verwandeln. 

Es iſt kein Zweifel, daß dort mehr als 1 Million Menſchen in 


kurzer Zeit Unterkunft und auskömmliche Nahrung finden können. Das 


Werk muß nur mit entſchloſſener Planmäßigkeit in Angriff genommen 
werden; bisher iſt die Beſiedlung der Moore über Verſuche und Ans 
fänge kaum hinausgekommen. 


Außerhalb der Moor⸗ und Odlandflächen können neue Anfied- 


lungen aus wilder Wurzel nur ſelten emporwachſen. Aber die alt— 
kultivierten Gebiete bieten in ihrer Geſamtheit noch viel ausgiebigere 
Siedlungsgelegenheit. Nur in den kleinbäuerlichen Bezirken am 
Mittel⸗ und Oberrhein mit ſeinen Nebenflüſſen, in Franken und 


Thüringen kann die Bevölkerungskapazität im allgemeinen als vor⸗ 
läufig erreicht angeſehen werden. Wo die Großbauerngüter (20 


bis 100 ha) die ſoziale Phyſiognomie der Landſchaft beſtimmen: im 
Küſten⸗ und Hinterlande der Nordſee, in den Vorländern der Alpen 


und einigen Teilen von Mitteldeutſchland, vor allem aber im Lande 


der großen Güter öſtlich der Elbe, fehlt es an Menſchen. Gegen: 


über einem Durchſchnitt von 120 Einwohnern auf dem Quadrat⸗ 


kilometer des Deutſchen Reichs, von 145 in den kleinbäuerlichen oder 
hochinduſtriellen Gebieten des Weſtens und Südweſtens, lebten im 
Jahre 1910: N 


in Schleswig Holſteinn . . . 35 Menſchen, 


in Hannover EEN e 
in Oldenburg (ohne Birkenfeld) . . ..:. 7 e 


in Südoſtdeutſchland (rechtsrheiniſches Bayern 
ohne Unterfranken und in den württem⸗ 
bergiſchen Jagſt⸗ und Donaukreiſen) . 84 ? 
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auf dem Quadratkilometer. Im Oſten aber ſinkt die Durchſchnitts⸗ 
ziffer unter Ausſchaltung von Schleſien (130) und Brandenburg 
mit Berlin (155) auf 60, das iſt die Hälfte des Reichsdurchſchnitts. 
In dieſen Zahlen find die Städte einbegriffen. Ohne fie haben 
die Kreiſe kleinbäuerlichen Charakters in fruchtbaren Gegenden durch⸗ 
ſchnittlich 90 bis 100 Einwohner auf dem Quadratkilometer, groß⸗ 
bäuerliche Kreiſe 40 bis 80 und in unfruchtbaren Strichen 35 bis 


50. Dagegen bilden die öſtlichen Gutsbezirke durchweg Inſeln mini⸗ 


maler Bevölkerung. Die gut beſetzten haben im Kreisdurchſchnitt 
20 bis 30, die ſchwach beſiedelten 4 bis 12 Einwohner auf dem 
Quadratkilometer, nicht mehr als die nordamerikaniſche Prärie oder 
die ſibiriſche Steppe. Die Menſchenleere der großen Gutsbezirke 
liegt nicht bloß darin begründet, daß ſie zum Teil große Forſten 
umfaſſen, die in den Landgemeinden fehlen, ſondern vor allem in 
der noch zu beſprechenden geringen Ausſtattung des landwirtſchaft⸗ 
lichen Großbetriebes mit Arbeitskräften. 

Der Krieg hat den Menſchenmangel auf dem Lande 100 ſehr 
verſchärft, weil er gegen zwei Millionen kräftiger Männer tötete 
oder arbeitsunfähig machte und die landwirtſchaftlichen Bezirke ver⸗ 
hältnismäßig mehr Soldaten geſtellt haben als die Städte. 

Vor dem Kriege fanden die großen Güter einen, wenn auch 
meiſt ungenügenden Erſatz für die Menſchenverluſte in den aus⸗ 
ländiſchen Wanderarbeitern. Ihr Zuſtrom wuchs von Jahr 
zu Jahr. Im Geſchäftsjahr vom 1. Oktober 1913 bis 30. Sep⸗ 
tember 1914 wurden an ausländiſche Wanderarbeiter für die Land⸗ 
wirſchaft 436 736 Legitimationskarten ausgeſtellt. Es iſt aber an⸗ 
zunehmen, daß die Zuwanderung der Wanderarbeiter verſiegt, wenn 


Polen unter Einſchluß von Galizien ſeine eigene eee, 


kräftig zu entwickeln in die Lage kommt. 
— Der Geburtenausfall während des Krieges beziffert ſich auf 
2 bis 2½ Millionen Kinder, während die Sterblichkeit der Alten 


LU 


ungemein zunahm. Dieſer Ausfall iſt auf keine andere Weiſe wett⸗ 


zumachen, als daß vielen jungen Paaren die Möglichkeit gegeben 


wird, ſich auf dem Lande ein eigenes Heim zu begründen und Kinder 


zu erzeugen. Die Gründe der Geburtenbeſchränkung in den Städten 
fallen für die Anſiedler auf dem Lande fort. Betrug doch die Ge⸗ 
burtenziffer in. Preußen auf 1000 weibliche Perſonen von 15 bis 
45 Jahren (1906 bis 1910) auf dem Lande 169 gegen 119 in den 


Städten. Nach den Ergebniſſen der Volkszählung vom 1. De⸗ | 


zember 1910, die zum erſten Male für ganz Preußen die Frage 
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nach der Kinderzahl ſtellte, liegt die durchſchnittliche Kinderzahl der 


verhetrttteten Frauen auf dem platten Lande mett um mehr als 1 
höher als die der Städte. Sie ſchwankt größtenteils zwiſchen 4 
und 5. Unter 4 halten ſich die Bezirke Potsdam, wo die Land— 
gemeinden vielfach ſtädtiſches Gepräge tragen, Lüneburg, Wies— 


baden, Hannover und Magdeburg, während die Zahlen andererſeits 


in ſechs polniſchen Bezirken ſowie in Köslin, Aachen, Königsberg 
und Gumbinnen über 5 hinausgehen und ihren Höchſtand mit 5,89 
Kindern im Bezirk Marienwerder erreichen. Die niedrigſten Ziffern 


in den Städten haben Berlin mit 2,81 und Wiesbaden mit 2,96. 


Im allgemeinen liegen die ſtädtiſchen Ziffern zwiſchen 3 und 4. 

Allein von der Wiederbeſiedlung des platten Landes iſt dem⸗ 
nach der Ausgleich der Menſchenverluſte zu erwarten, welche der 
Krieg unſerer Bevölkerung und phyſiſchen Volkskraft zufügte. Ver⸗ 
wirklicht ſich die Hoffnung auf erweiterten Nahrungsſpielraum, ſo 
wird ein kraftvoller Nachwuchs das willkommenſte Zeichen der Wieder⸗ 
en unſeres Volkstums ſein. 8 


II. Die ſozialpolitiſche Aufgabe 
Die Politik der Beſiedlung des platten Landes darf unter dem 
Druck der Not in den Städten nicht ein ländliches Proletariat ent⸗ 
ſtehen laſſen. Wir ſchulden es dem tapferen Volke, das vier ſchwere 
Kriegsjahre überwunden hat, wir ſchulden es vor allem den heim: 
kehrenden Kriegern, daß wir ſie mit einer frohen Hoffnung erfüllen 


und eine Sehnſucht befriedigen, die in vielen Herzen ſchlummert. 


Man hat vorgeſchlagen, die großen Gutsbetriebe zu verſtaat⸗ 
lichen und unter Verwaltung von Arbeitergenoſſenſchaften zu ſtellen. 
Aber die moderne Landwirtſchaft iſt das komplizierteſte von allen 


Gewerben; ſie muß ganz individuell unter ſorgfältigſter Anpaſſung 
an die von Ort zu Ort, ja von Grundſtück zu Grundſtück wechſelnden 
Produktionsbedingungen betrieben werden. Produktivgenoſſenſchaften 


ſind früher alle Landgemeinden inſofern geweſen, als ſie im Flur⸗ 
zwange nach einem gemeinſchaftlichen Plane wirtſchafteten. Man 
hat ſie durch die Gemeinheitsteilungen aufgelöſt, weil ſie der Elaſti⸗ 
zität und Anpaſſungsfähigkeit entbehrten, welche das eigentliche 
Weſen der modernen Landwirtſchaft ausmachen. Dann haben die 


freien Einzelbetriebe jene Anpaſſung mehr und mehr vollzogen, mm: 


dem ſie ſich durch Genoſſenſchaften verſchiedenſter Art ergänzten. Es 


würde aber in der Landwirtſchaft allgemein als ein Rückſchritt 


empfunden werden, wollte man verſuchen, den Landwirtſchaftsbetrieb 


— 
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ſelbſt wieder in die Hände von Produktivgenoſſenſchaften zu legen. 
Vor allem würden ſich dagegen die landwirtſchaftlichen Klein⸗ und 


Mittelbetriebe mit allen Kräften wehren. Ihnen gehören aber faſt 


vier Fünftel der landwirtſchaftlichen Fläche des Deutſchen Reiches 
an. Der Plan zur Wiederbeſiedlung des platten Landes kann jeden⸗ 
falls nicht auf eine ſo ungewiſſe Grundlage, wie es die Produktiv⸗ 
genoſſenſchaft ſein würde, geſtellt werden. Die preußiſche und die 
braunſchweigiſche Verwaltung haben beſchloſſen, Verſuche mit ſolchen 
auf einigen Domänen anzuſtellen. Bis die Ergebniſſe vorliegen, 


| werben Jahre vergehen. Es muß aber fofort gehandelt werden. 
Auf den richtigen Weg führt die Beobachtung, daß, ſo ara 


die Abwanderung vom Lande vor dem Kriege war, es doch eine 


Kraft gab, ſtark genug, um die Anziehung der ſtädtiſchen Zentren 


der Kultur und Lebensgenüſſe zu überwinden: die ſoziale Unabhängig⸗ 


keit, die der Beſitz eines ſelbſtändigen Bauerngutes verleiht, und die 


Ausſicht des beſitzloſen Mannes, durch Fleiß und Wirtſchaftlichkeit 


zu ſolcher Stellung emporzuſteigen. 


Wie die Statiſtik der Bevölkerungsbewegung mit aller Deutlich⸗ 


keit erkennen läßt, vermochten die Landgemeinden auch in rein land» 
wirtſchaftlichen Gebieten ihren Nachwuchs überall dort, aber auch 


nur dort, zu einem großen Teile feſtzuhalten, wo die ſelbſtändige 


Kleinbauernwirtſchaft, die im weſentlichen mit den Arbeitskräften der 


eigenen Familie des Beſitzers auskommt, ſtärker vertreten iſt. Wo 
aber zahlreiche Großgüter und Großbauernwirtſchaften die ſoziale 
Verfaſſung beſtimmen, wie im größten Teil des oſtelbiſchen Gebiets, 


haben die Landgemeinden und Gutsbezirke trotz ſtarker Geburten? 
ziffern jetzt weniger Einwohner als im Jahre 18711. Es ergab ſich 
der merkwürdige Zuſtand, daß gerade die menſchenärmſten Lande 
bezirke fortdauernd unter der ſtärkſten Abwanderung litten und außer: . 


halb der Induſtriebezirke im Oſten lediglich die mit Kleinbauern⸗ 
wirtſchaften dicht beſetzten Landſchaften ſich einer zunehmenden Volks⸗ 


zahl erfreuten: die Lauſitz, Litauen, die polniſchen Sprachgebiete 


und die mit zahlreichen beutfchen Rentengutskolonien durchſetzten 
Kreiſe. 

Die Abwanderung war überall in dem Maße ſtärker, als die 
Gelegenheit zum Erwerb von Grundbeſitz für die nachgeborenen 


Kinder der Bauern und für die Beſitzloſen geringer wurde. Es a 


1 Vgl. Sering, Die Verteilung des Grundbeſitzes und die Nad 
vom Lande mit ſtatiſtiſchen Tabellen und 3 lithographierten Karten. Berlin 1910. 
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das tice Streben des ländlichen Arbeiters, ſich ein eigenes 
Heim zu begründen und ſo viel Land zu pachten, unter Umſtänden 
auch zu kaufen, daß Frau und Kinder es im haushaltungsmäßigen 
Betriebe bewirtſchaften können, aber der Notwendigkeit enthoben ſind, 
im fremden Dienſt tätig zu ſein. Der Mann hilft bei den ſchwereren 


„Arbeiten gelegentlich mit und geht im übrigen feinem Gewerbe nach, 


während die Seinen ſich des Zufammenlebens in der Familie er: 
freuen uud den eigenen Nahrungsbedarf in höchſt nützlicher Tätigkeit 


ſelbſt erzeugen. Wer aber ſchon etwas weiter gekommen iſt und die 


nötigen Erſparniſſe machte, hat, wenn er ein vorwärtsſtrebender 
Mann iſt, den Wunſch, ſich ſelbſtändig zu machen und zur Stellung 
eines unabhängigen bäuerlichen Beſitzers aufzuſteigen. 

Das ſind Beobachtungen und Tatſachen, die es ausgeſchloſſen 
erſcheinen laſſen, arbeitsfrohe Menſchen für das platte Land dauernd 
zu gewinnen, die Abneigung gegen die rauhe und anſtrengende Land— 
arbeit zu überwinden, den Menſchenſtrom, der bisher vom Lande in 
die Stadt flutete, nicht bloß zu hemmen, ſondern ihm eine entgegen— 
geſetzte Richtung zu geben, kurz, die bevölkerungspolitiſche Aufgabe 
der Dezentraliſation lediglich dadurch zu löſen, daß man den vom 
Lande ſtammenden, den ſonſt zu landwirtſchaftlicher Arbeit willigen 
Kräften Arbeitsgelegenheit auf den größeren Gütern nachweiſt, für 
gute Wohnungen und Arbeitsbedingungen Sorge trägt. Vielmehr 
kommt es darauf an, die ſoziale Verfaſſung der Großbauern- und 
Großgüterdiſtrikte im demokratiſchen Sinne umgeſtalten, die Klaſſen⸗ 
gegenſätze zu überbrücken und die Grundbefigverteilung gleichmäßiger 
zu machen, neben den großen und N viele kleine E 
Stellen zu begründen. 

Überall müſſen die Landarbeiter eine ſoziale Anlehnung an zahl⸗ 
reiche kleinbäuerliche Wirtſchaften finden; nur dort fühlen ſie ſich 
als gleichgeſtellte Berufsgenoſſen, wo fie nicht durch eine unüberſteig⸗ 
liche Kluft von den ſelbſtändigen Landwirten geſchieden ſind. Die 
Möglichkeit des Aufſteigens hält den Arbeitslohn hoch und läßt die 
Gefahr des Lohndrucks verſchwinden, den die vom Lande Abwandernden, 


wo ſolche Möglichkeit fehlt, nur alzu en au die ſtädtiſche Arbeiter⸗ | 


l er ausüben. 


Die wirtſchaftliche Aufgabe 
Vor dem. — hatten die Ausdehnung des Hackfruchtbaus 
und die Züchtung ertragreicher Sorten Deutſchlands Kartoffelproduk⸗ 
tion zur größten unter allen Ländern erhoben und eine erhebliche 
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N Ausfuhr von Zucker geſtattet. Dagegen ſtellte ſich der Fehlbetrag 
. an Brotgetreide auf etwa 10% des Bedarfs. Bei ſtärkſter Zufuhr von 
billiger ruſſiſcher Futtergerſte und gleichzeitiger Ausfuhr des früher 


verfütterten Roggens deckte die Eigenernte vom geſamten Getreide⸗ 
bedarf 72 bis 73 %% . Der Hauptteil des Fehlbedarfs entfiel auf 


Futtermittel. Die Viehzucht, namentlich die ſehr ſtark vermehrte 

Sckweinezucht, wurde mehr und mehr zu einer Umwandlung von 

fremden Futterſtoffen in Fleiſch und Milch. Machte die Fleiſchzufuhr 
nur etwa 4 bis 6% ö des geſamten Fleiſchverbrauchs aus, fo war 


die Einfuhr von Futtermitteln, Olkuchen, Olfrüchten, Kleie mit einem 


Wert von etwa 1 Milliarde Mark ſo groß, daß etwa ein Drittel 


der Fleiſcherzeugung und ein Viertel der Milch direkt oder auf dem 
Umwege über die fett- und eiweißhaltigen Futtermittel vom Aus⸗ 
lande ſtammten. Der Ausfall dieſer Zufuhren bei völlig ungenügender 


eigner Ernte an Futtermitteln bildete den Kern aller Ernährungs⸗ 


ſchwierigkeiten im Kriege. Zu dem allen trat die Einfuhr von 


Düngemitteln, vor allem von Chileſalpeter (für jährlich 170 bis 


180 Millionen Mark) und von Phosphorſäure. Im ganzen ſtellten 


ſich die vom Auslande bezogenen Nährwerte auf einen Geldbetrag 


von mehr als 2 Milliarden Mark jährlich. 


Zuverläſſige Berechnungen ergeben nun, daß es bei Aufrecht⸗ 


erhaltung des Nahrungsſtandes vor dem Kriege und Fortdauer der 


bisherigen Bevölkerungsvermehrung mit Hilfe der heute verfügbaren 
techniſchen Hilfsmittel ohne erhebliche Steigerung der Koſten möglich 
ſein würde, den geſamten Nahrungsmittelbedarf der 
deutſchen Bevölkerung im Laufe der nächſten 20 Jahre im 
Inlande zu decken. Es würde dies etwa eine Verdoppelung der 
bisher erzielten Nährwerte bedingen. Von der zu erzielenden Mehr⸗ 
Produktion entfällt nur ein kleiner Teil auf die Vermehrung der 
Brotfrucht, das meiſte auf ſonſtige konzentrierte Nährmittel, beſonders 
Kraftfutter. Nur ein Teil der tieriſchen Produktion wird auf reich⸗ 


lichere Körnererzeugung gegründet werden müſſen; einen beträchtlichen 


| Teil der Mehrverſorgung müſſen die beſonders nahrhaften und nament⸗ 
lich eiweißhaltigen Futtermittel, wie Klee, Luzerne und vor allem die 


u Olfrüchte wird eine zielbewußte Förderung zu erfahren haben. Vor 


Lupine, übernehmen. Die Erzeugung guten Wieſenheus und der 


SE allem gilt es, durch vermehrten Hackfruchtbau, Kartoffeln und 


Rüben, die dem Boden abzugewinnenden Nährwerte auf den höchſt > 


er Stand zu bringen. 
Es können hier SS die. einzelnen Maßnahmen zur debung der 
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Nahrungs» und Futtermittelproduktion beſproche werden. An ſtick⸗ 
ſtoffhaltigen Düngemitteln werden wir dank den Erfindungen, die 
während des Krieges die unerſchöpflichen Vorräte im Luftmeer nutzbar 
zu machen geſtatteten, keinen Mangel haben. Mit Kali ſind wir 
für unbegrenzte Zeit reichlich verſorgt. Die Phosphorſäure werden 
wirr freilich von außen in größeken Mengen als vor dem Kriege be⸗ 
ziehen müſſen. Bei alledem bleibt beſtehen, daß der verfügbare 
natürliche Dünger um das SES jetzt etwa Dreifache an Wert 
alle künſtlichen übertrifft. 

Die planmäßige Züchtung hat für Getreide, Kartoffeln und 
Zuckerrüben, für die Erzielung frühreifer und leiſtungsfähiger Vieh— 
raſſen großartige Erfolge erzielt; dagegen fehlt es noch an der plan— 
mäßigen Züchtung von protein⸗ und fetthaltigen Futtermitteln, wie 
Klee. Allein durch die allgemeine Verwendung richtigen Saatguts 
würde ſich eine Mehrung der Erträge um 50 % erzielen laſſen. 

Alle dieſe Fortſchritte ſind, ebenſo wie die Gründüngung und 
der Zwiſchenfruchtbau, die richtige Behandlung des Stalldüngers, 
die richtige Zuſammenſetzung des Futters, ohne relativ wachſende 
Koſten möglich. Durch die Verwendung von chemiſchen Düngemitteln, 
verbeſſerten Geräten und Maſchinen und durch Steigerung der Trans- 
portfähigkeit der Bodenprodukte macht ſich die Landwirtſchaft die 
verbilligenden Fortſchritte der induſtriellen Technik nutzbar. 8 

Weitaus das wichtigſte aber bleibt, daß man durch verbeſſerte 


Fruchtfolgen unter Erſparung der Brache die höchſtmögliche Ge— 
ſamtausnutzung der natürlichen Kräfte und Stoffe des landwirtſchaft⸗ 
lichen Boden herbeiführt. Jede einfeitige Benutzung kommt einer 


geringeren Bodenausnutzung gleich. Ein ſehr großer Teil des deut⸗ 
ſchen Bodens aber wird noch immer in der durch Beſömmerung der 
Brache verbeſſerten, aber doch ſchon weit über 1000 Jahre alten 
Dreifelderwirtſchaft beſtellt, die immer zwei Halmfrüchte aufeinander 5 
folgen läßt, obwohl dadurch die Unkrautbildung gefördert und die 
Erträge gemindert werden. Das Verhältnis der mit Körnern be— 


bauten und der ſonſtigen Ackerfläche kam im Jahre 1913 in den | | 


meiſten Binnenlandſchaften dem Typus der reinen Dreifelderwirt⸗ 
ſchaft, wo das Verhältnis 2: 1 iſt, noch ſehr nahe. In den großen 


Bauernwirtſchaften der niederſchlagsreichen Landſchaften des Nord» ` 


weſtens und Südoſtens und auf den großen Gütern im Norden des 
oſtelbiſchen Gebiets nimmt die Feldgraswirtſchaft mit ihren Wechſel⸗ 
weiden und ausgedehnten Brachen einen breiten Raum ein, obwohl 
die in ihr gewonnenen Nährwerte noch geringer ſind als in der ver⸗ 
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beſſerten Dreifelderwirtſchaft. Dieſe bleibt ben wiederum weit t zurück 


hinter einer intenſiven Fruchtwechſelwirtſchaft. Sie bewirkt eine 


hohe Geſamtausnutzung der natürlichen Kräfte und Stoffe des Bodens 


dadurch, daß fie an Stelle der einſeitigen Benutzung eine Genoffen- 
ſchaft von Pflanzen ſetzt, die ſehr verſchiedene Anſprüche an den 
Boden Teen, Wir finden fie längſt verbreitet in den Eleinbäuer- . 
lichen Gebieten des Weſtens, des Südens, der Mitte und in den 
großen Induſtriewirtſchaften von Mittel⸗ und Oſtdeutſchland, ſoweit 


ihnen ausreichend Wanderarbeiter zur Verfügung ſtanden. Die all⸗ 


— 


gemeine Ausbreitung einer angeſpannten Fruchtwechſelwirtſchaft mit 


ſtärkſtem Hackfruchtbau würde jene Verdoppelung des Stärkewertes 
der Erträge gegenüber der verbeſſerten Dreifelderwirtſchaft und der 
Feldgraswirtſchaft geftatten. Daß man nicht ſchon allgemein denn 
Übergang zu ſolcher Wirtſchaftsweiſe vollzogen hat, iſt zum Teil m dar | 
‚der Marktentlegenheit vieler Dörfer und Güter, vor allem aber in 


dem Mangel an Arbeitskräften begründet. 


IV. Wie verhält ſic der landwirtſe chaftliche Große und 
Kleiubetrieb zu der zu löſenden produktionstechniſ Si 
| Aufgabe? | 


Es EH und ſoll hier nicht auf die Streitfrage über die SH 


tive Leiſtungsfähigkeit des landwirtſchaftlichen Klein⸗ und Groß⸗ 


betriebes in theoretiſierender Weiſe eingegangen werden 1 Nur auf 

einige wichtige Tatſachen ſei hingewieſen. f = 
1. Jede Steigerung ber. Bpdenproduktion bedingt einen ver⸗ 

mehrten Arbeitsaufwand! Werner DS für 100 ha als 


erforderliche Männerarbeitstage: 
db Männerarbeitstage 
bei höchſtarbeitsextenſtver Dreifelder⸗ und Graswirtſchaft. 750 
bei arbeitsextenſiver Koppel⸗ und EE EE 


DEENEN, ffn ie E J. . 1'500 

bei mittelarbeitsintenſiver Fruchtwechſelwirtſchaft . . . . 3750 
bei höchſtarbeitsintenſiver Fruchtwechſelwirtſ chaft mit ſtarkeemm 

„ MNübenb ann ne an 7750 


D 6 


Durch Anwendung von Maſchinen kann der Mehrbedarf an 


| Handarbeit wohl EE aber im Gegenſatz zur Induſtrie keines⸗ 


1 Zu der Streitfrage vgl. beſonders: Kautsky, Die ehe Stutt⸗ 


gart 1899. M. Sering, Die Agrarfrage und der Sozialismus, Jahrbuch für | en 
Geſetzgebung u. Verw. 1899, S. 1493 ff. Ed. David, Sozialismus und Lan» N 


wirtſchaft, Band I. Die Betriebsfrage, Berlin 1903. Arthur a Auf⸗ 
ſätze in den Sozialiſtiſchen Monatsheften. | 
Schmollers Jahrbuch XIIII 2. a | , | 13 
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wegs aufgehoben oder in ſein Gegenteil verwandelt werden. Denn 
die landwirtſchaftlichen Maſchinen ſtehen den größten Teil des 


Jahres über ſtill und können das Wachstum weder der Pflanzen 


noch der Tiere beſchleunigen. In vielen Fällen iſt die Maſchinen⸗ 


u arbeit im Ackerbau wegen der Unebenheit, Bindigkeit, Feuchtigkeit 


des Bodens, wegen der Art und Menge der Geſteine ganz aus— 
geſchloſſen; manche Feldarbeiten, die ſehr ſorgfältig ausgeführt werden 
müſſen, können von der Maſchine entweder gar nicht oder nur 
ſchlechter vorgenommen werden als von der Hand; in dem großen 
Gebiet der Tierzucht verſagt die Maſchine ihre Mitwirkung faſt ganz. 
Auf dem Rittergut Sembten in der Lauſitz wurden die Roherträge 
in drei Jahrzehnten (1883—1913) verfünffacht, in der gleichen Zeit 
das Perſonal von vier aufſichtsführenden Perſonen auf neun, von 
39 Arbeitern auf 155 Arbeiter geſteigert, obwohl gleichzeitig die an⸗ 
gewandte tieriſche Kraft und der maſchinelle Apparat eine mae 
Steigerung und Vermehrung erfuhr. 
| 2. Über das Ausmaß der für die landwirtſchaftliche Produktion 
im kleinen und großen verwandten Arbeitskräfte geben die folgenden 
Zahlen Auskunft. 
8 Am 12. Juni 1907 waren in der deutſchen Landwirtſchaft 
15,1 Millionen Perſonen tätig, wobei die nur nebenberuflich arbeiten⸗ 
den Betriebsleiter der Kleinwirtſchaften nicht mitgezählt ſind. Die 
ſonſt Tätigen verteilen ſich auf die verſchiedenen Größenklaſſen! der 
| landwirtſchaftlichen Betriebe wie folgt: 


Auf 100 ha 


d Arbeitende Davon Davon 

Betrie b e überhaupt ſtändig 1 ſtändige 

S | Arbeitskräf te E | Arbeits⸗ 
Millionen | Millionen überhaupt | ur 
bis 2 ha 4,3 21 252 | 35 

2. „ 5 ha 2.9 21 88 

5 20 ha 4,6 3,5 44 | 34 
20 = 100 ha 2 2,1 | 1,6 22 17 
100 und mehr ha.. 1,2 0,8 18 | 12 
| mu | wi | 68 32 


1 Die Betriebe von weniger als 2 ha e meift nur der Produktion für 
den eigenen Haushalt, nur 14% werden von ſelbſtändigen Landwirten im Haupt- 
beruf, alſo für den Abſatz bewirtſchaftet. Von den Betrieben im Umfange von 
2 bis 5 ha find es ſchon 72 . Die wichtigſte Kategorie der dem Abſatz dienenden 
Kleinbetriebe find diejenigen von 5 bis 20 ha — wir faſſen fie mit den felb- 
ſtändigen kleinſten Wirtſchaften zu dem Begriff „Kleinbetrieb“ oder „Familien⸗ 
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Die doppelte und vierfache Anzahl der im ſelbſtändigen Klein⸗ 
betrieb verfügbaren Arbeitskräfte iſt um ſo höher zu bewerten, als 
ſie überwiegend der eigenen Familie des Betriebsleiters 
angehört. Von den 15,1 Millionen Perſonen, die im Juni 1907 
landwirtſchaftlich arbeiteten, waren 19,3% Betriebsleiter im Haupt⸗ 
beruf, 50,7% Familienangehörige, 30 fremde Arbeitskräfte. Von 
je 100 Perſonen der einzelnen en en als: 


| | | 100 und 
2 bis 5 ha 5 bis 20 ha 20 bis 100 e mehr ha 
Betriebsleiter . . | 25,9 | 21,6 | 12,4 E 1, 
Familienangehörige . 60,0 \ 85,9 52.3 78,9 | 978 ) 40,2 | 19 2351 1 
fremde Arbeitskräfte 141 26,1 | >98 | 96,9 
und zwar Gefinde . . 3,2 11,7 30,8 | 174 | 
Wand Arbeiter 5 0 o i | 
und Snftleute. . . 1 ! | 3,1 
nicht ſtändige Arbeits⸗ Ge 126,1 ö 59,8 ö 96,9 
Fat 9,6 12,3 19,4 232,3 
Aufſichtsperſonen . 0,1 0,1 0,7 1 41 


Die Kleinbauernwirtſchaft verbindet durch den uralten Kommunis⸗ 
mus der Familie Betriebsleiter und Arbeiter zu einer Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft, deren Kraft des Zuſammenhaltes und Einheitlichkeit 
der Zielſetzung durch keinerlei noch ſo raffinierte Lohnmethoden er⸗ 
erreicht werden kann; die familienhafte Arbeitsverfaſſung paßt ihre 
Leiſtungen dem Auf und Ab der Arbeitsanforderungen nach den 
Jahreszeiten und Witterungsverhältniſſen auf das genaueſte an. In 
der Großbauernwirtſchaft überwiegen ſchon die fremden Arbeitskräfte 
und iſt es gerade die Unfreiheit des durch die Hausordnung ge⸗ 
bundenen Geſindeverhältniſſes, welche hier beſonders große Schwierig⸗ 
keiten in der Deckung des Arbeitsbedatfes hervorruft. 


3. Wie mit Menſchen, ſo iſt der bäuerliche Betrieb mit S pann⸗ 


und Nutzvieh viel reicher ausgeſtattet als der Großbetrieb. Auf 


100 ha landwirtſchaftlich benutzter Fläche jeder e kamen 


1907: 


betrieb“ zuſammen. Die Betriebe von 20 bis 100 ha ſind Großbauernwirtſchaften 
( „mittelgroße“ Betriebe), die die Familiengemeinſchaft durch Geſinde ergänzen und 
in beſchränktem Umfange Tagelöhner regelmäßig heranziehen. Die Betriebe von 
100 und mehr Hektar ſind faſt durchweg Großbetriebe, deren Leiter ſich auf die 
Direktion beſchränkt und nicht an den körperlichen Arbeiten beteiligt. 

. a \ | 13 * 
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| Größenklaſ fen | Pferde am Koch Schweine Schafe | Ziegen |Geflügel 
u: | | | | 
2 bis 5 ba. 73 1 955: 61,4 94, 12,7 444 
5 „20 ha. 12,7 75,5 38,3 608 13,9 4,1 | 265 
20 - 100 ha. .| 129 | 56,9 24,5 39,2 25,0 11 152 
100 ha u. darüber 92 | 33,0 14,3. | 19,6 62, 0,1 5l 


Viel Vieh bedeutet aber auch hohe Dungkraft und gute phyſi⸗ 
kaliſche Beſchaffenheit des Bodens. Ebenſo iſt unzweifelhaft der 
Beſtand an Gerätekapital auf den Hektar im Klein⸗ und Mittel⸗ 
betriebe größer, wenn auch, wie noch ziffernmäßig darzulegen bleibt, 
mit dem Umfange des Betriebes die Anzahl der Spezialmaſchinen 
ſich mehrt. | 

Auch das angewandte 1 ſteigt mit abfallender 
Betriebsgröße ſchon deshalb ſchnell an, weil die größere Anzahl von 
Menſchen mehr Wohnraum und der ſtärkere Viehbeſtand mehr Stallung 
braucht. Man mag den relativ größeren Aufwand für die Wohnung 
vom Standpunkt der Rentabilität aus für einen Nachteil halten. 
Volkswirtſchaftlich iſt das größere Gebäudekapital der ländlichen 
Familienwirtſchaft als durchaus zweckmäßig angelegt und produktiv | 

anzuſehen. 
| Der Zweck aller Produktion iſt der Menſch, und es iſt zunächſt 
die für die deutſche Volkswirtſchaft jetzt doppelt wichtige Tatſache 
feſtzuſtellen, daß der Kleinbetrieb unverhältnismäßig viel 
mehr Menſchen Wohnung und Unterhalt und ebenſoviel mehr N 
Bauarbeitern, Maſchinenfabriken, Schmieden, Stellmachern, Wagen | 
bauern, Sattlern und Hufſchmieden Beſchäftigung gibt!. | 

4. Im Oſten find bisher mit den Gutsbezirken die zwiſchen fie | 
eingezwängten Dörfer und kleineren Städte meiſtens dahingeſiecht, | 
haben jetzt weniger Bewohner als vor 40 oder 50 Jahren. Die 
Dörfer find zum Teil übervölkert, weil der Nachwuchs keine Ge- 
legenheit fand, in den benachbarten Gutsbezirken ſich anzukaufen. 
Die Städte kamen zu keinem Gedeihen, weil der Gutsbeſitzer ſeine 
verfeinerten Bedürfniſſe in der Großſtadt zu decken pflegt, der geringe 
Bedarf der Gutsarbeiter nur wenige Menſchen ins Brot ſetzt, die 
Wanderarbeiter aber ihre Erſparniſſe außerhalb unſeres Landes ver⸗ 
zehren. Wo immer eine ſtarke Koloniſation Platz griff, hob ſich der 


1 Pgl. Aereboe, Allgemeine landwirtſchaftliche Betriebslehre, S. 523 ff. 


F 5 BET ENNEN, 4 
Dette 


6011 


Die Verordnung der Reichsregierung vom 29. Januar 1919 197 
Wohlſtand der ganzen Gegend. Die früher leeren Wochenmärkte ſind 
an den Markttagen überfüllt, Handwerker und Kaufleute finden reich⸗ 
liche Beſchäftigung 1. | 

5. Unter dem Geſichtspunkt des Produktionsprozeſſes m aber 
die Frage zu beantworten, ob dem größern Aufwande an Arbeit 
und Produktionsmitteln auf die Flächeneinheit auch höhere Boden⸗ 
und Wirtſchaftserträge entſprechen, ob der Bauer ſeine Arbeit, ſeine 
ſeine Geräte, Arbeitstiere und Düngemittel ebenſo zweckmäßig ver⸗ 
wendet wie der Großlandwirt. 

Es iſt nun zwar kein Zweifel, daß der Großbetrieb als ſolcher | 


hinſichtlich der zwedvollen Verwendung der Arbeit und Arbeitsmittel 


gewiſſe Vorteile beſitzt. 
Maſchinen. 

Von 100 andotrtigaflihen Betrieben jeder Geöhenttafie be⸗ 
nutzten: 


E verwendet zum Beiſpiel mehr und größere 


Dampf⸗ Andere 


EES Sie- | Mä | 
Größenklaſſe der Dampf⸗ water be dreſch⸗ Dreſch⸗ 19 
e = 2 ; gen, 
Betriebe pflüge | nen nen maſchi⸗ maſchi⸗ Separa⸗ 
nen nen (toren 
bis 2 ha om 6 ai ail sl og 
ër ` de 0% 21 07 12,7 16,2 | 37 
5 20 001114 12,9 19, | 506 17.0 
20 = 100 0,12 39,8 51,9 26,3 72,7 30,6 
100 ba und darüber. 10,84 "100,0 82,4 Ke rüber .. | 10,84 100,0 82,4 74,1 38,5 28.4 
Zuſammen f 005 5, 53 é 85 | 165 55 


Der Vorteil des Großbetriebes in dieſer Hinſicht liegt vor alen 
darin, daß hier eher das Maximum der Ausnutzbarkeit der Maſchinen 


erreicht wird. Indeſſen iſt dieſer Vorteil keineswegs überwältigend. 


Guſtav Fiſcher (Die foziale Bedeutung der landwirtſchaftlichen 
Maſchinen, S. 26) berechnet für einen Betrieb unter Anwendung 
und voller Ausnutzung der Drillmaſchinen, Hackmaſchinen und Mäh⸗ 


maſchinen die Erſparnis auf 17,52 Mk. für den Hektar Getreide 


und bei einem Ertrage von 52 Zentnern eine Verbilligung der Pro⸗ 
duktion von 34 Pfennigen je Zentner. Die Benutzung der Mäh⸗ 
maſchine an 10 Tagen im Kleinbetriebe koſtet 5,94 Mk. auf den Tag; 


bei voller Ausnutzung, nämlich an 20 Tagen, im Großbetriebe 5,24 Mk. | 


Dabei nn ber Bauer die SEN beſſer als der fremde Ar⸗ 


1 Vgl. eine Schilderung der Berhältniſſe im Kreiſe Kolberg⸗Berlin bei 
Sering: Innere Koloniſation im öſtlichen Deutſchland. 1890, S. 195. 


D 


ſcheiden. Nur für die letzteren gibt die Statiſtik Anhaltspunkte. 
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beiter, und die Vorteile der Arbeit im großen mindern ſich mit 
wachſender Intenſität des Anbaues. 

6. Die entſcheidenden Fortſchritte des Landbaues liegen gar 
nicht in der Mechaniſierung des Betriebes und der hier wenig an- 
wendbaren Arbeitszerlegung, ſondern in der vertieften Erkenntnis von 
den Lebensbedingungen der Pflanzen und der Tiere und in der 
vollendeten Anpaſſung des ganzen Betriebsſyſtems und jeder einzelnen 
Arbeitsverrichtung an die Forderungen des organiſchen Lebens. 

In dieſer Hinſicht muß man zwiſchen der Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Klein⸗ und Großbetriebes und der tatſächlich nach dem 
Stande der Bildung, Übung, Geſchicklichkeit erreichten Leiſtung unter⸗ 


Auf die viel dichtere Beſetzung der Kleinbetriebe mit Vieh und 
ihre ſtärkere Düngerproduktion wurde ſchon hingewieſen. In der 
Aufzucht der Tiere ſind die Bauern der vorgeſchrittenen Gebiete an⸗ 
erkannte Meiſter; alle berühmten Rindviehzuchten unſeres Landes ſind 
Bauernzuchten, und an der Spitze des Zuchtvereinsweſens marſchieren 
„in Deutſchland die klein⸗ und mittelbäuerlichen Gebiete“ (David). 
lüuber die Anbau⸗ und Betriebsſyſteme der großen, mittleren und 

kleinen Wirtſchaften gibt die Statiſtik folgende Ziffern: 
| Von 100 ha der Geſamtfläche der einzelnen Größenklaſſe wurden 
1907 benutzt als 


S Garten u. ; 2 
Wieſen Odland 1 
o Weinberg Acker⸗ ; Forſt⸗ Sonſtige 
— (ohne Zier- land EE en land Fläche 
gärten) 
unter 0,2 ha. . 13,4 | 40 5 4,3 | 29 8 
0,2 5 2 5,3 52 16 4,7 18 4 
2 5 ⸗ 2,6 55 19 5,4 15 3 
5 • 20 ⸗ 1,3 56. 18 7,0 15 2 
20 100 ⸗ 0,7 57 16 7,2 17 2 
m u. mehr ⸗ 0,4 60 11 3,3 22 3 
Von je 100 ha Ackerland der einzelnen Größenklaſſe find beſtellt mit ` 
8 = Gemüſe | e, | 
Größenklaſſen im feld⸗ Zucker⸗ Kar⸗ gas) Brot- Safer Be g 
| mäßigen rüben | toffeln pflanzen getreide | Meng— ha 2 t 
Anbau | getreide ur 
unter 02 hal. 3 0,5 67 3 15 8 23 
0,2 bis e 2 0,9 34 8 31 18 49 
2: 5. 2 08 1.19 11 35 25 60 
5 = 20 ⸗ 13 .| 10 12 11 35 29 64 
20 = 100 ⸗ 0,9 1,7 8 11 33 20 63 
100 u. mehr 5 4,8 11 11 30 227 | 57 
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(Fortſetzung der E Fabelle von S. 198.) 


Sonſtigen | | „ Ackerweide 
Größenklaſſen Ader- Ackerweide 1 und Brache 
früchten on zuſammen 
unter 0% h 1 (Lä ` | 0,5 0,8 
0,2 bis 224 3 4.2 1,0 2,2 
E 4 18 18 36 
Rn ae u e e 4 2,9 3,6 6,5 
20 = 1000 4 6,8 5,4 12,2 
100 u. mehr ⸗ — * 5 Al Bä u 7: 98 


Es entfielen 1907 von der den verſchiedenen Nutzungsarten ge⸗ 
widmeten Landfläche des Deutſchen Reichs: | 


auf die Betriebe von... ha e fiche 
Fläche 
Von je 100 ha 


unter 2 bis 5 bis 5 bis 200 20 bis 100 und 
2 ha ha 5 ha ha 100 ha mehr ha 
der Geſamtfläche der land⸗ | 
wirtſchaftlichen Betriebe. 6 10 16 32 29 23 
landwirtſchaftlich benutzter 
Flachen 6 10 16 33 29 22 
Mera 5 9 14 32 30 24 
Gärten (ohne Biergärten) . 804 15 45 29. 17 8 
Weinbergne 304 | 34 64 30 15 0,9 
Gemüſe im feldmäßigen An⸗ . 
D, A ar ee 17 28 38 23 11 
Wieſen, reiche Weiden und | 
Futterpflanzen 4,4 11,6 16 36 29 19 
Paktoff enn 154 15 30 30 19 21 
SE EEN A un e 8 1,8 5 7 15 24 54 
r ër a e N 3,6 9 13 34 30 23 
ſonſtige Ackerfrüchte. 3 d IER 29 29 30 
ROEWEIDE , "e "el 27 11 5 6 20 45 29 
Schwarzbrache 1 5 6 28 39 27 


Untrügliche Merkmale für die intenſive Ausnutzung der Boden⸗ 
kräfte find der Reihenfolge nach der Gartenbau, der feldmäßige Sin. 
bau von Gemüſe, der Hackfrucht⸗ und der Futterbau auf Acker und 
Wieſe. Alle dieſe Kulturen nehmen einen mit der Verkleinerung der 
Betriebe wachſenden Raum ein, jedoch mit der Maßgabe, daß der 
Futterbau in den unſelbſtändigen Betrieben (unter 2 ha) zugunſten 
der Gewinnung menſchlicher Nahrungsmittel vernachläſſigt wird, und 
daß die Zuckerrübenkultur zu mehr als der Hälfte der ganzen Anbau⸗ 
fläche des Deutſchen Reichs in Großbetrieben und zu einem weiteren 
Viertel in Großbauernwirtſchaften ſtattfindet. Der Kartoffelbau ſpielt 
zwar in den von der Geſetzgebung ſehr begünſtigten großen Brennerei⸗ 


Ki 


7 
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würtſchaften eine erhebliche Rolle, ſie bleiben in dieſer Hinſicht aber 


g hinter den Kleinbetrieben zurück. Der für eine mittlere Intenſitäts⸗ 


ſtufe kennzeichnende ſtarke Getreidebau findet ſich allerdings ebenfalls 
auf Bauerngütern ſo häufig, daß die durchſchnittlich auf das Getreide 


entfallende Anbaufläche ſie dem reinen Typus der Dreifelderwirtſchaft b 


ftarf nähert. Dafür ſpielen in vielen Großbetrieben die Ackerweide, 


die nur geringe Nährwerte von der Flächeneinheit gewinnt, und die 


Brache eine ſehr große Rolle; eine größere freilich noch in den Groß⸗ 


bauernwirtſchaften, wogegen dieſe extenſivſten Ackernutzungsarten mit 
der Kleinheit des Betriebes immer mehr in den Hintergrund treten. 
Es kommt darin die ſchon hervorgehobene Tatſache zum Ausdruck, 
daß in den Großbauernwirtſchaften des Nordweſtens und Südoſtens 


die Feldgraswirtſchaft ebenſo vorherrſcht wie in vielen Großwirt⸗ 
ſchaften des Nordens von Oſtdeutſchland. Daneben treten beſonders 


in Schleſien, Poſen, Brandenburg, Sachſen hochentwickelte Induſtrie⸗ 


betriebe mit angeſpannter Fruchtwechſelwirtſchaft, die ſich auf Wander⸗ 


arbeit ſtützen. Doch bleiben die Kleinbauernwirtſchaften gerade auch 
in der höchſtentwickelten Provinz Sachſen hinter den großen Nachbar⸗ 
betrieben keineswegs zurück n. Die kleinen Wirte bringen überall die 
ganze Feldmark in gleichmäßig intenſive Kultur, während die großen 
die vom Hofe weit abgelegenen Ackerſtrecken als „Außenſchläge“ not⸗ 


gedrungen ſehr extenſiv bewirtſchaften?. 
7. Die mitgeteilten Ziffern und unzählige Einzelbeobachtungen 
laſſen keinen Zweifel, daß im großen Durchſchnitt die Intenſität der 


Bodennutzung mit der Kleinheit des Betriebes zunimmt; und daß 


die intenſivere Wirtſchaft nicht nur höhere Roh⸗, ſondern auch privat⸗ 


wirtſchaftlich höhere Reinerträge hervorbringt, zeigt das Verfahren 
der preußiſchen Steuerverwaltung, welche ihre der Einkommen⸗ 


S einſchätzung zugrunde gelegten Normalſätze des Reinertrages vom 


Klein⸗ über den Mittel⸗ zum Großbetrieb abfallen läßt, und zwar 
in allen Landesteilen. Da auf der andern Seite die Belaſtung 
mit Schulden, abgeſehen von den Fideikommiſſen, für die kleinen 
Beſitzungen unverhältnismäßig geringer iſt als für die großen, ſo 
ſtellt ſich auch das Einkommen von der Flächeneinheit entſprechend 
günftiger. 


1 Bol. die bei Sering Schmollers Jahrbuch 1899, S. 1525) zitierte 
Schilderung des Großlandwirts Heine⸗Kloſter Hadmersleben. 
2 Vgl. die Darſtellung der Anbauverhältniſſe vieler deutſchen Landſchaften 


in den Schriften der Deutſchen Landwirtſchafts⸗Geſellſchaft (z. B. Gutswirtſchaften 
im Reg.⸗Bez. Stralſund“ und „Märkiſche Brennereiwirtſchaften“). 
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8. Es iſt deshalb keineswegs als bloße Folge eines unvernünf⸗ 
tigen Landhungers anzuſehen, wenn die Bodenpreiſe für die 
kleinen Betriebe von 20 ha abwärts weſentlich höher ſtehen als für 
die größeren Landgüter. Von 1910—1912 wurden von den Kataſter⸗ 
ämtern in Preußen 337 904 Kaufpreiſe von Landgütern und Stüd- 
ländereien mit einem Flächeninhalt von 1,73 Mill. Hektar geſammelt. 
Danach betrug der reine Kaufpreis für ein Hektar in Mark: 


in den Größenklaſſen sf go? Stüdländereien | 

bis 2 ha... 2.2 220% 3 663 2154 
De Diebe 2618 1615. 

S LEE ee eer A .. . 1937 1410 
20 1000000 „1664 1229 
100. = 5000 1377 803 
500 ha und mehr . . . 1098 102 
Zuſammen 1 525 1690 


Je kleiner der Betrieb, um ſo höher der Preis nicht nur fur 5 
die mit Gebäuden ausgeſtatteten Wirtſchaften, ſondern auch für Stück! 
ländereien. Auch dieſe Anordnung BEER ſich in allen Landes⸗ 
teilen in gleicher Weiſe. | 

9. Vermöge der höheren Preiſe, Nele der kleine Betrieb dank 


ſeiner höheren Produktivität für den Boden anzulegen vermag, be⸗ 


findet er ſich im beſtändigen Vordringen. In den drei 
Zählungsjahren 1882, 1895 und 1907 entfielen von der landwirt⸗ 
ſchaftlich benutzten Fläche auf die familienhaften Betriebe von 2—5 
und 5—20 ha zuſammen 38,75, 40,01 und 48,12%, während die 
großbäuerlichen Betriebe (20—100 ha) ihren Anteil von 31,09 auf 
30,35 und 29,28 Ch die Großbetriebe von 24,43 auf 24,08 und 
22,16% verringerten. Dieſelbe Tendenz zeigt ſich in allen Kultur⸗ 
ländern. Nur in wenigen Landesteilen, namentlich in Schleſien und 
der Uckermark, dauert der Auskauf von Bauernſtellen durch 
den Großgrundbeſitz bis in die neueſte Zeit fort. Die Unternehmer 


auf den dortigen Induſtriegütern zeigen ſich den Bauern im Wett⸗ 


bewerb um den Landbeſitz überlegen. Die Urſache liegt nicht in der 
Unfähigkeit des Kleinbetriebs, intenſiv zu wirtſchaften, ſondern in 
der ſozial minderwertigen Arbeitsverfaſſung der Induſtriewirtſchaften. 
Der Großbetrieb mit Wanderarbeitern wirft eine hohe Rente ab, 
macht aber dem Kleinbetrieb eine unbillige Konkurrenz, weil er die 
Arbeiter nur in der Saiſon zu entlohnen und zu beköſtigen hat, ſie 
ſchlecht behauſt und mit keinerlei Aufwendungen für Schulunterricht 
und andere kulturelle Zwecke belaſtet iſt. 
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10. Daß von den Roherträgen des Kleinbetriebs verhältnismäßig 
mehr im Betriebe ſelhſt verzehrt wird als in den großen Wirtſchaften, 
„beſagt nichts weiter, als daß dieſer Teil ſeiner volkswirtſchaftlichen 
Beſtimmung ſchnell und unmittelbar zugeführt wird“. Dabei kann 
die Marktleiſtung noch größer ausfallen als im Großbetriebe, wenn 
die Bodenausnutzung immer vollkommener wird und immer größere 
und wertvollere Erntemaſſen liefert. Es iſt aber kein Zweifel, daß 
die Marktleiſtung des Kleinbetriebes an Milch, Fleiſch, Kartoffeln, 
Gemüſe im ganzen zweit überlegen iſt, wozu noch Geflügel, Eier, 
Butter, Käſe, Beerenobſt uſw. kommen. Geringer iſt die Markt⸗ 
leiſtung in Getreide, weil davon mehr verfüttert wird, und dies iſt 
der Fall, weil der Austauſch von ſelbſtgeernteten Körnern gegen Ol⸗ 
kuchen und ausländiſches Futterkorn dem Großbetriebe billiger zu 
ſtehen kommt als dem Klein⸗ und Mittelbetriebe. Doch iſt dies 
lediglich eine Frage der Organiſation des Ein⸗ und Verkaufs. Mit 
der Ausbildung des Genoſſenſchaftsweſens nimmt jener Austauſch 
auch im Mittel⸗ und Kleinbetriebe zu. 

Aereboe, einer der beſten Kenner der öſtlichen Gutswirtſchaft, 
faßt ſein Geſamturteil dahin zuſammen, daß „die Antwort auf die 
Frage der volkswirtſchaftlichen Produktion der einzelnen Größenklaſſen 
der Beſitzungen ſehr zugunſten des Klein⸗ und Mittelbeſitzes ausfällt“. 
Das Prinzip des techniſchen Fortſchritts in der Landwirtſchaft liegt 
ſehr im Gegenſatz zur Induſtrie in der wachſenden Individualiſierung 
der Produktion. In dem Maße, als dieſes Prinzip mit der Not⸗ 
wendigkeit, dem Boden Höchſterträge abzugewinnen, zur Geltung 
kommt, macht ſich der Vorzug des kleinen Betriebes geltend, daß der 
Leiter die Wirtſchaft in allen ihren Teilen auf das Feinſte aus⸗ 
ſtudieren kann und jede eee mit größter Sorgfalt aus⸗ 
geführt wird. 

11. Aus dem allen ergibt ſich die Schlußfolgerung, daß 
die Aufgabe, dem Boden die höchſten Erträge abzugewinnen, mit der 
Mehrung der landwirtſchaftlichen Kleinbetriebe nicht nur vereinbar 
iſt, ſondern ſie vorausſetzt. Der allgemeine Übergang zu einer an⸗ 
geſpannten Fruchtwechſelwirtſchaft mit ſtarkem Hackfruchtbau fordert 
die entſchloſſene Mehrung derjenigen Betriebe, denen geſchickte, willige 
und ſorgſame Arbeitskräfte in der Familie des Betriebsleiters reichlich 
und ſicher zur Verfügung ſtehen. Der Hackfruchtbau, der dem Boden 
die höchſten Nährwerte abgewinnt und alle Erträge, auch die Getreide⸗ 
ernten, ſelbſt bei geminderter Anbaufläche anwachſen läßt, iſt für den 
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ſelbſtändigen Kleinbetrieb die gegebene Arbeit!. Denn die Hack⸗ 

maſchine ſpart zwar Arbeitskräfte, arbeitet aber viel weniger voll⸗ 
kommen als die Hand und kann nie deren Anpaſſungsfähigkeit er⸗ 
reichen. Der deutſche Zuckerrübenbau iſt durch das Ausbleiben der 
polniſch-rutheniſchen Wanderarbeiter mit dem Untergange bedroht 


und kann nur durch den Übergang eines großen Teils der Rüben⸗ 


kultur an den bisher von den Zuckerfabriken meiſt ausgeſchalteten 
Kleinbetrieb erhalten werden. Wollen die großen Rübenwirtſchaften 
und die intenſiven Großbetriebe überhaupt als ſolche fortbeſtehen, ſo 
müſſen ſie ihre Arbeitsverfaſſung auf den Zuzug aus naheliegenden 
volkreichen, d. h. kleinbäuerlichen Dörfern umſtellen, und wo ſolche 
fehlen, müſſen ſie geſchaffen werden. Von welcher Seite man auch 
das Problem der Nahrungsverſelbſtändigung unſeres Landes be⸗ 


trachtet, es iſt nicht anders als auf dem Wege der Innenkoloniſation 


zu löſen. 

12. Nicht jeder Boden eignet ſich aber für den landwirtſchaft⸗ 
lichen Kleinbetrieb. Schwerer Boden bedarf ſtärkerer Geſpannkraft 
und größeren Betriebskapitals, als den normalen Anſiedlern zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Hier iſt der intenſive Groß⸗ und Mittelbetrieb am 
Platze. Sehr leichter Boden wird regelmäßig extenſiver auf größeren 
Flächen zu bewirtſchaften fein. Ferner iſt die Beimiſchung größerer: 
Betriebe, deren ſelbſtwirtſchaftende Beſitzer ſich durch höhere Fach⸗ 
bildung auszeichnen, um deswillen erwünſcht, weil die Ergebniſſe 
wiſſenſchaftlicher Forſchung von ihnen meiſt leichter aufgenommen 
und nutzbar gemacht werden. Größere Muſtergüter werden immer 
ihren Wert für die Volkswirtſchaft behalten und vermöge der geiſtigen 
Überlegenheit ihrer Leitung ohne beſondere Förderung ihren Beſitz⸗ 
ſtand wahren. Endlich bleiben ſtets gewiſſe Aufgaben übrig, welche 
ihrer Natur nach eine breitere Grundlage fordern: die Forſtwirtſchaft, 
die Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen, die Kultivierung von Mooren, 
die landwirtſchaftlichen Induſtrien, Kraftzentralen, Trocknungs⸗, 
Lager-, Transporteinrichtungen uſw. Hier wie in der Organiſation 
des Ein⸗ und Verkaufs können jedoch auch genoſſenſchaftliche und 
kommunale Veranſtaltungen den Kleinbetrieb höchſt wirkſam ergänzen. 
Nach dem allen kann es ſich nicht um ein vollſtändiges Gleichmachen 
der Betriebs- und Beſitzverhältniſſe handeln. Das Ziel iſt eine 


1 Pgl. die. Schilderung einer rationellen Zuckerrübenkultur vei den Klein⸗ 
betrieben in der Hildesheimer Gegend durch H. en in Thiels landwirt⸗ 


ſchaftlichen Jahrbüchern 1896, S. 4. 
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| Miſchung der verſchiedenen Größenklaſſen, doch unter 


Verlegung des Schwerpunktes der Produktion in die Kleinbetriebe. | 


13. Mit der Veränderung der Grundbeſitzverteilung und der Ber 


gründung neuer Anſiedlungen iſt die volkswirtſchaftliche Auf⸗ 
gabe nicht gelöſt. 


Viele Kleinbetriebe ſind in ihrer Wirtſchaftsweiſe rückſtändig ü 
Die bei den Bauern übliche Behandlung des Stalldüngers wird mit 


Recht als „techniſcher Skandal“ bezeichnet (Lothar Meyer). Die ver⸗ 


beſſerte Dreifelderwirtſchaft iſt noch viel zu ſehr auf unſeren Bauern⸗ 


gütern verbreitet, ebenſo wie die Feldgraswirtſchaft auf den mittleren 
und großen. Privatwirtſchaftlich find dieſe Betriebsſyſteme — ſo⸗ 


lange es an Menſchen auf dem Lande fehlt — oft gerechtfertigt; 


für unſere Volkswirtſchaft find fie unerträglich. Oft iſt ihre Bei⸗ 
behaltung aber auch lediglich die Folge einer geiſtesträgen Tradition. 
Die Agrarerzeugung bedarf durchaus einer feſten Führung nach be⸗ 
ſtimmten Zielen, welche durch das volkswirtſchaftliche Bedürfnis ge⸗ 
geben ſind. Unſere Landwirtfchaftsminiſterien müſſen in ganz anderem 
Maße als bisher ſolche Führung im Verein mit der beruflichen und 


genoſſenſchaftlichen Selbitverwaltung übernehmen 3. In dieſer Hinſicht 


bietet Dänemark ein nachahmenswertes Vorbild. Dort hat man durch 
die ſtaatliche Organiſation der Saatzucht und die intenſive Beein⸗ 
fluſſung der Einzelwirtſchaften außerordentliche Erfolge erzielt. In 
ganz anderem Maße als bisher muß für das landwirtſchaftliche 
Unterrichtsweſen auf Grund eines Schulzwanges geſorgt werden; 
denn die Kraft der Wirtſchaft hängt ſtets in erſter Linie von den 


Leiſtungen des Betriebsleiters ab. Mit unmittelbarem Produktions⸗ 


zwang iſt nichts auszurichten, aber der Unterweiſung und Anregung 


bleibt ein ſehr weites Feld der Tätigkeit. Beſonders der Oſten hat 


das landwirtſchaftliche Unterrichtsweſen bisher viel zu ſehr vernach⸗ 
läſſigt. Hier liegt die wichtigſte Urſache dafür, daß die Bewirt⸗ 


wë 


U 


ſchaftung der Bauernfelder dort hinter derjenigen der Gutsgemarkung 


häufig zurückbleibt. Die Produzentengenoſſenſchaften, die für das 


Kreditweſen, den Einkauf von Betriebsmitteln und die Ergänzung 
des Einzelbetriebs durch gemeinſame Veranſtaltungen zur Produktion 


im großen ſchon ſo Rühmliches geleiſtet haben, müſſen ausgebaut und 


1 Vgl. hierzu R. Kindler: Durch welche Mittel wird die Ernährung der 
heimiſchen Bevölkerung aus eigener Erzeugung ſichergeſtellt. Illuſtr. Landwirt⸗ 


ſchaftl. Ztg. vom 8. Mai 1915 und die Diſſertation desſelben Verfaſſers. Dort 


iſt auch die oben S. 9 im Schlußabſatz erwähnte Berechnung angeſtellt. 
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mit den ſtädtiſchen Konſumgenoſſenſchaften in engere Fühlung ge⸗ 

bracht werden. Gerade die Neuſiedler ſind jeder Belehrung ſehr zu⸗ 
gänglich, leicht zu organifieren um von größerer Regſamkeit als die 
ee. 


V. EE ung und Ausblick 


Im Lichte der vorigen Betrachtungen ſtellen ſich die Zuſammen⸗ 
hänge der bisherigen volkswirtſchaftlichen Entwicklung Deutſchlands 
wie folgt dar: In der Zeit, als die Bodenerzeugniſſe aus den Ländern 
der extenſiven Wirtſchaft ſich um den Abſatz auf den europäiſchen 
Märkten drängten, iſt das Gleichgewicht zwiſchen Landwirtſchaft und 
Induſtrie verloren gegangen. Induſtrie, Handel und Verkehr entzogen 
der Land wirtſchaft die ihr nur loſe angegliederten Arbeitskräfte. In⸗ 


folge des Arbeitermangels blieben die davon am ſtärkſten betroffenen 


großen Güter in weiten Landſtrichen trotz der Schutzzölle hinter dem 
techniſchen und privatwirtſchaftlich erreichbaren Maximum der Erträge 
beträchtlich zurück. Anderen gelang es mit Hilfe der Wanderarbeiter, 
zwar einen hoch intenſiven Betrieb wenigſtens auf den Innenſchlägen 
durchzuführen; aber die Unkultur der Fremden drängte immer neue 
Scharen einheimiſcher Arbeiter in die Städte und Induſtriebezirke. 
Noch ſchlimmer als die Großgüter waren die Großbauernwirtſchaften 
daran, weil ſie unter der Schwierigkeit litten, den hier ganz vor⸗ 
herrſchenden Bedarf an Geſinde zu decken, während ihnen die Be⸗ 
ſchäftigung von Wanderarbeitern nicht möglich iſt. Nur die Klein⸗ 
betriebe vermochten durch Eigenbeſitz und Familienzuſammenhang die 


nötigen Arbeitskräfte feſtzuhalten. So wurden fie, beſonders in 
Weſt⸗, Süd⸗ und Mitteldeutſchland, zu den eigentlichen Sitzen inten⸗ 


ſiver Wirtſchaft, obwohl ihnen die rechte Leitung durch eine ziel⸗ 


bewußte Produktionspolitik fehlte. 


Schon vor dem Kriege begannen Rohſtoffe und importierte 
Nahrungsmittel knapper und teurer zu werden, weil die Mehrung der 


Bodenerzeugniſſe auf extenſivem Wege überall außerhalb der Tropen 


an die Grenze der günſtigſten Produktionsbedingungen ſtieß, und nun 


hat der Weltkrieg die wirtſchaftliche Grundlage der bisherigen 


Induſtrieentwicklung ebenſo ſchwer erſchüttert wie die ſoziale der land⸗ N 


wirtſchaftlichen Induſtriegüter, deren Wanderarbeiter ausbleiben. 


Jetzt iſt die Herſtellung eines Gleichgewichts zwiſchen Induſtrie 
und Landwirtſchaft zu einer Lebensfrage des deutſchen Volkes ge⸗ 
worden. Sie verlangt die entſchloſſene Mehrung und Förderung der 
landwirtſchaftlichen Kleinbetriebe. Sie beſchäftigen, ernähren und 
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ſetzen unverhältnismäßig viel mehr Menſchen in Brot als die großen 
und mittelgroßen Güter und beſitzen alle Vorausſetzung für eine 
intenſive Bodenausnutzung. Der Kleinbetrieb iſt imſtande, der Volks⸗ 
wirtſchaft die höchſtmögliche Menge an Nahrungsmitteln und Rob: 
ſtoffen zu liefern, ſofern er nur die erforderliche Ergänzung durch 

genoſſenſchaftliche und ſonſtige gemeinwirtſchaftliche Veranſtaltungen 
findet. Selbſt unabhängig von fremden Arbeitskräften iſt die familien⸗ 
hafte Bauernwirtſchaft die Produktionsſtätte von tüchtigen, gut⸗ 
erzogenen arbeitsfrohen Menſchen. Es gibt deshalb auch keine wirt⸗ 
ſchaftliche Löſung der Arbeiterfrage für, die Mittel⸗ und Großbetriebe 
als im Zuſammenhang mit der Begründung vieler ſelbſtändiger Klein⸗ 
wirtſchaften. Die volkswirtſchaftlich erwünſchte Erhaltung großer, 
gutgeleiteter Landgüter iſt alſo ebenfalls an eine großzügige Innen⸗ 
koloniſation gebunden. 

Man hat vor einer überſtürzten und maſſenhaften Zerſchlagung 
großer Güter gewarnt. Sie verbietet ſich im Augenblick ſchon da-“ 
durch, daß die Bauten und die Inventarbeſchaffung mit ſehr hohen 
Koſten verknüpft ſind. Immer muß auch die Ausleſe der Käufer 
eine vorſichtige ſein; nur wer die Landwirtſchaft gründlich verſteht, 
kann mit Nutzen für ſich ſelbſt und die Geſamtheit einen ſelbſtändigen 
Betrieb übernehmen. Aus der ſtädtiſchen Bevölkerung find nut 
verhältnismäßig wenige dazu ohne weiteres imſtande. Sie werden 
gut tun, zunächſt als Arbeiter ſich anſtellen zu laſſen, wie dies auch 
die Einwanderer in Nordamerika oder Argentinien zu tun pflegen. 

Deshalb wird vielleicht die Arbeiteranſiedlung in der nächſten 
Zeit eine größere Rolle ſpielen als die Bauernkoloniſation. Ihr 
aber kommt die höhere volkswirtſchaftliche und ſoziale Bedeutung 
zu, weil fie allein die Agrarverfaſſung den neuen Lebensbedingungen 
des deutſchen Volkes anpaßt. 

Mit dem platten Lande werden die kleineren Städte aufblühen, 
indem fie neue Fabriken und Werkſtätten aufnehmen. In der Um: 
gebung der Städte entſtehen zahlreiche Kleinſiedlungen, die Gartenbau 
treiben, der erleichterte Abſatz wird dem Feldgemüſe⸗ und Obſtbau 
eine bedeutende Ausdehnung geſtatten, der Ausbau des Verkehrs⸗ 
netzes die allgemeine Intenſivierung des Bodenbaus wirkſamſt an⸗ 
regen. Die Beziehungen zwiſchen den ſich auflockernden Städten 
und dem Lande mit Hilfe genoſſenſchaftlicher Einrichtungen gut zu 
organiſieren, wird eine der wichtigſten Aufgaben der nächſten Zu⸗ 
kunft ſein. Aber über alles rein Wirtſchaftliche hinaus wird aus 
der Annäherung und dem Ineinanderwachſen von Stadt und Land 
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eine gegenſeitige geiſtige Anregung und Befruchtung hervorgehen, 
welche die Lebensführung aller Kreiſe des Volkes reicher, ſchöner, 
behaglicher machen wird. — 


Für alle Glieder des Reichs iſt der Wicberunfban der deutſchen 
Volkswirtſchaft auf der Grundlage einer dichteren Beſiedlung des 
platten Landes von gleicher Wichtigkeit. Faſt überall ſind ländliche 
Siedlungsaufgaben irgendwelcher Art zu löſen, und fie berühren Béi" 
auf das engſte mit dem ſtädtiſchen Wohnungsweſen, deſſen einheit⸗ 
liche Regelung die Zuſtimmung der Bundesregierung gefunden hat. 
Die überfüllten Gebiete des Weſtens, Südens und der Mitte werden 
einen großen Teil der Siedler ſtellen, welche den Boden in den 


menſchenarmen Bezirken des Oſtens und Nordweſtens bevölkern und 
fruchtbar machen. Soll das Werk gelingen, fo bedarf es deshalb 
des wohlgefügten Zuſammenwirkens von Reich, Einzelſtaaten, Ge⸗ 
meindeverbänden und Gemeinden. Durch Reichsgeſetz find die 
Grundzüge des Anſiedlungsplanes feſtzulegen. Die feinere 


Ausgeſtaltung und Anpaſſung an die beſonderen Verhältniſſe der 


Staaten und Provinzen verbleiben der Landesgeſetzgebung. Der 


Verwaltung der Einzelſtaaten wird auch die Ausführung obliegen. 
An koloniſatoriſchen Erfahrungen und Siedlungspraxis fehlt es 


nicht. Sind doch ſeit dem preußiſchen Geſetz, betreffend die Be⸗ 
förderung deutſcher Anſiedlungen in den Pkovinzen Weſtpreußen und 


und Poſen, vom 26. April 1886 und dem Geſetz, betreffend die Be⸗ 
förderung der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891, 


bis Ende 1915: 43 447 neue Anſiedlerſtellen mit mehr als ½ Million 
Hektar Land, hauptſächlich im Oſten begründet worden. 


Das vorliegende Geſetz verſucht unter Nutzbarmachung dieſer 


Erfahrungen den verſchiedenen Aufgaben gerecht zu werden, welche 


in den alten, von jeher ganz überwiegend durch Bauern bewirt⸗ 
ſchafteten Volkslanden weſtlich der Elbe und im Süden einerſeits, 
in den eigentlichen Brennpunkten der Siedlungsarbeit — in den 
Moorgebieten und in dem klaſſiſchen Lande deutſcher Koloniſations⸗ 
arbeit öſtlich der Elbe — anderſeits zu löſen ſind. Die Aufgaben 
ſind jedoch im Oſten und Weſten inſofern gleichmäßig, als ein Ausbau 
zahlreicher Landgemeinden durch Kleingrundbeſitz und Arbeiterſtellen 
hier wie dort im allgemeinen Intereſſe liegt und von weiten Kreiſen, | 
namentlich der Landarbeiterſchaft, gewünſcht wird. 

Auf das geſchloſſene Gebiet der großen Güter i im Oſten und in 
der Mitte des Reiches ſind die 88 12 bis 19 der Verordnung 
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| zugeſchnitten. Die anderen Teile des Geſetzes beziehen ſich auf ganz 
Deutſchland und begnügen ſich deshalb mit einigen allgemeinen 
Richtlinien. 


B. Sonderbegründung 
Organiſ ation des Anſiedlungsweſ ens 


Aus langen Erfahrungen iſt die eigentümliche Organiſations⸗ 
form der gemeinnützigen Siedlungsunternehmung hervor: 
gegangen. Meiſt als Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ein⸗ 
gerichtet, ſteht ſie in der Mitte zwiſchen dem ſchwerfälligen, rein 
ſtaatlichen Anſiedlungsunternehmen nach Art der preußiſchen An⸗ 
ſiedlungskommiſſion für Poſen, Weſtpreußen und der reinen Privat⸗ 
unternehmung, die ſich größerer Beweglichkeit erfreut, deren Erwerbs⸗ 
zweck aber leicht in Widerſpruch zu der Aufgabe tritt, den Siedlern 
geſicherte Exiſtenzbedingungen zu verſchaffen. | 

Gemeinnützige Siedlungsgeſellſchaften beftehen in allen preußi 
ſchen Provinzen, in Bayern, im Bundesſtaat Sachſen, in Mecklen⸗ 
burg, Baden, Heſſen, Braunſchweig und Lübeck. Bei dieſen Geſell⸗ 
ſchaften iſt der Staat meiſt bis zur Hälfte des Geſamtkapitals 
beteiligt; ein weiterer Teil entfällt auf öffentliche Selbſtverwaltungs⸗ 


körper und ein geringerer auf Privatgenoſſenſchaften, Banken, Vereine 
und Privatleute. Durch die Beſtimmungen über den Aufſichtsrat 
der Geſellſchaften, über die Wahl der Geſchäftsführer und ihre 


Dienſtanweiſung, durch das Recht des jederzeitigen ſtaatlichen Ein⸗ 
blicks in die Bücher und die Geſchäftsführung der Betriebe iſt Ge⸗ 
währ dafür geboten, daß der Anſiedler eine uneigennützige und 
ſachgemäße Behandlung ſeiner Angelegenheiten findet. Die ſatzungs⸗ 
mäßig zugelaſſene Dividende iſt meiſt auf 5% beſchränkt, die 
darüber hinausgehenden Gewinne kommen ebenſo wie regelmäßig die 
dem Staat zufallende Dividende den neuen Heimſtätten wieder zugute. 
Im übrigen aber wird die Geſellſchaft nach kaufmänniſchen Grund⸗ 
ſätzen geleitet und iſt frei von den een Kontrollen der ſtaat⸗ 
lichen Rechnungsbehörden. 


Derartigen „gemiſchten Unternehmungen“ will der Geſetzentwurf 


das Anſiedlungsweſen in erſter Linie anvertrauen, indem er die Art 
ihrer Ausgeſtaltung und die Abgrenzung ihrer Bezirke dem Ermeſſen 
der Bundesſtaaten überläßt und nur eine Beteiligung von Ver⸗ 
trauensleuten der me und der alten gl an der Aufſicht 
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vorfieht. CG 1). Als beſonders wirkſame Form ſolcher Beteiligung 
iſt die Eingliederung in den Aufſichtsrat des Siedlungzunternehmens | 
in Ausſicht genommen. 

Der Gefahr, daß die gemeinnützigen Geſellſchaften in Stagnation 


geraten und wenig leiſten, kann der Bundesſtaat dadurch vorbeugen, 


daß er anderen alten oder neuen Unternehmungen den Charakter 
der Gemeinnützigkeit zuſpricht. Es ſteht auch nichts im Wege, ein 
rein ſtaatliches Unternehmen ins Leben zu rufen oder eine Behörde 


mit ſeinen Aufgaben zu betrauen, wie dies in Oldenburg für die 


Moorbeſiedlung geſchehen iſt. Mehrere Bundesſtaaten können ſich 
zu einem Anſiedlungsbezirk zuſammenſchließen, ebenſo Teile eines 
Bundesſtaats einem andern für den Anſiedlungszweck angegliedert 
werden. 

Auch ohne Mitwirkung eines gemeinnützigen Sieb⸗ | 
lungsunternehmens oder einer Siedlungsbehörde können nach 
wie vor neue Stellen begründet werden. Dieſe private Siedlungs⸗ 
tätigkeit wird vielleicht einen ſehr großen Umfang annehmen, wenn, | 
wie es erwartet werden muß, die baupolizeilichen Anforderungen er⸗ 
leichtert und manche Erſchwerniſſe der einzelſtaatlichen Anſiedlungs⸗ 


. geſetzgebung beſeitigt werden. Soweit dieſes Gejeß einen großen 


Anſiedlungsplan feſtgelegt — für die Großgüterbezirke —, würden 


die privaten Gründungen darauf zur Anrechnung kommen (§ 13, 


— 


Abſ. 3). 
Bereitſtellung von Sedlungsland 


L Staatsdomänen 
Als landwirtſchaftliches Siedlungsland bieten ſich in erſter 
Linie die Staatsdomänen dar. Sie umfaſſen in Preußen eine nutz⸗ 
bare Fläche von 423 979 ha und ſind auch in anderen Bundesſtaaten, 
wie in Mecklenburg, Braunſchweig, Anhalt und Thüringen, von 


beträchtlichem Umfang. In Preußen ergeben ſie eine geringe Rente; 


meiſt verzinſen ſie kaum den Feuerkaſſenwert ihrer Gebäude. So⸗ 
weit ſie ſich zur Beſiedlung eignen und ihre Erhaltung nicht für 
beſtimmte öffentliche Zwecke notwendig iſt, werden die Bundesſtaaten 
verpflichtet, ſie für die volkswirtſchaftlichen und ſozialen Zwecke 
dieſes Geſetzes zur Verfügung zu ſtellen, und zwar zu einem den 
Anſiedlern möglichſt günſtigen Preiſe (§ 2). Der Extragswert, den 
fie im Großbetrieb haben, ſoll die oberſte Grenze der Preisforderung 


bilden und der Einfluß der Kriegskonjunktur auf. den Wert un⸗ 
un) SNE: LXIII 2. | 14 
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berückſichtigt bleiben. Es erſcheint ſelbſtverſtändlich, daß der Bundes⸗ 


ſtaat auch andere ſtaatliche Feldgüter, wie Preußen die zu den 


Staatsnebenfonds gehörigen Güter der „Kloſter awer; in Hannover, 
mit zur Verfügung ſtellt. 

Zu den „öffentlichen“ Zwecken gehören die volkswirtſchaftlichen. 
Es kann im einzelnen Falle die volkswirtſchaftliche Bedeutung einer 
Domäne für die Saatgutzüchtung, die Tierzucht uſw. ſo groß ſein, 
daß ihre Aufteilung der Allgemeinheit ſchädlich wäre. Darüber 


En müſſen die Behörden, im SE) die Aufſicht führende Reichs⸗ 


behörde, entf cheiden. 


H Moor⸗ und Odland 
Die Verordnung räumt mit dem unerträglichen Zuſtand auf, 
daß weite und wertvolle Moor⸗ und Odländereien unter mißbräuch⸗ 


licher Ausnutzung des im Eigentum enthaltenen Herrſchaftsrechtes 
im Privatbeſitz feſtgehalten werden, obwohl der Eigentümer die mit 


dem Eigentum ebenfalls untrennbar verbundene Pflicht zur land⸗ 
wirtſchaftlichen Nutzbarmachung vernachläſſigt. Das gemeinnützige 


Siedlungsunternehmen iſt berechtigt, unbewirtſchaftetes oder im Wege 


der dauernden Brennkultur oder zur Torfnutzung verwendetes Od— 


land für Beſiedlungszwecke im Enteignungsweg in Anſpruch zu 


nehmen (§ 3). Schon die Bundesratsverordnung vom 31. März 1915 
hat den Grundſatz ausgeſprochen, daß die Nutzung unbeſtellter Acker⸗ 
flächen den Berechtigten durch die Kommunalverbände — ſogar ohne 
Entſchädigung — entzogen werden könne. Die völlige Enteignung er⸗ 


ſcheint um fo mehr angezeigt, als dieſe Ländereien früher meiſt den 


Gemeinden gehörten und durch die Gemeinheitsteilungen ihnen ge⸗ 


nommen worden ſind. Eine preußiſche Verordnung über die Bildung 
von Genoſſenſchaften zur Bodenverbeſſerung von Moor⸗, Heide- und 
ähnlichen Ländereien vom 7. November 1914 geſtattet die zwangs⸗ 


weiſe Vereinigung der Eigentümer ſolcher Grundſtücke zu dem Zwecke, 
ſie nach einem einheitlichen Plane in Acker, Wieſe und Weide um⸗ 


zuwandeln und nach Bedarf zu bewirtschaften und zu nutzen. Die 


Verordnung hat ſehr guten Erfolg gehabt. Aber nach wie vor bilden 

die Eigentumsgrenzen ein praktiſches Hindernis für die Durchführung 

des Anſiedlungswerkes auf den von der Genoſſenſchaft kultivierten 

Odländereien. 

| Die Entſchädigung soft nach Maßgabe der niedrigen Reinerträge 
erfolgen, welche die bisherige ganz extenſive landwirtſchaftliche und 

die Torfnutzung abwirft. Der tatſächliche Verkaufswert für un⸗ 
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bewirtſchaftetes Land iſt allein durch die Kenntnis der Anwohner S 


von der Möglichkeit der Urbarmachung im Laufe von 30 bis 
40 Jahren auf das Drei⸗ bis Zehnfache geſtiegen. Auf folche reinen 
Konjunkturgewinne hat der Beſitzer keinen gerechtfertigten Anſpruch. 

Es wurde von landwirtſchaftlichen Körperſchaften angeregt, die 
nach der Urbarmachung zu erwartenden Ertragswerte unter Abzug 
der Kulturkoſten zur Grundlage der Entſchädigung zu machen. Doch 
erhob ſich aus den Kreiſen der Siedlungspraxis lebhafter Wider⸗ 
ſpruch dagegen, weil dieſe Werte und Koſten bei Ankauf des Landes 
nicht feſtzuſtellen ſein würden; die im Geſetz getroffene Regelung ſei 


gerecht und zweckmäßig. 


Abgeſehen von der Feſtſetzung des Gegenſtandes der Enteignung 
und den Grundſätzen der Wertsermittlung mußte der Landesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen werden, die Enteignung im einzelnen zu regeln 


und hierbei die örtlichen Verhältniſſe zu berückſichtigen. Es darf ES 


auch erwartet werden, daß die gemeinnützigen Siedlungsunter⸗ 
nehmungen, in denen Staat und Provinzen vertreten, die alten Be⸗ 
ſitzer und Neuſiedler von Einfluß ſind, eine vernünftige und zweck⸗ 
mäßige Siedlungspraxis betätigen, indem ſie unbeſchadet des durch⸗ 
zuführenden Siedlungsplanes auf die berechtigten Intereſſen der An⸗ 


lieger Rückſicht nehmen: Grundſtücke von der Enteignung ausschließen, 
die mit dem benachbarten Kulturlande in enger und notwendiger 
Verbindung ſtehen, die vom Hofe aus urbar zu machen ſind, und 


deren Kultivierung innerhalb einer beſtimmten Zeit ſichergeſtellt iſt. 


III. Vorkaufsrecht des Siedlungsunteruehmens | 


Die Vorſchriften über das geſetzliche Vorkaufsrecht der gemein⸗ | 
nützigen. Siedlungsunternehmungen ($$ 4—11) bringen den Ge⸗ 


danken zum Ausdruck, daß das Intereſſe der Geſamtheit an der 


Durchführung des Siedlungswerkes dem jedes privaten Käufers im 
Grundſtücksverkehr vorgeht und nur hinter den Anſprüchen der 
nächſten Verwandten des Verkäufers zurücktritt. 

Im einzelnen lehnen ſich die Beſtimmungen in der Hauptſache 


an die entſprechenden Vorſchriften des preußiſchen Entwurfes zu 


einem Grundteilungsgeſetz an. Sie geben den Siedlungsunternehmungen 
die Möglichkeit, jedes in ihrem Bezirk zur Veräußerung gelangende 
landwirtſchaftliche Grundſtück von 20 ha aufwärts oder Teile von 
ſolchen Grundſtücken an ſich zu ziehen, wenn ſie durch entgelt⸗ 
SE nn den Beſitzer wechſeln. Das Wort Grundſtück 
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iſt hier nach früheren been der Reichsgeſetzgebung (Zuwachs⸗ 


ſteuergeſetz vom 14. Februar 1911, 8 1 — Reichsgeſetzblatt S. 33 


E und Verordnung des Bundesrats über den Verkehr mit land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücken vom 15. März 1918 — Reichsgeſetz⸗ 

blatt S. 123 ff.) im weiteren Sinne zu verſtehen und trifft jeden 

einheitlich bewirtſchafteten landwirtſchaftlichen Grundbeſitz, ohne daß 

räumliche Geſchloſſenheit verlangt wird. 

a Das geſetzliche Vorkaufsrecht erfaßt lediglich große und groß- 


| bäuerliche Grundſtücke. Für die letzteren iſt es der einzige zwangs⸗ 


weiſe Eingriff, den das Geſetz, abgeſehen von den Fällen der SS 21 
und 22, vorſieht. 

Die Heranziehung der Großbauerngüter (20 bis 100 ha) 
für Siedlungszwecke erſcheint aus den oben dargelegten wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Gründen als dringend geboten. Sie leiden be⸗ 
ſonders ſtark unter der Arbeiternot und ſind meiſt extenſiver bewirt⸗ 
ſchaftet, als mit dem Intereſſe der deutſchen Volkswirtſchaft ver⸗ 
einbar if... 

‚Dagegen bleiben diejenigen Landgüter vom Vorkaufsrecht un⸗ 
berührt, welche ausſchließlich oder im weſentlichen mit den Kräften 
des Beſitzers und ſeiner Familie bewirtſchaftet werden. Iſt doch ihre 
Vermehrung das Hauptziel dieſes Geſetzes. 

Den Landeszentralbehörden wird aber vorbehalten, auch kleinere 
Beſitzungen und Grundſtücke dem Vorkaufsrecht zu unterwerfen. 

Dies dürfte ſich namentlich in Gegenden, wie in Weſtfalen und im 
Bundesſtaat Sachſen, empfehlen, wo ländliche und induſtrielle An- 
ſiedlungen ineinander übergehen, eine große Nachfrage nach kleineren 
Eigentumsparzellen bei induſtriellen Arbeitern ſich geltend macht und 
die Siedlungsunternehmungen deshalb beſonders auf den Erwerb 
von Streuparzellen bedacht ſein müſſen. 

Die auf dem Wege des Vorkaufsrechts erfaßbaren Flächen ſind 
ſehr bedeutend. Nach der preußiſchen Statiſtik des Beſitzwechſels 
von land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken wurden infolge von 
entgeltlichen Geſchäften, jedoch unter dem Ausſchluß der Über⸗ 
tragungen an Abkömmlinge, Ehegatten, Stief⸗ oder Schwieger- 
kinder, ungeteilt oder im Wege der Abzweigung in den 19 Jahren 
von 1896 bis 1914 85 633 Grundſtücke von mehr als 20 bis 100 ha 
Umfang übertragen, während es 176000 landwirtſchaftliche Betriebe 


im gleichen Umfang (1907) gab. Die Anzahl der Beſitzwechſelfäle 


kommt alſo (mit 48,6 ) der Hälfte der vorhandenen Betriebe nahe. 
Die Geſamtfläche der Großbauerngüter (20 bis 100 ha) umfaßt in 
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ganz Deutſchland 9,32 Millionen Hektar. Nimmt man an, daß 


davon im Laufe der nächſten 20 Jahre 40 % zum Verkauf auf den 


Markt kommen, ſo würden 4,2 Millionen Hektar in den Bereich des 
geſetzlichen Vorkaufsrechtes fallen. 


Noch viel ſtärker war der Beſitzwechſel der großen Guter. = 


Die Anzahl der Beſitzwechſelfälle (9804) übertraf in den genannten 
19 Jahren um 19% den ziffernmäßigen Beſtand der Betriebe von 
100—200 ha im Bundesſtaat Preußen (8236 Güter mit 1,2 Millionen 
Hektar landwirtſchaftlicher Fläche) und blieb (mit 10 146) nur um 
7% hinter dem Beſtand der Güter mit mehr als 200 ha Umfang 
(10 881 Güter mit 4,74 Millionen Hektar) zurück. Es wäre allerdings 
eine falſche Schlußfolgerung, wollte man annehmen, daß wirklich die 
Geſamtheit aller großen Güter in 19 Jahren den Beſitzer durch ent⸗ 
geltliches Rechtsgeſchäft gewechſelt hätte. Neben vielen Beſitzungen, 
die in feſten Händen blieben, gab es andere, welche immer wieder 
von Hand zu Hand gingen. Auch muß es zweifelhaft erſcheinen, ob 
der Beſitzwechſel nach dem Kriege bei niedergehender Konjunktur ſo 
lebhaft ſein wird wie vor dem Kriege. Deshalb wäre es gewagt, 
das ganze Anſiedlungswerk lediglich au ein geſetzliches N 
recht begründen zu wollen. 

Wohl wird die große Zahl von Großbauerngütern (in ganz 


Dieutſchland 1907 262 191) Gelegenheit geben, mit Hilfe des Vor⸗ 


kaufsrechtes dieſes Entwurfs zum ſozialen Ausbau der Landgemeinden 
Land genug zu gewinnen. Die Großbauerngütern werden auf ſolche 
Weiſe einerſeits dem Zuſammenkauf ſeitens der Nachbarn und 
einzelner aufſtrebender Beſitzer, anderſeits dem Zugriff der Güter⸗ 
ſchlächter entzogen, die mit Vorliebe gerade große Bauernhöfe zer⸗ 


ſchlagen. Dies wird um ſo vollſtändiger gelingen, als die Bundes 


ratsverordnung vom 15. März 1918 zu jeder Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken mit mehr als 5 ha Flächeninhalt eine behördliche Genehmigung Sc 
fordert. Da auch der Kaufpreis der Großbauerngüter im Verhältnis 
zum Grundſteuerreinertrag erheblich niedriger zu ſein pflegt als der⸗ 
jenige der eigentlichen Großgüter, ſo enthebt das geſetzliche Vorkaufs⸗ 
recht der Notwendigkeit, mit ſchärferen Mitteln, namentlich der Ent⸗ 
eignung, gegenüber der Bauernſchaft einzugreifen. Solcher Eingriff 
wäre aber auch grundſätzlich abzulehnen‘, weil der Bauer mit Recht 
die Empfindung hat, ſeinen Grundbeſitz durch die Arbeit von vielen 
Generationen der eigenen Familie errungen, ja den Boden in ſeinem 
jetzigen Zuſtande geſchaffen zu haben. Einer Enteignung aber würde 
ein ä Reess welches dem Staate gestattete, ee 


H 
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zum Verkauf kommende Grundſtück zu einem geringeren als dem 


ausgemachten Preiſe zur Siedlung in Anſpruch zu nehmen. Von 
einer derartigen Ausgeſtaltung iſt daher Abſtand genommen. Anders 


liegen die n hinſichtlich des el 


EN *. Befsaffung von Gutsland zu Befiedlungsgweden in den 
| Großgüterdiſtrikten 


Die in dieſen Gebieten vorzunehmende planmäßige Beſiedlung 


weiter, wenig bevölkerter Bezirke unter Begründung zahlreicher neuer 
Landgemeinden fordert die Entfaltung einer weitausſchauenden Initia⸗ 
tive der gemeinnützigen Siedlungsunternehmungen. Sie müſſen in 
der Lage ſein, Landgüter, die alle Bedingungen für das Gedeihen 
einer neuen Landgemeinde darbieten, frei und ſorgfältig auszuſuchen, 


um eine dem volkswirtſchaftlichen Bedürfnis entſprechende Beſitz⸗ 


verteilung herbeiführen zu können. Soweit das freiwillige Angebot 
verſagt, würde das geſetzliche Vorkaufsrecht allein die Durchführung 
eines ſolchen Anſiedlungsplanes keineswegs ſicherſtellen, weil es den 
Landerwerb und damit die geſamte Koloniſationsarbeit an zufällige 
Entſchlüſſe von Privatleuten bindet. Es wäre auch nicht zweckmäßig, 
den Beſitzern etwa die Verpflichtung zur Abgabe von Teilen ihres 
Landes in Anrechnung auf die zu erwartende Reichsvermögensſteuer 
aufzuerlegen. In vielen Fällen würde das Beſitztum auf unwirt⸗ 
ſchaftliche Weiſe zerſchlagen werden, ohne daß die Trennſtücke beſied⸗ 
llungsfähigen Boden in genügendem Ausmaß und zweckmäßiger Lage 
darſtellen. Ein großzügiges und planmäßiges Anſiedlungswerk wird 
im Oſten ſo wenig wie in den Hochmooren und Odlandsbezirken 
des Enteignungsrechtes ganz entbehren können, um den Widerſtand 


einzelner Beſitzer zu überwinden. Das Enteignungsrecht greift aber 


viel tiefer in die Intereſſen des Eigentümers ein, wo es altes Kultur⸗ 
land ſtatt unbewirtſchafteten Odlands ergreift. Wollte man der 


öffentlichen Verwaltung oder den gemeinnützigen Siedlungsunter⸗ 


nehmungen die Wahrnehmung des Enteignungsrechtes übertragen, 
ſo würden deshalb nur ſchwer ausreichende Sicherungen zu gewinnen 
ſein, welche nicht bloß perſönliche Gunſt oder Mißgunſt nach Möglich— 
keit ausſchließen, ſondern auch den Betroffenen ſelbſt die Empfindung 
der ſachlichen und unparteilichen Handhabung geben. 
Aus ſolchen Erwägungen iſt in Anlehnung an Pläne, welche 


von der kuriſchen und livländiſchen Ritterſchaft erwogen wurden, 


als ſie nach Eroberung ihres Landes N die Deutſchen den 
. 


D 
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beſondere Erwägung maßgebend, daß das Siedlungswerk der Mit⸗ * 
wirkung der Gutsbeſitzer nicht entbehren kann. Es iſt zu hoffen 
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Entſchluß faßten, ein Drittel ihres Landes zur Beſiedlung herzugeben, N 
der Gedanke hervorgegangen, die Gutsbeſitzer der beteiligten Provinzen 


und Bundesſtaaten zu Landlieferungsverbänden zwangs⸗ | 


weile zuſammenzufaſſen. Ihnen wird die öffentlich⸗ rechtliche Ver⸗ 
pflichtung zur Beſchaffung des nötigen Siedlungslandes im Zu⸗ 
ſammenwirken mit den öffentlichen Siedlungsunternehmungen auf: 
erlegt, und beiden gemeinſam unter Mitwirkung eines unparteiiſchen 
Vertreters der Staatsgewalt die Handhabung des ee 
anvertraut. | 
Für die Einrichtung der Landlieferungsverbände war noch die 


und darauf hinzuwirken, daß fie, von der Größe der neuen Aufgabe 


durchdrungen, ein jeder an ſeinem Teile, mithelfen, dem Anſiedler 
mit Rat und Tat an die Hand gehen, Wohnungsgelegenheit bieten, 
Bauhilfe leiſten und vor allem freiwillig Land hergeben. Schon 


haben die Gutsbeſitzer einzelner Landſchaften, wie der Neumark, des 


Kreiſes Greifswald, der Provinz Schleſien, große Flächen zur Ver⸗ 


. 


fügung geſtellt. Dieſes Vorgehen I ißt erwarten, „daß die Beteiligung 
der zu einem Selbſtverwaltungskörper vereinigten Gutsbeſitzer am 


| Siedlungswerk gute Ergebniſſe zeitigen werde. Wo ſchon ſolch korpo⸗ 
rativer Zuſammenſchluß beſteht wie in den landſchaftlichen Kredit⸗ 


verbänden, wird es zweckmäßig ſein, die Aufgaben des Landlieferungs⸗ 


verbandes ihnen zu übertragen. Ausnahmsweiſe können die Ver⸗ 


hältniſſe es auch wünſchenswert machen, daß eine andere Stelle, etwa g 


eine ſtaatliche Behörde oder das Siedlungsunternehmen ſelbſt, die 
Aufgabe des Landlieferungsverbandes übernimmt. Das Geſetz Debt ` ` 
deshalb für die nn or Befugnis vor, men i 


AnorDnunge, zu ale 


=. ls G6 c e des Geltungsbereichs | 


der Beſtimmungen über die Landlieferungsverbände (Gë 12 bis 19) | 


iſt bei einem Anteil der großen Güter von 13% an der landwirt⸗ 


ſchaftlichen Nutzfläche des Anſiedlungsbezirks ſo getroffen, daß in 
dieſen Bereich die öſtlichen Provinzen Preußens mit Einſchluß von 
Schleswig⸗Holſtein und Sachſen, die Bundesſtaaten Sachſen, beide 


Mecklenburg. Braunſchweig und Anhalt, fallen. Dieſe Bezirke um: ` ` . 


faſſen 86,4% aller großen Güter des Deutſchen Reiches der Zahl 
und 92,2% der Fläche nach. we SE und Süddeutſchland 


bleibt auögef chloſſen. , 


— 


K 


ſelben Preiſe, den unter normalen Verhältniſſen große Käufer an- 
zulegen pflegen, fo wird er wegen der höheren Produktivität ſeiner 

Wirtſchaft dabei ein gutes Fortkommen finden können und das Ge⸗ 
der Bodenpreis nicht durch hohe Aufſchläge von Koſten für öffent⸗ 


Dies zu verhüten und öffentliche Mittel für kulturelle Gemeinzwecke 


gegeben werden muß. Eine kurze geſchichtliche Betrachtung läßt auch 
die notwendige geographiſche Abgrenzung der Großgüterdiſtrikte ($ 12) 
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2. Pflichten der Landlieferungsverbände ($ 13) 
a) Dem Landlieferungsverband liegt die öffentlich⸗rechtliche Ver⸗ 
pflichtung zur Lieferung von beſiedlungsfähigen Grund— 
ſtücken an das gemeinnützige Siedlungsunternehmen ob (§ 13, Abſatz 1). 
Die Lieferung muß zu einem angemeſſenen Preiſe erfolgen; 
darunter wird kraft ausdrücklicher Vorſchrift der gemeine Wert ver⸗ 
ſtanden, den das Landgut oder das Grundſtück als Beſtandteil eines 
großen Landgutes bei Ausſchaltung der Kriegskonjunktur beſitzt. Der 
Begriff „gemeiner Wert“ iſt hier in dem Sinne gebraucht, den er 
in der Steuergeſetzgebung, namentlich der preußiſchen, gewonnen 
hat. Er iſt gleich dem Verkaufswert, der dem Landgut im Immo⸗ 
bilienverkehr der näheren oder weiteren Umgebung ohne Rückſicht 
auf die ſubjektiven Intereſſen und Liebhabereien des einzelnen Be⸗ 
ſitzers zukommt. 
9) Solche Bewertung ergibt die mittlere Linie, welche geſtattet, 
ſowohl den Anſiedler vor Überteuerung zu ſchützen, als das Intereſſe 
der im Landlieferungsverband vereinigten Beſitzer zu wahren. Sie 
werden in der Lage ſein, in ausreichendem Maße beſiedlungsfähigen 
Boden zum gemeinen Wert zu efwerben, ſobald die Kriegskonjunktur 
vorüber iſt — und eher wird die Anſiedlung im großen kaum ein⸗ 
ſetzen. Den Beſitzern Kriegsgewinne zu verſchaffen, kann dem An⸗ 
ſiedler nicht zugemutet werden. Erwirbt er aber Gutsland zu Dem: 


fühl eines billig abgeſchloſſenen Kaufes haben. Nötig iſt nur, daß 
liche Einrichtungen (Schule, Kirche uſw.) nachträglich verteuert wird. 


bereitzuſtellen, wird die Aufgabe der einzelſtaatlichen Geſetzgebung 
und Verwaltung fein und iſt in Preußen ſchon in Ausſicht geſtellt. 
bz) Die Landfläche, die vom Landlieferungsverband im Laufe 
der Zeit und nach Maßgabe der Nachfrage zu beſchaffen iſt, wurde 
auf ein Drittel der geſamten Gutsfläche der zu bildenden großen 
Anſiedlungsbezirke aus Gründen bemeſſen, welche teils in geſchicht⸗ 
lichen Erwägungen wurzeln, teils davon ausgehen, daß der Bevölkerung 
die Sicherheit der Durchführung eines großen Siedlungswerkes 


REM > 
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gewinnen, deren Beſiedlung, genauer Wiederbeſiedlung, die wichtigste 
durch das vorliegende Geſetz zu löſende Aufgabe iſt. 

Es handelt ſich um die Wiederaufnahme des Koloniſations⸗ 
werkes, welches vom 12. bis 14. Jahrhundert den einſt von Slawen 
bewohnten und oberflächlich bewirtſchafteten Oſten mit deutſchen 
Dörfern und blühenden Städten bedeckte, bis die Schlacht bei Tannen⸗ 
berg dieſe Bewegung zum Stillſtand brachte. Sie fand eine Fort⸗ 
ſetzung in dem aufſteigenden brandenburgiſchen und preußiſchen Staats⸗ 
weſen vom Ende des 17. Jahrhunderts bis 1806 durch die Ent⸗ 
wäſſerung und Beſiedlung weiter Bruchländereien und die Aufteilung 
von Staatsdomänen. Aber weder die friderizianiſche Koloniſation 
noch die neueren Anläufe ſeit 1886 und 1891 haben die Schäden 


wieder ausgleichen können, welche Jahrhunderte des ſtaatlichen Ver⸗ 


falls und der Klaſſenherrſchaft der Bauernſchaft und damit den 
Städten des öſtlichen Deutſchlands zugefügt haben. 

Die oſtdeutſche Ritterſchaft hatte zwar — von gewiſſen, zuerſt 
beſetzten Übergangsgebieten wie der weſtlichen Altmark und den heu⸗ 
tigen ſächſiſchen Kreishauptmannſchaften Zwickau und Chemnitz ab⸗ 


geſehen — eine reichere Ausſtattung mit Grundbeſitz von Anfang an 


gefunden als die Grundherren in den alten Wohngebieten des Weſtens; 
doch war weitaus der größte Teil den Bauernſchaften zugeteilt worden. 
Aber die Auflöſung des mittelalterlichen Staats, der Übergang der 

öffentlichen Gewalt auf die Rittergutsbeſitzer und Ständeverſamm⸗ 
lungen, die Ausbildung der modernen, für den Abſatz im großen 
arbeitenden Gutswirtſchaft und die Herabdrückung der Bauern in 
Erbuntertänigkeit führten im Verein mit ſchweren kriegeriſchen Ver⸗ 
wüſtungen zum ſtärkſten Abbruch vom bäuerlichen Beſitzſtand. Durch 
die jahrhundertelang fortgeſetzten Bauernlegungen und das Ein⸗ 
ziehen von wüſten Hufen ſeitens der Gutsobrigkeiten iſt es im ritter⸗ 
ſchaftlichen Gebiet von Mecklenburg und in dem bis 1815 ſchwediſchen 


Vorpommern (Regierungsbezirk Stralſund) zu der fait: vollkommenen Ka 
E. Ausrottung des Bauerntums gekommen. | 


In Preußen trat Friedrich der Große durch feine Bauernſchutz⸗ 
geſetzgebung dem auch dort im Zuge befindlichen Ausrottungsprozeß 


entgegen. Aber die Wirkungen dieſer Geſetze wurden zum großen 


Teil wieder hinfällig gemacht durch die Landentſchädigung, welche 
die Bauern für die Aufhebung ihrer — meiſt aus öffentlich⸗recht⸗ 
lichem Titel entſtandenen! — Frondienſte nach dem Regulierungs⸗ 
edikt vom 14. September 1811 zu entrichten hatten, und durch die 
Bei chränkung der Regulierungsfähigkeit, SES die Reaktion nad) den 


| 


| Bauerngütern — wie erwähnt — bis in die neueſte Zeit fortgeſetzt. 
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Napoleonische Kriegen in der „Deklaration vom 29. Mai 1816 
durchſetzte. Während die Landentſchädigung in den öſtlichen Pro- 
vinzen und in der Provinz Sachſen 425 000 ha umfaßte, ſind die 
Verluſte der Bauernſchaft infolge der Deklaration von 1816 auf 
100 000 Stellen mit rund ½ Million Hektar zu veranſchlagen. Dazu 
kommen noch die großen Flächen Landes, welche die Gutsbeſitzer durch 
Auskauf in der Zeit an ſich gezogen haben, als die Bauern durch 
die Regulierungen in eine ſchwierige wirtſchaftliche Lage verſetzt 
waren. Nach der vorliegenden Statiſtik haben allein die ſpannfähigen 
Bauerngüter der oſtelbiſchen Provinzen von 1816 — 1859 im freien 
Verkehr mit den Rittergütern netto 156000 ha eingebüßt. In 
manchen Gegenden, beſonders Schleſiens, hat ſich der Auskauf von 


Im ganzen iſt den großen Gütern der öſtlichen Provinzen Preußens 
im Laufe des 19. Jahrhunderts etwa ein Fünftel der heutigen Guts⸗ 
flächen auf Koſten der Bauernſchaft zugewachſen, nach Abrechnung 
der Staatsdomänen von der Gutsfläche iſt es nicht viel weniger als 
ein Viertel. Unter Einſchluß derjenigen Erwerbungen aber, welche 
die Gutsherrſchaften in früheren Jahrhunderten aus dem Titel der 
öffentlichen Gewalt gemacht haben, iſt der Geſamtzuwachs auf reich⸗ 
lich ein Drittel zu veranſchlagen. Ze 

Es iſt deshalb die Wiederherſtellung des alten Zuftandes, wenn ` 
die Forderung erhoben wird, daß der öſtliche Großgrundbeſitz ein 
Drittel ſeiner landwirtſchaftlichen Sa für Kleer zur 
Verfügung zu ſtellen hat. 
| Werden, wie das Geſetz es E die zur Aufteilung kommenden 
Domänen in das Drittel eingerechnet, ſo vermindert ſich bei deren 
vollſtändiger Aufteilung die in den öſtlichen Provinzen Preußens von 
den Privaten aufzubringende Fläche auf ein Viertel ihres landwirt⸗ 
ſchaftlichen Beſitzes. | 

Die in § 12 getroffene geogruphiſche Abe un der Groß— 

güterdiſtrikte umfaßt das ganze ehemalige Gebiet der Gutsherrſchaft. 
Der Beſtand der großen Landgüter an landwirtſchaftlichem Boden 
nach der Betriebszählung von 1907, der nach Abzug von einem Drittel 
der geſamten Gutsfläche verbleibende Reſt und die für die Koloni⸗ 
ſation verfügbar werdenden Flächen berechnen ſich wie folgt: 


4— ` Sa Ek Zë 


Oſtpreußen. 91 37,1 248 | so 
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| am der RSC Nach Abzug | Für die 
e enutzten Fläche entfielen] von einem loniſati 
| 1907 auf die Betriebe mit] Drittel oer: rn, 
einer landwirtſchaftlich be⸗] bleiben den f 
nutzten Fläche von 100 und Sir fügbar 
mehr Hektar ütern 


GH 9,8 
1000 ha GK "enen 1000 ha 


me 


Weſtpreuß en 593 . ñ 36,5 24,3 198 
Poſen 901 44,1 294 300 
Schleſien 828 82,7 21,8 2276 
Brandenburg 720 [382,8 21,9 240 
Pommern 1022 51,2 834,1 341 
Mecklenburg⸗Schwerin 519 597 39,9 173 
Mecklenburg⸗Strelitz 94 60,0 40,0 31 
Schleswig⸗Holſtein. 219 15,4 10,3 73 
Aare Sachſen. St ts 446 26,0 17,3 139 
Anhalt 56 38,2 25,5 18 

. Braunſchweig 42 | 19,3 12,9 14 
d m Sachſen 135 13,8 10,0 37 
| 6506 | 35,8 | 24,6 | 2150 


Dem Anſiedlungswerk werden alſo bedeutende Flächen, aus⸗ 
reichend für 200 000 —300 000 bäuerliche Familien, aus dem Guts⸗ 
lande zur Verfügung ſtehen. Dennoch wird nach vollkommener Durch⸗ 
führung des Siedlungswerkes dem Großbetriebe noch ein Liegen⸗ 
ſchaftsbeſtand verbleiben, der als vollkommen ausreichend angeſehen 
werden muß, um die der Großwirtſchaft obliegenden volkswirtſchaft⸗ 
lichen Funktionen wahrzunehmen. Als unterſte, nur für den Bundes⸗ 
ſtaat Sachſen praktiſch wichtige Grenze für die Verkleinerung der 


Geſamtfläche find 10 9 Meier Fläche angeſetzt worden. Wenn es 


der Bundesſtaat Sachſen für zweckmäßig halten ſollte, aus dem 
Bereich der Landlieferungsverbände die Kreishauptmannſchaften Zwickau 


j und Chemnitz, wo das Gutsareal nur 9,6 und 4,4% ber ganzen 


landwirtſchaftlichen Nutzfläche einnimmt, auszuſchalten, wenn vielleicht 


auch die Kreishauptmannſchaft. Dresden und der Regierungsbezirk 


Erfurt (mit 12,1 und 12,7 %) ausgeſchieden würden, jo würde Dé 


das Geſamtergebnis nur unerheblich verändern. 


e) Die Rechtsformen, zu denen das Land an die Anſiedler 


zu vergeben iſt, bleiben der Landesgeſetzgebung anheimgeſtellt. Es 
ſtehen zur Verfügung: das Eigentum (Rentengut), die Erbpacht, wo 


ſie rechtlich anerkannt iſt, wie in Mecklenburg, und die Zeitpacht. Die 
Vergebung von Siedlungsland mit Einſchluß des erforderlichen Ge⸗ 
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höftes an Zeitpächter wird in manchen Fällen die Anſiedlung weſent⸗ 
lich erleichtern. Grundſätzlich kommen auch ohne Mitwirkung des 
Siedlungsunternehmens auf bisherigem Gutslande begründete An— 
ſiedlerſtellen auf das zu liefernde Drittel in Anrechnung; ſie müſſen 
nur von der Aufſichtsbehörde als zweckmäßig angelegt und lebensfähig 
anerkannt werden. Doch kann ſolche Anrechnung Zeitpachtſtellen nur 
dann zugeſprochen werden, wenn ihr Beſtand der Willkür des Eigen⸗ 
tümers dadurch entzogen iſt, daß dem Pächter das Recht des Kaufes 
zu einem durch die Behörde genehmigten Preiſe eingeräumt iſt. 


3. Rechte des Landlieferungsverbandes 
a) Das Vorkaufsrecht 

Dem Landlieferungsverbunde ſteht zur Durchführung ſeiner Aufgabe 
das Vorkaufsrecht auf die Landgüter ſeiner Mitglieder in erſter Linie 
zu. Da aber der Siedlungsunternehmung die Initiative zu wahren 
iſt, kann fie verlangen‘, daß der Landlieferungsverband das Vor⸗ 
kaufsrecht im einzelnen Falle ausübt. Andererſeits kann es der 
Verband für zweckmäßig erachten, die Ausübung des Vorkaufsrechts 
dem Anſiedlungsunternehmen im einzelnen Fall oder ein für allemal 
zu übertragen. Geſchieht dies, ſo wird in dieſem wie in anderen 
Fällen das von dem Siedlungsunternehmen unmittelbar erworbene 
Gutsland auf die Landlieferungspflicht des Verbandes in Anrechnung 
kommen. 
| e b) Das Enteignungsrecht 
Fur den Fall, daß die Nachfrage der Anſiedler oder der Siedlungs⸗ 


unternehmung auf andere Weiſe nicht zweckmäßig befriedigt werden 
kann, ſteht dem Landlieferungsverband das Recht zu, geeignete Grund⸗ 


ſtücke ſeiner Mitglieder zu enteignen. Das Enteignungsrecht iſt die 
notwendige Folge der dem Verbande obliegenden Landlieferungspflicht. 
In Anlehnung an die Vorſchriften des von den Bundes⸗ 


regierungen angenommenen Wohnungsgeſetzes ſoll dafür eine „an⸗ 


gemeſſene“ Entſchädigung, wiederum unter Ausſchaltung der 
Kriegskonjunktur, zugebilligt werden. Dies entſpricht dem Grundſatz, 
daß wohlerworbene Rechte nicht ohne ſolch angemeſſene Entſchädigung 
entzogen werden dürfen. Um hierbei das öffentliche Intereſſe zu 
wahren und eine unparteiiſche Handhabung der Beſtimmung zu ver⸗ 


bürgen, wird vorgeſehen, daß über die Enteignung, alſo auch über 


die Auswahl der zu enteignenden Grundſtücke, und über die Höhe 


der vorbehaltlich des landesrechtlichen Nachverfahrens feſtzuſetzenden 


Entſchädigung ein ſtändiger Ausſchuß entſcheidet, welchem unter 
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Vorſitz eines vom Staat zu beſtellenden unparteiiſchen Obmanns, der 


kein Staatsbeamter zu ſein braucht, je ein Vertreter des Land⸗ 
lieferungsverbandes und der Siedlungsunternehmung angehört. Es 


iſt anzunehmen, daß zu ſtändigen Mitgliedern des Ausſchuſſes Per⸗ 


ſonen beſtimmt werden, welche vermöge langjähriger Übung die Ab⸗ 


ſchätzung der Liegenſchaften in zuverläſſiger Weiſe vorzunehmen be⸗ 
„fähigt ſind. ** 


Hervorzuheben iſt, daß „angemeſſene“ Entſchädigung im Sinne 


dieſes Paragraphen nicht ohne weiteres der gemeine Wert wie im 


Falle des § 13 iſt. Der Ausſchuß entſcheidet unter Ausſchaltung 


der Kriegskonjunktur nach ſeinem billigen Ermeſſen. Er iſt deshalb 
in der Lage, wenn beſondere Umſtände dies billig erſcheinen laſſen, 


den Verhältniſſen des Einzelfalles Rechnung zu tragen. 
J 


4. Landpolitit der Landlieferungsverbände 


Das Geſetz gibt (in $ 16) Richtlinien, die auch bei der 
Auswahl der zu enteignenden Landgüter und Grundſtücke zu berück⸗ 


ſichtigen ſind. Die Beſtimmungen wurden unter dem Geſichtspunkt 
| getroffen, daß bei der Auswahl außer der Beſiedlungsfähigkeit, die 
ſtets in erſter Linie ſteht, die allgemeinen volkswirtſchaftlichen und 
ſozialen Intereſſen ſorgfältige Berückſichtigung finden müſſen. 


Unter der Vorausſetzung der Beſiedlungsfähigkeit ſollen in erſter 
Linie erfaßt werden: die Landankäufe, welche Kriegsgewinnler und 
Spekulanten in bedeutendem Ausmaße während der letzten Jahre 
gemacht haben; Güter, die „im Markte ſchwimmen“ oder in ihrer 
Bewirtſchaftung hinter den volkswirtſchaftlichen Anforderungen der 
Zeit zurückbleiben oder zu Latifundien gehören; Güter, deren Be⸗ 
ſitzer dem Abſentismus huldigen und ſie nicht ſelbſt bewirtſchaften. 
Als beſonders erwünſcht wird der Erwerb von gelegten Bauern⸗ 
gütern und Landſtellen von Handwerkern und Arbeitern angeſehen, 


zumal wenn deren Gebäude noch ſtehen und für den Anſiedler b 


brauchbar ſind. 
Dagegen ſollen landwirtſchaftliche „Muſtergüter“ in dem näher 
formulierten Sinne dieſes Wortes möglichſt erhalten bleiben. In 


e ee ee der Beſtimmungen des preußiſchen Geſetzes vom 7. Juli 
1891 


eſeitigt das Geſetz (§ 17) die Hemmniſſe, welche aus dem 
Widerſpruchsrecht von Anwärtern auf Fideikommiſſe, Stamm⸗ 
güter uſw. dem Roloiiifationdunternehmen erwachſen können. 
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5. Verhältnis zwiſchen Landlieferungsverband 
und Siedlungsunternehmung 


Der Landlieferungsverband muß dem Siedlungsunternehmen 
auf deſſen Verlangen Land liefern, und zwar zum gemeinen Wert und 


ohne Rückſicht auf Wertſteigerungen, die auf außerordentliche Vers, 


hältniſſe des Krieges zurückzuführen ſind (§ 13, Abſ. 1). Er muß 
das Vorkaufsrecht auf Verlangen des Siedlungsunternehmens aus⸗ 
üben ($ 14, Abſ. 1) und dann den Kaufpreis zahlen, der von einem 
Dritten geboten wurde. Als einziges Zwangsmittel zur Be 
ſchaffung von Land ſteht ihm die Enteignung zur Verfügung, und 

dieſe erfolgt gegen „angemeſſene“ Entſchädigung nach dem Urteil 
eines unparteiiſchen Ausſchuſſes. In dieſen Beſtimmungen kommen 


die notwendigen Gegenſätze der Intereſſen der Anſiedler und der All⸗ 


gemeinheit auf der einen, der Grundbeſitzer auf der anderen Seite 
zum Ausdruck. 

Die Gegenſätze werden ſich aber in der Praxis überbrücken laſſen, 
wenn der Landlieferungsverband eine geſchickte Ankaufspolitik betreibt 
und die Enteignungen dadurch auf ſeltene Fälle beſchränkt, und wenn 
die beiden Organiſationen in ſtändiger enger Fühlung bleiben. Dafür 


wird ihre von den Bundesſtaaten näher zu ordnende Verfaſſung Sorge 


tragen müſſen. 


In 8 18 werden Beſtimmungen vorgeſehen, welche den Ausgleich 


der Intereſſen fördern ſollen: wenn der Landlieferungsverband das 


Grundſtück auf Verlangen des Siedlungsunternehmens durch Ausübung 


des Vorkaufsrechts erworben hat oder das Siedlungsunternehmen ſich 


ſonſt mit dem Erwerb und dem Erwerbspreiſe einverſtanden erklärte, 


ſo muß es die Liegenſchaften dem Lieferungsverbande abnehmen und 

ihm den Erwerbspreis bezahlen. Ebenſo muß es den vom Ausſchuß 

feſtgeſetzten Preis für ein enteignetes Grundſtück entrichten, wenn das 

Enteignungsverfahren mit ſeiner Zuſtimmung eingeleitet worden iſt. 

Einer näheren Regelung bleibt vorbehalten, inwieweit dem Erwerbs⸗ 
preis Anſchaffungskoſten zugerechnet werden dürfen. 

Dieſe Vorſchriften werden dazu führen, daß der Landlieferungs 
verband Ankäufe und Enteignungen nicht ohne das Einverſtändnis 
der Siedlungsunternehmung vornimmt. 

Da die Preiſe der Bodenerzeugniſſe ſchwerlich ihre jetzige Höhe 
bewahren, die Löhne aber abnehmenden Preiſen erfahrungsgemäß 
nur ſehr ſchwer folgen und das Ausbleiben der Wanderarbeiter die 
öſtliche Gutswirtſchaft ohnehin in eine ſchwierige Lage bringen wird, 
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iſt mit einem Sinken der realen Güterpreiſe zu rechnen. Der Klein⸗ 
betrieb, ſchon bisher der ſtärkere Teil im Grundſtückverkehr, wird 
keine beſondere Schwierigkeiten haben, Land auf dem freien Markte 
zu Preiſen zu erhalten, bei denen er beſtehen kann; der Land⸗ 
lieferungsverband ebenſowenig Schwierigkeiten, ſeinerſeits Land billig 
im großen zu erwerben. 

Die Differenz der Preiſe zwiſchen großen und kleinen Grund⸗ 
ſtücken wird ſich eher ſteigern als verringern. Aus dieſen Gründen 
werden Konflikte unter der Lieferungs⸗ und der Anſiedlungsorgani⸗ 
ſation vorausſichtlich ſelten, die Riſiken des Landlieferungsverbandes 
und die in Abſ. 3 vorgeſehenen Umlagen auf die Verbandsmitglieder 
unerheblich fein. 

Freilich iſt nicht zu verkennen, daß ſchon die bloße Möglichkeit 
von Umlagen von den Mitgliedern des Landlieferungsverbandes als 
eine Härte empfunden werden wird. Die angeregte Übernahme 
ſolcher Koſten auf die Staatskaſſe würde nicht angängig ſein, weil 
daraus eine Erhöhung der Bodenpreiſe mit Sicherheit hervorgehen 
würde. 

Die Umlagen finden eine Analogie in den Ablöſungsgeſetzen, 
die zum Beiſpiel in Preußen ein Fünftel von dem berechneten Wert 


drr aufzuhebenden bäuerlichen Laſten zugunften des Entſchädigungs⸗ 


verpflichteten abſtrichen (Geſetz vom 2. März 1850). Der Unter⸗ 
ſchied von dem Ablöſungsgeſetz liegt darin, daß der Schaden hier 
nicht unmittelbar den einzelnen, ſondern die ganze korporativ 
zuſammengefaßte Klaſſe der Gutsbeſitzer gemeinſam, den einzelnen 
alſo, wenn überhaupt, nur mit geringen Beträgen treffen wird. 
Sachlich rechtfertigt ſich dieſe Belaſtung dadurch, daß, wie 
oben dargelegt wurde, 1. ein geſchichtliches, der Bauernſchaft ge⸗ 
ſchehenes Unrecht wieder gutgemacht werden ſoll, und 2. durch die 


Beſiedlung des platten Landes die verbleibenden N ſelbſt in 
| ihrem Beſtande geielkigt werben. 


V. Außerordentliche Vermögensabgabe (8 19) 


Die ſchweren Kriegslaſten werden hohe, außerordentliche Ver⸗ 
mögensabgaben unvermeidlich machen. Sehr viele Beſitzer werden 
aber vorziehen, dieſe Steuern in beſiedlungsfähigem Land zu ent⸗ 
richten, ſtatt eine Hypothek aufzunehmen, wenn flüſſige Mittel fehlen. 
Die nähere Regelung ſolcher erſatzweiſen Entrichtung von Natural⸗ 
ſteuern mußte der Steuergeſetzgebung vorbehalten bleiben. Es iſt 
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aber kein Zweifel, daß man auf dieſe Weiſe ſehr große Landflächen 


für Anſiedlungszwecke zur Verfügung ſtellen wird. Auch die jo ber 


ſchafften Grundſtücke N auf das zu liefernde Drittel in Anrechnung 
kommen. 


. "an M. Das Wiederkaufsrecht (S 20) 


Um die Spekulation mit den unter Einſatz von öffentlichen 
Mitteln begründeten Anſiedlerſtellen zu verhindern, wird ein Wieder- 
kaufsrecht vorbehalten und von den Anſiedlern der Rückenbeſitz im 
Sinne des vielbeſprochenen Heimſtättenrechts gefordert. Es bezieht 
ſich auch auf ſolche Anweſen, welche mit Hilfe des Siedlungsunter- 


nehmens durch Zukauf ihre wirtſchaftliche Selbſtändigkeit erlangt 


haben oder weſentlich gekräftigt worden ſind. Alles Nähere muß 
aber dem Anſiedlungsvertrage vorbehalten bleiben. 


VII. Beigaftung von Pachtland für landwirtſchaftliche 
Arbeiter (GES 21 und 225 


Es iſt das natürliche Ideal für den Landarbeiter, fich eine 
eigne kleine Wirtſchaft einzurichten, die im weſentlichen von Frau 
und Kindern betrieben werden kann. Dort, wo reichliche Land— 


nutzung und Deputate den Hauptbeſtandteil des Lohnes bilden, tritt. 


dies Bedürfnis weniger ſtark hervor. Aber auch viele der ſo ge— 
ſtellten Gutstagelöhner haben den Wunſch, ihr gebundenes Arbeits— 
verhältnis mit dem eines freien Arbeiters zu vertauſchen, um von 


der Verpflichtung frei zu werden, Frau und Kinder oder ſtatt ihrer 


Scharwerker auf Gutsarbeit zu ſchicken. Die Einrichtung von geſunden 
Wohnungen im Dorf, die Gelegenheit, dort ein Stückchen Land zu 
pachten, iſt eine Forderung, welche mit ſteigendem Nachdruck von 
Vertretern der Landwirtſchaft und von Landarbeitern vertreten 
worden iſt. In Mecklenburg iſt die planmäßige Begründung von 
Häuslerſtellen mit Pachtland in den domanialen Dörfern mit gutem 
Erfolg ſeit Jahrzehnten betrieben worden. 


Die Schaffung von Wohnungsgelegenheit und Baugrund bildet 


auch für die Landbezirke den Gegenſtand des von den Bundes⸗ 


regierungen beſchloſſenen Wohnungsgeſetzes. Für das hier entworfene 
Geſetz kommt nur die Beſchaffung von Gelegenheit zur Pacht oder 
ſonſtigen Nutzung von Land für den Nahrungsbedarf des Arbeiter: 
haushaltes in Betracht. Die Beurteilung, ob ſolches Bedürfnis 
vorliegt und einen Eingriff der öffentlichen Gewalt rechtfertigt, hängt 
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von den örtlichen Verhältniſſen ab und ſoll deshalb der von der 


Landeszentralbehörde zu beſtimmenden Verwaltungsbehörde über⸗ 


laſſen bleiben. Auf ihre Anordnung ſollen die Landgemeinden oder 
Gutsbezirke verpflichtet werden können, nach dem Vorgange der An⸗ 
ſiedlungskommiſſion für Poſen⸗Weſtpreußen eine Allmende bis zu 
5% der landwirtſchaftlich genutzten Feldmark für den Bedarf 
der „kleinen Leute“ einzurichten. Zu dieſem Zwecke ſollen ſie 
gegebenenfalls Grundbeſitz auf Grund einer Ermächtigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde zwangsweiſe zu pachten oder zu enteignen befugt ſein. 
Sie ſollen ſich dabei in erſter Linie an den Arbeitgeber derjenigen 
landwirtſchaftlichen Arbeiter halten, die den Wunſch nach Erwerb 
von Pacht- oder Nutzland bekundet haben. 

Alle näheren Beſtimmungen ſind den Bundesstaaten vorbehalten. 


3 


Schmollers Jahrbuch LI 2. | d 15 


ac EN we WË CW WË ff ks KAN we er CN, e Ee, TT Kc un Ten Dr ENT 


d DH 
$ DH 
„ 
` S GE on 
RM H 
.I g b . 
S D S ` \ B 
. 
* 
— D 
H 34, \ 
V Ya b 
H KR D - H 
` U 
D 25 eier 
2 + . ze 
` 5 
E ` > i 
A D 
` : D 
ES = 
» 8 S . 
4 
` 
GN d, D * 
5 
4 
H 
H D 
* 
. 
f H 
. 8 0 
Sr d ZK: S 
A. / 
— = * a 
ch 5 
rn . 3 
. DH = = e * ` 8 D re DH 
8 „ ` e S D ; 
„ x e H „ Ge 
. 5 Pl R 9 } 
% S f S Pe * 
H — D 
` x & , A 1 
, . = 
! S 3 . ö ` É 
& — ` S 
f = 8 2 % 
H * * A — D 
. D 5 \ Ss 1˙ K 8 , 
S N 8 ` UN \ d g 
$ H " ë * 
f 8 5 
A. x Pi ` 
„ „ . 
5 = "e H 
. 5 R a m 
ı 
, Se ` a 
R S d ‘ KR g 
D x = 2 
* E ) ? 
e a F ` 
WW 
H 85 2 = D D H 
gd H ` H 6 2 * e . 
5 Dip . s 3 
“a S H Pe „ 
R dë N x 
. 8 dÉ . - 
GK e 8 ` 
D * e 
f . e je S D 
4 D S . 
2 \ D S 5 . , 
` $ ! P HM . 
= ; 8 5 
ef D 2255 „ 2 8 e * a D 
* . — . 
` B 
S \ S ` , 8 a == 
, 8 B . ı R 
SÉ j Re 5 8 2 N “ d 
S 5 . : ` 
„ ; D R e D 
DH E . 
. e 1 ; 7 H $ , 
! 8 7 i 
R KR \ : ` 
. 8 . . ` \ 
g b SS CG - ö D D SE" 
— he * ge H e bé 
. 2 - R ’ . D 5 ! a 
ER 5 e N ` \ 
e 8 } 
* 
H H 1 GC * 
D . D 1 ` Së ` * S KH 
H - S ” 
* 
e ” ! 5 DH D ‘ 2 5 
— R E ‘ 
| d N ; 
H ‘ = D 
D 8 5 * e R 


eu E 227 


Belgiſ che Außenhandelsförd erung 
vor dem Kriege 


| Von Rudolf Asmis⸗Berlin 
Doktor der Philoſophie und der Rechte 


Inhalts verzeichnis: I. Einleitung S. 227—229. — IL Die all: 
gemeinen Vorbedingungen für den belgiſchen Außenhandel 
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bedingungen. überblick über die Entwicklung des belgiſchen Außenhandels. 
Die kaufmänniſchen Fähigkeiten des Belgiers. Die Belgier im Auslande 
und die belgiſche Auswanderung. Das belgiſche Kapital im Auslande. 
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S. 246—274. Leopold II. als Förderer des belgiſchen Außenhandels. Die 
Organiſation des belgiſchen Konſulardienſtes. Die Berichterſtattung der 
belgiſchen Konſuln. Das bureaux officiel des renseignements commerciaux. 
Die wirtſchaftlichen Erkundungsreiſen. Die „Bourses de voyage“, Belgiſche n 
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ſtaatlichen Vereinigungen. Sonſtige Geſellſchaften. Die Fédération des 
Sociétés belges d' expansion. Die Expanſionspreſſe — Schlußwort 
S. 281. EE 282— 288. | | 
„ Einleitung 


er für die Entente Beie Ausgang des Krieges ermöglicht es 
Belgien, ſeine Volkswirtſchaft im weſentlichen auf den gleichen 
Grundlagen und in der gleichen Richtung wie vor dem Kriege weiter 
zu entwickeln. Die von dem Kriege geſchlagenen Wunden werden 
ſehr ſchnell geheilt werden: Menſchenverluſte hat Belgien nur in 
ganz geringem Umfange erlitten. Seinen Stab gelernter Arbeiter 
hat es faſt unverſehrt erhalten, Materialverluſte müſſen die Mittel⸗ 
mächte erſetzen. An Stelle der zum-Teil veralteten Induſtrieanlagen, 
die der Krieg vernichtete, werden auf Koſten der Mittelmächte allen 
modernſte Einrichtungen geſchaffen werden. Die gefährliche deutſche 
Konkurrenz iſt zum mindeſten für die nächſten Jahre auf vielen Ge⸗ 
bieten beſeitigt. Dank der geſchickten Preſſepropaganda der Entente 


hat Belgien Dé mit ſeiner Teilnahme am un in vielen Ländern 
EA 


- 
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Sympathien erwerben können, die es vor dem Kriege nicht oder doch 
nicht in dem Maße beſaß. Durch die Einrichtung von Kriegs⸗ 
vertretungen in Holland und England bei Herannahen der deutſchen 
Truppen zu Anfang des Krieges haben es eine große Anzahl der 
bedeutenderen belgiſchen Unternehmungen verſtanden, auch während 
des Krieges ihre Auslandsbeziehungen zu pflegen. Etwaige von den 
Mittelmächten vorgenommene Enteignungen belgiſcher Auslands⸗ 
unternehmungen dürften rückgängig gemacht werden. An Rußland 
war der belgiſche Außenhandel als ſolcher nur in geringem Umfange 
intereſſiert. So ſind denn die Vorbedingungen für die Wieder⸗ 
aufnahme des belgiſchen Außenhandels recht günſtig, und es dürfte 
im weſentlichen von der Leiſtungsfähigkeit und den Eigenſchaften des 
belgiſchen Kaufmanns abhängen, ob der belgiſche Außenhandel in 
Kürze zu einer bisher nicht erreichten Blüte gedeihen wird. 
Umgekehrt liegen die Verhältniſſe für Deutſchand. Nahezu 
2 Millionen deutſcher Männer hat der Krieg dahingerafft. Aus dem 
mächtigen, ſein Kapital für zahlloſe Auslandsunternehmungen zur 
Verfügung ſtellenden Reich iſt ein armes Land geworden. Das 
Wirtſchaſtsſyſtem, das den Wohlſtand des Volkes ſchuf, ſteht vor 
den einſchneidendſten Umwälzungen. Deutſchlands auf Macht ber 
ruhender politiſcher Einfluß iſt dahin. Seine alten Auslands⸗ 
beziehungen ſind vom Feinde nach Möglichkeit vernichtet. Unter den 
allerſchwierigſten Bedingungen wird der deutſche Kaufmann ſich wieder 
fremde Märkte erobern, fremde Rohſtoffquellen erſchließen müſſen. 
Die Neuſchöpfung bzw. die Wiedererſtarkung des deutſchen Außen⸗ 
handels wird ſich nur erreichen laſſen, wenn der deutſche Kaufmann 
die Eigenſchaften, die ihm früher ſeine geachtete Stellung in der 
Welt erworben hatten: Zuverläſſigkeit und Gediegenheit, Anpaſſungs⸗ 
fähigkeit und vorurteilsloſe Bereitwilligkeit zur Übernahme fremder 
bewährter Einrichtungen, in ihrer beſten Form betätigt, wenn die 
amtlichen und privaten Stellen im engſten Einvernehmen miteinander 
arbeiten, wenn alle Beteiligten ſich zur Erreichung des gemeinſamen 
Zieles in verdoppelter Arbeit und zäheſtem Fleiß zuſammentun. 
Aruch aus den Mitteln und Methoden, mit denen Belgien vor 
dem Kriege, d. h. zu einer Zeit, in der die Vorausſetzungen nicht ſo 
günſtige waren wie jetzt, ſeinen Außenhandel zu fördern ſuchte, läßt 
ſich im gewiſſen Umfange für uns Deutſche lernen. Allerdings haben 
die Belgier, bei dem Bemühen, die Ausdehnung ihrer Wirtſchafts— 
intereſſen im Auslande zu fördern, immer wieder auf das deutſche 


Beiſpiel hingewieſen, die wirtſchaftliche Tätigkeit der deutſchen Kon: . 
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ſuln, die Mitwirkung der deutſchen Diplomaten bei Abſchluß von 


Geſchäften, die Art und Weiſe deutſcher Privatinitiative im Außen⸗ 
handel als vorbildlich bezeichnet und ihre Landsleute zur Nachahmung 
des deutſchen Vorbildes aufgefordert“. In den letzten Jahren vor 
Kriegsausbruch erſchien in Belgien kein Buch, fand kein Kongreß, 
keine feſtliche Veranſtaltung, die ſich mit der Außenhandelsförderung 
befaßten, ſtatt, wo nicht der ungeheuere wirtſchaftliche Fortſchritt 
Deutſchlands auf dieſem Gebiet und in irgendeiner Weiſe die von 
Deutſchland hierfür verwandten Mittel hervorgehoben wurden. Es 
iſt nicht immer neidloſe rühmende Bewunderung der großen Leiſtungen 


des öſtlichen Nachbars geweſen, viel häufiger waren es Sorge und 


Furcht vor ſeiner drohenden wirtſchaftlichen Übermacht, die den 
Belgiern den Mund öffneten, und auch trotz einer ſolchen Einſchätzung 
der deutſchen Einrichtungen in Belgien findet ſich unter den belgiſchen 
Maßnahmen im Intereſſe der Außenhandels förderung doch manches, 


was bei dem Wiederaufbau unſeres Außenhandels Anregungen geben 


kann, zumal die vollſtändige Verſchiebung der Machtverhältniſſe in 


mancher Hinſicht die Bedingungen, unter denen der deutſche Kauf⸗ 


mann jetzt ſeine Tätigkeit im Auslande wieder aufnehmen muß, den⸗ 
jenigen ähnlich geſtaltet hat, unter welchen Belgien vor dem Kriege 


e feine Stellung auf dem Weltmarkte zu ſchaffen hatte. 


.Die allgemeinen Vorbedingungen für den belgischen 
| | Außenhandel 


Es darf allerdings nicht verkannt werden, daß Belgien bei der 
Pflege und Förderung ſeiner Auslandsbeziehungen ſeine geographiſche 


Lage, ſeine beſonderen politiſchen und ſozialen innerſtaatlichen Ver⸗ 
hläültniſſe in vieler Beziehung zugute kamen. Belgien, oder richtiger 
Brüſſel, war der Verkehrsmittelpunkt zwiſchen Paris, London und 


In einer belgiſchen Arbeit über die „Invasion économique des allemands 


en Belgique“ aus dem Jahre 1911 heißt es zum Beiſpiel auf Blatt 3/4: 


„L' Allemagne n'a rien A envier à aucune nation au point de vue de son 


corps consulaire, qu'il s’agisse de sa compétence ou de son organisation. 


Ses agents commerciaux sont les premiers avertis — et les mieux avertis — 
de tout ce qui concerne le domaine economique dans les limites les plus 


larges. Qu’ils agissent par voie de rapports officiels ou par voie de la presse, 
ce sont des agents d'information de tout premier ordre. L'utilité d'une pa- 


reille organisation est à ce point reconnue par le monde économique en 
Belgique, We pas une année le budget de nos affaires etrangeres n est dis- 


» gute, sans au une réorganisation Ge notre Corps consulaire 80it réclamée.“ 
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Berlin. Ein außerordentlich freiheitliches Geſellſchaftsrecht zog 
Handels⸗ und Induſtriegeſellſchaften aus allen Gegenden der Welt 
nach Brüſſel. Internationale Vereinigungen und Geſellſchaften 
wählten mit Vorliebe das bequem gelegene, politiſch neutrale Belgien 
als Sitz ihres ſtändigen Sekretariats. Internationale Beziehungen 
durchflochten ſo das geſamte wirtſchaftliche und ſoziale Leben. Belgien 
als Einheitsſtaat konnte Beſtrebungen zur Förderung von Auslands- 


intereſſen einheitlich regeln. Eine Rückſichtnahme auf bundesſtaatliche 


Intereſſen, wie ſie in Deutſchland häufig eine Zerſplitterung der 
Kräfte zur Folge hatte, gab es in Belgien nicht. Die Kleinheit des 
Landes geſtattete eine räumlich viel leichter zuſammenzufaſſende und 
deshalb überſichtlichere Organiſation. Die zentrale Lage Brüſſels, 
die ausgezeichneten Eiſenbahnverbindungen aller bedeutenderen Orte 
des Landes mit der Hauptſtadt, dank welcher dieſe von jedem größeren 
Orte in einer, längſtens zwei Stunden Eiſenbahnfahrt zu erreichen 
war, der allgemein übliche Brauch für die geſamte Geſchäftswelt, 
ſich Mittwochs zum Börſentag in Brüſſel zuſammenzufinden, ſchufen 
für die Intereſſenten eine außerordentlich günſtige Vorbedingung, um 
mit den amtlichen Stellen in den Miniſterien enge Fühlung zu halten, 
und für die Regierung die Möglichkeit, von dem einen Mittelpunkt 
aus unmittelbar auf alle Kreiſe des geſchäftlichen Lebens ein⸗ 
zumwirken. Eine reſervierte Abgeſchloſſenheit, wie fie bei uns früher 
vielfach üblich war, lag nach der ganzen Geiſtesrichtung des belgiſchen 
Volkes den amtlichen Stellen auch nicht. Der Brauch, daß die aus 
dem Staatsdienſt ſcheidenden Miniſter in irgendeiner Form in eine 
Intereſſenverbindung zu einem der großen belgiſchen Finanz- oder In⸗ 
duſtrieunternehmen traten, ſchuf eine außerordentlich enge, auf privat⸗ 
wirtſchaftlichen Unterlagen beruhende Verbindung zwiſchen denjenigen 


Kreiſen, die die Verwaltung des Staates, insbeſondere auch ſeine | 


Handelspolitik, beſorgten, und denen, die ſich im freien Erwerbsleben 
betätigten. Das geſchäftliche Genie auf dem Königsthron, Leopold II., 
ſtellte ſelbſt gewiſſermaßen die Verkörperung dieſer Verbindung zwiſchen 
ſtaatlicher Verwaltungstätigkeit und geſchäftlichem Erwerb dar. Die | 
offizielle Baſis aller belgiſchen Außenpolitik vor dem Kriege, die Neu— 
tralität des Landes in machtpolitiſcher Beziehung, gab Belgien in 


den um ihre politiſche Selbſtändigkeit beſorgten, zwiſchen den Gr ` 


panſionsbeſtrebungen der Großmächte ängſtlich lavierenden Staaten, 
wie zum Beiſpiel in China, in der Türkei und Mexiko, gegenüber 
ſeinen Konkurrenten einen ſehr beachtlichen Vorſprung und verflocht 
auch hier wieder Außenpolitik und Wirtſchaftspolitik auf das engſte 
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miteinander. Der Rückhalt, den die Belgier bei ihren Auslands⸗ | 


gründungen vielfach in dem aufnahmefähigen franzöſiſchen Kapital⸗ 
markt fanden, entſprach nur der Anlehnung, die die belgiſche Re⸗ 


gierung in politiſcher Beziehung in den letzten Jahren vor dem Kriege 
bei Frankreich ſuchte. Auch in dem amtlichen Nachrichtendienſt war 
ſchon in vieler Beziehung das von uns immer wieder als erſtrebens⸗ 
wert bezeichnete enge Zuſammenwirken von amtlichen und privat⸗ 


wirtſchaftlichen Kreiſen nahezu verwirklicht. Eine planmäßige erop: 


bildung der Jugend für die Aufgaben der Weltwirtſchaft vereinigte 


ſich mit der Tätigkeit einer großen Anzahl von Vereinen und Kor⸗ 
porationen in dem Beſtreben, die erforderliche Aufklärung für die 


weltwirtſchaftlichen Aufgaben Belgiens zu verbreiten. Eine zahl⸗ 
reiche und teilweiſe ausgezeichnet geleitete Fachpreſſe ſuchte das Ver⸗ 


ſtändnis für Außenhandel in der Öffentlichkeit zu wecken und zu 


fördern. Bevor jedoch auf alle dieſe Eintichtungen zur Förderung | 
des Außenhandels in Belgien eingegangen wird, mag ein kurzer 
Überblick über die Entwicklung des belgiſchen Außenhandels ſelbſt 
die Unterlage für die Beurteilung der Mittel belgiſcher Außen⸗ 
handelsförderung abgeben. | 

Für die vorliegende Unterſuchung genügt es, ſich auf die Dar⸗ 
ſtellung des belgiſchen Spezialhandels zu beſchränken. Ihn zu fördern, 


iiſt das Streben der belgiſchen „Expanſioniſten“. Märkte ſchaffen für 


belgiſche Produkte war die vornehmſte Aufgabe der Außenhandels⸗ 


förderung im eigentlichen Sinne. Belgien iſt Induſtrieſtaat. Im | 
Jahre 1910, dem letzten Jahr, für das eingehende Zahlen für die 


berufliche Gliederung der belgiſchen Bevölkerung vorliegen, gehörten 
48,6% der erwerbstätigen Perſonen der Induſtrie an. 16,8% 
widmeten ſich Handel und Verkehr, nur noch 16,1% der Land», 
Forſtwirtſchaft und Fiſcherei !. Mehr als zwei Drittel der geſamten 


Produktion der belgiſchen Induſtrie ging nach ſachverſtändiger Schätzung 
ins Ausland; zum ganz überwiegenden Teile kamen die Rohſtoffe für 


die Herſtellung der Fabrikate aus dem Auslande. Belgien war da⸗ 


her in außerordentlichem Maße auf ſeine auswärtigen SEH 


und Rohſtoffquellen angewieſen. 

Der belgiſche Spezialhandel — der an fi für Belgien ſo be 
deutungsvolle Tranſithandel kann für die vorliegende Arbeit im 
1 ec bleiben — ER ſich im Jahre 1913 in 


a ER im einzelnen oebris- ul. waere Loltsmietfäaft, | 


S. 61 u. 67 u. ff. 


— 
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der Einfuhr auf 5049859000 Fr. und in der Ausfuhr auf 
3715814000 Fr. Ein⸗ und Ausfuhr verteilten ſich auf die ein⸗ 


zelnen Warenkategorien wie folgt: 


Einfuhr 


Werte in 1000 Franken 


Ausfuhr 


Lebende Tiere eu e Ët 65 273 44 413 
| ( 13% (= 12%) 
Getränke und Nahrungsmittel. n 1034 822 327 663 
| | — 20,5%) ( 88%) 
Rohſtoffe und Halbfabrikate e a: ir 2 667 035 1 826 078 
gë Gs 52,8%) ( 49,1%) 
Fabrikate e Eer Ré ie 869 478 1 436 430 
SE RW | e 5 17,2%) (= 38,7%) 
Gold und Silber in Barren Wen 413231 81 230 
(= 82% ( 23,2%) 


Die Entwicklung des belgiſchen Spezialhandels ſeit der Errich⸗ 


tung des Königsreichs et die nachſtehende 


Aberſicht über den belgiſchen Spezialhandel 
für die Zeit von 1831—1913 


Jahr Einfuhr Ausfuhr 

u Franken Franken 
1831 89 988 567 96 555 274 
1840 205 610 862 139 628 781 
1850 221 923 242 210 032 528 
1860 516 686 594 470 258 317 
1870 920 762 452 690 139 308 
1880 1 680 891 839 1 216 741 436 
1890 1672115 211 1 437 023 833 
1900 2 215 752 965 1 922 884 181 
1901 2 220 991 626 1 828 231 784 
1902 2 380 683 040 1 925 490 170 
1903 2 656 369 910 2 110 338 068 
1904 2 782 219972 2 183 260 722 
1905 3 068 336 762 2 333 676 477 
1906 3 454 017 157 2 793 840 167 
1907 3 773 622 825 2 848 124 797 
1908 3 327 432 638 2 506 443 668 
1909 3.704 316 263 2 809 723 273 
1910 4 264 960 692 3 407 428 320 
1911 4 508 472 957 3 580 349 637 
1912 4 958 009 199 3 951 478 572 
1913 5 049 859 234 8 715 813 827 


So bedeutend hiernach der belgiſche Spezialhandel iſt, ſo hat 
ſeine Entwicklung doch nicht mit der Außenhandels der Nachbar— 
ſtaaten, insbeſondere Deutſchlands, gleichen Schritt gehalten. Vor⸗ 
nehmlich machte den Belgiern Sorge, daß die Entwicklung der Aus— 


— 
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fuhr nicht die erwünjchten Fortſchritte machte. Wie die obige 
Statiſtik zeigt, hat ſich die belgiſche Handelsbilanz von Jahr zu Jahr 
verſchlechtert. Übertraf die Einfuhr im Jahre 1901 die Ausfuhr 
noch ert um 17,7%, fo belief ſich der Einfuhrüberſchuß im Jahre 
1913 ſchon auf 26,4%. Ziele Verſchiebung in dem Verhältnis von 
Ein⸗ zu Ausfuhr wäre noch augenfälliger geworden, wenn nicht die 
Einfuhrpreiſe eine ſinkende, die Ausfuhrpreiſe eine ſteigende Tendenz 
gezeigt hätten 1. 

Dem Umfange des Spezialhandels nach ſehen folgende Länder 
an erſter Stelle: Frankreich, Deutſcher Zollverein, Großbritannien, 
Holland, Vereinigte Staaten von Amerika, Argentinien, Rußland. 

Die belgiſche Einfuhr aus Frankreich betrug im Jahre 1913 
1000 297000 Fr., die Ausfuhr nach Frankreich 762187000, die 
Einfuhr aus Deutſchlaͤnd betrug im gleichen Jahre 761 765 000, die 
Ausfuhr nach Deutſchland 940 378 000 Fr. Für Großbritannten 
waren die Ziffern 518 675 000 Fr. bzw. 511710000 Fr., für Holland 
356 998 000 Fr. bzw. 320 930 000 Fr., für Amerika 420 496 000 Fr. 
bzw. 106 381000 Fr., für Argentinien 316 797000 Fr bzw. 
91 154 000 Fr., für Rußland 267237000 Fr. bzw. 88379000 Fr. 
In erſter Linie ſind es alſo die Nachbarländer Belgiens, aus denen 
Belgien ſeine Einfuhr bezieht bzw. nach ele es ſeine Ausfuhr 
abſetzt. 

Auf die einzelnen Erdteile verteilte ſich die Ein⸗ und Ausfuhr 
(nach Waentig a. a. O. S. 233) in Hundertſätzen wie folgt: 


Einfuhr Ausfuhr 


Europe . . 65,9 80,7 
Amerika. 19,0 9, 
Aſien . . 6,4 8,8 
Affe 8 20,3 2,6 
.. Ozeanieieien . 44 ffe e 
Unbekannt 2,0 | 2,7 


. Dieſe Überficht zeigt deutlich, wie namentlich auch Europa für 

die Ausfuhr belgiſcher Produkte den Hauptabſatz bildete. | 
| Stockungen, Rückſchläge im Abfatz der Fabrikate, wie fie nach 
| der obigen Statiſtik die Jahre 1901, 1908 und 1913 aufwieſen, 
riefen einmal die Kritik am Ausfuhrhandel ſelbſt, anderſeits den 
Wunſch nach Vermehrung und Verſtärkung der Mittel zu u 
Förderung hervor. 


1 Vgl. erte im einzeinen Waentig in were Bottswicot, 
S. 231. 
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Dem Belgier haftet im allgemeinen der Ruf an, zwar ein glän- | 


zender Finanztechniker und ein tüchtiger Ingenieur, aber kein guter 
Kaufmann zu fein. „L'infériorité commerciale du Belge est de- 
venue légendaire. Il est plus que temps de songer A former 
de bons commergants belges pour l’etranger“, ſagte der Gouverneur 
der Société Générale de Belgique Jadot, wohl einer der beſten Kenner 
des belgiſchen Wirtſchaftslebens und vielleicht der berufenſte Beurteiler 
der belgiſchen Auslandsbetätigung, in der Sitzung der Commission 
d'expansion belge dans les pays de colonisation vom 4. November 


1911. Ebenſo enthalten die Berichte der belgiſchen Konſuln immer 


und immer wieder Klagen darüber, daß der belgiſche Kaufmann zu 
ungewandt und zu ſchwerfällig ſei und ſich zu wenig den Handels⸗ 
gebräuchen und Erforderniſſen des Auslandes anpaſſe. Als ſich im 
Jahre 1906 die Antwerpener Handelskammer darüber klar werden 
wollte, warum die Entwicklung des belgiſchen Exporthandels nicht 
mit der Entwicklung der belgiſchen Induſtrie gleichen Schritt hielte 
(vgl. hierüber noch unten S. 275), legte ſie unter anderem ihren vier 
Sektionen auch folgende Frage vor: „Warum beſchäftigen ſich nach 
Ihrer Anſicht ſo wenig Häuſer in Antwerpen mit dem Ausfuhrhandel 
in Fabrikaten?“ Als Grund geben die Antworten unter anderem 
an: der Mangel ausreichender Warenkenntnis bei vielen Kaufleuten, 
das Fehlen der wichtigſten kaufmänniſchen Kenntniſſe bei vielen In⸗ 
duſtriellen geringerer Bedeutung, das Fehlen guter Kräfte, die in 
Überſee tätig geweſen ſind, die Bedürfniſſe ihrer Kundſchaft aus 
eigener Erfahrung kennen und die notwendigen Sprachkenntniſſe be- 
ſitzen, ſchließlich bei einem Teil der Exporthäuſer ſelbſt die Unkenntnis 
über gewiſſe Produkte, die Belgien fabriziert. Unumwunden geben 
die belgiſchen Auslandsvertreter die Überlegenheit des fremdländiſchen, 
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insbeſondere auch des deutſchen Kaufmanns über den belgiſchen im | 


ſchrieb der Generaldirektor des belgiſchen Auswärtigen Amtes Brunet 
in dem Bericht über feine Balkanreiſe (vgl. unten S. 257 f.) im Früh⸗ 


Auslande zu. Von den deutſchen Geſchäftsreiſenden auf dem Balkan 


jahr 1914, nachdem er vorher über ſeine eigenen Landsleute Eh | 


atte: „Hommes d’une distinction parfaite . „j'ai été frappe . 

H ) FR 
par Feste distingue, par la pärfaite education des voyageurs 
de commerce allemands, que j’ai rencontres au cours de mon 


Voyage.“ Deutlich zeigte ſich die Überlegenheit des deutſchen Kauf- 
manns über den belgiſchen ſelbſt im belgiſchen Kongo, wo die erſt 


1911 gegründete, unter deutſcher Leitung ſtehende „Société com- 
merciale eee du Congo“ trotz der für die Belgier in 


Vë 
dë 


dë 


2 x 
L — — ee ee ET er E — 


— soë 


Dale nam... 
gel e 


639] Wë Belgiſche poteren vor dem Kriege 235 


g | der eigenen Kolonie vorhandenen günſtigeren Vorbedingungen noch 
nach der Kautſchukkriſis von 1913 Erfolge erzielte, wie ſie die ſo viel 
älteren belgiſchen Häuſer nicht im entfernteſten aufzuweiſen hatten, 


und bis zum Ausbruche des Krieges auf dem beſten Wege war, das 


5 führende Handelshaus des belgiſchen Kongo zu werden. 


Zum Teil hatte allerdings die belgiſche Induſtrie ſelbſt den 
ſchlechten Ruf des belgiſchen Kaufmanns durch Lieferung mangel⸗ 


| hafter Fabrikate verſchuldet. Sehr bezeichnend hierſür ſind die zahl⸗ 
reichen Klagen, die zum Beiſpiel in den Jahren 1904—1908 bei 


den belgiſchen Konſulaten und der belgiſchen Geſandtſchaft in Argen⸗ 


tinien über vertragswidrige Lieferungen ſeitens belgiſcher Fabrikanten 


einliefen. Die belgiſchen Miniſterien für auswärtige Angelegenheiten | 


und für Handel und Gewerbe ſahen ſich ſchließlich genötigt, die Be⸗ 
ſchwerden durch eine Umfrage bei den belgiſchen Vertretern und | 


Firmen zu unterſuchen. Das Ergebnis der Unterſuchung war für 


die belgiſche Industrie ſehr hart. Nichtinnehaltung der Lieferungs⸗ 


friſten, Nachläſſigkeiten im Transport und der Verpackung, Ab⸗ 


weichungen von vereinbarten Maßen oder Eigenſchaften, ja bewußte 


Täuſchung, waren nur zu häufig vorgekommen und hatten unter 
anderem den argentiniſchen Miniſter der öffentlichen Arbeiten den 


belgiſchen Geſandten gegenüber zu der Erklärung veranlaßt, man 
müſſe leider den belgiſchen Induſtriellen und Kaufleuten den Vorwurf 
machen, daß ſie es bei der Ausführung ihrer Lieferungen vielfach an 
der „honnötete scrupuleuse“ fehlen ließen, während man im Gegen⸗ 
ſatz dazu die Lieferungen deutſcher und engliſcher Häuſer mit ge⸗ 


ſchloſſenen Augen annnehmen könne. | 
Es ift daher kein Wunder, wenn belgiſche Handelshäuſer ſelbſt 


ge mit Vorliebe Ausländer als ihre Vertreter verwendeten und damit 


naturgemäß wiederum die Ausbildungsmöglichkeiten für ihre eigenen 


Landsleute verminderten. Zum Beiſpiel beſtanden im April 1910 
äi ungefähr 200 belgiſche Firmen, welche in geſchäftlichen Beziehungen | 
zu der Türkei ſtanden. Von bieten hatten lediglich vier oder fünf 


Belgier als Vertreter für ihre Intereſſen in der Türkei gewählt, die | 
übrigen 195 Firmen waren durch Angehörige der vert chiedenen Länder 
vertreten; namentlich hatten auch die großen belgiſchen Exportfirmen 


a auf eine nationale Vertretung keinen Wert gelegt. Die „Société | 
de la vieille montagne“, das größte Zinkunternehmen der Welt, ver⸗ 


We? kaufte ihre Produkte im Orient unter engliſcher Marke und engliſchem 


sg Schutz. Die Société Cockerill war durch einen Rumänen vertreten, 


die 3 Generale durch einen Levantiner. Das Syndicat belge 


des fers et des aciers und die Internationale Schlafwagengeſellſchaft 
hatten Italiener als Vertreter. Die Fabrique nationale d' armes 
de guerre war durch einen levantiniſchen Slawen, die Papierfabrik 
Godin aus Huy durch einen levantiniſchen Deutſchen, die Geſellſchaft 
Baume und Marpent durch einen Italiener, die Usines metallurgi- 
ques du Hainaut durch einen Skandinavier vertreten. 

Dieſe Zuſtände waren für das Belgien vor dem Kriege kein 
Ausnahmefall. Auch in den anderen Ländern überwogen Fremde als 


Vertreter belgiſcher Geſchäftsintereſſen. Hierfür iſt allerdings die 


mangelnde Qualifikation des Belgiers als Kaufmann nicht der 
alleinige Grund. Mindeſtens im gleichen Maße dürfte das Fehlen 
des Dranges nach dem Ausland, vor allem nach Überſee, in den 
breiten Schichten des belgiſchen Volks hierfür die Urſache ſein. Der 
Belgier klebt weſentlich mehr an der Scholle als der Deutſche. Wenn 
er auswandert, kehrt er meiſt nach einigen Jahren in die Heimat 
zurück. Wagemut und Abenteurerluſt finden ſich nur ausnahmsweiſe 
im belgiſchen Volk. Dementſprechend iſt die Zahl der Belgier im 
Ausland gering. Nach einer Berechnung von Dr. Fleck lebten in 
den letzten Jahren vor Ausbruch des Krieges etwa 386 000 Belgier 
außerhalb ihres Mutterlandes. Hiervon befanden ſich allein 290 000 
in Frankreich und von dieſen wiederum 177 000 im département 
du Nord, d. h. in jenem in ſo engen wirtſchaftlichen Beziehungen 
zu Belgien ſtehenden Teil Frankreichs, in dem ein großer Teil des 
Bedarfs än Saiſonarbeiten durch belgiſche Wanderarbeiter gedeckt 
wird. Größere Kolonien von Belgiern gab es noch in den Ber: 
einigten Staaten von Amerika (49 320), in dem benachbarten Holland 
(18 338) — die durch den Krieg hervorgerufene Maſſeneinwanderung 
nach Holland dürfte durch eine ebenſo ſtarke Rückwanderung nach 
Friedensſchluß im weſentlichen ihrer Wirkungen beraubt werden —, 
in Deutſchland (13 455), in Kanada (9593), in Argentinien (5634), 
in Großbritannien und Irland (4558) — auch für Großbritannien 
dürfte ſich das Bild des belgiſchen Zuzuges infolge des Krieges 
weſentlich verändert haben —, im Großherzogtum Luxemburg (3964), 
in Rußland (1942), in Braſilien (976), in Spanien (864). In den 
übrigen Ländern erreichte die Zahl der dort aufhältlichen Belgier 
nicht mehr 800. Ein beſonderes Intereſſe verdient aber unter dieſen 
Ländern Holländiſch⸗Indien. Abgeſehen von dem auf den Pflanzungen 
oder in kaufmänniſchen Betrieben tätigen Belgiern ſtanden nämlich 
im Juni 1913 245 Belgier im Dienſte der holländiſchen Kolonial 
armee, und ungefähr 100 Belgier hatten nach Ablauf dieſer vertrags⸗ 
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mäßigen Dienftpflicht in der Armee Unterkunft in Were dn en 
Stellungen, zum Beiſpiel als Trambahnſchaffner, Vorarbeiter oder 
Heilgehilfen, gefunden. Ende 1911 hatte die Zahl der in der hol⸗ 

ländiſch⸗indiſchen Armee dienenden Belgier ſogar noch 546 betragen. 

Vielleicht hatten hier noch Erinnerungen an frühere Zeiten, in denen 
der holländiſch⸗indiſche Verkehr zum großen Teil von Oſtende aus⸗ 
ging, nachgewirkt und zuſammen mit der relativ hohen Löhnung 


und der im Flämiſchen gegebenen Verſtändigungsmöglichkeit die 


flämiſche Bevölkerung veranlaßt, die in ihr ſteckende Scheu vor der 
Trennung von der Heimat zu überwinden. | | 
Da anderſeits der Auslandsbelgier der beſte Abnehmer. für die 


` ihm von der Heimat her vertrauten belgiſchen Fabrikate zu fein 
‚pflegt, fo hat die Vermehrung der Auslands belgier durch 


Auswanderung gerade auch vom Standpunkt der Außenhandels⸗ 


förderung das lebhafteſte Intereſſe der beteiligten Kreiſe gefunden: 
Die Zahl der auswandernden Belgier iſt, mag ſie auch im Jahre 
1912 die deutſche Auswanderung ſogar übertroffen haben, bei Be⸗ 


rückſichtigung der großen Bevölkerungsdichte u SE gering. | 


Sie betrug in den Jahren 


1900 1905 1910 1911 1912 | 
13 492 14 642 21 393 18 130 19 758 Perſonen 


Die Mehrzahl der Auswanderer ging in die nahen ee | 


Staaten. Es wanderten aus: 


1900 1905 1910 1911. 17912 


nach Europa 12 616 12 102 17475 15 946 16 341 Perſ. 
nach Außereuropa 876 2 540 3918 2481 3417 Te 


Ein großer Teil von ihnen, namentlich von denen, die in die | 
nahen Länder Europas gewandert waren, kehrten N zurück. | 
Es wanderten Belgier nach Belgien ein: 


er ä 1900 1905 1910 1911 1912 


von Europa 7914 7374 8972 8674 10 355 Perſ. 
von Außereuropa 336 515 898 887 969 = 


— Über das Ziel der belgiſchen Auswanderung und den Urſprung 


der belgiſchen Rückwanderung gibt die umſtehende Tabelle, die, wie 


die vorhergehenden Ziffern, dem Annuaire statistique de la Belgique 
für 1913 enknommen iſt, Auskunft. 

Nach ihr ſind, abgeſehen von den europäiſchen Nachbarländern, 
vor allen Dingen die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Kanada, 
Großbritannien und Rußland die Ziele der belgiſchen Auswanderung. 
Aber auch noch die Zahl der Auswanderer nach Südamerika, ins⸗ 
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beſondere nach Argentinien, und nach Spanien und nach Portugal 
iſt immerhin beachtlich. Die von der Regierung ſtark geförderte Aus⸗ 
wanderung nach dem belgiſchen Kongo, die, ſoweit die Siedlungs⸗ 


verſuche im Katangagebiet in Betracht kommen, einen gänzlichen 


Mißerfolg zeitigte, kommt für die vorliegende Arbeit nicht weiter 
in Frage. 

Der Auswanderung entſpricht im weſentlichen die Rückwanderung. 
Doch iſt dieſe, ſoweit die außereuropäiſchen Länder in Betracht fallen, 
relativ gering. Die Auswanderung nach Überſee ſcheint im Gegen- 
ſatz zur Feſtlandswanderung in der Tat in der überwiegenden Zahl 
der Fälle zu einer Dauerſiedlung und damit zu dem, was man mit 
der . der Auswanderung bezweckte, geführt zu haben. 

(Siehe'die Tabelle auf S. 239.) 


Die belgiſche Regierung hatte ſchon frühzeitig verſucht, den 


Strom der Auswanderer in ſeiner Richtung zu beeinfluſſen und in 
diejenigen Länder zu leiten, in denen ſich ſchon belgiſche Nieder- 
laſſungen oder Siedlungen befanden. So empfahl ſie in den letzten 
Jahren vor dem Kriege als Ziel der Auswanderung in erſter Linie 


das engliſche und holländiſche Indien mit Rückſicht auf die dort 


bereits verhältnismäßig zahlreich vorhandenen belgiſchen oder belgiſch 
kontrollierten Pflanzungsunternehmungen, alsdann Agypten, wo der 
belgiſche Einfluß, dank der belgiſchen Eiſenbahn⸗ und Straßenbahn- 


unternehmungen, Bodenkreditinſtitute und landwirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmungen verhältnismäßig groß war, dann Weſtafrika und Süd⸗ 


afrika mit Rückſicht auf die zunehmenden belgiſchen kaufmänniſchen 


Intereſſen daſelbſt, und für die eigentliche Bauernſiedlung vor allem 


Kanada und die La⸗Plata⸗Staaten. 

f Bereits im Jahre 18888 richtete ſie einen beſonderen Dienſt für 
die Auskunftserteilung an Auswanderer in den belgiſchen Haupt⸗ 
wirtſchaftszentren ein. Dieſe Auskunftsſtellen wurden in Brüffel 
und Antwerpen den noch weiter unten eingehender zu beſprechenden 
Handelsmuſeen angegliedert; in den anderen Städten wurden mit 
der Auskunftserteilung die Provinzgouvernements beauftragt. Für 
die erſte Information der Auswanderer veröffentlichte das belgiſche 
Auswärtige Amt kurze Broſchüren für die einzelnen Länder. Bis 


zum Jahre 1911 waren derartige Informationsſchriften bereits für 


folgende Länder erſchienen: Kanada, Mexiko, Vereinigte Staaten von 


Amerika, Guatemala, San Salvador, Coſta Rica, Nicaragua, Argen- 


tinien, Uruguay, Paraguay, Venezuela und Auſtralien. Doch waren 
alle dieſe Einrichtungen in Belgien zu wenig bekannt, als daß ſie 
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wirklich praktiſ che Dienſte hätten leiſten und große Erfolge hätten 
aufweiſen können. Kurz vor dem Kriege veranſtaltete die belgiſche | 
Regierung bei ihren Auslandsvertretern eine Rundfrage nach den in 
den verſchiedenen Amtsbezirken aufhältlichen Belgiern in gehobener 


Stellung, um dadurch die Möglichkeit zu haben, den nach den einzelnen 


Ländern auswandernden Landsleuten Empfehlungen mitgeben zu können. 

Die Frage der Förderung der Auswanderung iſt aber auch in 
privaten Kreiſen lebhaft diskutiert worden. Die führenden gc 
des belgiſchen Wirtſchaftslebens neigten mehr der Anſicht zu, 


käme weniger auf die Schaffung oder den Ausbau von item 


Einrichtungen zur Förderung der Niederlaſſung von Belgiern im Aus⸗ 
lande als darauf an, daß im Volke ſelbſt, und zwar ſchon bei den 
Kindern und der heranwachſenden Jugend, der Sinn für Auswanderung 


und das Intereſſe für Überſee geweckt werde. Der Präſident der 


Federation des Associations commerciales et industrielles de 


Belgique führte in feinem Bericht, den er in der Sitzung der Com: 


mission d'expansion commerciale vom 13. April 1912 erſtattete, 
hierzu aus: der Zweck könne am beſten durch Hinweiſe in den 
Elementar⸗, Induſtrie⸗ und Handwerksſchulen, durch Artikel in der 
Preſſe und durch öffentliche Vorträge, die hauptſächlich in den land⸗ 
wirtſchaftlichen und induſtriellen Bezirken zu halten ſeien, erreicht 
werden. Hand in Hand damit müſſe eine Anregung zum Erlernen 
fremder Sprachen gehen. Die Auskunftsbureaus für Auswanderer 


müßten den in England, der Schweiz und Deutſchland beſtehenden 


Einrichtungen nachgebildet werden. Den Auswanderern ſollten Bei⸗ 


hilfen für die Zeit des erſten Aufenthalts im Auslande gewährt und 
es ſollten beſondere Leute beſtimmt werden, die ſich ihrer bei Ankunft 
in der Fremde annähmen. Alle Fragen, die die Auswanderung als 


ſolche beträfen, müßten in einer billigen und gut ausgeſtatteten Revue, 
die in allen in Betracht kommenden Kreiſen verteilt werden ſollte, 2 


erörtert werden. 


Weſentlich bedeutſamer für den belgiſchen Außenhandel als die 


Auswanderung belgiſcher Menſchen war das Hinausdringen 
f belgiſchen Kapitals in fremde Länder. Nach einer von 
der belgiſchen Regierung im Jahre 1908 angeſtellten Rundfrage gab 
es damals außerhalb Belgiens 1059 Unternehmungen, die entweder 


vollſtändig oder doch zum großen Teil in belgiſchem Beſitz ſich be⸗ 
fanden !. Von ihnen waren (vgl. die überſicht auf S. 242 u. 243) 


2 Vgl. Entreprises belges & HERAnBEL, 1908. 2 
Schmollers Jahrbuch XLIII 2. | | | 16 
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139 8 43 Banken und Grundſtücksgeſ ellſchaften, 


68 landwirtſchaftliche Unternehmungen und Pflanzungen, 127 berg⸗ 


bauliche Unternehmungen, 107 metallurgiſche Unternehmungen, 

39 Eiſenbahnen, 105 Straßen⸗ und Kleinbahnen, 53 Waſſer⸗, Gas⸗ 
und Elektrizitätsunternehmungen, 45 Unternehmungen der Textil⸗ 
induſtrie, 19 der Glasinduſtrie, 48 der Induſtrie für Baumaterialien, 


S8 der chemiſchen Induſtrie und 258 ſonſtige Unternehmungen. 


Auch dieſe Ziffern werden ſich bereits in den Jahren bis zum 
Kriegsausbruch verändert haben. Einen u gewähren fie aber 
immer noch “. 

Die Geſamtſumme der in Induſtriegeſellſchaften im Auslande 
tätigen belgiſchen Kapitalien iſt von dem bekannten Brüffeler Finanz⸗ 
mann Georges de Laveleye in einem am 7./14. Dezember 1913 im 
Moniteur des Intéréts matériels erſchienenen Artikel „L' Expansion 
capitaliste belge & l'étranger“ für Ende 1911 auf 2 135 000 000 Fr. 

berechnet worden. Unterſuchungen von Dr. Heber vom Kolonial⸗ 
inſtitut in Hamburg ergaben als Geſamtbetrag für die belgiſche in⸗ 
duſtrielle Kapitalsanlage im Auslande zirka 3 000 000 000 Fr. Einzel⸗ 
unterſuchungen für beſtimmte Länder ließen die belgiſche induſtrielle 
Kapitalsbeteiligung ohne die eingetretenen Verluſte Aen 
in Rußland auf 952560000 Fr., 
in der Türkei auf 30, höchſtens 40 Mill. Fr., K 
in Rumänien auf etma 35 Mil. Fr., 
in Bulgarien ebenfalls auf etwa 35 Mill. Fr., 
in Holländiſch⸗Indien auf 65 Mill. Fr., 
in Süd⸗ und Mittelamerika auf 1083 Mill. Fr., davon allein in 
Argentinien, Paraguay und Uruguay 833 Mill. Fr., und in 
Braſilien 240 Mill. Fr., | 
in Spanien auf 311 Mill. Fr. 

Urfſprünglich wohl aus handelspolitiſchen Erwägungen zur 
Schaffung auswärtiger Abnehmer und Rohſtofflieferanten entſtanden, 
überwog doch bei dieſer induſtriellen Expanſion ſehr bald das rein 
finanzielle Moment, das Streben nach ſchnellem Gründer⸗ und Börſen⸗ 
gewinn (vgl. hierzu Waentig S. 62). Trotzdem hat die induſtrielle 
Expanſion auch ſpäter noch in vielen Fällen unmittelbar anregend 
auf die belgifche Ausfuhr gewirkt. Wenn zum Beiſpiel im Jahre 


Nah einem Aufſatz des Generalkonſuls von Guatemala in Antwerpen 
E. Gomez Barillo in der Indépendance belge vom 30. März 1914 er es damals 
1114 belgiſche Desen im SES 


ei 


649 Belgiſche Außenhandels förderung vor dem Kriege 245 


1913 die Ausfuhr von Fahrzeugen für Eiſen⸗ und Straßenbahnen 
die anſehnliche Höhe von 118 764000 Fr. erreichte, fo iſt dieſe Aus⸗ 
fuhr ſicherlich zum überwiegenden Teil für Rechnung der zahlreichen 
belgiſchen Eiſen- und Straßenbahngeſellſchaften im Auslande erſolgt. 
Anderſeits hat das übermäßige Eindringen belgiſchen Kapitals in 
die ruſſiſche Induſtrie die entgegengeſetzte Wirkung gehabt. Die 
belgiſchen Unternehmungen in Rußland hatten kein Intereſſe daran, 
den eigenen Abſatz innerhalb Rußlands durch eine übermäßige 
belgiſche Einfuhr beeinträchtigt zu ſehen, und erſt in den letzten 
Jahren vor dem Kriege haben ſich die nicht unmittelbar an der 
belgiſchen Induſtrie innerhalb Rußlands intereſſierten Kreiſe für eine 
Förderung der belgiſchen Ausfuhr nach Rußland eingeſetzt. Es war 


hierbei für Rußland — und dasſelbe galt in gleicher Weiſe für viele | 


andere Länder — eine allgemeine Klage des belgiſchen Ausfuhr: 
handels, daß es ihm an geeigneten Kreditanſtalten fehlte. Bis zum 
Jahre 1909 gab es als einzige belgiſche Überſeebank für 
die Zwecke des Handels nur die „Banque Sino-Belge“, die, 
wie ſo viele andere in wirtſchaftlicher Beziehung bahnbrechende Ein⸗ 
richtungen Belgiens, der Initiative Leopolds II. entſprungen iſt. Erſt 


im Jahre 1909 gründete ſie eine Zweigniederlaſſung in London und 


änderte dabei gleichzeitig ihren Namen in „Banque Belge pour 
PEtranger“. Im Jahre 1912 errichtete fie eine Filiale in Kairo. 
Ein Jahr vorher waren die „Banque Italo-Belge“ in Argentinien 
und die „Banque Commerciale du Congo“ für den belgiſchen 
Kongo entſtanden. Im übrigen war vielleicht belgiſches Kapital im 
Auslande an einzelnen fremden Bankinſtituten beteiligt; ſelbſtändig 
trat es in Handelsbanken ſonſt nicht out), 

Die zweite bei den amtlichen Auslandsvertretern und den Ge⸗ 
ſchäftsleuten immer wiederkehrende Klage iſt die Klage uͤber das 
Fehlen einer eigenen leiſtungsfähigen Handelsſchiff⸗ 
fahrt. Von der einſt ſo blühenden Handelsſchiffahrt der Städte 


Brügge und Antwerpen, die dieſe zu den mächtigſten Mitgliedern 


der Hanſa gemacht hatte, war im Laufe der Jahrhunderte nur wenig 
übriggeblieben. Im Jahre 1913 zählte Belgien nur 125 eigene 
Seeſchiffe mit einem Bruttoraumgehalt von 181637 Raumtonnen. > 

Dieſer weg Überblick über den belgischen Außenhandel und Kp 


H et, Heber, überſeebanken im Dienſte des belgiſchen Handels, im | 


Wirtſchaftsdienſt des Nr Kolonialinſtituts ; deft Nr. 14 vom 
April 1918. 
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ihn beeinſluſſenden wirtſchaftlichen Faktoren mag als Unterlage für 
die Beurteilung der Mittel und Methoden zu feiner Förderung ge- 
nügen. Bei allem freiheitlichen Aufbau der belgiſchen Staats⸗ 
einrichtungen und der hohen Entwicklung des Prinzips der Selbſt⸗ 
verwaltung ſtehen unter dieſen Mitteln die amtlichen doch auch in 
Belgien an erſter Stelle. 


In. Die amtlichen Mittel zur Förderung des Außenhandels 

Wohl der energiſchſte und auch erfolgreichſte Förderer des 
belgiſchen Außenhandels war der König Leopold II. ſelbſt. 
Kaum 18 jährig, trat er im Senat für Erweiterung der Abſatzmärkte 


für belgiſche Fabrikate ein. Die Reiſen, die er nach Agypten, Klein⸗ 
aſien, der Türkei, Spanien und ſpäter nach Oſtaſien ausführte, dienten 


ihm dazu, ſich ſelbſt über die wirtſchaftlichen Möglichkeiten zu in⸗ 


formieren, die dieſe Länder Belgien boten, und es iſt nicht zum ge⸗ 
ringſten Teil ſein perſönliches Verdienſt, wenn gerade Agypten, China 
und auch Spanien unter den Ländern mit belgiſchen Auslands⸗ 
intereſſen mit an vorderſter Stelle ſtehen. Die Reorganiſation des 
belgiſchen Konſularkorps, die Entſendung einer wirtſchaftlichen Er⸗ 
kundungsgeſandtſchaft nach dem fernen Oſten, der Zuſammenſchluß 
der intereſſierten belgiſchen Unternehmungen zur gemeinſamen Er⸗ 
oberung überſeeiſcher Märkte, die Vermehrung der Handelshäuſer im 
Auslande und die Unterbringung junger Belgier in ausländiſchen 
Firmen zu Studienzwecken, ſchließlich die Schaffung eines eigenen, von 
Hamburg, Le Havre, Rotterdam und London unabhängigen Export⸗ 
handels und einer eigenen Handelsmarine ſind die Themen, die er 
ſchon als Duc de Brabant in ſeinen Reden im belgiſchen Senat 
erörterte. „Faire de la Belgique une plus grande Belgique“ 
iſt die Tendenz, die in dieſen Reden immer wieder zum Vorſchein 
kommt. Wohl mehr, wie je der junge Prinz erhoffen konnte, iſt ihm 
dieſer Wunſch in der Gründung des unabhängigen Kongoſtaates und 
durch deſſen Übernahme als belgiſche Kolonie gelungen. Der Kongo- 


ſtaat und die aus dieſem ihm zufließenden Gelder gaben ihm wiederum 


die Mittel, um in anderen Ländern Belgiens Einfluß, belgiſchen Ab- 


ſiatz zu ſchaffen und zu fördern. Vom Kongoſtaat führen die Fäden 


wirtſchaftlicher Expanſion zu dem großen belgiſchen Wirtſchaftsgebiet 
in Oſtaſien, zu den Unternehmen in der Türkei und Agypten, zu 
den Pflanzungsunternehmen in Holländiſch⸗Indien und in Straits 
Settlements. Konzeſſionen im Kongo ſollten nach einer Rede, die der 
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König im Sommer 1909 in Antwerpen hielt, die Sicherheit für die 


Beſchaffung von Geldmitteln zur Begründung von Unternehmungen 


im fernen Oſten geben. Das aus Mitteln des Kongoſtaats erbaute 


prächtige Kolonialmuſeum in Zero wird zu einer ſtändigen 


Reklame für Betätigung in Überſee. Die in Terduren. geplante. 
„Ecole Mondiale“, zu deren Errichtung ebenfalls der Kongo die er⸗ 
forderlichen 30 Mill. Fr. liefern ſollte, ſollte ſchließlich in groß⸗ 
zügigſter Form das ganze Volk zum e für Weltwirtſchaft 
erziehen. 

„L' Ecole aura pour mission“ , ſagte der König in ſeiner Rede 
anläßlich der Grundſteinlegung am. 2. Juli 1905, „de completer 
L instruetion générale au point de vue mondial et de former, 


par une préparation spéciale, des éléments capables et aptes, 


dans les diverses branches de l’activite. intellectuelle et pro- 


‚fessionelle & remplir, dans notre profession . leurs 


fonctions, professions ou métiers. 

Notre territoire en Europe est d'étendue restrainte. Pour 
vivre et prospèrer, la Belgique doit s’6fforcer de participer dans 
les limites de son modeste röle à ce 5 mouvement 


mondial qui de nos jours s’affirme et s' EE de N en plus 1 


impèrieusement.“ 

Die „Ecole Mondiale“ iſt bisher nicht gebaut 1 Ihre 
Fundamente in Tervuren zerfallen. Der ebenfalls im Jahre 1905 
in Mons abgehaltene „Congrès international d' expansion é&conomi- 
que mondiale“ hat praktiſche Ergebniſſe nicht gehabt. Aber das 
Verſtändnis für Überſee, das Intereſſe für Weltwirtſchaftspolitik iſt 
trotzdem in das belgiſche Volk verpflanzt worden, wie es wohl ohne 
die unermüdliche Arbeit des Königs für dieſen Gedanken ſich niemals 
hätte erreichen laſſen. „Was Wilhelm II. für die deutſche Flotte 
geweſen iſt, war Leopold II. für die belgiſche Expanſion,“ iſt einmal 
an einer anderen Stelle geſagt worden. Er war der Gründer und 
unermüdliche Förberer belgiſcher Weltwirtſchaft. | 

Seine perſönliche Anteilnahme an den verſchiedenartigſten Unter- 
nehmungen ſchuf die unmittelbare Verbindung zwiſchen dem Be⸗ 
amtenapparat und der Geſchäftswelt und gab letzterer immer wieder 
Anregung. Aus ſeiner perſönlichen Umgebung wuchſen geſchäftliche 
Größen von internationalem Ruf wie ein Thys und ein Franqui 
empor. Die Miniſter des Staates waren nur zu oft die Sachwalter 
großer Wirtſchaftsunternehmen. Die ganze Gründung des Kongo⸗ 
ſtaates wurde im Laufe der Jahre zu einem einzigen großen kauf⸗ 


* 
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männiſchen Unternehmen, in dem jegliche ſtaatliche Maßnahme mehr 
oder minder von kaufmänniſchen Geſichtspunkten beſtimmt war und 
jeder Beamte des Staats zum kaufmänniſchen Angeſtellten erzogen 
wurde. Die Mehrzahl der Direktoren aller Kongounternehmen hat 
einmal im Dienſte Leopolds II. geſtanden. | 

Naturgemäß war auch Leopold II. und mit ihm die belgiſche 
Regierung bei ihren allgemeinen Maßnahmen zur Förderung des 
Außenhandels in exſter Linie auf den amtlichen Apparat der belgiſchen 
Auslands vertretungen, eee den konſulariſchen Dienſt, an⸗ 
gewieſen. | 


Die Organiſation des belgiſchen Konſularkorps | 


umfaßte vor Kriegsausbruch unter Anlehnung an das franzöſiſche 
Vorbild Berufsbeamte (Consuls de carrière, Consuls rétribués), 


d. h. Beamte belgiſcher Nationalität, die aus belgiſchen Mitteln be⸗ 


ſoldet werden, und Honorarkonſuln (Consuls honoraires, Consuls 
marchands oder Consuls nonrétribués), die unter den angeſehenen 
Bewohnern des Ortes, in dem ſich das Konſulat befindet, gewählt 
wurden, kein Gehalt bezogen und nicht notwendigerweiſe Belgier zu 
ſein brauchten. Die Berufskonſuln zerfielen wie bei uns in General⸗ 
konſuln, Konſulſ und Vizekonſuln. In den Ländern, in denen eine 
belgiſche diplomatiſche Vertretung nicht vorhanden war, konnte der 
belgiſche Generalkonſul mit den diplomatiſchen Funktionen betraut 
werden. Die nichtbeſoldeten Beamten des belgiſchen Konſulardienſtes 
zerfielen in Konſuln, Vizekonſuln und Konſularagenten. Ver⸗ 


dienten Honorarkonſuln konnte der Charakter als Generalkonſul 


beigelegt werden. Die Organiſation des belgiſchen Konſularkorps 
vor Ausbruch des Krieges beruhte auf dem „Arrété Royal“ vom 
25. September 1896, deſſen grundlegende Beſtimmungen durch ſpätere 
Anordnungen nur in einzelnen Punkten geändert ſind. Die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Aufnahme in das Konſularkorps als Vizekonſul 
waren ein Alter von 21 Jahren und das Diplom eines Licencié 
en sciences commereiales et consulaires des „Institut supérieur 
de commerce“ in Antwerpen oder der belgiſchen Univerfitäten. Das 
Diplom konnte nach zweijährigem Studium auf Grund einer Prüfung 
in folgenden Fächern: 4 oder 5 Sprachen (für die Wallonen 4, für 
die Flamen 5), Geographie, Nationalökonomie, Zivil⸗ und Handels⸗ 
recht und Handelswiſſenſchaften, erworben werden. Ausnahmsweiſe 
konnten auch andere Kandidaten, die das Diplom nicht beſaßen, in 
die Konſularkarriere aufgenommen werden; doch war dies in den 
u Jahren nicht mehr e Um vom Vizekonſul zum 
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Konſul befördert zu werden, war ein Dienſtalter von mindeſtens 


ſechs Jahren Vorausſetzung, ebenſo für die Beförderung vom Konſul 


zum Generalkonſul. Berufs⸗ wie Wahlkonſuln vereinnahmten die 
Konſulatsgebühren nach dem Tarif vom 20. Juni 1910 für eigene 
Rechnung. Nach dem vom belgiſchen Auswärtigen Amt heraus⸗ 


gegebenen „Annuaire diplomatique et consulaire“ für die Jahre 


1913/14 belief ſich am 30. April 1914 die Zahl der belgiſchen Be⸗ 


rufskonſuln auf insgeſamt 93, die der belgiſchen Wahlkonſuln ein⸗ 
ſchließlich der Konſularagenten auf 627, das geſamte höhere belgiſche 


Konſularperſonal dementſprechend auf 720 Beamte. Ihre Verteilung 
auf die einzelnen Länder zeigt die Tabelle S. 250— 252. Bei der 


Auswahl der Wahlkonſuln ſuchte das belgiſche Auswärtige Amt nach 


Möglichkeit geeignete Geſchäftsleute zu finden, und nur falls ſolche 
Bewerber nicht vorhanden waren, nahm es Leute aus freien akademiſchen 
Berufen. Die belgiſche Nationalität war, wie bereits erwähnt, nicht 
abſolute Vorausſetzung, wenn auch nach Möglichkeit Belgier zu dieſen 
Poſten berufen werden ſollten. Bei der geringen Anzahl der im 
Auslande aufhältlichen ſich in gehobener Stellung befindlichen Belgier 
war dies in weitaus der Mehrzahl der Fälle nicht möglich, und fo 
waren von den geſamten 627 Wahlkonſuln nur etwa 25 % Belgier. 


Von den belgiſchen Wahlkonſuln nichtbelgiſcher Nationalität waren, 


ſoweit dies feſtgeſtellt werden konnte, am 30. April 1914 50 Beamte 


deutſcher Nationalität. Die belgiſchen Konſuln hatten, wie die 


deutſchen, alljährlich einen Bericht über die wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe ihres Amtsbezirks zu erſtatten. Die Berichterſtattung der 
belgiſchen Berufskonſuln iſt anerkanntermaßen gut. Aber 
auch die belgiſchen Wahlkonſuln lieferten zum großen Teil hervor⸗ 


ragende Berichte; ganz beſonders bemühten ſich einzelne belgiſche 


Konſuln deutſcher Nationalität, die belgiſchen amtlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Kreiſe, ohne Rückſicht auf den etwa dadurch Deutſchland 
erwachſenden Schaden, möglichſt eingehend über die wirtſchaftlichen 


4 


Zuſtände Deutſchlands zu informieren. Noch größere Bedeutung wie 


dieſe allgemeinen wirtſchaftlichen Berichte hatten die Berichte zue 


Auskunftserteilung von Fall zu Fall. In den letzten Jahren vor 
dem Krieg betrug die Zahl der durch Vermittlung des belgiſchen 


Auswärtigen Amtes weitergeleiteten wirtſchaftlichen Berichte der. 
Wahlkonſuln im Jahresdurchſchnitt 4500 —5000. Für die Bericht⸗ 


erſtattung der Berufskonſuln und ebenſo für die unmittelbar dem . 


Publikum erteilten ſchriftlichen Auskünfte liegen Ziffern nicht vor. 1 
Großen Wert legte das belgiſche BE Amt . „ daß ſich 
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die ST Berufskonſuln eingehend durch Reiſen und Studien an 
Ort und Stelle über die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ihrer Amts⸗ 
bezirke informierten. Es bemühte ſich aber auch, die Konſuln über 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Mutterlandes auf dem laufenden 
zu halten. Ein Verſuch, für dieſe Informationen die belgiſchen 
Handelskammern in ihrer Geſamtheit heranzuziehen, mußte allerdings 
infolge der Gleichgültigkeit dieſer Vereinigungen aufgegeben werden. 
Nur von den Jahren 1879 bis 1881 erſchienen die „Rapports des. 
Associatibns commerciales et industrielles du Royaume destinés 
à renseigner les consuls de Belgique“. 

Später ſollte die inzwiſchen in wirtſchaftlicher Beziehung um⸗ 
geſtaltete Vorbildung der Konſuln und die Verpflichtung, während 
der regelmäßigen Urlaube ſich über die wirtſchaftlichen Zuſtände 
Belgiens zu informieren, derartige Informationen erſetzen. 

Für die konſulariſche Berichterſtattung ſchufen die ſehr eingehend 
ausgearbeiteten Fragebogen, die ſeitens des belgiſchen Auswärtigen 
Amtes gemeinſam mit den in Betracht kommenden wirtſchaftlichen 
Intereſſenten aufgeſtellt wurden, die weſentliche Unterlage. 
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Zur Vermittlung der konſulariſchen Berichterſtattung an das 
intereſſierte Publikum diente in erſter Linie die Einrichtung der 
Handelsauskunftsſtelle des belgiſchen Auswärtigen Amtes in Brüſſel 
in der Rue des Auguſtins 15. | 

Das Bureau officiel des renseignements 
commerciaux iſt aus dem früheren Musée Commercial hervor: 
gegangen. Das Musée Commercial entſtand aus dem Wunſche, 


die auf der Brüſſeler Nationalausſtellung von 1880 ausgeſtellten 


Warenproben und Muſter über die Dauer der Ausſtellung hinaus 
zu erhalten. Die belgiſche Regierung machte ſich dieſen aus privaten 
Kreiſen kommenden Wunſch zu eigen. Die belgiſchen Kammern be⸗ 
willigten 1881 den erforderlichen Betrag (315 907,50 Fr.) für den 
Erwerb eines geeigneten Hauſes, und ſo konnte im Jahre 1882 das 
Handelsmuſeum eröffnet werden. Es bedeutete von vornherein einen 
weſentlichen Fortſchritt gegenüber den bereits beſtehenden ähnlichen 
Einrichtungen in Wien und Philadelphia inſofern, als es ſich ſofort 
auch die Auskunftserteilung in Handelsſachen zur Aufgabe ſtellte. 
Urſprünglich überwog noch die Bedeutung als Muſeum, das heißt 
die Bedeutung einer Dauerausſtellung. Sehr bald ſtellte ſich jedoch 
heraus, daß es unmöglich war, die vorhandene Muſterſammlung 


wirklich auf der Höhe zu erhalten; weder die vorhandenen Räume 


noch das vorhandene Perſonal reichten dazu aus, und ſo trat dann 


von ſelbſt die urſprünglich als Nebenſache behandelte Auskunfts⸗ 


erteilung in den Vordergrund der Aufgaben, bis ſchließlich dieſer 
Wechſel im Jahre 1911 durch Abänderung des alten Namens in 
den jetzigen: Bureau officiel des renseignements commerciaux 


auch nach außenhin ſichtbar gemacht wurde. Die Handels⸗Auskunfts⸗ 


ſtelle (H. A. S.) war alſo bis Kriegsausbruch ein Teil des belgiſchen 
Auswärtigen Amtes; ſie bildete die 2. Sektion der Direction 


générale du commerce et consulaire des genannten Miniſteriums 
und ſtand mit dieſer Generaldirektion in engſter dienſtlicher Fühlung. 
Der Beamtenapparat umfaßte einen Direktor, drei Hilfsarbeiter, 


einen Bibliothekar, einen Okonom und Unterperſonal. Die Auf⸗ 
wendungen hierfür beliefen ſich auf 33000 Fr. pro Jahr. An 
ſonſtigen Mitteln für den Dienſtbetrieb, insbeſondere auch die 
Herausgabe der Veröffentlichungen und die Beſchaffung von Büchern 
und Zeitſchriften, ſtanden lediglich weitere 20 000 Fr. zur Ver⸗ 
fügung, ſo daß die Geſamtaufwendungen für das Muſeum 53 000 Fr. 
pro Jahr ausmachten. Die Unterbringung in der Rue des Auguſtins 15, 
in unmittelbarer Nähe des Verkehrszentrums, der Place Broudere ` 
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‚und der Börſe, war nach Lage und Einrichtung zweckmäßig. Im 
Erdgeſchoß waren in zwei Sälen die Muſterſammlungen aufgeſtellt. 
Ein weiterer großer Saal mit einigen Nebenräumen diente der Ab⸗ 
haltung der Ausſchreibungen der belgiſchen Regierung. Im erſten 
Stock gruppierten ſich um einen großen, etwa 100 Beſuchern Raum 
bietenden Leſeſaal die Arbeitszimmer für die Beamten. Im zweiten 
Stock ſtanden vier wehtere Nebenräume zur Verfügung. 

Die Oberleitung des „Bureau“ hatte ein früherer Geſandter, 
die eigentliche Leitung ein Generalkonſul, der lange Jahre im Aus⸗ 
lande tätig geweſen war. Die Hilfsarbeiter entſtammten zum Teil 

dem Konſulatsdienſt, zum Teil waren es Leute mit Handelshochſchul⸗ 
bildung. Außerdem wurden regelmäßig zwei oder drei Vizekonſuln 
vor ihrem Hinausgehen ins Ausland der H. A. S. zur Hilfeleiſtung 
überwieſen. Die Auskunftserteilung erſtreckte ſich auf Fragen des 
auswärtigen Handels, der belgiſchen Induſtrie, der Frachttarife für 
ganz Europa und Überſee, der Auswanderung und der Zolltarife 
des Auslandes. Außerdem wurden die öffentlichen Ausſchreibungen 
des In⸗ und Auslandes bearbeitet. Im Leſeſaal ſtanden dem Aus⸗ 
kunft ſuchenden Publikum Nachſchlagewerke für alle Gegenden der 
Erde und zahlreiche Zeitſchriften zur Verfügung. Der Beſuch war 

recht rege. Im Jahre 1913 hatten 70 796 Perſonen die H. A. S. 
aufgeſucht. Der tägliche Durchſchnittsbeſuch belief ſich im Jahre 

1913 auf 238, 1914 auf 250 Perſonen. Dieſen für eine derartige 
Einrichtung ungewöhnlich großen Zuſpruch hatte das belgiſche Aus⸗ 
wärtige Amt abgeſehen von der günſtigen Lage des Inſtituts, einmal 
durch eine geſchickte Propaganda und aufklärende Broſchüren über 
die H. A. S., ſodann aber auch durch fein weitgehendes Entgegen- 


kommen bei der Auskunftserteilung ſelbſt erreicht. Die belgiſche 


Geſchäftswelt hatte im Laufe der Jahre gelernt, daß ihr ſeitens der 
H. A. S., wenn irgend möglich, die erbetene Auskunft auf ſchnellſtem 
Wege beſchafft würde. Gerade die Schnelligkeit, mit der die Aus⸗ 
künfte erteilt wurden, dürfte ganz weſentlich zur Popularität des 
Inſtituts beigetragen haben. | 
Ganz weſentlich wurde der H. A. S. allerdings ihre Aufgabe 

der Auskunftserteilung durch die Art und Weiſe der Frage- 
ſtellung der Auskunft ſuchenden Geſchäftsleute erleichtert. Viel⸗ 
leicht hatte gerade die jahrzehntelange Gewöhnung an die 
H. A. S. die belgiſchen Firmen auch in dieſer Beziehung erzogen. 
Ihre Anfragen waren ganz überwiegend ſorgfältig formuliert und 
den Einzelintereſſen angepaßt. In vielen Fällen gaben ſie Ver⸗ 


— 
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anlaſſung zur Anſtellung von Enqusten, die ſich über die ganze Welt 
erſtreckten und häufig außerordentlich wertvolles Material herbei⸗ 


ſchafften, das in Einzelfällen beſtimmend für neue Richtungen des 
belgiſchen Außenhandels wurde. Die Auskunftsſtelle ſelbſt wurde 


mit Vorliebe von kleineren, unbedeutenderen Betrieben in Anſpruch 
genommen. Die großen Werke wandten ſich nur ausnahmsweiſe 
hin; ſie hatten, wie dies ja auch bei uns die Regel, ihren eigenen 
Informationsdienſt im Ausland. Aber die geringe Bedeutung der 
Frageſteller tat dem Entgegenkommen der Behörde keinen Abbruch. 
Auch fremdländiſchen Frageſtellern wurde im allgemeinen die erbetene 
Auskunft erteilt. Das Streben nach weiteſtgehendem Entgegen⸗ 
kommen beſchränkte ſich nicht nur auf das Inſtitut des belgiſchen 
Auswärtigen Amtes, auch die übrigen belgiſchen Behörden, an die 
Déi die H. A. S. wandte, fo »insbeſondere das Miniſterium für 
Induſtrie und Arbeit, lieferten bereitwillig und ſchnell die gewünſchten 
Informationen ohne große Angſtlichkeit für die Zurückhaltung von 
Aktengeheimniſſen. 
Die allgemein intereſſierenden Auskünfte der Konſuln, ſei es, 
daß ſie in den wirtſchaftlichen Jahresberichten zuſammengefaßt waren, 


ſei es, daß fie Pé auf Einzelfälle bezogen, wurden von der H. A. S. 
in ihren beiden Veröffentlichungen, dem vierteljährlich erſcheinenden 


Recueil Consulaire und dem wöchentlich erſcheinenden Bulletin 
Commercial, bekanntgemacht. Von dem Recueil Consulaire waren 


bis Kriegsausbruch 166 Bände erſchienen. Es entſprach im weſent⸗ 
lichen unſeren Berichten über Handel und Induſtrie, das Bulletin 


Commercial den Mitteilungen für Handel, Induſtrie und Landwirt⸗ 
ſchaft des Reichsamts des Innern. Die Mitteilungen des Bulletin d 
Commercial waren in folgenden acht Abſchnitten geordnet: =. 
1. „Personel consulaire“, in dem die Nachrichten über den. 
Wechſel in den Konſulaten, die Abreiſe und das Eintreffen 

von Konſuln in der Heimat mitgeteilt wurden. 


25 „Propositions d' Affaires“, in denen die Möglichkeit von An⸗ 


knüpfungen neuer geſchäftlicher Beziehungen, unter anderem auch 
die Wünſche nach belgiſchen Adreſſen, bekanntgegeben aden N, 
3. „Renseignement d’effets commerciaux“ ' 


4. „Collections nouvelles par le Musée Commersialt; in denen 


neben. etwa eingegangenen Muſtern auch die bei der Handels⸗ 

auskunftsſtelle eingelaufenen Zeichnungen, Pläne und Ber 

ſchreibungen von N Artikeln oder un bekannt⸗ 
gegeben wurden. , EE 
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5. „Recueil Consulaire Belge“, der ein Inhaltsverzeichnis der 
letzten Hefte des „Recueil Consulaire“ enthielt. 

6. „Publications et Journaux Etrangers“, mit der Inhalts⸗ 

angabe der neueſten im Leſeſaal ausliegenden fremdländiſchen 

Zeitungen und Veröffentlichungen. 

„Bulletin des Adjudications de J Etat Belge“. 
v»Adjudications A l’Etranger“ mit. den Bedingungen und 
Ergebniſſen der Ausschreibungen in Belgien und im Auslande. 
In Einzelfällen erfolgte auch eine unmittelbare Weitergabe der 
eingehenden Nachrichten an die in Betracht kommenden Firmen 
mittels Hektographs und Poſtübermittlung. 

Die Beteiligung an Ausſchreibungen im Auslande wurde den 
belgiſchen Firmen durch eine umfangreiche Sammlung der Laſten⸗ 
hefte der fremdländiſchen Regierungen erleichtert. 

Trotz des unverkennbar guten Funktionierens und trotz der un⸗ 
verkennbar guten Dienſte, die die H. A. S. der belgiſchen Geſchäfts⸗ 
welt geleiſtet hat, war dieſe noch nicht mit den Leiſtungen zufrieden 

und übte wiederholt ſcharfe Kritik an der ganzen Einrichtung. 
| Weſentlich größeren Anklang fanden augenſcheinlich die ſeitens 
des belgiſchen Auswärtigen Amtes in Ergänzung der Bericht: 
erſtattung der einzelnen Konſulate veranſtalteten wirtſchaft⸗ 
lichen Erkundungsreiſen über größere Gebiete. Schon ſeit 
Gründung des Königreichs hatte Belgien für feine beruflichen konſu⸗ 
lariſchen Vertreter das Syſtem der „Consuls Ambulants“, der 
Reiſekonſuln, das heißt Beamten, die zur Erkundung der Handels— 
verhältniſſe in ein Land entſandt und nach Beendigung dieſer Tätig⸗ 
keit in ein anderes Land verſetzt wurden. „Lorsqu'un pays, un 
marché est suffisamment exploré, que les moyens de l’exploiter 
sont mis A la portée de notre commerce et que les relations, 
une fois nouées, peuvent, sans inconvenients rester sous la 
sauvegarde de. consuls ordinnaires (will heißen: Wahlkonſuln) 
l’agent principal regoit une autre destination“, heißt es in dem 
„Rapport au Roi sur les consulats“ vom 24. Juli 1853. Erſt 


oo 
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gegen Ende des 19. Jahrhunderts gab Belgien dieſen Grundſatz 


auf, wohl weil die zunehmende Kompliziertheit der Handelsbeziehungen 
der Länder untereinander auch für Belgien eine Beobachtung durch 
dauernd an Ort und Stelle befindliche Beamte wünſchenswert er⸗ 
ſcheinen ließ . Wirtſchaftliche Erkundungsreiſen wurden aber ent⸗ 


1 Vgl. Mees, I Institution consulaire en Belgique depuis 1830, S. 14. 
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weder von Amts wegen oder von privater Seite unter amtlicher 
Förderung nach wie vor unternommen. Einige von ihnen haben 
durchſchlagende Bedeutung für die Handelspolitik Belgiens als ſolcher 
erlangt, ſo zum Beiſpiel die von Leopold II. 1865 und 1897 nach 
Oſtaſien entſandten Sondergeſandtſchaften, ſo ferner auch die von 
dem Redaktionskomitee der Zeitſchrift „l’expansion belge" unter 
dem Protektorat des früheren Miniſters des Außeren, Baron de 
Favereau, in den Jahren 1911/12 nach Rußland entſandte Handels⸗ 
miſſion (Mission commerciale Belge en Russie) unter Führung 
eines in Belgien ausgebildeten Polen, Dr. von Litwinski. Die 


Konmmiſſion beſuchte St. Petersburg, Moskau, Warſchau, Kurſk, 
Charkow, Jekaterinoſlaw, Odeſſa, Kiew und Riga. Wenn ſie auch 


ihren Hauptzweck, die Errichtung einer belgiſch⸗ruſſiſchen Handels⸗ 


bank nach dem Vorbild der ruſſiſch⸗engliſchen Bank nicht erreichte, 


ſo trug ſie doch mit ihren Beobachtungen ganz weſentlich dazu bei, 
die belgiſche Regierung zu veranlaſſen, ungeachtet der großen 
belgiſchen Kapitalsanlagen in der ruſſiſchen Induſtrie dem belgiſchen 
Einfuhrhandel nach Rußland mehr Aufmerkſamkeit als bisher au 
zuwenden. 

Beſonders charakteriſtiſ ch für das Syſtem iſt aber die Erkundungs⸗ 


reiſe, die der Generaldirektor im Auswärtigen Amt Brunet im Früh⸗ 
jahr 1914 nach dem Balkan auszuführen hatte. Nach gründlichſter 


Vorbereitung und unterſtützt von dem geſamten belgiſchen amtlichen 
Apparat auf dem Balkan, bereiſte Herr Brunet Montenegro, Albanien, 
Griechenland, die Türkei, Rumänien, Bulgarien und Serbien. Als 
er Ende Juni 1914 von ſeiner Reiſe zurückkehrte, ſetzte er ſich mit 
einer großen Anzahl von Finanz⸗ und Geſchäftsleuten perſönlich in 
Verbindung und erſtattete ſodann ſeinem Miniſterium einen umfang⸗ 
reichen Bericht. Bevor noch dieſer Bericht fertig vorlag, hatten 


ſeine zahlreichen Beſprechungen mit den führenden Geſchäftsleuten 


Antwerpens und Brüſſels das Ergebnis, daß ſich in Antwerpen ein 
„Comité national d' expansion commerciale, industrielle et 
financiere belge* zur Organiſation einer wirtſchaftlichen Studien⸗ 
reiſe nach dem Balkan bildete. Der Gedanke wurde von der belgiſchen | 
Induſtrie und Kaufmannſchaft ſehr lebhaft aufgegriffen; alsbald 
zählte das Comité etwa 80 Mitglieder, die ſämtlich an der Reiſe 
teilnehmen wollten. Die Handelskammer von Antwerpen übernahm 
die Führung, die belgiſche Regierung ſagte weiteſtgehende Unter⸗ 

ſtützung zu. Die Reife ſollte September Oktober 1914 zur Ausführung 


kommen; Ende Juli ſah ſich SE Comité gezwungen, im a 
Schmollers . XLIII 2. , 17 
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auf den Ausbruch e 3 Krieges zwischen ferkel und Serbien die 


Reeiſe bis auf weiteres aufzuſchieben. 


Ahnlichen Zwecken wie dieſe Erkundungsreiſen dienten die mit 
Hilfe der amtlichen „Bourses de voyage“ ins Werk geſetzten Aus⸗ 
landsreiſen junger Kaufleute. 

Die Einrichtung der „Bourses de voyage“ geht bis auf 
das Jahr 1848 zurück. Damals erließ Leopold I. ein Arröte, auf 
Grund deſſen zur Förderung von Reiſen in fremde Länder im in— 
duſtriellen Intereſſe an junge Leute Reiſeſtipendien verteilt werden 
ſollten, um ihnen das Studium der Induſtrie⸗ und der Handel3- 
beziehungen des Auslandes zu ermöglichen. Die hierbei zu be- 
willigenden Summen ſollten von Fall zu Fall feſtgeſetzt werden. In 
den erſten Jahren des Beſtehens dieſer Einrichtung ſcheint von ihr 
wenig Gebrauch gemacht zu ſein. Jedenfalls kam Leopold I. in 
einem Arrété vom 19. Februar 1862 auf die Angelegenheit zurück 
und präziſierte nunmehr die Bedingungen, unter denen die Reiſe⸗ 
ſtipendien vom Auswärtigen Amt verliehen werden ſollten. Es wurde 
hierbei bereits darauf hingewieſen, daß die Schaffung von belgiſchen 
Firmen im Auslande eines der beſten Mittel ſei, um die belgiſche 
Ausfuhr zu ſteigern, und daß dementſprechend ein Reiſeſtipendium 
hauptſächlich dazu dienen müßte, die jungen Leute zu veranlaſſen, 
das Ausland kennen zu lernen und vor allen Dinge en ſich in ihm nieder⸗ 
zulaſſen. Dementſprechend wurden von den Kandidaten gewiſſe kauf⸗ 
männiſche Kenntniſſe verlangt. Sie mußten ein Examen hierüber 
"ablegen. Von dieſem Examen war nur der befreit, der ein Zeugnis 
über den erfolgreichen Beſuch des „Institut supérieur de commerce“ 
in Antwerpen vorlegen konnte. Die Stipendiaten mußten dann 
ihrerſeits alljährlich einen Bericht über die wirtſchaftlichen Verhält— 
niſſe des Landes, das ſie beſuchten, oder in dem ſie ſich niederlaſſen 
wollten, einreichen. Noch beſtimmter wurde dieſe Abſicht, durch Reiſe⸗ 
beihilfen belgiſche Handelshäuſer im Auslande zu ſchaffen, in dem 
Arrété Leopolds II. vom 18. Mai 1903 ausgeſprochen. Es wurde 
dies der Hauptzweck der Einrichtung. Die Stipendien ſelbſt wurden 
auf jährlich höchſtens 6000 Franken, insgeſamt auf höchſtens 
18 000 Franken für den einzelnen Stipendiaten, feſtgeſetzt. 1911 
wurde dieſe Beſtimmung dahin geändert, daß als Höchſtſumme 
3000 Franken pro Jahr, insgeſamt aber auch noch 18 000 Franken 
an den einzelnen Belgier, der ſich im Auslande niederlaſſen wollte, 
verliehen werden konnten. Der Zweck der Herabſetzung des Jahres⸗ 
zuſchuſſes war vornehmlich der, die Stipendiaten eine längere Zeit 
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im Kontakt mit dem Auswärtigen Amt zu halten. In den letzten 
Jahren vor dem Kriege ſtanden dem Auswärtigen Amt für derartige 


Stipendien alljährlich 90 000 Franken zur Verfügung. Im Jahre ! | 


1904 waren 18, 1911 waren 20 Stipendiaten vorhanden. Sie N 
teilten ſich auf die verſchiedenen Länder, wie folgt: 


1904 3 1911 


Südafrika Pe Algerien rel | 
Küftralien: us. - .. . . 1 Argentinien.. 4 
Britiſch⸗ Borneo . I Kanada 2 
A/ ⁰ ˙à e a e 8 e e IN Ehe, ve e Ae Ae E A 1 
RER, e Pe 0 e en e e 41 China: ir a e 
JV 1 Columbie nn. 1 
Vereinigte Staaten 4 Kongo 1 
Guatemala Ss Agypten 2 
Pil 10 Spanii es de 
Britiſch⸗-Indiee n 1 Vereinigte Staaten. 1 
P 1 Britiſch⸗ Indien e, Ge 
Shir 1 Japaaoeoe ng a: 
Marokko .I 
Na sös Sg 1 


Die Auswahl des Landes überließ das Auswärtige Amt grund⸗ 
ſätzlich den Bewerbern. Immerhin gab es im Intereſſe der Ver⸗ 
einheitlichung der belgiſchen Auslandsſiedlung oder aus allgemeinen 
wirtſchaftlichen Gründen zuweilen denjenigen Bewerbern den Vorzug, 
die ſich bergit erklärten, nach den vom Auswärtigen Amt vor⸗ 
geſchlagenen Ländern zu gehen. Für die Beſtimmung der Länder 
war dann wiederum der Gedanke der Stärkung des belgiſchen Außen⸗ 
handels maßgebend. 


Über den Erfolg dieſer Einrichtung e die Anſichten des 


belgiſchen Auswärtigen Amtes teilweiſe von denen der Geſchäftswelt 
ab. Der Generaldkrektor der Abteilung des Auswärtigen Amtes für 
Handel und Konſulate, Baron Capelle, bezeichnete im Oktober 1911 
die Ergebniſſe als zufriedenſtellend. Dank dieſer Stipendien hätte 
ſich eine große Anzahl von jungen Leuten nach Aufhören des Stipen⸗ 
diums dauernd im Auslande niedergelaſſen und ſich dort in erſter 


Linie kaufmänniſchen Unternehmungen gewidmet; verſchiedentlich ſeien j V 


fie auch in die Verwaltung der betreffenden Staaten übergetreten 
und hätten dadurch ebenfalls W neue Beziehungen nach Überfee S 
für Belgien gefchaffen. - | 

Baron de Favereau, früher ſelbſt Miniſter des Auswärtigen, 
urteilte in der bereits mehrfach erwähnten, Commission d' Expansion 


Commerejale“ weniger gunstig. Er e eine Reform d der u 
Dk | 
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für ge da ein zu großer Teil ber Stipendiaten nach Belgien 
„zurückkehre, ſobald die Zahlung des „Stipendiums ſeitens des Staates 
aufhöre. 
Ganz ähnliche Zwecke wie die en de voyage“ verfolgte 
ein Privatverſuch eines Herrn G. zur Schaffung von belgiſchen Sied⸗ 
lungen in Marokko. Herr G. hatte im Jahre 1913 eine Erkundungs— 
reiſe durch die bedeutenderen Städte Marokkos und die fruchtbare 
Ebene von Schauia gemacht. Er hatte einen ſehr günſtigen Eindruck 


von den Entwicklungsmöglichkeiten des Landes erhalten und deshalb 


mit der in Marokko tätigen franzöſiſchen Société d'étudés et du 

commerce du Maroc, an der er fi namhaft beteiligte, vereinbart, 
daß ſie zwei Belgier zur Ausbildung für die nächſte Erntezeit bei 
ſich aufnehmen ſollte. Die genannte Geſellſchaft ließ nämlich of, 
jährlich während der Erntezeit zur Überwachung der Arbeiter, der 
Berfendung der Güter und anderen Aufſichtsdienſten einige junge 
Franzoſen auf ihre Farm kommen; mit Vorliebe kamen Schüler der 
Ffranzöſiſchen landwirtſchaftlichen Schulen. Sie wurden von der 
Geſellſchaft verpflegt und untergebracht, hatten nur die Koſten der 


Reeiſe zu tragen und lernten jo auf die billigſte Art und Weiſe den 


Betrieb auf den Farmen in Marokko kennen. Herr G. wollte dieſe 


Gelegenheit auch ſeinen Landsleuten zugute kommen laſſen und 


wandte ſich deshalb an die belgiſche Regierung, die ſich ihrerſeits 
wiederum mit dem landwirtſchaftlichen Staatsinſtitut in Gembloux 


in Verbindung ſetzte. Von den jungen Leuten, die dieſe Anſtalt 
abſolviert hatten, meldete ſich jedoch zunächſt keiner. Der Ausbruch 


des Krieges verhinderte dann die Weiterverfolgung auch dieſes Pro⸗ 
ee | | 
In ähnlicher Weiſe hat die Ecole de Comiäres Solvay für 
die fähigſten ihrer Schüler Lehrkurſe in auswärtigen großen Unter⸗ 
nehmungen, beſonders in England, Deutſchland und Amerika, organiſiert 
und angeblich damit guten Erfolg gehabt. Die jungen Leute er⸗ 
hielten bei den Unternehmungen ein gewiſſes Gehalt: den notwendigen 
Zuſchuß beſtritt das Inſtitut Solvay. Nach Abſchluß des meiſt ein 
Jahr dauernden Kurſus 8 der junge Mann einen Bericht dem 
Inſtitut einreichen. | 
Auch die Ecole supérieure RE et consulaire de Mons 
bewilligte Schülern, die an den internationalen Kurſen der Societe 
internationale pour les cours de Commerce teilnehmen wollten, 
Zuſchüſſe. Die Handelshochſchule in Antwerpen gewährte ebenfalls 
us Ale der erften beiden Lehrjahre Stipendien für In⸗ 
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formationsreiſen ins Ausland während Ges großen Ferien. Von 
privater Seite wurden ihr zu dem gleichen Zweck ya: Mittel 
zur Verfügung geſtellt. 

Ein anderes Mittel zur Verbreitung der Kenntnis belgiſcher 
Eigenart und zur Herſtellung wirtſchaftlicher Beziehungen war die 
Entſendung belgiſcher Offiziere und Beamter in 
fremde Staatsdienſte. Das belgiſche Auswärtige Amt brachte 
derartigen Wünſchen von Belgiern ſtets weitgehende Sympathien 
entgegen und verſuchte ſelbſt, ſeine Landsleute in die in Betracht 
kommenden Stellen zu bringen, ſofern die betreffenden Perſonen nur 
in Belgien ſelbſt abkömmlich waren. Die Ungefährlichkeit Belgiens 
in machtpolitiſcher Beziehung, feine international garantierte. Weu: 
tralität ließen die fremdländiſche Inſtrukteure oder Organiſatoren 
ſuchenden Länder vielfach Belgiern vor den Angehörigen anderer 
Nationen den Vorzug geben. Nur ſo erklärt es ſich wohl, daß 
gerade Offiziere der belgiſchen Armee, die über keine kriegeriſchen 
Erfolge verfügte, ſo häufig als Inſtrukteure Verwendung fanden. In 
Einzelfällen, ſo zum Beiſpiel in Siam, war es allerdings der inter⸗ 
nationale Ruf des bekannten Feſtungserbauers Brialmont, der die 
ſiameſiſche Regierung veranlaßte, die Pläne für die Befeſtigungs⸗ 
anlagen von Bangkok durch Brialmont entwerfen und durch einen 
belgiſchen Offizier ausführen zu laſſen. Belgiſche Offiziere wurden 
1909 1912 zur Reorganiſation der Gendarmerie des Fürſten 
von Samos berufen, belgiſche Offiziere wurden 1910 als Inſtrukteure 
für die venezulaniſche Armee, 1914 in gleicher Stellung für die 
Republik Coſtarica angefordert. Im März 1914 forderte Bulgarien 


belgiſche Offiziere zur Anlage von Befeſtigungen an. Das Material 


ſollte von Belgien geliefert werden. Belgiſche Offiziere waren bis 
kurz vor Kriegsausbruch als Inſtrukteure in der bulgariſchen Armee 
tätig. Belgiſche Offiziere ſtanden wiederholt in türkiſchen und chineſi⸗ 
ſchen Dienſten. 1905—1907 wurde ihnen die Reorganiſation der 
Gendarmerie in Mazedonien übertragen, 1914 ſollten ſie die Reorga⸗ 
niſation der chineſiſchen Armee übernehmen. Gerade von dem letzt⸗ 
genannten Auftrag verſprach man ſich in belgiſchen Kreiſen große 
Lieferungen für die heimiſche Induſtrie. Umgekehrt öffnete Belgien 
ſeine militäriſchen Bildungsinſtitute den Ausländern in entgegen⸗ 


kommendſter Weiſe. Auf der großen Militärſchule in Brüſſel fanden 


ſich Angehörige aller möglichen überſeeiſchen Länder zuſammen und 
halfen durch ihren Aufenthalt in Brüſſel auch wieder ee 
zwiſchen Belgien uns Se Heimatländern herſtellen. 
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Auch die Verwendung belgiſcher Beamter im Aus- 


lande war denkbar vielſeitig. Nachdem Ende des vorigen Jahr- 


hunderts bereits eine belgiſche Miſſion nach Perſien berufen war, 
um dort den Zolldienſt zu organiſieren, wurde ihr nach Beendigung 
ihrer erſten Aufgabe auch die Verwaltung der Poſt und der Münze 
in Teheran übertragen. 1914 bekleidete ein Belgier das wichtige 


Amt eines Trésorier général in Perſien; unter ihm verſahen Belgier 


den Zolldienſt im nördlichen Perſien. Ein belgiſcher Marineoffizier 
war als Kapitän für den Dampfer der perſiſchen Regierung auf dem 


Perſiſchen Golf auserſehen, ein belgiſcher Vermeſſungsoffizier ſollte | 


die Leitung des Vermeſſungsweſens übernehmen. Ein Belgier war 
1904 vor der Übernahme Koreas durch Japan diplomatiſcher Berater 


des Kaiſers von Korea. Ein anderer war 1896—1899 Rechtsberater 


* 


am Hofe in Peking. Wiederholt fanden Belgier Verwendung im 
ägyptiſchen Juſtizmeſen und am internationalen Gerichtshof in Kairo. 


„Belgier waren ſchließlich auch im Juli 1914 als Leiter des Finanz⸗ 


kommen und 


weſens in Albanien vorgeſehen und urſprünglich auch für die Stellung 
von Generalinſpekteuren der öffentlichen Arbeiten und der Landwirt— 
ſchaft in Armenien im Juni 1914 in die engere Wahl gekommen. 
Angeblich führte die Befürchtung einer Großmacht, der belgiſche in⸗ 


duſtrielle Einfluß könne durch die Ernennung von Belgiern zu dieſen 


beiden wichtigen Poſten zu ſtark gefördert werden, dazu, die Hohe 


| Pforte zu veranlaſſen, von der Ernennung von Belgiern abzuſehen. 


Im Jahre 1908 wurde im Anſchluß an eine Studienreiſe, die, 
der Präſident von Bolivien durch eine beſondere Kommiſſion zum 
Studium der Organiſation des öffentlichen Unterrichts in den ver: 
ſchiedenen Kulturſtaaten hatte ausführen laſſen, ein Belgier nach 


Bolivien berufen, um die erſte Normalſchule in Sucre zu über⸗ 


nehmen. Ke ließ ſehr bald weitere Landsleute nach Bolivien 

aute den Unterricht in Bolivien nach belgiſchem Muſter 
weiter aus. Unter ſeiner Leitung wurde die Handelshochſchule in 
Antwerpen das Vorbild für eine Handelshochſchule in La Paz. Nach 
belgiſchem Muſter wurde das College Junin und ein Lyzeum für 
junge Mädchen in Sucre gegründet. Allen dieſen Inſtituten ſtanden 
Belgier vor. Als im Herbſt 1913 die bolivianiſche Regierung daran 
ging, ein höheres Inſtitut für Leibesübungen einzurichten, wurde 


auch hierfür ein Belgier in Ausſicht genommen. Ebenſo wurde die 
Einrichtung eines landwirtſchaftlichen Unterrichts einem Belgier über⸗ 


tragen. Sicherlich hätte dieſe ſtarke Einflußnahme auf die Heran- 
bildung der Jugend in Bolivien auch ſpäter ihre Rückwirkung auf 


1 
S 

> 

ER 


667] Belgiſche Außenhandelsförderung vor dem Kriege 263 


die Handelsbeziehungen Belgiens mit Bolivien gehabt, wenn auch 
zurzeit der belgiſche Handel mit Bolivien ohne Bedeutung iſt. 

War die Herſtellung der Auslandsbeziehungen durch den Beſuch 
der fremden Länder ſelbſt immer nur für eine geringe Anzahl von 
Belgiern möglich, ſo ſollten die von Belgiern beſuchten und ver⸗ 
anſtalteten Weltausſtellungen breiteren Schichten Anlaß und 
Gelegenheit geben, wirtſchaftliche Bande von Belgien zu den anderen 
Ländern zu knüpfen. Sobald die Veranſtaltung von Weltausſtellungen 
Mode geworden war, griff Belgien auch dieſes Mittel zur Förderung 
von Auslandsbeziehungen mit größtem Eifer auf. Zwar beteiligte 
es ſich an der erſten Weltausſtellung im Kriſtallpalaſt in London 
1851 und der nächſten großen Weltausſtellung in Paris 1855 noch 
nicht offiziell. Seitdem hat es ſich wohl an allen Weltausſtellungen 
im Ausland beteiligt und umgekehrt auch ſeinerſeits in Belgien ſelbſt 
eine große Anzahl von internationalen Ausſtellungen veranlaßt, ſo 
daß es vor Kriegsausbruch nach Frankreich an erſter Stelle der an 
Weltausſtellungen ſich beteiligenden Völker ſtand. Die erſte große 
Weltausſtellung in Belgien fand im Jahre 1885 anläßlich der Voll⸗ 
endung der Antwerpener Hafenarbeiten ſtatt. Sie endete mit einem 
großen Erfolg. Eine Erinnerung an dieſe Ausſtellung iſt das weiter 
unten beſchriebene Musée Commercial et Industriel in Antwerpen. 
Schon drei Jahre ſpäter wurde in Brüſſel die erſte Internationale 
Ausſtellung abgehalten. Es ſollte durch ſie eine große Reihe wichtiger 
Fragen des Wirtſchaftslebens praktiſch gelöſt werden. Sie bezeichnete 
ſich deshalb auch als Grand Concours International des Sciences 
et de l'Industrie, hatte aber nur teilweiſen Erfolg. Weſentlich 
günſtiger ſchnitt dagegen die Antwerpener Weltausſtellung 1894 ab, 
die als erſte den Verſuch machte, durch Rekonſtruktion eines „Alt⸗ 
Antwerpen“ mit den Unterhaltungs⸗ und Vergnügungsmöglichkeiten 
gleichzeitig. hiſtoriſch belehrendes Material zu bieten. 1897 fand 
ſchon wieder eine Ausſtellung in Brüſſel ſtatt, bei der ſich namentlich 
die Abteilung für den unabhängigen Kongoſtaat aus den anderen 
hervorhob und. in geſchickter Weiſe durch ihre vorzüglichen Dar⸗ 
bietungen das Intereſſe für das Kolonialunternehmen Leopolds II. 
zu wecken ſuchte. 1905, das Jubiläumsjahr, brachte eine Welt⸗ 
ausſtellungsin Lüttich. Sie hatte keinen ſonderlichen Erfolg. Der 
Höhepunkt im belgiſchen Ausſtellungsweſen war die in jeder Be⸗ 
ziehung hervorragende Brüſſeler Weltausſtellung von 1910. Ihr 
gegenüber fiel die Genter Weltausſtellung, bei der das politiſche 
Moment, den franzöſiſchen Einfluß in Flandern zu ſtärken, die rein 
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wirtſchaftlichen Abſichten und Zwecke dieſer Ausſtellung in den Hinter⸗ 
grund drängten, erheblich ab. Unglückliche Umſtände hatten weiter 
die Folge, daß die Ausſtellung mu einem beträchtlichen pekuniären 
Verluſt endete. | 

Auf den ausländiſchen EIN hat ſich Belgien faſt immer 
in recht guter Weiſe vertreten laſſen und dadurch auch eine hohe 
Ausſtellungstechnik entwickelt. Nur die Ausſtellungen in Deutſchland 
während der letzten Jahre vor dem Kriege ſind von Belgien vernach— 
läſſigt worden. Bei der Hygieneausſtellung in Dresden 1911 war 
es wohl die Befürchtung eigener Unterlegenheit, die Belgien abhielt, 
ſich an ihr zu beteiligen. Warum Belgien von den anderen Aus⸗ 
ſtellungen, vor allem auch von der in Leipzig im Jahre 1913 ab⸗ 
gehaltenen Buchgewerbeausſtellung, an der es ſich ſicherlich mit gutem 
Erfolg hätte beteiligen können, fernblieb, iſt nicht erſichtlich. 
Trotz der teilweiſe guten Erfolge der eigenen Ausſtellungen und 

der belgiſchen Abteilungen auf den fremden Ausſtellungen, hatte ſich 
doch bei den belgiſchen Induſtriellen vor dem Kriege eine gewiſſe 
Ausſtellungsmüdigkeit geltend gemacht. Sie läßt darauf ſchließen, 
daß an praktiſchen Ergebniſſen für die belgiſche Induſtrie bei dieſer 
häufigen Beteiligung an Ausſtellungen doch nicht das im Verhältnis 
zu den Aufwendungen zu erwartende Maß an Aufträgen heraus⸗ 
gekommen iſt. | 

Aber alle dieſe Maßnahmen und Mittel waren naturgemäß nur 

eine Ergänzung oder Nutzanwendung deſſen, was an praktiſchen und 
theoretiſchen Handelswiſſenſchaften auf den wandelte unterrichts⸗ 

anſtalten gelehrt wurde. 
| Nach dem, Rapport general sur la situation de l'enseignement 
technique en Belgique für die Jahre 1902 — 1910, herausgegeben 
vom Miniſterium für Induſtrie und Arbeit, beſtanden im Jahre 1910, 
dem letzten Jahre, für welches amtliche SE zu. haben waren, 
folgende Handelshochſchulen: 

1. das Institut Supérieur de Commerce in Ant- 
werpen, Rue des Peintres 41. — Es wurde 1852 von der 
Regierung unter Mitwirkung der Gemeindeverwaltung von 
Antwerpen gegründet. Der Staat trug vor Kriegsausbruch 
drei Viertel, die Stadt Antwerpen ein Viertel der Unkoſten. 
Der Lehrgang war dreijährig. Das Inſtitut galt allgemein 
als Muſterinſtitut und erfreute ſich eines ſehr großen Anſehens. 
Im Jahre 1913 beſuchten 289 Schüler die Anſtalt; g 
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die Ecole supérieure commereiale et cohsulaire 


in Mons, 1896 in La Louviére als freies Inſtitut ge⸗ 
gründet, ſpäter nach Mons verlegt. Die Schule wollte ur⸗ 
ſprünglich eine Art Schüleraustauſch mit der Handelshochſchule 
in Leipzig und der School of economic and political science 
in London ins Werk ſetzen, gab aber dieſen Plan nachträglich 
als undurchführbar auf. Im Jahre 1909/10 wurde das In⸗ 

ſtitut von 97 Schülern beſucht; | 


die Ecole des sciences 80 consu- 
laires et coloniales annesée & |’ Universe | 


Louvain in Löwen, 1897 als freies Inſtitut gegründet. 
Der Lehrgang war dreijährig. Der Doktorgrad konnte erſt 


nach Abſolvierung eines vierten Studienjahres erworben werden. 


Die Zahl der Schüler betrug im Jahre 1909/10 103; 


. die Ecole des hautes études commereiales et 


consulaires in Lüttich, 1898 als Privatinſtitut auf 


Veranlaſſung der induſtriellen Kreiſe der Provinz Lüttich ins 


Leben gerufen, um eine Oberſtufe für die Ausbildung derjenigen 
jungen Leute zu ſchaffen, die Kaufmann, Bankier, Induſtrieller 
oder Konſuln werden wollten. Die Schule wurde 1908 von 
133, 1910 von 106 Schülern beſucht; 


das Institut commercial des industrielles du 


Hainaut in Mons, 1899 im weſentlichen durch Zu⸗ 
wendungen des Großinduſtriellen Warocqé als Privatinſtitut 
gegründet und 1909/10 von 150 Schülern beſucht; 


die Ecole supérieure de commerce et de finance 


& l’institut St. Ignace in Antwerpen, ein Privat⸗ 
inſtitut, das im Jahre 1901 gegründet wurde und im Jahre 
1907 die Berechtigung erhielt, den Grad eines „Licencie en 
sciences commerciales et financières“ zu verleihen. Im 
Jahre 1910 zählte es 99 Schüler. Der Staat zahlte 1909/10 
einen Zuſchuß von 10 403 Fr. | 
Daneben beftanden den vier Landesuniverſitäten Belgiens an⸗ 


gegliederte Abteilungen für Handelswiſſenſchaften, ſo die Section 
Commerciale et Consulaire der juriſtiſchen Fakultät der 


Staatsuniverſität in Lüttich, ferner die Ecole de Commerce 


und 


die Ecole des sciences politiques et sociales der 


freien Univerſität in Brüſſel, ferner außer der bereits oben unter 


Nr,. 3 genannten Schule die Heole des sciences politiques 


et soeiales der freien Univerſität in Löwen. Die Staats⸗ 


wi 
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univerfität in Gent befaß in ber Ecole speciale de com- 
merce eine beſondere Handelshochſchule, die bei Kriegsausbruch oe: 
ſchloſſen, am 23. Mai 1917 jedoch als flämiſche Hoogere School 
foor Handels wetenschaft, durch die deutſche Verwaltung 
| wieber eröffnet wurde. 
| Bei der Aufzählung dieſer Handelslehrinſtitute darf auch das 
„Maison de Melle“ in Melle bei Gent nicht übergangen 
werden. Das Maison de Melle iſt wohl die älteſte humaniſtiſche 
Bildungsanſtalt in Belgien. Es iſt auch die älteſte Unterrichtsanſtalt, 
an der Handelswiſſenſchaften gelehrt werden. Die erſten Kurſe über 
Handelswiſſenſchaften wurden bereits 1837 eingerichtet. Das damals 
aufgeſtellte Lehrprogramm galt im weſentlichen auch noch vor Kriegs- 
ausbruch. Ein für eine Privatanſtalt ungewöhnlich reiches Handels- 
muſeum für Lehrzwecke lieferte ausgezeichnetes Anſchauungsmaterial. 
Die Anſtalt gehört den Joſephiten. Die Schüler — im Jahre 1913 
waren es 321 — waren in einem Internat untergebracht. Seit 
dem Jahre 1901 beſaß das Inſtitut die Befugnis, den amtlichen 
Grad eines „Candidat et Licencié en sciences commerciales et 
consulaires“ zu verleihen. | 
Neben bieten Anftalten, die fh der Lehre der Handelswiſſen⸗ 
ſchaften widmeten, beſtand aber noch eine große Anzahl von In⸗ 
ſtituten, die zwar die Pflege der Auslandskunde in ihren Lehrplänen 
nicht beſonders aufführten, die aber immerhin mittelbar durch den 
Charakter und den Zweck der Schule ſowie die Herkunft der Schüler 
Beziehungen zum Auslande pflegten und hiermit bewußt und fe 
matiſch der Wirtſchaftsexpanſion Belgiens dienten. 5 
Zu dieſen Anſtalten gehörten das Land w irtſchaftliche 
Staatsinſtitut in Gembloux, das 1860 gegründet wurde und 
bald einen derartigen Ruf erlangte, daß franzöſiſche Schüler das 
belgiſche Inſtitut vielfach den eigenen Inſtituten vorzogen, ferner die 
allgemeinen Univerſitäten, mit den ihnen angegliederten 
einzelwiſſenſchaftlichen Inſtituten, die Eeole des Mines in Mons, 
die Université du Travail in Charleroi und die zahl- 
reichen Fachſchulen der Gemeinden und Privater, von denen einige, 
wie zum Beiſpiel die Ecole supèrfeure des Textiles in 
Verviers, das Institut politechnique in Glons⸗ 
Lüttich, die Ecole poly technique supérieure in Lüttich 
und das Institut électro- technique Montefiore ſich 
eines großen internationalen Rufes erfreuten. 
Auf allen dieſen Anſtalten wurde den Ausländern in jeder Be⸗ 
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ziehung entgegengekommen, wenn ihnen auch beſondere Vergünſti⸗ 
„gungen nicht gewährt wurden. Sie wurden grundſätzlich den eigenen 
Staatsangehörigen gleich behandelt und hatten insbeſondere — ab⸗ 
geſehen von dem landwirtſchaftlichen Staatsinſtitut in Gembloux, 
auf dem die Aufnahmegebühr für Belgier 300 Fr., für Ausländer 
400 Fr. betrug — auch die gleichen Aufnahmegebühren wie die 
Belgier zu entrichten. Die belgiſche Regierung hatte im Jahre 1913 
bei der Staatsuniverſität Lüttich angefragt, ob es erwünſcht er⸗ 
ſcheine, daß Belgien dem deutſchen Beiſpiel der Erſchwerung des Be⸗ 
ſuches der Univerſitäten durch Ausländer, vor allem durch Erhöhung 
der Gebühren für dieſe, folge. Die Univerſität hatte die Frage ver⸗ 
neint mit Rückſicht auf den wirtſchaftlichen Nutzen, den die Stadt | 
Lüttich und auch die Univerſität aus den zahlreichen Beſuchen / der 
Ausländer hätte. 

Auch bezüglich der bei der Aufnahme nachzuweiſenden Vor⸗ 
bildung wurde den Ausländern ſehr entgegengekommen. Sie blieben 
von einer beſonderen Aufnahmeprüfung befreit, wenn ſie Zeugniſſe 
vorlegten, aus denen ſich ergab, daß ſie in der Heimat mit Erfolg 
eine Schule abſolviert hatten, deren Programm mit dem der Auf⸗ 
nahmeprüfung übereinſtimmte (vgl. für die Handelshochſchule in 
Gent die Kgl. Verordnung vom 29. Juli 1869). Bei der Bewer⸗ 
tung ſolcher Zeugniſſe war man durchaus weitherzig. Zum Beiſpiel 
wurden Zeugniſſe ruſſiſcher Lehranſtalten, die in Deutſchland nicht 
voll anerkannt wurden, auch von den belgiſchen Staatsinſtituten an⸗ 
erkannt. Ebenſo wurde bei den größtenteils mündlichen Prüfungen 
im Lauf und zum Abſchluß der Studien in jeder Weiſe auf die Aus⸗ 
länder Rückſicht genommen. 

Der Zweck war, nach Möglichkeit Ausländer auf die belgifchen 
Unterrichtsanſtalten zu ziehen, um durch ſie Auslandsbeziehungen für 
Belgien zu ſchaffen. Man hatte erkannt, daß die Ausländer, die in 
Belgien ſtudiert und das Land und ſeine Einrichtungen kennen und 
ſchätzen gelernt hatten, in ihrer Heimat auch die beſten Propagan⸗ 
diſten für belgiſche Wirtſchaftsexpanſion und im allgemeinen gern 
bereit waren, belgiſche Waren und belgiſche Firmen zu bevorzugen. 

Die Lehrpläne der verſchiedenen Anſtalten laſſen eine beſondere 
Bevorzugung einzelner Länder im allgemeinen nicht erkennen. Doch 
war es nur natürlich, daß denjenigen Ländern, die die größte Zahl 
von Beſuchern ſtellten, im Unterricht erhöhte Aufmerkſamkeit geſchenkt 
wurde. Und die Mehrzahl der ausländiſchen Schüler pflegten wieder 
aus denjenigen Ländern zu kommen, zu denen Belgien ſchon be⸗ 
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ſonders ausgebreitete Wirtſchaftsbeziehungen beſaß. Deutlich ſpiegelt 
ſich die Richtung der belgiſchen Auslandsbetätigung in den Ziffern 


für Ausländerbeziehungen der vier belgiſchen Univerſitäten wieder: im ) 


Jahre 1908/09 — ſpätere Ziffern für alle Univerſitäten liegen leider 
nicht vor — waren auf u ausländiſche Studenten vorhanden aus: 


Deutſchland. ee éi re 53 , Übertrag 712 
Englaæanndddd . 13 Japan ee mas 2 
Auſtralien en 10 Java. 3 1 
Oſterreich⸗ ungarn 20 Madeira 1 
Bolivien r ee 3 
Braſi lien . 28 Nicaragun- un 2 
Bulgariens 100 Norwegen. 4 
Kalifornien 1 Neu⸗Seeland Së AE A re 
kanariſche Inſen uu 4 Panama Kerl. 1 
Ceylon e 10 Paraguay 4 
EHE. u 4 eu. e . . 20 Niederlande 55 
hinge ge 58 Peru ST E e 2 
&olumbin ...... V2 Berfien. » er ie 1 
Kap kolo nie LI Polen n 278 
Coſta Ria 2 Portugal 14 
Cubkba , een 3 Argentinien 7 
Agypten . 9 St. Domingo.. 2 
Ecuadoae ee 3 Rumäniee 79 
Spanien 80 Rußland 784 
Vereinigte Staaten 33 | Serbien `... LE 1 
Frankreichche BU Sibirien 4 
Luxemburg (Großherzogtum) 51 Schweden 1 
Griechenland.. . 29 Schweigzggzgz 1 
Guatemallagagagzgq. 1 Syrien 2 3 
Philippinen Sei 21 Tunefien . — 2 A Ab SE 1 
Indeensans en 5 Türkei ge E 42 
Niederl.-Indien `... 2l1Uruqauay `... 2 
Irland en 5 e „ M Ed re $ 1 
Italien. 104 Indelami 2019 


Übertrag 712 

Auffallend groß iſt die Zahl der Ruſſen und Polen, recht er⸗ 
heblich auch die Zahl der Bulgaren, Italiener, Spanier und Fran⸗ 
zoſen, immerhin beachtenswert noch die Zahl der Chineſen, Holländer, 
Luxemburger, Türken und Deutſchen. Die Geſamtzahl der Studenten 
an den belgiſchen Univerſitäten in dem genannten Jahr betrug 
7267, d. h., die Zahl der Ausländer belief ſich alſo auf 27,78 %. 

Für die Univerſität Lüttich waren vollſtändige Zahlen noch für 
1913 erhältlich. 

Nach der nachstehenden Überfiht betrug die Zahl der Ausländer 
im Jahre 1913 bei einer Geſamtzahl von 2793 ſogar 1448, d. h. 
mehr als 50 %. 
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Ganz beſonders zahlreich waren alſo auch ſpeziell nach Lüttich 
die Ruſſen und Polen gekommen; in größerer Anzahl auch die 
Italiener, Rumänien, Spanier, Türken, Bulgaren, Chineſen, Fran⸗ 
zoſen und Griechen. 

Nicht unintereſſant iſt es in allgemein politiſcher Beziehung, daß 
die amtliche Univerſitätsſtatiſtik für Lüttich ſeit dem Jahre 1909/10 
die Elſaß⸗Lothringer nicht unter „Deutſches Reich“, ſondern unter 
einer beſonderen Rubrik aufzählt und auch zwiſchen Ruſſen und 
Polen ſtändig ſtreng unterſcheidet. | 

Bei den kleineren Inſtituten war der Zudrang der Ausländer 
teilweiſe noch relativ erheblich größer, ja an einzelnen Anſtalten über- 
wogen die Ausländer die Belgier. Einzelne der Anſtalten hatten 
ſich im Laufe der Jahre für die eine oder andere Nation gewiſſer— 
maßen ſpezialiſiert. 

Das landwirtſchaftliche Inſtitut in Gembloux wurde beſucht 

| 1911/12 von 76 Belgiern und 93 Ausländern 

1912/1385 L999 =: 

1913/14. 92 811 
Das Institut Supérieur de Commerce in Antwerpen zählte 1913 
unter 289 Schülern 125 Belgier und 164 Ausländer, unter dieſen 
nicht weniger als 103 Ruſſen, ferner 15 Rumänen und 10 Bulgaren. 
Auf der Ecole des Mines in Mons betrug die Zahl der Ausländer 
in den letzten Jahren etwa ein Viertel der Geſamtſchülerzahl. Auch 
hier waren die Ausländer in erſter Linie Ruſſen. Unter den 
321 Schülern des Inſtituts in Melle gab es 1913 90 Ausländer, 
unter denen ſich — für das Belgien vor dem Kriege ſonſt ein ziemlich 
ſeltener Fall — auch 13 Engländer befanden. Die höhere und 
mittlere Abteilung der Textilhochſchule in Verviers beſuchten neben 
58 Belgiern 110 Ruſſen und Polen, 6 Italiener, 3 Portugieſen 
und 1 Chineſe. Das polytechniſche Inſtitut in Glons⸗Lüttich hatte 
1913/14 fogar nur 7 belgiſche Schüler gegen 110 Ausländer, von 
denen 52 Italiener und 45 Ruſſen waren. 

Um die durch den Schulbeſuch geknüpften Bande weiter zu 
pflegen, beſtanden an den meiſten Lehranſtalten Vereinigungen der 
ehemaligen. Schüler, die es ſich zum Teil ganz ausgeſprochenermaßen 
zur Aufgabe ſtellten, die Handelsbeziehungen zwiſchen den Schülern 
zu pflegen und namentlich auch den belgiſchen Schülern Anſtellungs⸗ 
möglichkeiten im Auslande zu verſchaffen. In mehr oder minder 
großen Zeiträumen wiederkehrende Anſtaltsfeſte, Zeitſchriften und 
bei den kleineren N gan Korreſpondenz der Anſtaltsleitung 


| N | | 
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mit den auswärtigen früheren Schülern riefen dieſen immer wieder 
die Eindrücke wach, die ſie in Belgien während des Anſtaltsbeſuchs 
gehabt hatten. 
Die bekannteſten und für die Auslandsbeziehungen wichtigſten 
derartigen Vereine und Geſellſchaften ſind folgende: 
1. Association des ingénieurs commerciaux sortie de l'Institut 
commercial des industriels du Hainaut, à Mons; 
2. Association des anciens élèves de l' Ecole supérieure commer- 
ciale et consulaire de Mons; 
3. Association des anciens Mellistes; | 
4. Association des licenciés sortis de l'Université de Liege, 
ſeit 1913 „Société Belge d' Etudes et d' Expansion“. 
5. Union des anciens étudiants de l' Ecole commerciale et 
consulaire de Louvain; | 
6. Cercle des anciens EE GE de l'Institut aupeérieur de 
commerce d' Anvers. 


Die Mitgliederzahl der unter 6 genannten Vereinigung belief 


ſich im Jahre 1913 ſchon auf 500. 


Anfang Februar 1912 ging man daran, dieſe Vereinigungen 


wieder zu einer zentral geleiteten Geſellſchaft zuſammenzufaſſen. Es 


bildete ſich die „Association des Licenciés des écoles superieures 
du commerce“, deren Zweck es war: 


1. freundſchaftliche Beziehungen zwiſchen ihren Mitgliedern zu , 
ſchaffen und zu erhalten, | 
die Anſtellung des Licenciés zu erleichtern und ihnen in jeder 
mg behilflich zu fein, 

3. mitzuwirken an der Entwicklung des belgiſchen Handels und 
der belgiſchen Induſtrie, vornehmlich an ihrer Ausdehnung 
im Auslande. 

Dieſes Programm wollte die Association mit folgenden Mitteln 
erreichen: , 


1. durch Veranſtaltung DECH Verſammlungen feine am 
glieder, 

2. durch Gründung eines Anſtellungskomittees, 

3. durch Teilnahme an den Kongreſſen und den Arbeiten ähn⸗ 
licher Vereinigungen, 

4. durch Veranſtaltung von Vorträgen und Unterhaltungsabenden, 

5. durch Gründung einer Bücherei und eines volkswirtſchaftlichen 
Archivs, 
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6. durch Veröffentlichung einer periodiſchen Zeitſchrift, 
7. durch Schaffung von Studienſtipendien. 

Als ordentliche Mitglieder ſollten nur Perſonen aufgenommen 

werden, die ein Diplom einer vom Staat anerkannten „Ecole 
supérieure du Commerce“ beſaßen. Jegliche politiſche Betätigung 
war unterſagt. Über die Entwicklung dieſer Vereinigung bis 
Kriegsausbruch iſt leider nichts Näheres bekannt geworden. An 
ſich wäre ſie bei richtiger Leitung geeignet geweſen, ein weſent⸗ 
licher Faktor in der Ausbreitung belgiſcher Aa ba ee zu 
werden. 
Die Bemühungen der Regierung auf biefem Gebiet waren bisher 
ergebnislos geweſen. Schon durch königliches Arröte vom 8. Februar 
1906 war nämlich eine Kommiſſion eingefegt worden mit dem Auf⸗ 
trage, die beſten Mittel zu finden, um die Niederlaſſung im Aus- 
lande von, Belgiern, die im Beſitze eines Abgangszeugniſſes der 
höheren Lehranſtalten Belgiens Pé befänden, zu erleichtern. In der 
Eröffnungsſitzung beſchloß die Kommiſſion, zunächſt durch Rundfragen 
die Verſuche und Reſultate zu ermitteln, die Geſellſchaften und 
Privatperſonen bei der Unterbringung von Belgiern im Auslande 
bisher angeſtellt bzw. gehabt hätten. Die nach Eingang der Ant⸗ 
worten von der Kommiſſion gefaßten Beſchlüſſe gipfelten darin, der 
Regierung vorzuſchlagen, ein „Office de Renseignements pour le 
Placement des jeunes Belges a PEtranger“ zu ſchaffen. Augen: 
ſcheinlich iſt dieſer Anregung nicht ſtattgegeben worden, oder aber 
das „Office“ hat nicht die gewünſchten Erfolge gehabt. Jedenfalls 
befaßte ſich die Handelskammer in Antwerpen in den folgenden Jahren 
erneut eingehend mit dieſer Frage, und auf ihre Anregung hin wurde 
durch königliches Arrété vom 6. Juni 1911 eine neue Kommiſſion 
| eingeſetzt mit der Aufgabe, „die geeignetſten Mittel zu finden und 
der Regierung vorzuſchlagen, um die gelt junger Belgier 
im Auslande zu fördern“. 

»Die Kommiffion zerlegte ihre Aufgabe in zwei Teile: in das 
Studium der Förderung der Expatriierung junger Kaufleute und in 
das Studium der Maßnahmen zur Entwicklung der Auswanderung 
nach dem belgiſchen Kongo. 
| Für die vorliegende Arbeit intereſſiert nur der ef Teil der Aufgabe. 

Die Kommiſſion kam bei ihrer Löſung übereinſtimmend zu der Anſicht, 
daß unter Anlehnung an das Muſter der holländiſchen, halb privaten, 
halb amtlichen Geſellſchaft „Het Buitenland“ und der franzöſiſchen 
v Société d’encouragement pour le commerce francais d' exporta- 
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werden müßte, welches die Anſtellung junger Belgier, die ſich der 
kaufmänniſchen Laufbahn widmen wollten und über eine genügende 
Vorbildung verfügten, begünſtigen ſollte. Mitglieder des Komitees 
ſollten in erſter Linie die Handels- und Induſtriegeſellſchaften Belgiens 
ſein, die Vertreter zu dem Komitee entſenden ſollten. Ferner ſollte 
die „Société generale de Belgique“ mit Rückſicht auf ihre bedeut⸗ 


Ebenſo ſollte die Regierung fünf Delegierte in das Komitee entſenden, 
um das Informationsmaterial der Regierung dem Komitee zugäng— 


, SZ 
K 
Kaf 
durch eine zu große Zahl von Mitgliedern zu erſchweren, ſollten in 
den Haupthandels⸗ und Induſtrieplätzen Belgiens Unterkomitees ge— 
bildet werden. Das Komitee ſollte ſeinen Zweck zu erreichen ver- 
ſuchen durch Unterſtützung der jungen Kaufleute, die ſich im Aus⸗ 
KS lande eine Stelle ſchaffen wollten, ſei es durch Empfehlungen an die 
belgiſchen zuſtändigen Dienſtſtellen oder an die in Betracht kommenden 
* b Handelshäuſer, fei es durch Gewährung von Vorſchüſſen für die 


8 Angeſtellte ſuchenden Handelshäuſer wenden ſollten. Es ſollte ſich 
Dr Kinderaustauſch zwischen den verſchiedenen Ländern befaſſen. Die 
Schützlinge des Komitees ſollten ihrerſeits verpflichtet ſein, über alle 
den belgiſchen Handel und die belgiſche Induſtrie intereſſierenden 
Fragen eingehend zu berichten. Zur Erleichterung der Erreichung 
dieſes Zwecks ſollte das Komitee juriſtiſche Perſönlichkeit erhalten. 
Man hoffte, mit ſeiner Einrichtung die von allen Seiten gehörten 
Klagen über die belgiſchen Kaufleute und Handwerker, die ins Aus⸗ 
land gingen, ohne die nötige Vorbildung oder die Initiative und 
Energie zum Vorwärtskommen zu beſitzen, endgültig zu beſeitigen, 
indem man dank der Kontrolle des Komitees nur wirklich vorgebildete 
Leute hinausſenden würde. Es blieb aber ähnlich wie im Jahre 1906 
nur bei dieſem Beſchluß auf dem Papier. Zu praktiſchen Ergeb— 
niſſen kam es nicht. 
Da bahnte ſich kurz vor dem Kriege ein großzügiger Zuſammen— 
ſchluß aller derjenigen privaten Vereinigungen und Geſellſchaften an, 
die ſich die Forderung der belgiſchen Außenhandels- und der bel— 


giſchen Auslandsintereſſen überhaupt direkt oder indirekt zum Ziel 
Schmollers Jahrbuch XIIII 2. 18 


e tion“ ein „Comité d' Expansion commerciale belge" geſchaffen 


ſamen Intereſſen in allen Weltteilen im Komitee vertreten ſein. 


lich zu machen. Um die Leitung und Überſicht des Komitees nicht 


1 erſte Niederlaſſung im Auslande oder ſonſt zweckmäßig erſcheinende 
di Mittel. Das Komitee ſollte alfo eine Art Anſtellungsbureau werden, 
an das ſich ſowohl die Anſtellung ſuchenden jungen Leute wie die 


obendrein mit dem in letzter Zeit vor dem Kriege aufgekommenen 
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gefeht hatten. Auch hierbei übernahm der Staat die Führung, und 
die Vereine folgten, wenn auch teilweiſe zunächſt mit Widerſtreben, 
| mn der ſtaatlichen Initiative. 


IO Die privaten Organiſationen zur Förderung des 
Außenhandels | 

An ſich beſtanden in Belgien, wie bei uns auch, derartige Kor⸗ 
porationen in bunter Mannigfaltigkeit. Naturgemäß widmeten ſich 
die Handelskammern und die induſtriellen Fachgeſellſchaften auch den 
Fragen des Außenhandels. Eine Liſte vom Dezember 1911, die der 
„Commission d' Expansion commerciale“ vorgelegt wurde, führte 
als die hauptſächlichſten kaufmänniſchen und indu⸗ 
ſtriellen Vereinigungen Belgiens die folgenden auf: 


| Antwerpen: 

Association des Rizeries Belges. 

Association des distillateurs industriels de Belgique. 

Cercle des anciens Studiants de l’Institut supérieur de commerce 
d' Anvers. 

Chambre de commerce a Anvers. 
Chambre d' industrie d' Anvers. 

Fédération de la batelerie belge. 

Syndicat du commerce et de l’industrie, 


Aalſt: 


Chambre de commerce de ’arrondissement d’Alost. 


Arel: 
Chambre de commerce et des fabriques d' Arlon. 


Brügge: 
Cerele de Voyageurs (Association S ere 
Chambre de commerce de l’arrondissement de Bruges 
Syndicat du commerce et de I' industrie. Ä 
Union syndicale de l’arrondissement de Bruges. 


Brüſſel: 
Association générale des Brasseurs belges. 
Association générale des Meuniers belges. 
Association mutuelle du commerce et de l'industrie. 
Bourse aux cuirs de Bruxelles. 
Chambre syndicale des malteurs belges. 
Federation des constructeurs. 
Société belge des Ingenieurs et des Industriels. 
Société générale des Voyageurs de commerce. 
Syndicat de la Bourse des Métaux et des Charbons. 
Chambre de commerce de Bruxelle. 
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Charleroi: | EN 
Association eharbonnitre des Bassins de Charleroi et de la Basse- 
Sambre. 


Association des. maitres de N de Petit granit du Hainaut. 
Association des Maitres de forges de Charleroi. 
Association des Maitres de. verreries belges. 
Bourse industrielle de Charleroi. 

Chambre de Commerce de Charleroi. 


Roſſelaere: 
Chambre de Commerce de Oourtrai-Roulers. 


Kortrijk: 


Comité linier de Courtrai. 
Union commereiale industrielle et agricole de EES 
Judieaire de Courtrai. 


Diefe hatten ſich wiederum zu einer Pedération des 


associations commerciales et industrielles de Bel. 


f N 


gique“ zuſammengeſchloſſen. Bezeichnenderweiſe hatte das „Comité 
permanent des Congrès Internationaux des Chambres de Com- 
merce et des Associations Commerciales et Industrielles“ eben- 
falls ſeinen Sitz in Brüſſel. Sein Vorſitzender war der bekannte 
belgiſche Großinduſtrielle und Vorſitzende der Kammer für Handel 
und Induſtrie in Mons Louis Canon⸗Légrand. 

Mitgliederzahl und Bedeutung dieſer Geſellſchaften waren natür⸗ 


lich ſehr verſchieden. Zum Beiſpiel hatte die Handelskammer in 
Brüſſel 3250 Mitglieder und ein Budget von 43 000 Fr., bie 
jenige von Antwerpen 1340 Mitglieder und ein Budget von 
28 000 Fr., die von Namur 144 Mitglieder und ein Budget von 


1016 Fr., die in Mons 270 Mitglieder und ein Budget von 


6200 Fr. 


Unter allen Vereinen und Vereinigungen ſpielte be die Handels⸗ | 
kammer in Antwerpen von jeher eine beſondere Rolle. Auf ihr 
Gutachten ſtützte ſich die belgiſche Regierung bei der Entſcheidung 
handelspolitiſcher Fragen in erſter Linie. Sie wurde regelmäßig 
bei der Ernennung von Wahlkonſuln gehört. Ihr wurde bei den 
verſchiedenen Kommiſſionsberatungen über Handelsfragen ein be⸗ 
ſonderer Einfluß eingeräumt. Ihre Gliederung in Sektionen für 
Außenhandel, Finanzpolitik, Wirtſchaftspolitik, Statiſtik und Handels⸗ 
geographie ermöglichten ihr andererſeits eine ſo ſachverſtändige und 


gründliche Bearbeitung der ihr vorgelegten Fragen, wie es bei den 


kleineren Kammern und Vereinigungen unmöglich war. | 
18 * 


— 
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dë Auch die „doppelſtaatlichen Vereinigungen“, wie ſie 

bei uns in letzter Zeit ſo zahlreich entſtanden ſind, exiſtierten in 
| Belgien, allerdings nur für die für SE wirtſchaftlich wichtigſten 

Auslandsgebiete. 

| Der. ältefte doppelſtaatliche Verein war die „Société d'études 
sino-belge“. Ihre Gründung im Jahre 1905 ſtand im engſten Zu- 

ſammenhang mit den belgiſchen großen Eiſenbahn⸗Konzeſſionen in 


China. Bei dem Bau der Bahn Peking-—Hankau hatte es die belgiſche 


Induſtrie ſehr läſtig empfunden, daß ſie nicht über Ingenieure mit 
chineſiſchen Sprachkenntniſſen verfügte. Infolgedeſſen wurden zunächſt 
in Brüſſel von einem der Dolmetſcher der belgiſchen Geſandtſchaft 
in Peking, Unterrichtskurſe für Chineſiſch eingerichtet, und hieraus 
entwickelte ſich dann der Zuſammenſchluß aller der Geſellſchaften, 
die Intereſſen in China hatten. 
1906 entftand die „Société .d’ études belgo-japonaise“. Sie 
ſtellte ſich in ähnlicher Weiſe die Aufgabe, die belgiſch⸗japaniſchen 
Wirtſchaftsbeziehungen zu entwickeln, und ſuchte dies unter anderem 


auch dadurch zu erreichen, daß fie in Belgien das Intereſſe für 
japaniſche Kunſt zu fördern ſich bemühte. Der Hauptförderer dieſer 

beiden Geſellſchaften war der Wente Großinduftriele Raoul 

Waroc qué. 


Ein Jahr ſpäter entſtand die Societe d études belgo-russe* 
55 Bezeichnenderweiſe ſtellte ſie im Hinblick auf die ſchweren SE 
lichen Schäden, die Belgien bei feinen Kapitalsinveſtionen in Ruß⸗ 


land erlitten hatte, die Studien über die rechtlichen Beſtimmungen 
in Rußland, ſoweit fie für die Kapitalsinveſtierung von Intereſſe 


ſein konnten, in den Vordergrund ihrer Arbeiten. Sie veröffentlichte 
unter anderem auch im Jahre 1911 ein „Livre d' Adresses des 
Societes belges et frangaises en Russie“. 

1908 wurde die „Société d' Expansion belge vers l' Espagne 
et 7 Amérique latine“ gegründet. Sie ſtellte ſich zur Aufgabe, die 
Kenntniſſe über Spanien und das Lateiniſch⸗Amerika und der ſpaniſchen 
und portugieſiſchen Sprache in Belgien zu verbreiten und Belgiern 
in Spanien und dem lateiniſchen Amerika Anſtellung zu verſchaffen, 
die Gründung belgiſcher Unternehmungen in den genannten Gebieten 
zu fördern, dem belgiſchen Ausfuhrhandel die eigenen Beziehungen 
nach jenen Ländern zur Verfügung zu ſtellen und die Entſtehung 
geſellſchaftlicher Beziehungen zwiſchen Spaniern, Amerikanern und 
Belgiern zu begünftigen, Die Geſellſchaft zählte im Frühjahr 1914 
mehr als 800 Mitglieder, von denen 200 ordentliche, 350 korre⸗ 
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ſpondierende und 300 „membres protecteures“ waren. Ihre Vereins⸗ 
zeitſchrift hatte eine Auflage von 2000 Exemplaren. | 
1909 entſtand eine „American Belgian Chamber of com- 
merce“ zur Entwicklung der wechſelſeitigen Beziehungen zwiſchen 
den Vereinigten Staaten von Amerika und Belgien und dem Kongo. 
1911 traten eine „Chambre de Commerce belgo-brésilienne“ und 
eine „Société d' Endes belgo-columbienne“ mit den gleichen Zwecken 


bezüglich Braſiliens und Kolumbiens hinzu. 


Indirekt dienten der Außenhandelsförderung ſchließlich auch ug 


folgende Gefellfchaften: 


1. die „Société belge d’etudes Coloniale* in Ka aus den 
Jahre 1894; | 

2. das Comité belge N A retranger⸗ in Brüffel aus 
dem Jahre 1906; 

3. die „Société See belge de, geographie de Bruxelles 
Brüſſel aus dem Jahre 1876; 

4. die „Société royale de EE d’Anvers“ in Antwerpen 
aus dem Jahre 1876; 

5. die „Ligue lia ide belge in Antwerpen aus dem e | 
w 1876; | : | 
. Die Haben coloniale belge“ in , Sot von 1912: 
. die „Ligue coloniale belge du Katanga“ in Brüſſel von 1910; . 
der „Cercle africain“ in Brüffel von 1890; 
die „Ligue belge de propagande pour attirer les Strangers 

en Belgique“ von 1908. 

Unter den Mitteln, mit denen dieſe Geſellſchaft die Aufmerk⸗ 
ſamkeit des betreffenden Landes auf Belgien lenken wollte, war die 
Sammlung von auf Belgien und belgiſche Einrichtungen bezüglichen 


SO An 


Annoncen zu großen, möglichſt ins Auge fallenden Zuſammenſtellungen 


in den führenden Zeitungen der einzelnen Länder beachtenswert. Es 
war naturgemäß, daß die Aufmerkſamkeit des Landes leichter erregt 
wurde, wenn eine ganze Seite eines Blattes mit auf Belgien bezüg⸗ 
lichen Annoncen bedeckt war, als wenn dieſe Einzelannoncen auf die 
verſchiedenen Seiten der Zeitung verſtreut waren. Daß der ſonſt 
von der Geſellſchaft erſtrebte Fremdenzuzug nach Belgien auch dazu 
beitrug, die Kenntnis über belgiſche Waren und damit auch deren 
Abſatz zu fördern, liegt auf der Hand. | 
Im Auslande ſelbſt hatten ſich an verſchiedenen Orten Hand els⸗ 
kammern gebildet. Soweit feſtſtellbar, beſtanden vor dem Kriege 
belgiſche Auslandskammern in London, Paris, Marſeille, Lille, Nizza, 
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Algier, Domburg. Petersburg und Kinfhaffa und Eliſabethville im 


| belgiſchen Kongo. Als bedeutendſte von ihnen galt die Handels⸗ 
kammer in Paris, die allerdings im Rufe ſtand, die Intereſſen des 
belgiſchen Mutterlandes zugunſten der Intereſſen der in Frankreich 
anſäſſigen Belgier ſtark zu vernachläſſigen. | | 


Dieſe Handelskammern übten zum großen Teil auch Wohltätig⸗ 
keit zugunſten ihrer notleidenden Landsleute. Außer ihnen beſtand 


noch im Ausland eine große Anzahl belgiſcher Vereine, für welche 
die Wohltätigkeit Hauptzweck war, die aber dadurch natürlich 
u auch zur Stärkung des ua im Auslande beitrug. Es 


waren dies 


in Deutſchland⸗ 
die Union Belge de Berlin, 


die Association Belge de Cologne; 


in England: 
der Club Belge de Londres, 
die Société Belge de Bienfaisance de Londres; 


in Braſilien: 
die Société Belge de Bienfaisance de Rio de Janeiro; 


in. Chile: 


die Société Belge de Bieufaisanes de S8 880 


in China: 


lub Belge de Hankow, 


Leem 


Société Belge de Bienfaisance de Chine in being, 
in Agypten: | 


Cercle Belge d' Egypte u Caire, | 


Société Belge de Bienfaisance du SSC | 


in Spanien: | 
Societ& Belge de Bienfaisance de Barcelone; 


Vereinigte Staaten: 


Société Belge de Bienfaisance de New York, 


Société Belge de Bienfaisance de San Franeiseo, 
Union Belge de New. York; 


in Frankreich: 
Cercle Amical de Calais, 


P'(Zuvre de Flamands de Paris, Paris, 


Société de Secours mutuels et philantropique „La Fraternelle Belge“, 
Valenciennes, 


Société Belge de Bienfaisance du Bassin de Maubeuge, | 


Société Belge de Bienfaisanee de Nancy, 
Société Belge de Bienfaisance de Nice, 
Sdeiété Belge, de Bienfaisance de Paris, 
Union Belge de Paris in Paris, 

La Wallonne de Paris , 
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| in Mexiko: | 
Cerele Hollando-Belge de Mexico; 
in Holland: 
Société Belge de Bienfaisance d'Amsterdam: 
in Argentinien: 
Société Belge de Bienfaisance de Buenos-Ayres, 
Société Belge de Secours mutuels de Buenos- -Ayres; 
in Rumänien: 
Société Belge de Bienfaisance en Roumanie; a 
in Rußland: - 
Société Belge de Bienfaisance da Kharkow, 
Société Belge de Bienfaisance d' Odessa, 
Société Belge de Secours mutuels de Moscou; 
in der Schweiz: l 
Société Belge de Bienfaisance de Bäles. 


Muſtermeſſen hat Belgien dagegen nie im Auslande veranftaltet. 


Diesbezügliche Projekte beftanden allerdings. Auch die Einrichtung 


von „Expositions flottantes“ (Wandermuſterlager) wurde erwogen. 
Aber dieſe Pläne ſind, ſoweit bekannt, nicht zur Ausführung gelangt. 
Im Auguſt 1913 benutzte nun der rührige Chef der Handels⸗ 


abteilung des Auswärtigen Amts, der bereits obengenannte Baron 
Capelle, die Weltausſtellung in Gent, um in einer Rede am 
- 8. Auguſt 1913 für den Zuſammenſchluß aller dieſer Expanſions⸗ 


geſellſchaften einzutreten und durch dieſen eine planmäßige Förderung 
der belgiſchen Überf eebeziehungen zu erreichen. Die Sociẽtés d'études 
sino - belge, Belgo - japonaise und belgo-russe hatten Dé bereits 
früher für dieſen Zweck geeinigt. Die Ausführung des Barons 
Capelle fanden in der Preſſe einen lebhaften Widerhall. Nach an⸗ 
fänglichem Sträuben der älteren Société d'études de Expansion b 
in Lüttich kam der Zuſammenſchluß der Geſellſchaft zu der „FE d é- 
ration des Sociétés Belges d' Expansion“ im Mai 1914 
zuſtande. Es war neben den allgemeinen Erwägungen vor allem auch 
die Berückſichtigung der großen Erſparniſſe, die die einzelnen Wirt⸗ 


ſchaftsgeſellſchaften durch Zuſammenlegung der Geſchäftsräume und 


zum Teil auch des Sekretariats und der Zeitſchriften machen konnten, 
die für dieſen Beſchluß beſtimmend war. Präſident wurde der 
frühere Geſandte Baron de Borchgrave, Vizepräſident wurden Canon⸗ 
Légrand, ferner der Staatsminiſter und Senator Devolder, der 
frühere Miniſter für Induſtrie und Arbeit Francotte, der frühere 
Geſandte Baron C. Goffinet, der Vizegouverneur der Société Géné- 
rale Barons Janſſens und der Quäſtor der Deputiertenkammer 
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Warocqué. Sekretäre wurden der Genter Profeſſor Lauwick und der 


Major Pontus. Irgendeine Erwerbsabſicht wurde bei dieſer Gründung 
ausgeſchloſſen. Als alleiniger Zweck galt die Zuſammenfaſſung aller 
Geſellſchaften und Vereinigungen, die ſich die Förderung der belgiſchen 
Wirtſchaftsbeziehungen zum Auslande zur Aufgabe ſtellten im Intereſſe 
der Vereinfachung des Geſchäftsbetriebes, die Vertretung der gemein⸗ 
ſamen Intereſſen dieſer Vereinigungen nach außen, insbeſondere auch 
gegenüber den Behörden, und die tätige und führende Mithilfe bei 
der Schaffung neuer Organiſationen zur Förderung der belgiſchen 
Auslandsbeziehungen. Der Mitgliedsbeitrag wurde für Geſellſchaften 
und Vereine auf mindeſtens 25 Fr., für Einzelmitglieder auf 10 Fr. 
pro Jahr feſtgeſetzt. Die erſte Generalverfammlung fand am 4. Juni 
1914 ſtatt. An ihr beteiligten ſich außer den genannten drei 
Propagandageſellſchaften die „Union coloniale“ „das „Comité Belge 
des Expositions à I Etranger⸗ „die „Société Belgo- Argentine“, 
die „Société Belge d' Expansion vers l' Espagne et l'Amérique 
Latine“, die „Belgiſch⸗braſilianiſche Handelskammer“ und die „Société, 
Belge d' Etudes de IExpansion“. Die Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten, der Wiſſenſchaften und Künſte und für Induſtrie 
und Arbeit ließen ſich vertreten. Der Ausbruch des Krieges hinderte 
die „Federation“ an der Aufnahme ihrer eigentlichen Tätigkeit. 

Die Beſtrebungen dieſer Expanſionsvereinigungen fanden ihren 
Ausdruck in der Offentlichkeit in einer relativ ſtarken Erpanfiong- 
preſſe. Nicht nur daß jede etwas bedeutendere der genannten Ver⸗ 
einigungen ihr beſonderes Organ hatte, auch eine ganze Anzahl be— 
ſonderer Expanſionszeitſchriften beſtanden, und vor allem trat auch 
die allgemeine Tagespreſſe, und hier wieder vornehmlich die in Ant- 
werpen erſcheinenden großen Blätter, energiſch und zielbewußt für die 
belgiſche Wirtſchaftsexpanſion ein. 

Die bedeutendſte Expanſionszeitſchrift war die illuſtrierte Monats⸗ 
Schrift „L' expansion Belge“, ein recht gut ausgeſtattetes und geſchickt 
geleitetes Blatt. Außer ihr ſind zu nennen die Zeitſchriften: 
Expansion et Expatriation. 

Bulletin trimestriel der Société Belge d' Etudes d Expansion. 

La revue Belge et Coloniale, 

Allgemeen Belgisch Exportblad. 

Bulletin de la Société Belge d' Etudes Coloniales. 

Bulletin de la Société d' Etudes d’Inter&ts Coloniaux affilde A l’Union 

Coloniale Belge. N 


Belgium abroad. 
L''Exportation Belge. 


on 
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Bulletin officiel des Comité Belge des Expositions à l’Etranger. 

Bulletin trimestriel de la Société d’Expansion Belge vers L' Espagne 
et l’Am£rique Latine. 

La Revue Italo-Belge. 

Russie et Belgique. 

Chine et Belgique. 

Japon et Belgique. / 

La Revue Jaune, 

Bulletin de la Chambre de Commerce Belgo-Brésiliénne. 

Argentine et Belgique. 


Revue Economique et Coloniale de l’Association des Licenci6s des 


Ecoles supérieures de Commerce de Belgique. 
Revue Ame£ricaine, 

Über Erſcheinungsfriſt, Umfang, Herausgeber und Inhalt der 
verſchiedenen Zeitſchriften gibt die im Anhang beigefügte Zuſammen⸗ 
ſtellung nähere Auskunft. 


V. ** 


S o war alſo Belgien im Jahre 1914 bereit, alle Kräfte zu⸗ 
ſammenzufaſſen, um auch ohne die Geltungmachung politiſcher Macht 
ſeinem Außenhandel die erforderliche Stellung in der Welt zu er⸗ 
halten, ja zu verbeſſern. Vorbildlich war das enge Zuſammen⸗ 
arbeiten der amtlichen und privaten Kreiſe, nachahmenswert der Zu⸗ 
ſammenſchluß der privaten Organiſation zu einheitlichem Handeln, 
muſtergültig die ſyſtematiſche Erweckung des Verſtändniſſes für Welt⸗ 
wirtſchaft in den breiteren Schichten des Volkes. Auch die in Belgien 
geübte Behandlung der Ausländer empfiehlt ſich bei der heutigen 
Geſamtlage für uns mehr als die zu Kriegsbeginn zur Anerkennung 
gelangte deutſche Praxis. 

Belgien hat bewieſen, daß es auch ohne politiſche Macht möglich 
ift, Ausfuhrland erſten Ranges zu fein. Allerdings war damals 


Belgien reich, und Deutſchland iſt heute arm. Aber dafür übertrifft 


der deutſche Kaufmann den belgiſchen nach dem eigenen Urteil maß⸗ 
gebender Belgier erheblich an Tüchtigkeit, und ſo muß uns denn der 
Glaube an dieſe Überlegenheit des deutſchen Kaufmanns auch das 
Vertrauen geben, daß trotz allen Ungemachs, das jetzt über Deutſch⸗ 
land hereingebrochen iſt, der deutſche Ausfuhrhaͤndel ſich wieder in 
der Welt durchſetzen wird. 


U 
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Anhang 
Belgiſche Zeitſchriften für wirtſchaftliche Expanſion! 


1. L'expansion belge. Illuſtrierte Monatsſchrift, 4°, jedes 
Heft 60—100 Seiten Text und 30—40 Seiten Inſerate faſt aus⸗ 
ſchließlich von belgiſchen Firmen, erſcheint in Brüſſel ſeit 1908. 
Höhe der Auflage nicht angegeben: Jahres bezugspreis I2,— Fr., 
fürs Ausland 15, — Fr. 

Die Zeitſchrift enthält allgemein intereſſierende Aufſätze über Belgien, 
die Kongokolonie und das Ausland, auch ſolche wirtſchaftlichen Inhalts. 
Ein beſonderer Abfchnitt „L’expansion économique et industrielle“ bringt 
unter dem Stichworte „Nos expansionnistes“ Schilderungen des Wirkens 
und der Erfolge bedeutender belgiſcher Induſtrieller ufw. im In⸗ und 
Auslande nebſt Bild, ferner Beſchreibungen von belgiſchen e 
Werken und Unternehmungen im In⸗ und Auslande. 


2. Expansion et expatriation. Vierteljahrsſchrift, 8°, jedes 
Heft 24— 52 Seiten Text und etwa 24 Seiten Inſerate belgiſcher 
und in Belgien vertretener Firmen, wird ſeit 1908 herausgegeben 


von der im Jahre 1908 in Mons gegründeten „Association des 


ingenieurs commerciaux sortis de l’institut commercial des 
industriels du Hainaut“. Jahresbezugspreis 2,— Fr.; die Mit⸗ 
glieder der Association erhalten die Zeitſchrift kostenlos; ſie wird 
zahlreichen Firmen und Handelskammern des Auslandes, den Handels⸗ 
muſeen und den belgiſchen Konſuln zugeſandt. Höhe der Auflage 
nicht angegeben. 

Der Inhalt der Zeitſchrift beſteht hauptſächlich aus Aufſätzen über 
die kommerziellen und induſtriellen Verhältniſſe ſolcher Auslandsſtaaten, 
insbeſondere in Überſee, die für die belgiſche fuer von 
Bedeutung find. 


3. Bulletin trimestriel der Société d' studes et d' ex- 
pansion in Lüttich, Vierteljahrszeitſchrift, 8°, jedes Heft etwa 
100 Seiten Text und 30 Seiten belgiſcher Inſerate, wird heraus⸗ 
gegeben ſeit 1907 in Lüttich von der im Jahre 1902 gegründeten, 

von der Regierung ſubventionierten „Association des Licenciés 
sortis de l'Université de Liège. CEuvre mutuelle, scientifique, 

d'expansion belge“, die ſich ſeit Mitte 1912 nennt: „Société belge 
d'études et d'expansion. Guvre mutuelle, scientifque, de 
documentation et de vulgarisation économique et coloniale“. 
Jahresbezugspreis für Belgien 10,— Fr., fürs Ausland 12,— Fr. 
Höhe der Auflage: Januar 1910: 2000, Januar 1911: 2250, 
Juli 1911: 2600, Juli 1912: 3000, Januar 1913: 3500, ſpäter 
nicht mehr angegeben. 


1 Die Angaben Gage von Deren Dr. Wil tz, während des Krieges 
EE in Brüffel. 
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Die Zeitſchrift veröffentlichte Aufſätze wirtſchaftlichen, kommerziellen, 


und geographiſchen Inhalts über außereuropäiſche Länder, die für die 
belgiſche Expanſion von Belang ſind, auch über die Kongokolonie; ferner 


bringt ſie bibliographiſche Mitteilungen und Beſprechungen entſprechender 
Literatur, teilt die Büchertitel der Neuanſchaffungen für die Société mit 
und fördert und unterrichtet über ihre Beziehungen zu Kolonial⸗, kom⸗ 
merziellen und belgiſchen Expanſionsgeſellſchaften. 


4. La revue belgeetcoloniale. Illuſtrierte Halbmonatsſchrift, 

4, jedes Heft 16—28 Seiten Text und 6 Seiten Inſerate meiſt 

belgiſcher Firmen, erſcheint in Brüſſel ſeit 1904, bis Ende 1907 unter 

dem Namen „Le congo. Moniteur colonial“. Jahresbezugspreis 

für Belgien 12 „550 Fr., fürs Ausland 15,— Fr. Höhe der Auflage 
nicht angegeben. 

Der Inhalt der Zeitſchrift bezieht ſich in großem Umfange auf die 
Kongokolonie, behandelt außerdem die Intereſſen Belgiens in Expanſions⸗ 
ländern und die Beziehungen Belgiens zu dieſen, beſpricht kurz belgiſche 
Unternehmungen im Auslande und bringt allerhand kurze Angaben, die 
für die wirtſchaftliche Expanſion von Wert ſind, ferner einſchlägige biblio⸗ 
graphiſche Mitteilungen. 


5. Algemeen Belgisch Exportblad. Weekblad for 


bevordering van den Belgischen in- en uitvoer- 


handel. Revue de l’exportation belge. Journal 


hebdomadaire pour favoriser le commerce et 


l'industrie. Wöchentliche Zeitſchrift, 40, jedes Heft 12 Seiten 


Text in flämiſcher und — überwiegend — franzöſiſcher Sprache 
ſowie etwa 5 Seiten met belgiſcher Inſerate, erſcheint fett 1904 


in Antwerpen. Jahresbezugspreis 15,— Fr. (Ausland 22,— Fr.). 


Höhe der Auflage nicht angegeben. 


In der Zeitſchrift werden dem belgiſchen Ausfuhrhandel ausführliche 
Fingerzeige gegeben, und es werden Nachrichten über die wirtſchaftliche 
Lage fremder Länder ſowie belgiſcher und auch nichtbelgiſcher Unter⸗ 
nehmungen im Auslande gebracht. Die Zeitſchrift vermittelt außerdem 
den belgiſchen Induſtriellen Beziehungen zu fremden Importhäuſern und 
Vertretungen im Auslande und weiſt neben SE belgiſche Export⸗ 
firmen nach. 


6. Bulletin de la Société d &tudes coloniales, Monats⸗ 
zeitſchrift, 8“, jedes Heft durchſchnittlich 104 Seiten Text und 14 
Seiten belgiſcher Inſerate, erſcheint in Brüſſel ſeit 1894, dem 
Gründungsjahre der Société. Jahresbezugspreis 10,— Fr. (ausland 

12,50 Fr.). Höhe der Auflage nicht angegeben. 


Die Zeitſchrift enthält vorzugsweiſe Aufſätze über die Kongololonie, 
ferner ſolche über belgiſche Expanſionsländer und einen Abſchnitt 


„Chronique“ mit einſchlägigen Aufſätzen und Auszügen aus anderen 


Zeitſchriften ſowie eine ſehr reichhaltige, alle Kulturſprachen berück⸗ 
ſichtigende SEN (12—15 Seiten Umfang). 
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7. Bulletin delasoci&te d’&tudesd’intör&tscoloniaux 
aaffilée a l'union coloniale belge. Revue mensuelle 


du commerce namurois ainsi que des exposants du musée ` 


commercial’ et colonial de la province de Namur. Mognatszeit— 

ſchrift, 8°, jedes Heft 8 Seiten Text und 6 Seiten belgiſche Inſerate, 

erſcheint in Namur ſeit 1913 in einer Auflage von 500 Stück. 

Jahresbezugspreis 5,— Fr.; den belgiſchen Handelskammern und 

| Handelsmuſeen ſowie einer Reihe von belgiſchen Handelsgeſellſchaften 
im Auslande geht die Zeitſchrift koſtenfrei zu. 


Der Inhalt beſteht aus Aufſätzen über die Kongokolonie und über | S 


belgische Unternehmungen im Auslande ſowie Vereinsnachrichten. 


8. „Belgium abroad“. A journal for the promotion of Belgian 


trade, published by the „International commercial intelligence 
bureau“. Monatszeitſchrift in engliſcher Sprache, 4%. Das Heft 
enthält rund 50 Seiten Inſerate belgiſcher Firmen, 8 Seiten mit 
300 Geſuchen des Auslandes um Warenvertretungen, 8 Seiten 
Beſchreibung eines belgiſchen Fabrikunternehmens mit Abbildungen 
und 28 Seiten Nachweiſe von Handels⸗ und Induſtrieunternehmungen, 
nach Ländern und Geſchäftszweigen geordnet, die „Mitglieder“ des 
obigen Bureaus ſind. Die Zeitſchrift erſcheint in Brüſſel ſeit 1911 


im Verlage des „Bureau international pour favoriser le commerce 


et l'industrie“ in Brüſſel und wird auf Verlangen den Käufern, 
In⸗ und Exporteuren des Auslandes, die mit Belgien in Geſchäfts⸗ 
beziehungen zu treten wünſchen, koſtenfrei zugejandt. Jahresbezugs- 


preis für die dem Bureau als „Mitglieder“ beitretenden Firmen: 


2 Guineas oder 10 Dollars. Zahl dieſer Mitglieder: über 4000. 


9. L' exportation belge. Moniteur des exportateurs belges. 


et des importateurs étrangers. Organe mensuel pour favoriser 
l’exportation des produits belges. Monatsſchrift, 4°, 8 Seiten 
Text mit kurzen Aufſätzen wirtſchaftlicher Art über das Ausland, mit 


Zollnachrichten und kurzen geſchäftlichen Angaben über verſchiedene 


Ä Abſatzländer und Abſatzmöglichkeiten, rund 30 Seiten belgiſcher 
Inſerate, 2 Seiten Aufzählung der Vertretungen des Blattes im 
Auslande, 4 Seiten Zuſammenſtellung belgiſcher Exporthäuſer, nach 
Geſchäftszweigen geordnet. Der Zeitſchrift iſt eine 20 Seiten ſtarke 
Beilage „L' exportation universelle. Revue générale d’impor- 
tation et d' exportation“ beigegeben, welche 2 Seiten Text, 6 Seiten 
ausländiſcher Inſerate ſowie rund 400 Geſuche ausländiſcher Häufer 
und 100 Geſuche belgiſcher Häuſer um Vertretungen umfaßt. 

Die Zeitſchrift erſcheint in Brüſſel ſeit 1906, Jahresbezugspreis 
einſchließlich „Einſchreibung“ 10, — Fr. für Belgien und 12,50 F. fürs 
Ausland. Höhe der Auflage nicht angegeben. 

Das Blatt erſcheint außerdem in engliſcher Ausgabe als: Belgian 
„Export, periodieal organ to promote the export of Belgian products, 
"in deutſcher Ausgabe als: Belgiſcher Export, periodiſche Zeitſchrift 
zur Förderung des Exportes belgiſcher Produkte, und in ſpaniſcher Aus⸗ 
gabe als: La exportacion belge. 
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10. Bulletin officiel des Comité belge desexpositions 
A l'étranger. Monatszeitſchrift, 49, neben 6 Seiten belgiſcher 
Inſerate etwa 30 Seiten Text über Ausſtellungsangelegenheiten im 
In⸗ und Auslande, Rechtſprechung uſw. Das Blatt erſcheint in 
Brüſſel ſeit 1905, Jahresbezugspreis 5, — Fr. Höhe der Auflage 
nicht angegeben. 


- 


11. Bulletin trimestriel de la société d’expansion 
belge vers l’Espagne et l’Am£&riquelatine. Biertel- 


jahrsſchrift, 8, jedes Heft 60—80 Seiten Text und 20 Seiten 
belgiſcher Inſerate in franzöſiſcher und ſpaniſcher Sprache, außerdem 
3 Seiten Geſuche von belgiſchen Firmen um Geſchäftsverbindungen 
und von belgiſchen Ingenieuren uſw. um Anſtellung o Spanien oder 
dem lateiniſchen Amerika. Die Zeitſchrift erſcheint in Lüttich ſeit 
Oktober 1912 als Organ der obigen, im Jahre 1908 gegründeten, 
von mehreren Regierungen ſubventionierten Société. e s 
preis 5,— Fr. (Ausland 10, — Fr.). Höhe der Auflage 2000. 
In der Zeitſchrift werden die Expanſionsbedingungen und möglich⸗ | 
keiten namentlich nach Mittel- und Südamerika beſprochen und unter dem 
Stichworte „Revue de l'extérieur“ kurze Mitteilungen geſchäftlicher Art 


über die einzelnen Staaten gebracht. 


12. La Revue italo- -belge. Commerce — industrie — finance 
— entreprises — assecurances. Moniteur bimestriel des intéréts 
italo-belges. Zweimonatsſchrift, 4, 8—12 Seiten Text obigen 
Inhalts und 8—15 Seiten Inſerate belgiſcher und italieniſcher Häufer 
in franzöſiſcher und italieniſcher Sprache, darunter mehrere Seiten 
ausführlicher Schilderungen belgiſcher und italieniſcher Unternehmungen 
mit Abbildungen. Das Blatt erſcheint ſeit Dezember 1913 in Brüſſel. 
Jahresbezugspreis für Belgien und Italien 6, Ser. (ſonſtiges Aus⸗ 
land 10,— Fr.); koſtenfreie Zuſendung an die belgiſchen und italieni⸗ 
ſchen Konſulate in Belgien, Italien und Frankreich, die Handels⸗ 
kammern und Handelsmuſeen in Belgien und Italien, an die Gefell- - 
ſchaften zur Förderung des Handels und an die Eiſenbahn⸗ und 
Schiffahrtsgeſellſchaften in Belgien, Italien und Frankreich. Höhe 
der Auflage nicht angegeben. 


13. Russie et Belgique. Bulletin de la société d'études belgo- 
russe. Monatsſchrift, 8“, jedes Heft 32 Seiten Text in franzöſiſcher 
und bisweilen ruſſiſcher Sprache, ſowie 10 Seiten Inſerate meiſt 
von belgiſchen und ruſſiſchen Firmen in franzöſiſcher und ruſſiſcher 
Sprache. Erſcheinungsort: Brüſſel, Beginn des Erſcheinens: 1907. 
Die Mitglieder der Société erhalten die Zeitſchrift koſtenfrei, weitere 
Exemplare zum Jahresbezugspreiſe von 4, — Fr.; für Nichtmitglieder 
beträgt er 6,— Fr. Höhe der Auflage nicht angegeben. | 

Die Zeitſchrift enthält Aufſätze wirtſchaftspolitiſchen Inhalts über 

Rußland ſowie Mitteilungen induſtrieller, kommerzieller, finanzieller, 

juriſtiſcher und bibliographiſcher Art, die für die belgiſche Expanſion nach 

Rußland von Wert ſind, auch Zollnachrichten. 
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14. Chine et E EN Revue économique. Mognatsſchrift, 

So, jedes Heft 24 Seiten Text und etwa 20 Seiten belgiſcher 
Inſerate zum Teil mit chineſiſcher Überſetzung, erſcheint in Brüſſel 
ſeit 1905, wird herausgegeben von der Société d'études sino-belge 
in Brüffel. Jahresbezugspreis 5,— Fr. (Ausland 6,— Fr.). Höhe 
der Auflage nicht angegeben. 

Die Zeitſchrift bringt Aufſätze und Nachrichten über China von 
allgemeinem Intereſſe, ferner für die Expanſion wichtige Mitteilungen 
unter folgenden Stichworten: Nos intéréts en Chine — Les Belges 
en Chine. — Informations industrielles et commereiales. 


15. Japon et Belgique. Monatsſchrift, 80, jedes Heft 24 Seiten 
Text und 30—40 Seiten belgiſcher Inſerate in engliſcher Sprache, 
meiſt mit japaniſcher Überſetzung, erſcheint in Brüſſel 1906, wird 
herausgegeben von der Société d'études belgo-japonaise in Brüſſel. 
Jahresbezugspreis 5,— Fr. (Ausland 6,— Fr.). Das Blatt geht 
den belgiſchen Konſuln in Japan ſowie den Miniſterien und Handels⸗ 
kammern daſelbſt zu und wird auf den Schiffen aller japaniſchen und 

der den Stillen Ozean befahrenden Schiffahrtslinien ſowie auf den 

Poſtdampfern Oſtende — Dover ausgelegt. Höhe der Auflage nicht 
angegeben. 

Der Inhalt der Zeitſchrift beſteht aus Aufſätzen und Nachrichten 
über Japan von allgemeinem Intereſſe, ferner wirtſchaftlicher Art, ſowie 
für die Expanfion wertvollen Angaben unter den Stichworten: Les 
intéréts belges au Japon. — Informations industrielles et commereialass. 


16. La Revue jaune. Monatsſchrift, 8, jedes Heft 44 Seiten 
Text und 2 Seiten Inſerate in franzöſiſcher oder engliſcher Sprache 
mit chineſiſcher Überſetzung. Jahresbezugspreis 15, — Fr. Höhe der d 
Auflage nicht angegeben. a Zeitſchrift erſcheint in Brüſſel ſeit 
1911, herausgegeben von der im Jahre 1908 gegründeten Agence 
d’extröme- orient in Brüſſel und Peking. 
Der Inhalt der Zeitſchrift befaßt ſich in erſter Reihe mit den 
politiſchen Vorgängen in China und bringt außerdem Aufſätze und Nach⸗ 
richten finanzieller und wirtſchaftlicher Art über das Reich der Mitte. 


17. Bulletin de la Chambre de commerce belgo- 

brésilienne. Halbmonatsſchrift, 8°, jedes Heft 24 Seiten Text 
(Aufſätze und Mitteilungen wirtſchaftlichen Inhalts über Braſilien) 
und 4 Seiten belgiſcher Inſerate. Die Zeitſchrift erſcheint in Brüſſel | 
als Organ der im Jahre 1911 in Brüſſel gegründeten Handelskammer 
ſeit dem Jahre 1912 und wird den Mitgliedern ſowie den belgiſchen 
und braſilianiſchen Behörden koſtenfrei zugeſandt. 


18. Argentine et Belgique. Bulletin hebdomadaire 
de la chambre de commerce belgo- argentine. 
Wöchentlich ſeit 1911 in Brüſſel erſcheinende Zeitung, 7 Seiten 
wirtſchaftlicher Nachrichten über Argentinien und 1 Seite Inſerate 

meiſt von belgiſchen Firmen. 
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19. 


20. 


Revue économique et coloniale de gees 
des liceneiös des écoles supérieures de commerce 
de Belgique. Die Zeitſchrift, 80, N in Brüſſel ſeit 1913, 
das Heft 62 Seiten ſtark. 


Revue americaine. 
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Arbeitslohn und Anternehmergewinn 
in der Gegenwart 


Von Dr. Adolf Günther 
Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der Aniverſttät Berlin 
Inhaltsverzeichnis: J. Die Frageſtellung S. 289. — II. Der Nominallohn 


S. 291. — III. Der Reallohn S. 297. — IV. Der Unternehmergewinn 
S. 301. — V. Wiederherſtellung der Produktion und des Reallohns S. 307. 


L Die Frageſtellung | 
Ma mag zweifeln, ob die Gegenüberſtellung „Lohn und Unter⸗ 
nehmergewinn“ überhaupt in einer Zeit theoretiſch zuläſſig iſt, 
in der alles von Lohnforderungen der Arbeiter widerhallt, während es 
auf dem Gebiet der Produktion recht ſtille geworden iſt. Iſt nicht 


vielleicht die Lehre vom Lohnfonds, die mit Recht als abgetan 


angeſehen werden mußte, heute zu neuem Leben erwacht? Denn wenn 
der Lohn in der Gegenwart vielfach keine Kategorie der Verteilung 
im regelmäßigen Sinne, wenn ein Produktionsertrag, aus dem der 
Lohn fließt, nicht mehr vorhanden iſt, — muß man da nicht für den 
Augenblick das Vorhandenſein eines Fonds für Lohnzahlungen an⸗ 
nehmbar finden, ſelbſt wenn dieſer Fonds in der Hauptſache nur 
fiktiv iſt und aus den Leiſtungen der Notenpreſſe beſtritten wird? 


Dieſe Anſchauung wird durch die Art und Weiſe, wie viele Lohn⸗ 


ſteigerungen zuſtande kamen, nicht erſchüttert. Mindeſtens in der 
erſten Zeit der Revolution fanden ſie unter Billigung der neuen, 


1 Vortrag, gehalten gelegentlich der Generalverſammlung der Geſellſchaft | 
für Soziale Reform in Berlin, Januar 1919. — Auf frühere einſchlägige Ar⸗ 
beiten, des Verfaſſers in dieſem Jahrbuch (Zur Frage der Lebenshaltung des 
Mittelſtands“, 1913, und „Lebenskoſten und Lebenshaltung“, 1916) ſei hinſichtlich 
einiger Probleme beſonders des Reallohns verwieſen. Die ſtatiſtiſche Entwicklung 
der Löhne, Preiſe und Lebenskoſten wird in dem gleichzeitig mit dieſem Aufſatz 
erſcheinenden Heft 66 der „Schriften der Geſellſchaft für Soziale Reform“ vom 
Verfaſſer eingehend bis zur Gegenwart nachgewieſen. Methodenfragen der Preis⸗ 
und Lebenskoſtenſtatiſtik find von ihm in dem vom Statiſtiſchen Neichsamt 1913 
herausgegebenen Werke „Gebiete und Methoden der amtlichen Arbeitsſtatiſtik in 
den wichtigſten Induſtrieſtaaten“, einige grundſätzliche theoretiſche Fragen in 
in einem Vortrag der Gehe⸗ Stiftung „Das Problem der Lebenshaltung“, 1914, 
behandelt worden. Eigene lohn⸗ und haushaltsſtatiſtiſche Arbeiten gaben wieder⸗ 
holt Material und Maßſtäbe für die in vorliegendem Aufſatz RES vor⸗ 
wiegend theoretiſchen Ausführungen ab. 
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wenn auch nur de facto beſtehenden Regierungen der Arbeiter- und 
Soldatenräte und unter Ausſchaltung, ja gegen den Willen der 
Gewerkſchaften ſtatt. Es wird berichtet, daß Vorſtände von mili⸗ 
täriſchen Bekleidungsämtern die Löhne aus freien Stücken verdop⸗ 
pelten, in einem anderen Fall ſoll eine Verwaltung angeordnet 
haben, daß fertige Granaten wieder zerſchlagen wurden, um ob, 
material und Arbeitsmöglichkeit für Fortführung des „Produktions⸗ 
prozeſſes“ zu gewinnen. In ſolchen und vielen ähnlichen Fällen 
war der Lohn kaum von einer unmittelbaren und — bei der geringen 
Gegenleiſtung — nahezu geſchenkweiſen Zuwendung des Staates unter⸗ 
ſchieden, der es unternahm, den Verteilungsprozeß autonom zu 
regeln. Daß damit der Sozialismus in eine Lohnbewegung zu ver— 
flachen drohte, wurde allerdings ſehr bald deutlich, nicht weniger, 
daß dieſer „Lohnfonds“ keine dauernde Einrichtung ſein kann. 

Aber dieſe Beurteilung der neueſten Vorgänge bedarf der theo— 
retiſchen Vertiefung und des geſchichtlichen Anſchluſſes an die Kriegs⸗ 
wirtſchaft. So ſehr die Entwicklung in den letzten Monaten radi- 
kaliſiert wurde, ſo wenig iſt ſie doch ohne die beſondere Geſtaltung zu 
erklären, die Lohn und Unternehmergewinn, die Produktion und Pro— 
duktionsertrag im Kriege erfuhren. Der Zuſammenbruch, den viele 
ſchon bald nach Kriegsausbruch mit Sicherheit erwartet hatten, wurde 
durch das Dazwiſchentreten des Staates als beliebig zahlungsfähigen und 
zahlungswilligen Auftraggebers vermieden, und gerade die Länge des 
Krieges und der ungeheure Kriegsbedarf ſchien die Fortführung der 
Produktion und die Aufrechterhaltung der Produktivität zu gewähr⸗ 
leiſten. Es entſtanden die Kriegsgewinne, zu denen auch ein Teil 
der Kriegslöhne zählten. Indeſſen war ſo lange nur ein Proviſorium 
gegeben, als der Kriegsausgang ungewiß blieb, als man nicht wußte, 
ob die Konſumtion in der Kriegswirtſchaft letzten Endes produktiven 
oder unproduktiven Charakter trug. Nur ein guter oder wenigſtens 
erträglicher Kriegsausgang konnte ihr den produktiven Endzweck ſichern; 
jede Ausgabe ſchloß einen Wechſel auf ſolchen guten Abſchluß in 
ſich, der jetzt, wo die Vorausſetzung ermangelt, nicht mehr einlösbar 
iſt. Unter dieſen Umſtänden iſt der bei Löſung der Welthandels— 
beziehungen und Raubbau an allen inneren Werten notwendig ſchon 
bei Kriegsbeginn angebahnte Zuſammenbruch lediglich hinausgeſchoben 
worden, und ein ſehr großer Teil der gegenwärtigen Ereigniſſe iſt 
als mittelbare Folgewirkung früherer Vorgänge aufzufaſſen, durch 
die jüngſte Zeitgeſchichte allerdings in unnötiger und unverantwort⸗ 
licher Weiſe geſteigert. Von dieſem Geſichtspunkt aus gab es ſchon 
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im Kriege eine Art „Lohnfonds“, der die Produktion befruchtete und 


aufrechterhielt, der an Stelle der unterbrochenen Zirkulation und 
Distribution trat. Dieſer Gedanke iſt ſpäter, wenn wir uns den 


Gegenwarts⸗ und Zukunftsaufgaben zuwenden, aufzunehmen. 
| Indem der Staat im Kriege die Vorausſetzungen ſchuf, unter 
denen allein die produktive Tätigkeit erhalten bleiben konnte, über⸗ 
nahm er eine notwendige Funktion, die ihn zugleich verpflichtete, 
gerecht und ausgleichend vorzugehen. In dieſer Richtung aber ver⸗ 
ſagte er. Wohl gelang die teilweiſe Regelung des Konſums und 
der Produktion, aber die der Verteilung wurde nicht einmal ernſt⸗ 
haft verſucht. Hier blieb es zumeiſt beim laisser-faire, das in der 
Kriegswirtſchaft freilich noch ungleich weniger angebracht war als 
bei freier Wirtſchaftsführung; denn jede Ungerechtigkeit oder auch 
nur Ungleichheit, die in den letzten Jahren unterlief, mußte auf den 
Staat als den Träger der kriegsmäßigen Volkswirtſchaft zurück⸗ 
fallen. Wenn die Rationierung nicht nach Wunſch gelang und der 
Schleichhandel blühte, ſo war in vielen Fällen die Verteilung daran 
ſchuld, die eine gewiſſe Zahl von unbegrenzt zahlungskräftigen und 
bereiten Verbrauchern ſchuf und nach deren Angebot die Preiſe be⸗ 


maß. Fur die phyſiſche und moraliſche Depreſſion, unter der die 


Kriegsführung mehr und mehr litt, waren damit unausgeſetzt wir⸗ 
kende Gründe gegeben. Soll man, in bewußt einſeitiger Zuſpitzung, 
d ſagen, daß der deutſche Erfolg an der Verteilung geſtorben iſt? 
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Der Nominallohn 


Fur die * Lohn und Unternehmergewinn wird 
zunächſt der Nominallohn wichtig; denn die Zahl von Geld⸗ 
einheiten, die für eine beſtimmte Leiſtung oder für die Arbeit während 


eines beſtimmten Zeitablaufs bezahlt werden, entſcheidet über die Höhe 


eines großen Teils der Produktionskoſten, von denen der Produktions⸗ 


gewinn abhängig ſein wird. Gewiß iſt auch der Reallohn für die 


Produktion nicht gleichgültig. Nach ihm bemißt ſich der Nominal⸗ 
lohn unter regelmäßigen Verhältniſſen, und auch wenn dieſe, wie in 


der Kriegs⸗ und Übergangszeit, geſtört ſind, bedeutet jede Preis⸗ ! 


veränderung und jede Umſtellung der Bedürfniſſe einen Anſtoß zur 
Bewegung des Nominallohns. In normalen Zeiten beſteht indeſſen 
ein inneres Gleichgewicht zwiſchen den Nominallöhnen, die aus dem 

Produktionsertrag fließen, und den Preiſen, welche in nicht minder 
unmittelbarer Beziehung zur Produktion ſtehen. SE bedeuten in 
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dieſem Sinne keine allzu erhebliche Beeinträchtigung; denn Zeiten 
niedriger Löhne ſind oft auch durch niedrige Preiſe ge⸗ 
kennzeichnet, fo daß das Verhältnis zwiſchen Real⸗ und Nominallohn 
nicht allzu ſtark beeinflußt zu werden braucht. Iſt es dauernd ge- 
ſtört, ſo greifen Arbeitskämpfe ein. Ganz anders in der geſtörten 
Volkswirtſchaft der Gegenwart. In ihr iſt die Verbindung zwiſchen 
Nominal⸗ und Reallohn entweder ganz zerriſſen oder aber doch ſchwer 
aufzufinden. Das zeigt ſich vor allem an der Verſchiebung von Ur— 
ſache und Wirkung. Die Sozialpolitiker waren im allgemein geneigt 
geweſen, für die Vergangenheit in der Preisſteigerung das 
treibende Moment für Lohnerhöhungen, alſo auch für Streiks, die 
dieſem Zweck dienten, zu erblicken. In der Gegenwart liegt die Be- 
ziehung zwischen Löhnen und Preiſen wahrſcheinlich anders; min— 
deſtens ſeit der Revolution, wohl aber ſchon früher, ging der Anreiz 
zu der bekannten Schraubenwirkung in höherem Maße von den 
Löhnen aus. Das iſt wiederum begründet in der Tatſache, daß 


ein großer Teil der Löhne nicht eigentlich aus dem Produktions⸗ 


ertrag, den es in der Kriegswirtſchaft vielfach nicht gab, ſondern 
aus einem vom Staate zur Verfügung geſtellten „Fonds“ floſſen, 
der aber — im Gegenſatz zur Lohnfondstheorie! — faſt beliebig 
vermehrbar war. Das wird durch Ausführungen, die ſpäter über 
den Unternehmergewinn zu machen ſind, näher belegt werden. Nur 
ſoviel ſei geſagt: der Unternehmer konnte innerhalb gewiſſer Grenzen 
Lohnforderungen ſeiner Arbeiter im voraus in den Preis kalkulieren; 


ein Riſiko traf ihn hierbei nicht; mindeſtens ſeit Inangriffnahme des 


Hindenburgprogramms waren die Grenzen für ſolche Kalküls ſehr 
weit gezogen. Ja, der noch zu würdigende Regievertrag ließ einen 
großen Teil des Unternehmergewinns unmittelbar aus den Löhnen 
und ihrer Steigerung heraus erſtehen. Nun iſt ohne weiteres zu— 
zugeſtehen, daß die durch Warenknappheit notwendig gegebene Preis⸗ 
ſteigerung auch ihrerſeits den Nominallohn in die Höhe trieb; aber 
dies gelang doch nur, weil der „Fonds“ unerſchöpflich ſchien, und 
weil Rückſichten auf Wettbewerbsfähigkeit bei Erhöhung der Pro— 
duktionskoſten vielfach ganz in Wegfall kamen. Der geſteigerte 
Nominallohn aber wurde ſtets ſehr raſch durch erhöhte Preiſe fon. 
ſumiert, und es blieb vielfach ſtatt dauernder phyſiſcher Befriedigung 
nur das pſychologiſche Moment, daß der Arbeiter ſich mit Genug- 
tuung der Leichtigkeit, mit der die Lohnerhöhung durchgeſetzt wurde, 
bewußt und bereit war, das erprobte Mittel ein zweites und 
drittes Mal anzuwenden. 
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Pſychologiſch ſind noch weitere, in dieſem Zuſammenhang wich⸗ 
tige Fragen zu beurteilen. Brentano hat gelegentlich eines in 
München gehaltenen Vortrags über „Arbeitslohn und Arbeitszeit 
nach dem Kriege“ („Schriften der Geſellſchaft für ſoziale Reform“, 
Heft 63) ausgeführt: „Je höher der Lohn iſt, deſto größer muß 
eine weitere Steigerung desſelben ſein, um weitere Steigerung der 
Luſtempfindung und der Leiſtung hervorzurufen.“ Brentano verſteht 
dies vor allem hinſichtlich des Reallohns; es gilt aber auch hin⸗ 
ſichtlich des Nominallohns: wenn nämlich ein Nominallohn⸗ 
betrag von 20 Mk. denſelben Kaufwert hat wie ein früherer von 
5 Mk,, ſo iſt es doch fraglich, ob dieſelbe Steigerung um 25% in 
beiden Fällen als gleichwertig empfunden wird. Daß eine Steige⸗ 
rung, die unter dieſem prozentualen Zuſchlag liegt, trotz ihrer ab⸗ 
ſoluten Höhe nicht als voll empfunden würde, liegt jedenfalls nahe. 

Nun iſt aber für die Produktionskoſten der Betrag der abſoluten 
Lohnſteigerung maßgebend; es entſteht alſo ein Mißverhältnis 
zwiſchen der tatſächlichen Mehrbelaſtung der Induſtrie und den da⸗ 
durch erzielten Luſtempfindungen des Arbeiters; die Folge wird 
deſſen verſtärktes Streben nach weiteren Lohnerhöhungen ſein. Noch 
in einer anderen Beziehung iſt der höhere Geldlohn wichtig: er 
kann einen vermehrten Impuls, zu ſparen, auslöſen: man bringt 
100 Mk. lieber zur Sparkaſſe als 20 Mk. (obwohl dieſe vielleicht 
im Augenblick denſelben Kaufwert haben), weil man unwillkürlich 
auf den ſteigenden Geldwert Bedacht nimmt. Dieſes Motiv, das in 
der Sparkaſſenſtatiſtik recht deutlich zum Ausdruck kommt, wirkte der 
unverſtändigen Konſumtion, für die wir freilich auch viele Belege 
haben, bis zu einem gewiſſen Grade entgegen. : 

Für die Entwicklung des Nominallohns mögen vier 
Perioden ſeit Kriegsbeginn unterſchieden werden: 1. die erſten 
Monate nach Kriegsausbruch, die eine Desorientierung des Arbeits⸗ 
marktes und demgemäß einen nicht beträchtlichen Lohnausfall zei⸗ 
tigten; dieſer erſte Abſchnitt mag dadurch gekennzeichnet werden, daß 
der Hauerſchichtlohn im Ruhrgebiet von (1913) 6,47 auf (1914) 
6,17 Mk. ſank; 2. bis zur Inangriffnahme des Hindenburg⸗ 
programms; in Zuſammenhang mit den wachſenden Staats⸗ 
aufträgen und den guten Preiſen erholte ſich der von Arbeitskräften 
vielfach entblößte Arbeitsmarkt, der Lohn ſtieg langſam, aber ſtetig; 
zum Beiſpiel erreichte der Hauerſchichtlohn im Ruhrkohlenbezirk im 
Jahre 1915 6,84, 1916 8,26 Mk.; 3. mit der gewaltig ſteigenden 
Nachfrage nach Arbeitskräften erreichte der Lohn beträchtliche Er⸗ 


höhungen, die im Schichtlohn des gelernten Ruhrkohlenarbeiters von 
10,42 Mk. im Jahre 1917 ihren Ausdruck finden, die aber 4. ſeit 
der Revolution ein weſentlich ſchnelleres Tempo einſchlugen, als 
es der korreſpondierenden Preisbewegung (ſiehe unten) eignete: 1918 
war der Hauerſchichtlohn im erwähnten Bezirk 19 Mk.; die übrigen 
Statiſtiken (Kranken⸗ und Unfallverſicherungsſtatiſtik, zum Teil auch 
Intereſſentenerhebungen) beſagen Ahnliches. 

Wichtig ſind hierbei und bei der Beurteilung dieſer Entwicklung 
Verſchiebungen in der Stellung des Arbeiters im Arbeitsprozeſſe. 
Schon im Frieden konnte man nicht ganz ſelten Ausnahmen von 
der, im ganzen natürlich zutreffenden Theorie, wonach der iſolierte, 
nichtorganiſierte Arbeiter der ſchwächere Teil ſei, erkennen; Fach⸗ 
arbeiter konnten im Einzelfall etwas wie eine Monopolſtellung er- 
langen, in unangenehmen, unſauberen Arbeitsverrichtungen kam 
dieſe (freilich aus anderen Gründen) beſtimmten Gruppen von Aus⸗ 
ländern zu. Im Kriege war angeſichts einer ungeheuren Nachfrage 
eine Monopolſtellung von reklamierten Facharbeitern, von ſolchen, 
welche wegen ihres Alters oder Geſundheitszuſtandes nicht ausgehoben 
werden konnten, endlich von Frauen gegeben; bis gegen das Ende 
des Krieges heran gehörte in dieſen Kreis aber auch der Heeres— 
unwürdige. Dieſer tatſächlichen Monopolſtellung entſprachen ähn⸗ 
liche Vorgänge beim Unternehmertum, die noch zu würdigen ſind 
und die in Höhe und Verteilung des Unternehmergewinns Kg 
Ausdruck fanden. 

Sobald dieſer Zuſtand ſich einigermaßen eingebürgert hatte, 
waren gewiſſe Folgeerſcheinungen unverkennbar: man machte in „in— 
dividueller Lohnpolitik“. Es iſt eine bekannte, mit Recht bekämpfte 
Zauberformel des früheren Unternehmerſtandpunktes geweſen, daß 
dem einzelnen Arbeiter freiſtehen müſſe, zu einem, ſeiner perſönlichen 
Leiſtung gemäßen Lohn zu gelangen; organiſierte Lohnpolitik, Streik, 
friedliche Lohnbewegung oder Tarifvertrag fanden von hier aus viel- 
fach Ablehnung. Dieſer Theorie ſtand im Frieden die (mit den er- 
wähnten Ausnahmen grundſätzlich gegebene) Vertretbarkeit der Leiſtung, 
die als Folge von Kartellierungs⸗ und Vertruſtungsbeſtrebungen un— 
vermeidliche Nivellierung der Lohnverhältniſſe und die im Rahmen 
der privatwirtſchaftlichen Produktion eng begrenzte Möglichkeit freier 
Lohnentwicklung entgegen; im Kriege lag die Sache anders: faktiſche 
Monopolſtellung von Arbeitern und Unternehmern, unbegrenzte 
Verdien ſtmöglichkeiten der Induſtrie, noch zu würdigende Einwirkungen 
des Regievertrags u. a. führten dazu, daß die Löhne vielfach einer 
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individuellen Entwicklung folgten. Die Gewerkſchaften, denen 
die regelmäßigen Mittel der Lohnbewegung beſchnitten waren, die 
einen Stamm ihrer Mitglieder ins Feld entſendet hatten, verloren 
damit den entſcheidenden Einfluß auf die Lohngeſtaltung. Dafür 
ſpricht der gegenwärtige Zuſtand, der ſich ſchon ſeit längerem vor⸗ 
bereitet hatte, dafür der Widerſpruch zwiſchen Arbeitgeber⸗ und 
Arbeitnehmerſtatiſtik, welch letztere viele Hochgelohnte nicht enthielt. 


Die Arbeiter⸗, Soldaten⸗ und Betriebsräte hätten ohne dieſes ſeit 


langem vorbereitete Zurücktreten der Gewerkſchaften niemals ſo raſch 
an Einfluß gewinnen können. Es liegt nicht fern, daß der beſonders 
gut bezahlte Arbeiter die Beiträge an Gewerkſchaftskaſſen ſparen, 
daß er vor allem die nivellierende Tariflohnpolitik nicht mitmachen 


wollte. In der Gegenwart erleben wir nun ein eigentümliches 


Schauſpiel: die ihrer Verantwortung bewußten Gewerkſchaftsbeamten 
ſuchen zu bremſen, auf das Unüberlegte, Unmögliche weiterer Lohn⸗ 


forderungen angeſichts der zuſammengebrochenen Kriegskonjunktur 


hinzuweiſen; ſie ſtimmen mit den Unternehmern in der Beurteilung 
der Lage und in praktiſchen Abhilfeverſuchen überein. Die wilden 
Streiks gehen vielfach von Unorganiſierten aus; die Werkvereine 
haben ſich, wo ſie noch beſtehen, als ganz unfähig gezeigt, der Lage 
Herr zu werden: nicht ſelten ſind Zentren der wirtſchaftsfriedlichen 
Bewegung in beſonderem Maße vom Streiktaumel erfaßt worden. 
Im Zuſammenhang mit dieſen Erſcheinungen hat die Lohn⸗ 
feſtſetzung neue Wege beſchritten. War früher das einſeitige 


Diktat durch den Unternehmer erſt allmählich der organifierten Lohn⸗ 


vereinbarung gewichen, ſo hat es während der Revolution nicht an 

ebenſo einſeitigen Lohnfeſtſetzungen durch Arbeitermehrheiten oder 
durch Räte eines der vielen Syſteme gefehlt. Auch hier haben die 
Gewerkſchaften die Tradition gewahrt; e haben wiederholt wilde 


Bewegungen auffangen und die Arbeiter zur Selbſtbeſinnung führen | 
können, und es bleibt ihr großes Verdienſt, daß fie wirtfchaftlicher ` 


Einſicht treu blieben und billige Demagogie ablehnten. Wo es an 
gewerkſchaftlicher Schulung fehlte, wie in Angeſtelltenkreiſen, war 
denn auch die Entwicklung noch ſprunghafter als bei den Arbeitern. 
Eine Zeitlang, als die Geſetzgebung noch nicht Stellung genommen 
hatte, ſchienen ſogar alle ſozialen Errungenſchaften auf dem Spiel 
zu ſtehen. Die interlokale, den ganzen Beruf erfaſſende tarifliche 
Lohnfeſtſetzung, auf welche die zu Induſtrieverbänden ausgebauten 
Gewerkſchaften hinſtrebten, ſchien willkürlicher Lohnregelung innerhalb 
der einzelnen Betriebe Platz zu machen; dieſelben Kreiſe, die einzelne 


5 


296 A cxolf Gunther. 700 


Unternehmungen durch Mehrheitsbeſchluß oder durch Terror ſoziali— 
ſieren zu können glaubten, vurchbrachen das mühſam aufgebaute 
Syſtem der Tarifgemeinſchaften; hätte der Geſetzgeber, was vielleicht 
ſehr nahe gerückt war, die „Betriebsräte“ nach Berliner Beiſpiel 
zum Träger der Arbeitnehmerorganiſation und der Lohnbewegung 
gemacht, ſo war ein großer Teil jahrzehntelanger Gewerkſchaftsarbeit 
umſonſt getan, wir hatten wieder Anarchie in der Lohnfeſtſetzung, 
alle Rückſichten auf Wettbewerbsfähigkeit, ah Weltwirtſchaft 
waren endgültig abgetan. 

Demgegenüber hat die neueſte Geſetzgebung, ſoweit ſie das Ge— 
biet der Lohnfeſtſetzung und der Lohnpolitik berührt, im ganzen an 
die bewährten Überlieferungen der gewerkſchaftlichen Praxis om: 
geknüpft. Allerdings greifen Vorſchriften wie jene über Aufhebung 


des Akkords, Einführung des Achtſtundentages, Beſchäftigungszwang 


der Kriegsteilnehmer und beſonders der Kriegsverletzten ſtark in die 
Dispoſitionsrechte des Unternehmers ein und es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß ſie mittelbar auch das gegenſeitige Verhältnis von Arbeitslohn 
und Unternehmergewinn berühren; fie find aber zumeiſt unter Mit- 

wirkung der Unternehmer entſtanden und tragen Notlagen, auf deren 

Behebung die Induſtrie ſich ſchon aus freien Stücken eingerichtet 

hatte, Rechnung. Wichtig iſt ferner die Erwerbsloſenfürſorge ge— 
worden, die, als Entlaſtung der Induſtrie gedacht, in der Folge 
durch die Höhe ihrer Sätze auf die Entwicklung der Nominallöhne 
in hohem Maße eingewirkt N und uns in dieſer Hinſicht noch be— 
faſſen wird. 

Für eine abſchließende Beurteilung SZ Nominallohnentwicklung 
kommen vorwiegend folgende Geſichtspunkte in Betracht: 

Im Zuſammenhang mit der Frage des Unternehmergewinns 
liegt die Rückſicht auf die Produktivkraft der Induſtrie am 
nächſten; dieſer Geſichtspunkt iſt bereits ausgiebig zum Worte ge— 
kommen; er iſt hernach, vom Unternehmerſtandpunkt aus, nochmals 
heranzuziehen. Ein weiterer Vergleichsmaßſtab legt die allgemeine 
Entwidlungdes Einkommens zugrunde; er fordert eine Ent- 
ſagung, die ſich die Mehrzahl des Volkes auferlegen mußte, auch 
von den Lohnarbeitern. Beſonders der Angeſtellten⸗ und Beamten= 
gehalt kann (ſ. u.) den Vergleich mit dem Arbeitslohn nicht aus— 
halten; denjenigen aber, denen das Reich zum größten Dank ver— 
pflichtet iſt, ſeinen „Sicherheitsproduzenten“ (Jaſtrow), wurde be— 


kanntlich (ſoweit ſie nicht als Offiziere oder Beamte Gehalt bezogen) 


jede unmittelbare Entlohnung verſagt, und der Unterſchied gegenüber 
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ihren reklamierten Kollegen mußte beſonders empfindlich werden. Ein 
dritter Geſichtspunkt geht vom Reallohn aus, prüft dieſen an der 
Hand des Geldwerts, der Bedürfniſſe, des Warenangebots und der 
Preiſe, ſtellt damit die notwendige Erhaltung der phyſiſchen Arbeits⸗ 
kraft und des pſychiſchen Arbeitswillens in den Vordergrund und 
ſucht hieraus Anhaltspunkte für die Beurteilung der Nominallöhne 
zu gewinnen. Wenn in folgendem die Reallohnverhältniſſe einer 
Prüfung dieſer Art unterzogen werden, ſo ſoll damit ihre Wichtig⸗ 
keit für das Geſamtthema zwar unterſtrichen, aber nicht in einem 
andere Geſichtspunkte ausſchließenden Sinne verſtanden werden. 


Ill. Der Reallohn ` 


Die Verwirrung der Reallohnverhältniſſe, die beiſpielloſe Senkung 
der Kaufkraft des Lohnes in der Gegenwart iſt nicht das Ergebnis 
einer einzelnen Urſachenreihe, und man darf nicht, der Neigung zu 
klaren Problemſtellungen folgend, die wechſelſeitige Bedingtheit 
aller wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe gerade auf dieſem 
Gebiete überſehen. So gut wie der Nominallohn Bedingung und 
Folge der Preisſteigerungen und damit der Reallohnkriſe iſt — in 
der Gegenwart allerdings, nach früheren Ausführungen, Bedingung 
in höherem Maße als Folge —, ſo gut ſind Preislage und Be⸗ 
darfsverſchiebung der Gegenwart in den Mittelpunkt ſich kreuzender 
Einflüſſe gerückt, die zum Teil von außerökonomiſchen, vorwiegend von 
politiſchen und währungstechniſchen Erſcheinungen ihren Ausgangs⸗ 
punkt nehmen. Folgerichtig müßte die vollkommene Klarlegung der 
möglichen Zuſammenhänge eine große Zahl weit abliegender Geſichts⸗ 
punkte heranziehen, müßte zu einer Geſchichtſchreibung der Kriegs⸗ 
und Übergangswirtſchaft überhaupt werden und damit das eigent⸗ 
liche Thema, die Gegenüberſtellung von Lohn und Unternehmergewinn, 
aus dem Auge verlieren. Das kann um ſo weniger beabſichtigt ſein, 
als viele der für die Kaufkraft des Lohns wichtigen Tatſachen 
ganz allgemein für Die Kaufkraft des Geldes ſchlechthin Belang 
haben, alſo auch für den, dem Reallohn parallelen Wert des „Real⸗ 
kapitals“ und für die Kaufkraft des Unternehmergewinns. Wenn 


| ſich nun Lohn und Unternehmergewinn gleichmäßig in dem Ver⸗ 


hältnis, in dem der Geldwert ſinkt, verändern würden, ſo müßte 
doch ihre gegenſeitige Proportion, auf die es vornehmlich ankommt, 
unverändert bleiben. Wenn aber die Geldentwertung für beide 
Kategorien der Verteilung eine verſchieden große Bedeutung erlangt, 
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dann allerdings iſt die vom Frieden her gewohnte Beziehung zwischen 
Lohn und Unternehmergewinn nicht nur quantitativ, ſondern auch 
qualitativ verſchoben. Nur der zweite Fall iſt hier von Bedeutung; 
es ſpricht aber viel dafür, daß er heute tatſächlich allein vorliegt. 
Denn es iſt wohl ſelbſtverſtändlich, daß angeſichts der größeren Höhe 
des Unternehmergewinns die Verteurung der lebensnotwendigen 
Gegenſtände für ihn nicht gleich bedeutungsvoll werden konnte wie 
für den Arbeiterhaushalt. Von deſſen Geſtaltung im Zuſammen- 
hang mit dem Reallohn und von den beſonderen Umſtänden, unter 
denen die Veränderung des Geldwerts, die Preisſteigerung, die Be 
darfsverſchiebung und die Steigerung des Nominallohns das Arbeiter- 
leben maßgebend beeinfluſſen, wird nun die Rede ſein. Es handelt 

ſich dabei um verwandte, faſt ſynonyme Begriffe, von denen jeder 
gewiſſermaßen an einem beſtimmten Punkte den „Geldſchleier“ zu 
heben verſucht. 

Zunächſt ſei feſtgeſtellt, daß die im vorigen Abſchnitt für die 
Entwicklung der Nominallöhne im Kriege ermittelten Etappen für 
das wichtigſte Element der Reallohngeſtaltung, die Preiſe der lebens⸗ 
notwendigen Gegenſtände, ganz und gar nicht zutreffen. Soweit 
man der amtlichen Preisſtatiſtik, über deren Reformbedürftigkeit 
freilich kaum ein Zweifel beſteht, folgen kann, haben die Preiſe viel⸗ 
mehr unmittelbar nach Kriegsausbruch, als die Löhne zurückgingen 
und dann erſt langſam ſtiegen, am ſtärkſten angezogen, und erſt all- 
mählich ebnete ſich die Kurve. Natürlich beſagen in der ſpäteren 
Zeit die amtlichen Preife nicht mehr viel, weil es an Waren fehlte, 
die in dieſer Preishöhe in einem, den Lebensunterhalt gewähr— 
leiſtenden Maße erhältlich waren. Die Höchſtpreiſe kamen wghl faſt 
ausnahmslos im amtlichen Preisſpiegel zum Ausdruck, ſie riefen 
aber, im Zuſammenhang mit anderen Umſtänden, den amtlich nicht 
regiſtrierten Wucherpreis des Schleichhandels hervor, der für den 
größten Teil der Bevölkerung, beſonders für die ſchwer arbeitenden, 
aber gut entlohnten Schichten, mehr und mehr entſcheidend wurde. 
Eine auf Grund der amtlichen Preisſtatiſtik vom Verfaſſer vor⸗ 
genommene Unterſuchung, welche die bekannten, das „Gewicht“ der 
einzelnen Waren in Rechnung ſtellenden Indexziffern bewertete, er⸗ 
gab eine durchſchnittliche Steigerung im Kriege um etwa 150 v. H. 
des Friedenspreiſes; dies Ergebnis ſtellt ſelbſtverſtändlich nur eine 
für die größeren Städte gültige Untergrenze dar; mit dieſer Ein⸗ 
ſchränkung mag es immerhin in Ermanglung anderer Angaben brauch— 
bar ſein. Wichtig iſt nun aber weiter, daß in der Zeit ſtärkſten 


3 2 1 * — U WW "TT — West, A SE ED 7 be SET e bag bh Sa Cé 
g N ` ` ` S 5 “in 5 
| ? D 
U d 


703] | Arbeitslohn und Unternehmergewinn in der Gegenwart . 29 


Steigens der Nominallöhne ſeit der Revolution von einer beträcht⸗ 
licheren Erhöhung, wenigſtens der amtlichen Preiſe, nicht die Rede iſt. 


Natürlich verſagt heute ein im Frieden vielfach angewandtes 


Hilfsmittel zur Feſtſtellung der Verteuerung der Lebenshaltung: 
man kann nicht mehr vom normalen Verbrauche ausgehen und durch 


Einſetzung des veränderten Preisniveaus die Lebens verteuerung be⸗ 
rechnen. Denn Umfang und Richtung des Verbrauchs haben ſich, 
in Anpaſſung an die Kriegsnotwendigkeiten, von Grund aus ver⸗ 


ändert. Das „Nahrungsprozent“ rückte mächtig in die Höhe; dem⸗ 


entſprechend fiel das „freie“ Einkommen. Neben der Dringlichkeit 


der Nahrungsausgabe behauptete ſich allenfalls noch jene für Be⸗ 
heizung; Wohnungs⸗ und Kleidungsbedarf aber, noch mehr der eigent⸗ 
liche Kulturbedarf traten zurück. Dies allerdings nicht allgemein, 
denn mangels Ware mußte ſich das Bedürfnis nach Nahrung viel⸗ 


fach beſcheiden, und gerade Perſonenkreiſe, denen ſonſt Theaterbeſuch 

oder Weinkonſum fern gelegen waren, empfanden nunmehr, bei ge⸗ 
hobenen Nominallöhnen, die Möglichkeit, ſich verhältnismäßig billige 
Genüſſe zu verſchaffen. Wo dies in die Erſcheinung trat, fehlte es 
nicht ganz an Kulturwidrigkeiten, die der mühſam geſchaffenen 


deutſchen Arbeiterkultur zu widerſprechen ſchienen, die aber doch 
zumeiſt nur Nebenerſcheinungen vernachläſſigter Erziehung und hoher 


Zufallsverdienſte Jugendlicher waren und nicht verallgemeinert werden 
dürfen. Sieht man hiervon ab, ſo gilt die Tatſache eines auf die 
Ernährung konzentrierten Bedarfs in vollem Umfange. 1 
Indeſſen: dieſer Bedarf vergröberte ſich zuſehends, er richtete 
ſich wahllos auf das eben Erreichbare, durchdrang das Sinnen und 
— das Geſpräch der Nation, folgte den durch zufällige Preis⸗ und 


Angebotsſchwankungen diktierten Richtungen und ſchuf die pſychiſche 


Umſtellung auf phantaſtiſche Preisſteigerungen, die durch Marktlage | 
und Vorrat allein niemals erreicht werden konnten. 

Drei Verſuche liegen vor anderen vor, dieſe Vorgänge ſtatiſtiſch 
zu erfaſſen. Calwer ſetzte ſeine Berechnungen auf Unterlage des 


dem dreifachen Konſum des Marineſoldaten gleicherachteten Ver⸗ 


brauchs einer vierköpfigen Familie fort; das Kriegsernährungsamt 
berechnete die Ausgabe für den rationierten Konſum einer Schwerſt⸗ 


arbeiterfamilie auf Grund der amtlichen Preiſe, und das Statiſtiſche 


Reichsamt griff eine vom Kriegsausſchuß für Konſumentenintereſſen 
veranſtaltete Haushaltsſtatiſtik auf. Es iſt hier fo wenig wie in 


der Nominallohn- oder Preisſtatiſtik der Ort, methodiſche Mängel, 
die dieſen ſämtlichen Verſuchen anhaften, klarzulegen. In jedem 
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Fall können fie nur Symptome der Entwicklung dartun. Daß Calwer 


und das Kriegsernährungsamt zu ſehr ähnlich verlaufenden, der 


Preisentwicklung folgenden und eine reichliche Verdoppelung der 


Lebenskoſten in ſich ſchließenden Kurven gelangen mußten, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, da fie einen als gleichbleibend gedachten Konſum, der 


in beiden Fällen allerdings verſchieden hoch bemeſſen war, unter dem 


wechſelnden Preisſpiegel ſehen. Für die an letzter Stelle genannte 
Erhebung aber gilt, daß das Reichsamt mit Unrecht aus der Ver⸗ 


gleichung von Teilergebniſſen eine verhältnismäßig günſtige Entwick- 
lung der Lebenshaltung ſchloß. Das iſt ganz irrtümlich; vielmehr 


zeigt eine vom Verfaſſer vorgenommene Umrechnung des Verbrauchs 


auf Kalorien, daß die Ernährung in den zur Statiſtik herangezogenen 
Haushalten bereits weit hinter jener ärmſter Weberfamilien vor dem 
Kriege, und hinter der Ernährungsweife von Familien gleichen Be- 
rufs ſogar um die Hälfte zurückſtand. Gleichzeitig aber ließ ſich 
eine ſehr beträchtliche Verteuerung der Nahrung, wiederum nach 
Kalorien bemeſſen, feſtſtellen. Dieſe mag ſich, bei ſtark eingeſchränktem 
Bedarf, mindeſtens in Höhe des Drei- bis Vierfachen der Friedens: 
koſten bewegt haben, während die Wohnungen um ein Viertel bis 
zur Hälfte und die Kleidung um das Zehnfache verteuert wurden. 
Unter die vielen Einwendungen, welche gegen verwandte Ver⸗ 


ſuche, die Lebenshaltung im Kriege und in der Gegenwart ſtatiſtiſch 


zu ermitteln, erhoben werden müſſen, gehört folgende: In der Kriegs⸗ 
wirtſchaft haben ſich Geſamt⸗Familieneinkommen gebildet, 
welche, wenn Frau und Kinder nebeneinander arbeiteten, ſehr bes 
trächtliche Summen erreichten. Es wird ſich nun aber nie feſtſtellen 
laſſen, in welchem Maße der Verdienſt der Familienmitglieder bei 
den einzelnen Berufsgruppen in die Erſcheinung trat. Folgerichtig 
iſt es unmöglich, den Nominallohnverdienſt des einzelnen Arbeiters 
in dieſen Erwerbsgruppen zum Ausgangspunkt einer Beurteilung des 
auf die geſamten Arbeiterhaushalte entfallenden Reallohns zu 
machen. Der Reallohn hängt von der Geſamtheit der biologiſchen 
und ſoziologiſchen Faktoren eines Familienlebens ab. Natürlich wird 
man dem durch Mitarbeit der Frau und der Kinder erzielten höheren 
Nominaleinkommen negative Werte, nämlich den Verzicht auf Häus⸗ 


lichkeit, auf geregelte Kindererziehung, auf pflegliche Behandlung 


wertvollen und unerſetzlichen Menſchenmaterials gegenüberſtellen 
müſſen, und wenn das Ergebnis auch vom Standpunkt des augen⸗ 
blicklichen Reallohns aus günſtig war, ſo iſt es doch faſt ſicher, daß 
der ſtattgehabte Raubbau ſich rächen wird. 
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Die Betrachtungen über den Reallohn müſſen hier abſchließen. 
Sie gingen mit perſönlichen Eindrücken, die ein jeder von uns durch 
eigenen Augenſchein erworben haben wird, im allgemeinen einig. 
Sie machen ferner. von vornherein deutlich, daß der Produktions⸗ 
ertrag, nominell wenigſtens, eine bedeutende Steigerung erfahren 
mußte, wenn er eine den Reallohnbedürfniſſen entſprechende Geſtaltung 
der Nominallöhne ermöglichen ſollte. Solche Steigerung des Produk⸗ 
tionsertrags mußte aber auch dem Unternehmergewinn zugute kommen. 
Weiterhin erwuchs aus der Höhe der wichtigſten Reallohnelemente, 
der Preiſe, eine reich fließende Quelle für Produktionsertrag und 
Unternehmergewinn in denjenigen Gewerbezweigen, die unmittelbar 
oder mittelbar hiervon en wurden, vornehmlich in der Land⸗ 
wirtſchaft. N 


- IN. Der Anternehmergewinn 


Der Begriff des „Unternehmergewinns“ geht bekanntlich auf 
deutſche Forſchung zurück. Die engliſche Nationalökonomie hatte 
zwiſchen Unternehmergewinn und Kapitälgewinn keinen ſcharfen 

| Trennungsſtrich gezogen, hatte im beſonderen die perſönliche Unter⸗ 
nehmertätigkeit nicht hinreichend gewürdigt. Im Gegenſatz hierzu 
erſchien der Unternehmergewinn den Franzoſen als Lohn für 
qualifizierte Arbeit; zwiſchen beiden Extremen vermittelten die 
deutſchen Forſcher, die ſich mit dieſer Theorie beſchäftigten, oder 
Qaaber ſie entſchieden ſich für eine Unterteilung des Unternehmer⸗ 
RES einkommens. Jſoliert fteht die ſozialiſtiſche Betrachtung, die 
ihrer ganzen Anſchauung nach den Unternehmergewinn als einen 
mehr oder weniger paraſitären Abzug am Arbeitswert der vom 
Arbeiter erſtellten Leiſtung anſehen muß; für ſich iſt auch die Auf⸗ 
faſſung der öſterreichiſchen Schule zu würdigen. N 

Zu dieſem grundſätzlichen Streit ſoll in nachfolgenden nur in⸗ 
ſoweit Stellung genommen werden, als die Kriegs- und Übergangs ⸗ | 
wirtſchaft Geſichtspunkte auſweiſt, die das Thema: Lohn und 
Unternehmergewinn in eine neue Beleuchtung rücken. Es wird 
kaum bezweifelt werden, daß nicht nur der Umſang des Unternehmer⸗ 
gewinns, ſondern auch ſeine Eigenart durch Vorgänge berührt werden 
mußte, die die Unternehmer funktion in weſentlichen Punkten 
änderten. Man kann, weitergehend, das Maß der Unternehmer⸗ 
gewinne im Kriege vielfach von dieſer Strukturveränderung ab⸗ 
hängig. machen. Der entſcheidende Punkt lag in der . 
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des Unternehmer riſikos, ganz oder teilweise, durch den Staat oder 
andere öffentliche oder wenigſtens gemiſchtwirtſchaftliche Organe. 
Dies traf überall da zu, wo jene Organe, vor allem der Staat 
ſelbſt, mit Aufträgen an die Unternehmer herantraten, die ins un- 
gemeſſene gingen, und die gleichzeitig vielfach eine Vereinfachung des 
Produktionsprozeſſes in ſich ſchloſſen. Bei den erſten Aufträgen lag 
freilich noch ein beträchtliches Riſiko vor, denn die Betriebe mußten 
umgeſtellt werden, die Arbeiterfrage ſchuf unerhörte Schwierigkeiten, 
die Material⸗ und gelegentlich wohl auch die Kreditbeſchaffung war 
noch nicht geregelt. Dafür konnte zunächſt noch mit ziemlich gleich— 
bleibenden Löhnen (ſ. o.) gerechnet werden. Nachdem die techniſchen 
Vorbereitungen getroffen waren, lief die Produktion wieder in feſten 
Gleiſen, und erſt die ſeit dem Hindenburgprogramm zunehmende 
Spannung zwiſchen Nominallohn und Lebensmittelpreiſen ſowie die 
ſprunghaft ſteigenden Materialpreiſe brachten erneut ein Moment der 
Unſicherheit. Nun aber war man an eine aus dem Vollen ſchöpfende 
Wirtſchaft gewohnt und imſtande, die vorausſichtlichen Lohn- und 
Preisſteigerungen in die dem Abnehmer aufzuerlegenden Lieferungs⸗ 
bedingungen im voraus hineinzukalkulieren. Wo mit Pauſchalen 
gearbeitet wurde, konnte man ſich eines großen Teils des Riſikos 
ohne weiteres entäußern. In jedem Falle arbeitete die eigentliche 
Kriegsinduſtrie und ein großer Teil des übrigen Gewerbes nicht 
mehr für einen freien Markt, nicht mehr unter dem Druck der 
Konkurrenz des In⸗ und Auslandes und nicht mehr unter dem 
Zwang eines wechſelnden, unſicheren Einflüſſen folgenden Bedarfs. 
Das alles mußte die Stellung des Unternehmers und folgerichtig 
Umfang und Art des Unternehmergewinns beeinfluſſen. 
Was oben von der Monopolſtellung einzelner Arbeiter- 
chichten geſagt wurde, trifft für die Lage wichtiger Unternehmer— 
gruppen im Kriege gleichmäßig zu. Monopol hatten, weit über 
das ſchon im Frieden erreichte Maß hinaus, die Montaninduſtrie, 
die Beſitzer von Vorräten, von betriebsfertigen oder leicht umſtell⸗ 
baren Unternehmungen, die Gewerbezugehörigen, die bei der grund— 
ſätzlichen Ausſchaltung des Handels (oder beſſer: bei den dahin 
Zzielenden Bemühungen) vorzugsweiſe für Aufträge in Frage kamen. 
Das Problem kann hier nur unter ſteter Fühlungnahme mit 
den auf den Arbeitslohn bezüglichen Elementen und in ſeinen 
urſächlichem Zuſammenhange mit der Gegenwart behandelt werden. 
Praktiſch lag nun der Fall nicht ſelten ſo, daß ſich in den Unter⸗ 
nehmern und Arbeitern zwei Gruppen von Monopoliſten gegenüber⸗ 
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ftanden. Arbeitslohn und Unternehmergewinn mußten demgemäß 
grundſätzlich vom Ergebnis entweder einer Machtprobe oder eines 
freien Vergleichs abhängen. Doch ſtand dieſer Entwicklung in der 
Praxis die Erſchwerung der Arbeitskämpfe und die mangelhafte 
Organiſation der Arbeiter im Kriege — wo nach früheren Aus⸗ 
führungen vielfach individuelle Lohnpolitik getrieben wurde — ent⸗ 
gegen. Wichtiger aber noch wurde für das gegenſeitige Verhältnis 
von Arbeitslohn und Unternehmergewinn das Folgende: angeſichts 
der ganzen Eigenart der Kriegserzeugung war der Produktions⸗ 


reeinertrag, der für die Verteilung bereitſtand, meiſt nicht mehr feſt 


begrenzt, vielmehr konnten erhöhte Anſprüche ſowohl der Unternehmer 
wie der Arbeiter oft mühelos auf den beliebig zahlungsfähigen und 
willigen Auftraggeber abgewälzt werden. Mindeſtens in der 
zweiten Hälfte des Krieges, als ſich die Arbeiter ihrer monopoli⸗ 
ſtiſchen Lage bewußt wurden, fand vielfach nicht eigentlich ein 
Streit zwiſchen Kapital und Arbeit mehr ſtatt, ſondern beide 
fanden ſich in ihren Anſprüchen gegen den Auftraggeber Seite an 
Seite zuſammen. 

So ſtellt ſich die Sachlage, unter dem „Geldſchleier“ geſehen, 
dar. In Wahrheit gab freilich vielfach die ſinkende Kaufkraft des 
Geldes den Anſtoß zu den unausgeſetzten Mehrforderungen der in⸗ 
duſtriellen Produktion. Nur gegen Kriegsende und in der Übergangs⸗ 
zeit ſind uns (ſiehe oben) die Löhne als das eigentlich treibende 
Moment entgegengetreten; bei Kriegsbeginn kam der Anſtoß ganz ent⸗ 
ſchieden noch von der Seite der Preiſe und der Unterhaltskoſten her, 
mittelbar alſo zum Teil von den Gewinnen der Landwirtſchaft, von 
der Steigerung des landwirtſchaftlichen Unternehmergewinns und der 
Grundrente. In jedem Falle aber blieb unentſchieden, ob der nominell 
erhöhte Arbeitslohn und Unternehmergewinn auch tatſächlich, ſeinem 
realen Werte nach, ſtieg, ob alſo die den erhöhten Lohn berück⸗ 
ſichtigenden Preisofferten der Unternehmer auch praktiſch auf eine 
Mehrbelaſtung des Staates hinzielten, deſſen Leiſtungen natürlich auch 
durch die ſinkende Kaufkraft des Geldes beeinflußt, und zwar ee 
mindert, wurden. 

Bei dieſer Sachlage mußten Verſuche wichtig werden, welche 
das Verhältnis von Lohn und Unternehmergewinn zu kontrollieren 
und feſtzulegen bemüht waren. Unter verſchiedenen. Maßnahmen 
dieſer Art ſei an die Beſtimmungen der Bekleidungsämter erinnert, 
welche dem „letzten“ Arbeiter drei Viertel des von der Behörde 
zu zahlenden Preiſes zuwendeten und den Unternehmer, gegebenen⸗ 
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falls zuſammen mit Zwiſchenmeiſtern, auf das verbleibende Viertel 


verwieſen. Dieſe zum Wohl der Heiminduſtrie erſonnene Maßregel 
ſcheint günſtig gewirkt. zu haben. In der Praxis noch bedeutungs— 


voller dürfte ein anderes Mittel, Lohn und Unternehmergewinn in 


ein beſtimmtes Verhältnis zu bringen und zugleich das Unternehmer: 
riſiko auszuſchalten, geworden fein: 
Der Regievertrag, dieſe eigenartige Verkuppelung von 


Unternehmergewinn und Arbeitslohn, beſteht in folgendem: Die for ` 
genannten „produktiven“ Löhne — ein nicht ganz einwandfreier 


privatwirtſchaftlicher Begriff — werden ebenſo wie die Material- 


ausgaben unmittelbar vom Auftraggeber — alſo im Kriege regel ` 


mäßig vom Staate — vergütet; für die Deckung der „Regie“- oder 


Verwaltungsunkoſten werden Zuſchläge in Höhe von 100 oder mett ` 


mehr v. H. der Löhne gemacht; ferner tritt ein eigentlicher Gewinn— 
zuſchlag in Vomhundertteilen der Summe aus (Löhnen + Material— 
koſten) hinzu. Das Verhältnis zwiſchen Löhnen und Verwaltungs: 


unkoſten mochte im Frieden genau berechnet und zutreffend ſein, im 


Kriege war es aus verſchiedenen Gründen mehr als fraglich, ob 
beide Poſten in annähernd gleichem Umfang geſtiegen ſind. Da der 
Regievertrag der Offentlichkeit kaum bekannt geworden iſt — obwohl 
dieſe, und zumal der Steuerzahler, erheblich an ihm intereſſiert iſt — 
liegen ſehr wenig begründete Berechnungen hierüber vor, und man 
bleibt auf Mutmaßungen angewieſen. Jedenfalls legt die Entwick— 
lung der Dividenden, ftillen Reſerven und Abſchreibungen in Unter— 
nehmungen mit Regievertrag — neben den in erſter Linie beteiligten 


Werften kamen zum Beiſpiel noch private Anlagen für Front— 


befeſtigungen in Betracht — die Vermutung nahe, daß ſich die Ge— 
ſchäftsergebniſſe ſehr günſtig geſtaltet haben. Ferner wirkten eine 
Reihe von Umſtänden mindeſtens nicht im Sinn einer ſtarken 
Steigerung der Regiekoſten: der bereits gewürdigte Wegfall des 
Riſikos, die Überflüſſigkeit der Reklame angeſichts des ſicheren Zahlers 
und der feſten Aufträge, das bis zur Revolution weit hinter der 


Steigerung des Arbeitslohns zurückbleibende Anziehen der Angeſtellten⸗ 


gehälter. Für die Werkmeiſter der Rüftungsinduftrie konnte Verfaſſer 
ſelbſt den zahlenmäßigen Nachweis führen, daß die Steigerung der (unter 


Regiekoſten gebuchten) Angeſtelltengehälter beträchtlich, und nicht etwa 


nur. relativ hinter der Verbeſſerung der Arbeiterlöhne zurückgeblieben 
iſt (Näheres in der genannten Arbeit in den Schriften der Geſellſchaft 
für Soziale Reform). Gerade dieſe Niedrighaltung der Angeſtellten— 
gehälter gegenüber den Arbeitslöhnen, nach denen ſich die Regie⸗ 
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zuſchläge bemaßen, gibt zu denken. Auch die Materialpreisfteigerung 
entſpricht kaum dem Maß der Lebensmittelteuerung, weil Vorrat 
und Erzeugung von Materialien viel ſchärfer zuſammengefaßt werden 
konnte, als dies bei Nahrungsmitteln möglich war. Gibt man auf 
der anderen Seite vorbehaltlos zu, daß für Neuanlagen, Bruch (bee 
ſonders bei der Beſchäftigung von Kriegsgefangenen), Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen, Einkauf von Lebensmitteln uſw. bedeutende Auf⸗ 
wendungen nötig waren, die meiſt die allgemeine Verwaltung be⸗ 
laſteten, jo mußten doch jo umfangreiche Abſchreibungen, wie fie 
gerade in Regiebetrieben Regel waren, die ſpäteren Produktionskoſten 
erheblich mindern; in dieſen Abſchreibungen vergegenſtändlichte ſich 
Unternehmergewinn aus abgeſchloſſenen Aufträgen; es geht ſchwerlich 
an, die bereits abgeſchriebenen Betriebseinrichtungen hinſichtlich Ver⸗ 
zinſung und Amortiſation des früher auf ſie verwendeten Kapitals 
noch als Belaſtung der Verwaltung gelten und die Regiezuſchläge 
auch hierfür aufkommen zu laſſen. Auch Regieunternehmungen hatten, 
wie man weiterhin anerkennen mag, ein Intereſſe an maßvoller Lohn⸗ 
politik, weil ſie nicht dauernd auf Staatsaufträge rechnen konnten; 
es wird deshalb auch nicht allgemein im Regievertrag einen Anreiz 
zur Lohnſteigerung erblickt werden können, jedenfalls ſtellt er den 
Schulfall für eine riſikofreie Unternehmungsform dar. | 

Man kann die Eigenart der kriegswirtſchaftlichen Erzeugung, die 
für die Schaffung ſolcher und ähnlicher Verträge wichtig wurde, da⸗ 
hin zuſammenfaſſen, daß die Produktionskoſten, angeſichts des 
angeſtrebten Produktionszwecks, relativ und ſelbſt in manchen Fällen 
abſolut gleichgültig würden. Das iſt die Kehrſeite der Begriffs⸗ 
beſtimmung, die von der Übernahme des Produktionsriſikos durch 
den Staat ſprach. Der Bedarf des Staats als kriegſührender Partei 
lag nun nicht nur der Menge nach anders als im Frieden, die Kriegs⸗ 
handlung verlangte darüber hinaus eine derartige Geſchloſſenheit und 
Einheitlichkeit der in Anſpruch genommenen Mittel, daß ohne das 
letzte, den mutmaßlichen Erfolg ſichernde Ausrüſtungsſtück das Ganze 
zu verſagen drohte: infolgedeſſen wurde für dieſes letzte Stück jeder 
beliebige Preis bezahlt, der dann aber auf die geſamte Preisbildung 
abfärbte. Es handelt ſich hierbei um die Grundſätze einer nach be⸗ 
ſtimmten Geſichtspunkten fortgebildeten Grenznutzentheorie. 

Der Staatsbedarf hörte mit der Revolution im weſentlichen 
auf, die Aufträge wurden zurückgezogen und nicht mehr von neuem 
erteilt. Dies faſt ohne Vorbereitung, ohne erneute Umſtellung des 


Wirtſchaftslebens, im Augenblick des Inkrafttretens härteſter Waffen⸗ 
20 


Schmollers Jahrbuch XIIII 2. 


30806 Adolf Günther 710 
ſtillſtandsbedingungen, innerer Kämpfe, einer Desorganiſierung des 
Arheitsmarktes, im Angeſicht des kommenden Winters. Wenn oben 


die Verwirrungen der Lohnfrage in der Gegenwart auf die Geſamtheit 


der Kriegserſcheinungen, die in ihrer Wirkung nur hinausgezögert 
wworden waren, zurückgeführt wurden, jo trifft dies in gleichem 


Maße auf die Geſtaltung der Produktion, des Produktionsertrags 


und des Unternehmergewinns zu. 


d Um in Erfahrung zu bringen, in welchem Umfange die Produktion 
heute, nach Schwinden der reich fließenden Quelle des Staatsbedarfs, 
aufrechterhalten werden kann, wäre es nötig, genauen ſtatiſtiſchen 


Einblick in die tatſächliche Geſtaltung zu erlangen. Das iſt mit den 


gegenwärtigen Mitteln nicht möglich. Wohl kann man Symptome 
erfaſſen: Die Kapitalien der Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, die Dividenden, die Anſammlung ſtiller 
Reſerven zuſammen mit den Abſchreibungen, die allgemeine Entwid- 
lung der Einkommen, Vermögen, Sparanlagen, die Beteiligung an 

den Kriegsanleihen und anderes. Aber eine wirklich erſchöpfende 
Kenntnis der Verteilungsvorgänge und beſonders die Ausſcheidung 
deſſen, was als Unternehmergewinn ja vielfach verſchieden gedeutet 
wird, das vermag auch eine beſſere Statiſtik, als ſie in Deutſchland 
während des Krieges gefördert wurde, nicht zu leiſten. Da Verfaſſer 
an der erwähnten anderen Stelle einige der in Frage kommenden 
Entwicklungsmerkmale würdigt, ſoll hier nicht weiter auf ſie ein⸗ 
gegangen werden. Natürlich kann auch die beſte Statiſtik nichts 
über die Verwüſtung ausſagen, die durch den Kriegsausgang, die 
Revolution und durch mehr oder weniger begründete Befürchtungen 
vor der Sozialifierung auf dem Kapitalmarkt angerichtet wurde. 
Unternehmergewinn, der im Betrieb angelegt war, ſchrumpfte infolge 
der hohen, von keinem wirklichen Produktionsprozeß mehr getragenen 


Lohnkonten zuſammen — man erzählte, daß Krupp täglich 2 Mill. Mk. 


an Löhnen zahlte —; wo ſpekuliert worden war, wurde früherer 
Gewinn durch die unvermeidlichen Kursverluſte mehr als ausgeglichen. 
Wenn von Aktiengeſellſchaften bis in die jüngſte Zeit hinein hohe 
Gewinne ausgeſchüttet wurden, ſo ſind dieſe doch lediglich als oer, 
ſpätete Kriegsgewinne zu bewerten und beweiſen nichts für die Entwid- 
lung des Unternehmergewinns aus der gegenwärtigen Produktion. 
Ferner iſt, in peſſimiſtiſcher Zukunftserwartung und in ſcharfem 
Gegenſatz zu früheren Gepflogenheiten, nicht ſelten eine unſtatthafte, 
rein privatkapitaliſtiſche Dividendenpolitik verfolgt worden. 

Unter dem Regievertrag, der auch heute noch beſteht, wird es 
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manchen Induſtrien eine Zeitlang möglich ſein, von der Hand in den 5 


Mund zu leben. Aber es kann kaum einem Zweifel unterliegen, daß 


auch dieſe Quelle, wenigſtens in ihrer jetzigen Form, zu fließen auf⸗ 
hören wird; alsdann iſt die Frage des Unternehmergewinns, ebenſo“ 


wie die des Arbeitslohns, von einer Neubelebung der Produktion, 
und zumal der Ausfuhrinduſtrie, ferner vom Abbau der Löhne und 


Preiſe und von der grundſätzlichen Entſcheidung darüber abhängig, 
Hob Unternehmer und Unternehmergewinn auf der einen Seite, freier 
Liohnarbeiter und Arbeitslohn auf der anderen Seite auch in der 
künftigen deutſchen Wirtſchaft beſtehen oder ob S ge andere 


Wirtſchaftsformen abgelöſt werden follen. 


N 


o v. Wiederberftelung der Produktion und des Reallahus 


Die bisherigen Ausführungen gipfeln in folgender, für eien 


großen, wenn nicht den größten Teil der Induſtrie gültigen Wahr⸗ 
nehmung: in der Gegenwart iſt ein Unternehmergewinn im 


Sinne der Kriegswirtſchaf t — alſo der Zuweiſung beſtimmter 

5 Verteilungsquoten durch den Staat — nicht mehr gegeben; auf der. | 
anderen Seite find Unternehmergewinne im Sinne der privatwirt⸗ 

ſchaftlichen Produktionsweiſe noch nicht oft entſtanden. Hingegen 


beſteht der Arbeitslohn in erhöhtem Umfange fort, auf Grund 
ſeiner rechtlichen Eigenart als eines feſtbegrenzten, in bar aus⸗ 


zugzahlenden Entgelts für im voraus geleiſtete Arbeit, iſt theoretiſch 


Lohnzahlung ohne korreſpondierenden Produktionsgewinn möglich. 


Der Lohn, ein Element der Verteilung, iſt eben nicht minder ein 
Teil der Produktionskoſten und als ſolcher ohne Produktionsreinertrag 


denkbar. Ein länger dauernder Zuſtand dieſer Art ſetzt freilich im 


Sinn früherer Ausführungen das Vorhandenſein irgendeines Fonds 
voraus, der, aus Reſerven oder aus Staatsmitteln gefüllt, natürlich 
nicht dauernden Beſtand haben wird. Immerhin kann dieſer Zuſtand | 


die Entwicklung über einen toten Punkt hinwegbringen. 


E Dieſer tote Punkt ift heute da. Ihn zu überwinden, kann ſich Kee | | 
der Staat für befugt halten, im Sinne der Kriegswirtſchaft durch | 


Aufträge irgendwelcher Art der Erzeugung unter die Arme zu greifen; 


Milliarden, für dieſen Zweck verwendet, mögen gering erſcheinen 

gegenüber dem Maß von Zuſammenbruch, das man durch jene Maß⸗ 
nahmen vermeiden will. Ein finanzieller Geſichtspunkt könnte gegen 
ſolche Aktionen, ob Be nun Notſtandscharakter tragen oder bereits 


eine neue Wirtſchaftsweiſe vorbereiten ‚tollen, ſchwerlich geltend ge⸗ 
| | | SS 20'0* 
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macht werden; die grundſätzlichen wirtſchaftspolitiſchen Erwägungen 
aber, von denen auszugehen iſt, haben zum Gegenſtand nichts weniger 
als die künftige Neuordnung überhaupt, nämlich die Frage: freie Er- 
Jeugung oder ſtaatlich⸗ merkantiliſtiſch geleitete, zum wenigſtens kon⸗ 
trollierte Wirtſchaft. 


Die uneingeſchränkte Sean dieſer Antinomie führt über 
das Thema dieſer Abhandlung hinaus und bedarf einer breiteren 
Unterlage. Die eigentliche Sozialiſierung müßte ja ebenſo den 

Arbeitslohn wie den Unternehmergewinn in die Verſenkung ver 


ſchwinden laſſen. Beim Unternehmergewinn iſt dies ohne weiteres 


klar, aber auch der Arbeitslohn müßte die Konſequenz der ſozialiſierten | 
Betriebsweiſe ziehen; denn dieſe könnte natürlich keinen freien Lohn⸗ 
arbeiter mehr beſchäftigen, würde vielmehr irgendein Analogon zum 


Beamten ſchaffen, auch wahrſcheinlich tiefe Eingriffe in das Koalitions⸗ 


und Streikrecht uſw. vornehmen müſſen. Innerhalb dieſes Syſtems 


bleibt alſo für eine Gegenüberſtellung: Arbeitslohn —Unternehmer⸗ 
gewinn, von Übergängen abgeſehen, überhaupt kein Raum mehr. Wir 


beſchränken uns demnach auf die Betrachtung beider Elemente der Ver- 
teilung innerhalb einer Wirtſchaftsweiſe, die vielleicht, ob nun der 
Staat wiederum als Auftraggeber auftritt oder nicht, weitreichende 


Eingriffe in den Erzeugungs⸗ und den Verteilungsprozeß vor⸗ 


nimmt, die aber im Grundſatz doch die privatwirtſchaftliche 


Grundlage beibehält. Nach allem, was aus wiſſenſchaftlichen 
wie aus praktiſchen Gründen für wahrſcheinlich gehalten werden muß, 
wird ein ſehr bedeutender Teil der Induſtrie, vor allem die Export⸗ 
induſtrie, von ſozialiſierenden Experimenten verſchont bleiben; für die 


Landwirtſchaft aber gelten, zumal im Zeichen einer mit nachhaltigem | 


Ernſt begonnenen inneren Koloniſation und der Verkleinerung der 


Großgrundherrſchaften, ganz andere Geſichtspunkte, die aber ebenfalls 
vom Sozialismus abführen. Die Fragen des Arbeitslohnes und 


Unternehmergewinnes liegen, ſchon wegen der Grundrente und der 


Verwertung ſeiner Arbeitskraft für den kleinen ländlichen Unternehmer 


ganz anders wie für die induſtrielle Unternehmung. 


Will man hier, innerhalb beliebig weit geſteckter Grenzen, 


privatwirtſchaftliche Erzeugung, ſo muß man ſelbſtverſtändlich 
nicht nur Unternehmergewinn und Arbeitslohn wollen, ſondern für 
das Verhältnis beider ein optimales, die Produktion befruchtendes, 


die Arbeit phyſiſch und pſychiſch ermöglichendes Verhältnis erſtreben. 


Wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſche Geſichtspunkte, dieſe mit bevölkerungs⸗ 
politiſchen untermengt, kreuzen ſich. Die ſozialpolitiſch wünſchens⸗ 
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werte Neugeſtaltung der Verteilung iſt auf keinem anderen Wege 
möglich als auf dem über die Produktion; umgekehrt bedarf die 
Produktion einer Arbeitsleiſtung, für die im Ausmaße der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung in den Mindeſtſätzen der Ernährung und ſon⸗ 
ſtigen Bedarfsbefriedigung und in der Ke SE 


Vorausſetzungen gegeben find. 
Unſere Zeit hat es, wie oben ſchon erwähnt, 8 das 


Arbeitsrecht im weiteſten Sinn zu regeln, ſie hat dabei tief in den 


Verteilungs- und Erzeugungsprozeß eingreifen müſſen. Die Be⸗ 


ſtimmungen über Einſtellungszwang, Tarifverträge und Arbeiter⸗ 


ausſchüſſe, Arbeitszeitbegrenzung und Akkordarbeit gehören neben 
anderen unmittelbar hierher; es mag überraſchen, daß die Verteilung 
in dem Augenblick eine Regelung erfuhr, der für Produktion und 


Produktionsertrag ſo ungünſtig wie möglich iſt. Aber es darf nicht 


vergeſſen werden: eine Internationaliſierung der Arbeiterſchutz⸗ 
und Arbeiterrechtsfragen gehört zu den anerkannten Zielen hoher 


deutſcher Politik, und. jede neue ſoziale Errungenſchaft übt in der 
Gegenwart die ſtärkſte Anziehungskraft auf die mündig gewordenen | 


Arbeiter- und Konſumentenmaſſen aller Länder aus. Richtig ver⸗ 


ſtanden, ſind ſolche Maßnahmen in einem beſſeren Sinne Schutz der 
nationalen Arbeit, als dies von früher ſo e ſtaatlichen Be⸗ 


mühungen galt. 


Durch internationale Verſtändigung über Soziale Fragen, mittel⸗ \ 
bar (oder ſelbſt unmittelbar) auch über das Verhältnis von Arbeits 
lohn und Unternehmergewinn, kann viel für die deutſche Produktion 


erreicht werden. Die ungleiche Belaſtung deutſcher und ausländiſcher 


Unternehmungen würde auf dieſe Weiſe beſeitigt werden, das wäre 


gerade im Augenblick wichtig, weil wir hinſichtlich der Produktions⸗ 


koſten gegenüber dem Ausland fo ungünſtig daſtehen. Aber nicht die . 


Geſamtheit der einſchlägigen Fragen SR durch dieſe Maßnahmen 
ihre Beantwortung. 


Vielmehr ergibt ſich ein zentrales Problem gleichmäßig für u 


Produktions-, Verteilungs⸗ und Konſumtionspolitik im Abbau der 


Löhne und Preiſe. Man kann dies Problem, durch Vorkehrung 


ſeines geld⸗ und währungstechniſchen Inhalts, auch als das der 


Wiederherſtellung der Kaufkraft des Geldes bezeichnen, trägt aber , 
damit den beſonderen Fragen, die im Verhältnis zwiſchen Arbeits⸗ 
lohn und Unternehmergewinn auftauchen, nicht genügend Rechnung. 


Eine auch nur einigermaßen vollſtändige Darlegung der ein⸗ 


ſchlägigen mittſchaftevallüſchen Punkte Se an dieſer Stelle, iſt auch 


*. 
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angeſichts der vorzugsweiſe theoretiſchen Faſſung des Themas, nicht 
möglich und nicht beabſichtigt. Nur einige, vielleicht beſonders 


wichtige Geſichtspunkte mögen erwähnt werden. Zu ihnen gehört 


eine Auseinanderſetzung über die entſcheidende Frage, wo der Hebel 
anzuſetzen (It, ob bei den Löhnen oder bei den Preiſen oder etwa 
an dritter Stelle: zum Beiſpiel mag man ſich von ſtärkſter ſteuer— 
licher Erfaſſung der Kriegsgewinne, ſoweit ſie noch vorhanden ſind, 

im Sinn der Inflationstheorie eine. Verbeſſerung der Kaufkraft des 
Geldes verſprechen, die unmittelbar einen Abſtrich gleichmäßig an 
Löhnen und Preiſen in ſich ſchließen müßte. 

In bemerkenswerter Weiſe haben Abmachungen zwiſchen Unter⸗ 
nehmern und organiſierten Arbeitern gerade in der Zeit nach dem 
Uunmſturz eine Herabminderung der Nominallöhne im Verhältnis zur 
fortſchreitenden Preisſenkung vorgeſehen. Ein auf den Hamburger 
Werften geſchloſſener Vertrag hat daneben die Beſtimmung getroffen, 
daß im Falle der, Beſchäftigung von Mann und Frau dieſe aus der 
Arbeit auszuſcheiden hahe, — ein Verſuch alſo, die bedeutende, durch 
gleichzeitige Arbeit der Angehörigen erzielte Steigerung der Familien⸗ 
einkommen hintanzuhalten und den Lebensunterhalt der Familie 
wieder vorwiegend auf den Verdienſt des Familienhauptes zu 
gründen. So ſehr nun die Abmachung hinſichtlich der Lohnreduktion 
von Einſicht in die Notwendigkeiten diktiert iſt, ſo fraglich muß es 
doch einſtweilen erſcheinen, ob der Abbau auch tatſächlich aus- 
ſchließ lich bei den Preiſen einſetzen kann. 
| Wann und unter welchen Bedingungen iſt ein ſolcher Abbau zu 
erwarten? — Der Fall einer allgemeinen Steigerung der Kaufkraft 
kann aus den vorerwähnten Gründen ausſchalten, denn er würde, 
ob er nun von der Kapital- und Geldverminderung oder von in 
ihrer Wirkung mindeſtens recht unſicheren währungstechniſchen Maß— 
nahmen ausginge, Preiſe und Löhne doch gleichmäßig treffen, alſo 

nichts für die Frage beſagen, ob ſich die Preiſe oder die Nominal⸗ 
löhne den erſten Eingriff gefallen laſſen müſſen. Im übrigen muß 
man auf die gegenwärtigen Preisbeſtimmungsgründe zurückgehen, um 
ein Urteil über die Möglichkeit und gegebenenfalls über den Umfang 
einer auf Abbau bedachten Preispolitik zu gewinnen. Zu dieſen 
Beſtimmungsgründen gehört bekanntlich in erſter Linie das Vor⸗ 
handenſein beliebig zahlungskräftiger Abnehmer; ſolange 
die Nominallohnſteigerungen kein Ende nehmen, muß deshalb die 
Teuerung bei gleichbleibendem Vorrat andauern. 

g Für die in erſter Linie Wige Unterhaltskoſten ſind, 
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bei Aufrechterhaltung der Blockade und auch ſpäter, nach Befriedigung 


der dringendſten Bebürfniffe durch Einfuhr, die Produktionsbedingungen 


der heimiſchen Landwirtſchaft maßgebend. Eine Preisminderung 


wäre zu erwarten von einer Erweiterung, Weine und Inten⸗ 


ſivierung der landwirtſchaftlichen Erzeugung. In dieſer Richtung 
liegen die Aufgaben der in anderem Zuſammenhang bereits einmal 


erwähnten inneren Koloniſation. Aber, ſo hoch wir die endlich 


ergriffene Initiative des Staates einſchätzen, die Gegenwart kann noch 


nicht von ihren techniſchen Wirkungen, ſondern vielleicht nur von 
pſychologiſchen Einflüſſen einen Erfolg erwarten: indem die Furcht 
vor Vorkaufsrecht und Enteignung den Grund und Boden und damit 
ein wichtiges, im Kriege ſehr verteuertes Produktionselement billiger 
werden läßt. Für die übrigen Produktionskoſten iſt freilich eine 
verbilligende Tendenz ſchwerlich zu erwarten. Das gilt zum Beiſpiel 
von den Landarbeiterlöhnen, den Maſchinen und Werkzeugen, in 
denen die verteuerten Lohnanteile induſtrieller Arbeiter wichtig werden, 
den Dünge⸗ und Transportmitteln, wo Ahnliches gilt: dabei führt 
der Weg zum Abbau der Preiſe ſtets über die Reduk⸗ 


tion der Nominallöhne. Dieſer Schluß ſtimmt durchaus mit 
der Wahrnehmung überein, wonach mindeſtens gegen Ende des Krieges 


die Löhne — entgegengeſetzt allen früheren Erfahrungen — das 
treibende Moment geweſen ſind. Jedenfalls iſt ſeit der 
Revolution ein beſonders auffälliges Steigen der amtlich ermittelten 
Preiſe nicht feſtzuſtellen, und auch im Schleichhandel ſcheint eine zu 
ſtarke Erhöhung, ſoweit hierüber ein Urteil möglich iſt, nicht Platz 
gegriffen zu haben. Aber allerdings haben ſich > ſtattgefundenen 
Lohnerhöhungen noch nicht voll ausgewirkt. 

Aber es wird denen, die in der Steigerung ihres Nominallohnes 
nur einen Ausgleich für erhöhte Lebenskoſten erblicken, ſchwer ein⸗ 
gehen, daß ſie nun als erſte an eine Rückrevidierung herantreten 
ſollen. Vor allem verweiſen ſie auf die hohen Sätze der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. Ein gar nicht ſcherzhaft gemeintes Wort läßt einen 
Arbeiter behaupten, er verdiene nur 4 Mk. täglich; denn die übrigen 
8 Mk. erhielten ja auch diejenigen, die nicht arbeiten. Dieſe Über⸗ 
legung iſt durchaus richtig beobachtet; ſie läßt, zuſammen mit vielem, 


was hier nicht näher dargeſtellt werden kann, erwarten, daß in der 


Tat bei den Sätzen der Erwerbsloſenunterſtützung angefangen werden 
müſſe. In dieſer Richtung iſt ja das Demobilmachungsamt ſchon 
vorgegangen. Nicht nur Begrenzung der Sätze in allen dafür in 
Betracht kommenden Fällen, auch vielleicht Einführung der Na⸗ 
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t ur alentſchädigung an Stelle des baren Geldes müßte mittelbar | 


auf die Höhe des Lohnes einwirken; denn in der Tat kommt neben 
ſeinem abſoluten Betrag die Spannung gegen die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung entſcheidend in Betracht. Darüber hinaus enthält der 
Gedanke der Naturalverpflegung, zu dem Barlohn mit feſten Höchſt⸗ 
grenzen zu treten hätte, auch für die Lohnpolitik einen brauch⸗ 


baren Kern. Schon im Kriege bemühten ſich einſichtsvolle Untere 


nehmer mit Erfolg in dieſer Richtung. | 
Höchſtlöhne haben in ſozialpolitiſchen Kreiſen keinen guten Klang. 


Aber es iſt daran zu erinnern, daß eine demokratiſche Regierung, 


die partiell ſozialiſieren will, ſich manches erlauben kann und pflicht⸗ 
gemäß, im Intereſſe der Allgemeinheit und der Verbraucher, muß, 
was, wenn es von ſeiten einer anderen Regierung ausginge, mit be⸗ 
rechtigtem Mißtrauen aufgenommen worden wäre. Die neue Ver⸗ 
ordnung über Tarifverträge begünſtigt wohl die Abdingbarkeit des 
Tarifvertrags durch Arbeitsverträge zugunſten des Arbeiters, ſie 
ſchließt aber die entgegengeſetzte Entwicklung nicht aus; der Tarif⸗ 
vertrag kann nämlich ausdrücklich die Statthafterklärung von Arbeits⸗ 
verträgen, die für den Arbeiter weniger günſtig ſind, zulaſſen. Da⸗ 
neben läßt die Verordnung der Einführung von Höchſtlöhnen völlig 
Raum, wenn auch in dieſer Richtung wenig Beiſpiele aus der Praxis 
vorliegen. — Natürlich kann auch die Vorſchrift von Mindeſtleiſtungen, 
ohne die in manchen Fällen eine Wiederaufnahme der Produktion 
ſchwierig ſein wird, aufgenommen werden. 

Allen Bemühungen unſerer Landwirtſchaft ungeachtet werden 
wir zunächſt ohne Ein fuhr nicht auskommen. Wir brauchen be— 
kanntlich Lebensmittel und Rohſtoffe, um unſere Arbeitskraft und die 
Grundlage unſerer Erzeugung wiederherzuſtellen. Wir können fürs 
erſte zahlen mittels Gold und Kreditoperationen, wir werden hierzu 
aber gerade aus Gründen der Kaufkraft unſerer Währung nicht 
dauernd, nicht einmal allzulange in der Lage ſein. Aus dem gleichen 
Grund werden wir zunächſt auch nicht auf eine erhebliche Preis— 


ſenkung durch Offnung des Weltmarktes rechnen dürfen. Können 


wir nun exportieren? Unſer Kalimonopol iſt durch den Verluſt 
des Elſaß durchbrochen, wenn auch nicht unwirkſam gemacht, Kohle 
werden wir zunächſt ſelbſt nötig haben, und es fragt ſich, ob eine 
Sozialiſierung, die auf dieſem Gebiete zweifellos am erſten möglich 
iſt, die alte Export⸗ oder gar Exportprämienpolitik dauernd wird 
fortſetzen wollen. Wenn fürs erſte Kohle ausgeführt werden wird, 
ſo iſt dies verſtändlich, und es hat ja den Anſchein, als ob die Sozia⸗ 


— 
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liſierung des Bergbaues mit unter finanzpolitiſchen Einflüſſen ſteht 


und die Kohlenausfuhr konzentrieren wird. Später wird man doch 
wieder an die Überlieferung der deutſchen Exportinduſtrie anknüpfen. 

Für ſehr viele Fertigerzeugniſſe hat aber erſt Rohſtoffzufuhr, er⸗ 
neute Umſtellung, Löſung der Arbeiterfrage uſw. zu erfolgen, bevor 
an Ausfuhr gedacht werden kann. Trotzdem müſſen wir dies Ziel 
im Auge behalten und uns ihm, wenn auch zuerſt nur in beſcheidenerem 
Umfange, ſofort wieder zu nähern verſuchen. Der kriegsmäßige 
Raubbau hat nicht nur bei uns, er hat auch im feindlichen und 
neutralen Ausland gewütet, und gerade an Plätzen, die durch Unter⸗ 
brechung ihrer Ausfuhr nach Deutſchland ſchwer geſchädigt worden 
ſind, beſteht Aufnahmefähigkeit und wohl auch, notgedrungen, Auf⸗ 
nahmewilligkeit für deutſches Exportgut. 

Man mag ſich, um ein letztes zu erwähnen, auch die Befriedigung 
fremden Bedarfs und damit die Erlangung von Ausgleichsmitteln 
für unſere Zahlungsbilanz in einer, zwiſchen Menſchen⸗ und 
Güteraus fuhr die Mitte haltenden Weiſe denken. Organiſierte 
Abgabe deutſcher Arbeitsleiſtung an das Ausland durch zeitweilige 
Entſendung deutſcher Arbeiter iſt von der dauernden Über⸗ 
laſſung ihrer Arbeitskraft verſchieden. Die Arbeitskraft iſt mit dem 


Menſchen ſelbſt identiſch, und ob ſie Kriegsgefangenen abgepreßt oder 
von freien Auswanderern dargeboten wird, in jedem Fall wird der 


Dauerverluſt der heimiſchen Volkswirtſchaft und der eigenen Volks⸗ 
kraft deutlich. Anders liegt der Fall, wenn man ſich lediglich den 
jeweiligen Standort der Arbeitsleiſtung ins Ausländ verlegt denkt; 


der Monteur, der die deutſche Maſchine am Lieferungsort zufammen- 


ſetzte, war kein Wanderarbeiter, und ſelbſt wenn die Bezahlung der 
deutſchen Arbeiter beim Wiederaufbau der beſetzten belgiſchen und 
franzöſiſchen Gebiete von deutſcher Seite aus geleiſtet werden muß, 
wird doch eine Entlaſtung des heimiſchen Arbeitsmarktes, ein regel⸗ 
mäßiger Produktions⸗ und Verteilungsprozeß, die Wiederanknüpfung 


von Außenhandelsbeziehungen und wahrſcheinlich mit der Zeit eine 


günftige Einwirkung auf Nominal- und Reallohn in der Heimat 
reſultieren. Entſcheidend ift nur, Daß ſolche Standortverlegungen 
deutſcher Arbeit in eigener Gerwaltung und Auf, eigene 
Rechnung ſtattfinden 

Auch beim E e kann eingegriffen werden. 
Das iſt möglich zum Beiſpiel durch Anderung des Regievertrags und 
ähnlicher einſeitiger Vorzugsſtellungen; man kann ſich darüber hinaus 


ſehr wohl, vielleicht im Zuſammenhang mit Staatsaufträgen, eine 
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Begrenzung des Unternehmergewinns, ja des Kapitalertrages über⸗ 
haupt vorſtellen. Die Vorſchläge Schmollers auf der Mannheimer 
Tagung des Vereins für Sozialpolitik, 1905, mögen in neuer Form 
wieder aufgenommen werden. Nur darf durch ſolche Maßnahmen 
der Zuſtrom von Kapital, von dem man eine unmittelbare Ein⸗ 
ſchränkung des Unternehmergewinns erwarten mag, nicht unterbunden 
werden, und es wird in dieſer Richtung ſehr ſorgfältiger, unvorein- 
genommener Klarlegungen bedürfen. Das von Francke und Vogel— 
ſtein erſtattete Minderheitsvotum der Sozialiſierungs⸗ 
kommiſſion iſt in dieſer Hinſicht bedeutſam. Vielleicht wird ſich 
ein Ausgleich der Unternehmergewinne, wenn die anormalen Be- 
dingungen der Kriegsaufträge in Wegfall gekommen ſind, bis zu 
seinem gewiſſen Grade von ſelbſt vollziehen. 

Nur ein kleiner Teil der einſchlägigen wirtſchaftspolitiſchen 
Fragen, und nur der um „Unternehmergewinn und Arbeitslohn in 
der Gegenwart“ unmittelbar gruppierte, ſollte und konnte hier Er⸗ 
wähnung finden. Das Thema der Neuſchaffung von Produktion und 
Produktivkraft und der Wiederherſtellung des Reallohnes wurde 
bewußt einſeitig auf einige Grundfragen eingeſtellt, die ſich aus der 
theoretiſchen Würdigung der Verteilungselemente heraus ergaben. 
Nicht leichten Herzens iſt manches ausgeſprochen worden, was als 
„Bremſen“ angeſehen werden, was dem Sozialpolitiker einen 
Vorwurf zuziehen mag. Aber die gute Geſellſchaft der verantwort— 
lichen Arbeiterführer, in der er ſich befindet, mag ihn tröſten; viel- 
leicht iſt auch dieſe Überlegung nicht abzulehnen: die Rückführung 
des Nominallohnes auf verſtändige Maße iſt über- 
haupt fein Thema der Sozialpolitik, dem Verteilungs- 
prozeß und damit dem ſozialpolitiſchen Ideenkreiſe gehört ja 
die Kategorie des Nominallohnes nur auf dem Wege über den Real⸗ 
lohn an; der Nominallohn iſt vielmehr als der gewichtigſte Teil der 
Erzeugungskoſten vorwiegend ein Element der Produktion, 
folgt deren Geſetzen und muß ſich ihr, ſolange eine privatwirtſchaft— 
liche Grundlage gegeben iſt, einordnen. Alle Maßnahmen, die wahr- 
haft produktiver Natur ſind, dienen aber im gegenwärtigen Augen 
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Die Agrarfrage in der Akraine 
Von Dr. Otto Auhagen 
Profeſſor an der Landwirtſchaftlichen Hochſchule Berlin 
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ſcheidung von Ruſtikalland und privatem Grundeigentum — Anteil des 


bäuerlichen und Gutsbeſitzes am geſamten Nutzland 1905, an der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Geſamtfläche 1916 — Saatfläche von Bauern und Gutsbetrieben 
1916). — Schichtung des Bauernſtandes S. 324 (Mängel der Grundeigen⸗ 
tumsſtatiſtik von 1905 — Mittlerer Beſitz einer Bauernwirtſchaft an Privat⸗ 
eigentum und Ruſtikalland 1905, Veränderung ſeit 1877, Berechnung für 
1916 — Gruppierung des bäuerlichen Grundbeſitzes nach Größenklaſſen — 
Sozialökonomiſche Beurteilung des ukrainiſchen Parzellenbeſitzes und Zwerg⸗ 
bauerntums — Abweichungen genauer Aufnahmen nach Größenklaſſen in 
einzelnen Bezirken von der Statiſtik von 1905). 0 


Vorbemerkung 


er vorliegende Teil dieſes Aufſatzes wurde im Herbſt 1918 in 
Kiew geſchrieben. Der Begriff der Ukraine in ſtaatspolitiſchem 
Sinne iſt nicht etwa durch die ſeitdem eingetretenen Ereigniſſe über⸗ 
holt worden. Der Kampf, den der ukrainiſche Nationalverband 


unter Winnitſchenko und Petljura gegen den Hetman führte, war 
eine echte Volksbewegung, die mit elementarer Gewalt ausbrach, als 


der Hetman — Mitte November — den allruſſiſchen Kurs ein⸗ 
ſchlug. Das Verhalten der Entente zur ukrainiſchen Idee iſt noch 
ungewiß. Petljura glaubte Anhaltspunkte dafür zu beſitzen (vgl. 
meinen Aufſatz „Rückkehr aus der Ukraine“ im Januarheft der Zeit⸗ 
ſchrift „Die Ukraine“), daß England und namentlich die Vereinigten 
Staaten einer Abſonderung der Ukraine nicht entgegen ſeien, während 
Frankreich — ſchon wegen ſeiner Intereſſen als Gläubiger — an 
dem einigen, unteilbaren Rußland feſthalte. Die größte Gefahr für 
den Augenblick iſt der großruſſiſche Bolſchewismus, der ja in den 
letzten Wochen bereits einen bedeutenden Teil der Ukraine ver⸗ 
ſchlungen hat. | | 

Das Volk aber iſt ſeines Ukrainertums im Jahre 1918 zu ſehr 
bewußt geworden, als daß ihm der Wunſch nach ſtaatlicher Selb⸗ 
ſtändigkeit wieder aus dem Herzen geriſſen werden könnte. Die 
große Maſſe der Bauern und Kleinbürger, auch der kleinen Beamten, 
dazu zahlreiche Vertreter der ſtädtiſchen „Intelligenz“, auch Tauſende 
von kleineren Gutsbeſitzern ſind nach den Eindrücken, die ich ge⸗ 
wonnen habe, ſeparatiſtiſch geſinnt. Von Großrußland erwartet 
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Tabelle 1 , 
| Grundeigentumsverteilung in 
B 8 ke 
| 
Privat- Summe | Offent⸗ Geſamtes 
Ruſtikal⸗ liches SE 
Gouverne⸗ Grund | 15 (Spalte u Grund⸗ 
eigentum 243 igentum 
ment 9 +3) ER eigen | 
| | | 
| | | 
! 22 
1 2 3 4, 5 6 
Ki e 2 092 476 2106 781 4 199 257 | 424 384 4 623 641 
Wolhynien 2819 930 2 298 861 5 118791 653 338 5772 129 
Podolien SÉ 1625 778| 1754187 3 379 965 277173| 3657 138 

Tichernigow . . . . . 1825 624 | 2329209 | 4154833 229424| 4 384 257 
Woltawa r 1891756 2 195 458 4 087 214 110 246 4 197 460 

Charkow 1 608 349 2663 142 4271491 225 780 4497271 
 Selaterinoslam . . 2809159 | 2531076] 5 340 235 230784| 5 571019 

Cherſon 3 165 707 2291 208 e 5 456 915 688 188 6 145 103 | 

Taurieieiens 2765 971 1957 532 4723503 | 535 531 5 259 034 


720 


man entweder Anarchie, 


die Grundbeſitzverteilung kennen. 


ſich ein Bild hiervon zu machen, iſt nicht leicht. 


N 


| J. Die Verteilung des Grundbeſitzes 
Verhältnis von Guts- und Bauernbeſitz 


Wter die Agrarfrage in der Ukraine richtig beurteilen will, muß 
Nur ſo läßt ſich ermeſſen, was 


die Aufteilung des Großgrundbeſitzes für die Bauern und für das 
Staatsganze bedeuten würde. An der Hand der ruſſiſchen Statiſtik 
Auszugehen iſt 
von der im Jahre 1905 aufgenommenen Statiſtik des Grundeigen— 
tums. Hinſichtlich des bäuerlichen Beſitzes gibt fie zunächſt Auf- 
ſchluß über das Land, das den Bauerngemeinden durch Geſetz (be— 


ſonders bei der Bauernbefreiung 1861) feſt zugeteilt iſt, das ſo⸗ 


genannte Nadjel⸗Land (Zuteil⸗Land) oder Ruſtikalland. Dieſes Land 
ſtand bis zur Revolution unter beſonderem Recht. Die Verfügung 


Insgeſamt sgeſamt J 20 604 750 20 127 454 20 604 750 20 127 454 | 40 732 204 3374 848 44 107 052 
8 da? 


gleichbedeutend mit Schrecken ohne Ende, 
oder Reaktion, die die ſozialen Wünſche der Maſſe unbefriedigt läßt 
und die kulturelle Entwicklung der Ukraine hemmt. 
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Tabelle 1 
der Akraine im Jahre 1905 


Von dem „ und äise entfallen 


| Privateigentum Ae 


Geſamt⸗ WW überhaupt auf den Groß⸗ 


zu; CoCo "Zeie 
ndivi⸗ 8 E 
3 | #8 SE 52 38 Es anteil an (einſchl. grundbeſitz 
dual⸗ 528 = S838 3 86 | Private 
. (Sei 55 82.225.850 | ne (Spalte 2—12 
eigentum 33, 22 SS s eigentum | palte ) 
„ 35 SSS 385%; (Spalte 
100 Deßj. | Eë Lee 7 bis 11) „ — 
| Dekjatinen | Deßjatin. Bio | Deßjatin. | % 


r e An le Se a 


| | 
117 662 6844 196 985 14 752 3917 340 160 2 446 941,58,2| 1752 316 41,8 
222 815 18 205 109386 — 559 2350 965 2 649 826 51,8] 2 468 965/48,2 
67013 178387 136 754 5909| 605 228 119 1 982 306 58,6] 1 397 659 A) 4 
533 8287143 321 156269 2920 285 836 623 3 165 832 76,2] 989 001 23,8 
503 114 27 527 165 157 515 325 | 696 638 2892 096 70,8 1195 118 29,2 


198 073 20 833 229619 — 124 448 649 3111 79173,8| 115 26,2 
172 650 168 420 394 084 19 743 1054 745951 3277 027/63 4 2063 208'36,6 
156 854 12 635 391 228 1088 — 561805 2853 01352,3| 2 603 902 47,7 
188 314 186 862 827755 — | 3 457954 2415486 51,4] 2 308 017 48,6 


2 160 323 592 485 1862 257 44927 | 6 872 4 666 864 24 794; 31860, gl 937 886139, 2 


barüber war aus Erwägungen Hantlicher Bevormundung beſchränkt. 
Dem Ruſtikalland ſteht, abgeſehen von dem Beſitz des Staates, der 
Kirche, der Städte uſw., das private Grundeigentum gegenüber, das 
freiheitlichere Rechte genoß. Zählen wir zur Ukraine (mit ihren 
1918 geſchaffenen politiſchen Grenzen ſich nicht ganz deckend) die in 
der Tabelle 1 aufgeführten 9 Gouvernements, ſo hatte 1905 das 
Ruſtikalland (mit 20,1 Mill. Deßjatinen) einen etwas geringeren 
Umfang als der private Grundbeſitz (20,6). Der private Grund: 
beſitz umſchließt vor allem die Güter, hber auch Bauern waren ſchon 
1905 erheblich daran beteiligt, Jet eg daß einzelne Bauern, Jet es 
daß ganze Gemeinden oder bäuerliche Ländgenoſſenſchaften Privatland, 
hauptſächlich aus den Händen der Gutsbeſitzer, erworben hatten. 


1 Zum Beiſpiel induſtrielle Geſellſchaften, deren Grundeigentum eine 
Befit- oder Wirtſchaftseinheit bleibt, während bei den Aſſoziationen der 
Spalten 8 bis 10 das Grundeigentum zum größten Teil unter die einzelnen 
Mitglieder verteilt iſt und daher, auch wenn es 100 Deßjatinen überſchreitet, 
zum Klein⸗ und Mittelbeſitz von mir gerechnet iſt. 


as Whg. ` ` ss bi 8 


Tabelle 2 
8 Verteilung des landwirtſchaftlichen Bodens | 


Vom Privateigentum und Ruſtikalland entfielen im 


einschließlich der Waldflächen ausſchl. der - 

Gamers auf den Klein- und auf den Großbeſitz f den Kleine S 
| Mittelbeſitz (über 100 Deßjatinen) | 4 Mittelbeſitz: 

ment | (bis 100 Deßiatinen) MEN (bis 100 Deßſ) 

8 „ ki | Davon | Davon G 
= Dehjat. `" | age | Deßjat. » flache | Deßiat. of 
Ss | Deßj. Deßj. g 
1 Eure: | 9 7 8 

Kiew. . . 12446 941|58,2| 2531] 1752 316 41 d 494 296 | 2 444 410166 ` | 
Wolhynien . | 2649826 51,81 1427| 2468 96548 1257 945 | 
Podolien . | 1982 306/58,6| — 1397 659 41 4 267 630 1 982 30663.7 


Tſchernigoew . . | 3165 832 76,2 54 826| 989 001 
Poltawa . „ | 2892 09670,8 43 950| 1195 118 


23,8 471230| 3 111 006185,7, 
29,2| 162345| 2 848 1467, 


„Charkow. . 43111 791173,81140347| 1159 700 26,2 197678 29714441 
Jekaterinoslaw . 3277 027 63.4 71 600 2 063 208 36.60 127 244] 3 205 427624 
Cherſon . 2853 013052, 8 942 52 251 2844 07152, 


127 000] 2 316 48651,5 
3157 614 [243 371 GEES 


Taurien . . | 2415486 51,4 99 000 
| Insgeſamt Lu 794 3181608 81422 623 5 15 937 m 2 


um die Landverteilung richtig zu würdigen, iſt es aber nötig, 
von dem ja ohnehin durch. die Revolution beſeitigten Standes⸗ 
unterſchiede möglichſt abzuſehen. Denn unter den Privatbeſitzern | 
anderer Stände (Adlige, Kaufleute) befinden ſich zahlreiche kleine 
Grundbeſitzer, wie es umgekehrt unter den Bauern viele Großgrund ` 
beſitzer gibt. In den 50 Gouvernements des europäiſchen Rußlands 
(ohne Polen) gab es 1905 zum Beiſpiel 1076 Bauern, die außer 
ihrem Anteil am Ruſtikalland ein Privateigentum von je über 
1000 Deßjatinen hatten (zuſammen 2310 600 Deßjatinen), anderſeits Gs 
gab es über 33 000 adlige Grundbeſitzer, deren Landeigentum 20 Deb- 1 
jatinen nicht überſtieg. Man muß daher verſuchen, den Grund— ` 
beſitz lediglich nach Größenklaſſen, alſo nach ſeinem ſozialen Charakter | 
zu gruppieren. Wenn wir ähnlich wie in Deutſchland als untere 
| 


—— 


Grenze des Großgrundbeſitzes 100 Deßjatinen wählen (ein ſchema⸗ 
tiſches, aber unvermeidliches Verfahren), ſo ergibt ſich nach der 
Tabelle 1 folgendes: | 
Bon. dem gefamten Privat⸗ und Nuſttalland der Ukraine ent⸗ 
fielen 1905 | | | 
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in der Akraine 1905 und 1916, 


Tabelle 2 


5 Jahre 1905 


Nach 1905 bis 1 Es Keng Umfang am 
` "eme 1916 von den Bauern 1. Sanuar 1916 ohne 
Waldflächen erworbener Grundbeſitz Waldflächen 
ee ES) de 
befi and mit| Land \ Klein- und 
ber 100 Dei) Kredite der Do | ans. | Mitte | Großbeſitz 
hilfe der Bauern- mänen— : 
fe | Bauern: agrar— | land | gejamt (Sp. 8+ 15) Ep. SE 
Deßjat. ai agrar= | bont | Keck 
bank 0 8 
DPDießjiatinen Far. Deßjat. 0 | Debiat. | 2 


| 
| 

Ba 13 14 15 [ 16 17 18 15 
| 


1 258 02034 | 94000 77 000 | 1000 172 000 2 616 410 70,6 | 1087 0200294 
1 211 02031,4 | 116 000 | 38000 | 1000| 155 C00 2 803 399|72,6 | 1057 0200274 


1 130 029 36,3 100 000 62000 | — 162 000] 2 144306689] 968 029|31,1 ` 


202 000 | 3 050 146 72,6] 830 7730214 
962 0271249 135 000 | 90000 | 2000 | 227 000 | 3 198444 81,3] 737 027|18,7 

1935 964 37,6 107 000 | 43000 | 16000 166 000 3 371 427,65,4 | 1 785 964 34,6 
42551 651 43,5 
2181017 


517771148 124.000 48 000 1000 173 000 3 284006 90,5] 345 771 9,5 
1032 773 26,6 115 000 87 0004 — 


47,30 93 000 96 000 34 oi 223.000 | 3 067 071156,5 | 2 362 651 
48,5| 41 000 82000 | 58 000 181 000] 2 497 48654,8| 2 058 017 


auf den Klein- und Mittelbeſitz . . . 60,8 0%, 
auf den Großbeſitz e 39,2 %. 


Es iſt zu beachten, daß die Statiſtik von 1905 den Wald um⸗ 
ſchließt; am Walde iſt der Großgrundbeſitz viel ſtärker beteiligt als 
der kleine Beſitz; in einem durchſchnittlich ſo waldarmen Gebiet wie 
der Ukraine kann eine Aufteilung des Waldbeſitzes der Güter unter 
die Bauern nicht in Frage kommen. Im Hinblick auf die Agrarreform 
iſt in erſter Linie die Kenntnis der Verteilung des landwirtſchaftlichen 
Bodens wichtig. Wird daher von der Geſamtfläche die der Waldungen 
abgezogen, ſo zeigt ſich (Tabelle 2), daß an der landwirtſchaftlichen 
Fläche (einſchließlich des Odlandes) im * 1905 

| auf den Klein⸗ und Mittelbeſitz . . 65,6%, 

auf den GroßbeſitT e 34,4% 
kamen. Seit 1905 hat ſich nun aber das Verhältnis noch ſehr ver⸗ 
ſchoben; vor allem infolge der Stolypinſchen Agrarreform hat ſich 
der Klein⸗ und Mittelbeſitz inzwiſchen ſehr vergrößert, hauptſächlich 
auf Koſten des privaten Großgrundbeſitzes. Nach ungefährer 
Rechnung (Tabelle 2) gehörten zu Beginn 1916 von der geſamten 


45,2 
12 780 2720434, | 925 000 628 000 1118 000 5 661 000 Ve 032 695 70,1 11 232 272 299 
N | | | 
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im Beſitz von Bauern und Privatgrundeigentümern befindlichen 


Fläche >. 
u dem Klein: und Mittelbeſitz . . 70,1%, 
dem Großbeſit z. „„ EE e 


Der Großbeſitz nimmt ſomit in der Ukraine einen bedeutenden 


Teil der Fläche in Anſpruch. Vergleichshalber ſei daran erinnert, 


daß im öſtlichen Deutſchland der Anteil des Großbetriebes noch er 
heblich größer iſt. In den ſechs öſtlichen Provinzen Preußens fielen 
1907 von dem geſamten landwirtſchaftlichen Nutzland auf Betriebe 
von über 100 ha 38,75 % . Für den Vergleich fällt noch in die 
Wagſchale, daß 100 ha im öſtlichen Deutſchland durchſchnittlich mehr 
bedeuten als 100 Deßjatinen (= 109,25 ha) in der Ukraine, daher 


Betriebe dieſes Umfanges in Deutſchland ſich durchſchnittlich mehr “ 
als in der Ukraine von dem Charakter der bäuerlichen Wirtjchaft - 
entfernen. Zu berückſichtigen iſt ferner, daß die deutſche Statiſtik 


die „Betriebe“ erfaßt und daher auch die auf Teilverpachtung einer 
Eigentumsbeſitzung beruhenden Betriebe beſonders zählt, während 


die ruſſiſche Statiſtik die Eigentumsbeſitzungen (Grundſteuerobjekte) 


zum Gegenſtand hat. Würde die Ukraine eine Betriebsſtatiſtik auf⸗ 
nehmen, ſo würde ſich für den Großbetrieb ein erheblich niedrigerer 


H 


Prozentſatz ergeben als für den Großbeſitz, deshalb, weil der Groß⸗ 
beſitz in bedeutendem Umfang ganz oder (namentlich) teilweiſe in 


Trennſtücken verpachtet iſt. Im Gouvernement Poltawa zum Beiſpiel 
(wo die Semſtwo⸗Statiſtik beſonders hoch ſtand) waren nach einer 
Aufnahme von 1910 von 806 634 Deßjatinen Ackerland, die zu 
Beſitzungen von 50 und mehr Deßjatinen Nutzlend gehörten, 
274 294 Deßjatinen verpachtet. 

Zur Beantwortung der Frage, inwieweit in der ganzen Ukraine 


das Flächenverhältnis von Groß⸗ und Kleinbetrieb durch Pachtland 


verſchoben wird, gewährt die ruſſiſche Landwirtſchaftsſtatiſtik von 


1916 einen Anhalt (Tabelle 3). Die Statiſtik erfaßte das beſäte 


Ackerland mit Unterſcheidung von bäuerlichen Wirtſchaften und 


Gütern. Das Merkmal für die Unterſcheidung war nicht eine 
Flächengrenze, ſondern die körperliche Mitarbeit oder Nichtmitarbeit 
des Beſitzers. Danach entfielen von der geſamten Saatfläche der 
Ukraine auf die 8 Betriebe 81,5 %, auf die Gutsbetriebe 
nur 18,5 %0. 

Die Abweichung von dem Ergebnis der Grundeigentumsſtatiſtik 
erklärt ſich teilweiſe daraus, daß der Bauer einen größeren Teil 
ſeines Landes beſät als der Grundbeſitzer. Nach genauen Feſtſtellungen 
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Tabelle 3 


Saatfläche in der Akraine in bäuerlichen und Guts ⸗ 
Betrieben im Jahre 1916 


davon in 


Gouvernement Saatfläche bäuerlichen eh > 
insgeſamt 3 Gutsbetrieben 
Kreis Betrieben 
Deßjatin.] Deßjatin. | % Deßjatin. | 9% 
Gouv. Kiew ER | 2016 721 | 1444 953 | 71,5 | 571 768 | 28,5 
Kreis Berditſcheo . . | 156191 | 102990 ep | 53201 34 
Waſſil ko 184 217 136 189 | 74 48 028 26 
Swenigorod . 174 181 120 99369 53 188 31 
rr AE 153 288 102 044 66, 6 51244 33.4 
ier 168 328 140 695 83,5 27 633 16,5 
ii 143 163 79 600 55,6 63 563 44,4 
Ray. —  —  x 207638 | 188369 92,7] 19269 | 9,8 
ia 176 171 103 851 59 72320 41 
„Taraſchtſ che 178 700 124 235 70 54465 30 
I ee eh je 3 231 101 175 813 76 55 288 |24 
Tſcherkaſſßpßzn Er 115 335 82 580 71,6 32 755 28,4 
„Tſchigirin 128 408 87 594 68,2 40814 31,8 
Gouv. Podolien 1767 067 1 198 805 68 568 262 32 
Kreis Ballen nx 3 247188 | 204017 82,5 43171 17,5 
Beau ara a ie E de 121 071 78508 | 65 42563 |85 
-» Winnizrßa 124 454 78163 |63 46 291 37 
e Gajkin. . KS 146 316 100 674 69 45642 31 
= Kamenez⸗Bodolſk . 140 906 97 895 69,5 43011 30,5 
e , EA, — éi éi "8. AE 113 375 75 918 | 66 37457 33 
€ EE) re . 88 143 535 100 426 70 43 109 30 
- Mohilm `... 128422 | 74406 57,4] 54016 42,6 
eee 162 499 108 492 66,8 54007 33,2 
RW rot, m 121 800 76489 62,8 45311 37,2 
e HIE Ap, re NR 123 834 90 865 | 73,4 32969 | 26,6 
e Jampol 193 667 112 952 | 58,4 80715 41,6 
Gouv. Wolhynien . | 1084689 884 185 81,5 200 504 18,5 
f | 
Kreis Shitomiiir 231 614 182 402 | 78,8 49212 21,2 
„ aal 120 880 96 929 80,2 23951 19,8 
s = Nomograd-Wolynit . . 220 997 180 438 81,7 40 559 18,3 
S Dirt 148 730 141 558 | 95,2 7172 4,8 
Sieg 3 115 977 93 466 80,6 22511 19,4 
„ Rowno u. A e A 105 942 97480 | 92 8462 | 8 
e Starofonftantinom . A 140 549 91 912 65,4 48637 34,6 
Gouv. Charko 2064493 [1 765 218 | 85,5 | 299275 14,5 
Kreis Achtyrkaa. 83 971 60 304 | 23 667 22 2 
BogoduchwwwwwwWW . 131 467 = 387 29 080 


a 1 Smfolge des damaligen Rriegspuftandes ohne die Kreiſe Luck, Gaba 
Kremjenjez und Kowel. 
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Tabelle 3 Fortſetzung) 
Te davon in REN EEE 
Gouvernement Saatfläche] biuerlichen 6 . 
S insgeſamt = utsbetrieben 
Kreis 5 Betrieben 
Z Dsftiatin.] Debjatin. | % | Debjatin.| %% 
Kreis Walki EE 100 690 83 161 | 82,6 17529 17,4 
e Woltſchanſk. 174 252 133 545 76, 1 40 707 23,3 
„Smij ew 223166 [ 192575 86,3] 30 591 13,7 
„ Iſjium 306 53 268 321 87,6] 38215 12,4 
e Kupianſe 274 062 248 467 90, 7 25595 9,3 
e Lebjediun n 125 515 95 154 75,8 30361 24,2 
= Starobjelſt. S 407 057 393 880 96, 8 13177 | 3,2 
=: Sumy 131 052 94 490 72, 1 36 562 27,9 
e ` Charkow — * 106 725 92 934 ei 5 13791 13 
Gouv. Sſchernigow — . . 41477347 1377 334 | 932 |: 100013 | es 
Kreis ect... 87 371 | 77170 884 | 10201 | 11,6 
e Gludow . . .. 2... 96 979 85 398 | 88,1 11581 11,9 
„ Gorod nja 96 822 93 253 963 3569 | 3,7 
e SKolelig e 92 865 82 020 | 88,4 10845 |11,6 
e Konotop , 95 635 83 854 | 87,7 11781 12,3 
„ Krolew ez 80252 | 75050 93,6 5202 6,4 
„ Mglin 93102 | 89318 96,9 3784 | 31 
e Nopgorod⸗Sewerſk 118 722 111 605 | 94 71176 
„Nowoſybkbo 104 151 99 396 95,4 4755 64,6 
Nijeſhin 93985 | 84200 89,5 9785 10,5 
F 79 894 77 682 97, 2212 2,7 
„„Sofniza e 103 546 98488 95,2 5058 | 4,8 
e GStarodub. e 115 047 108 092 94 6 955 6 
„ Suraſhh h.. . 118 810 115 207 97 36038 | 3 
e. SZidernionm . . . zl, 100 166 96 601 | 96,5 8565 | 3,5 
Gouv. Poltawa : . . -_._. 2306221 |1869 234 | ou | 436987 19 
Kreis Sadjdtid. ttt 110 491 97 596 88, 3 12 895 11,7 
„Solotonoſcha 175192 [ 150 374 86,5 24818 13,5 
e Sjen kw 107 689 89 138 | 82,8 18551 17,2 
Kobeljakk ii.. 175 867 | 153 133 87,1] 22 734 12,9 
e Konſtantinograd 326 808 227 326 69,6 99 482 30,4 
E Krementſchug N 162 208 134333 82,8] 27875 17,2 
„Lochwizza 117297 [ 101480 86,5 15867 13,5 
e HR g E 2 114 398 3019 | 81,3 21379 18,7 
e Mirgo rod. 136 241 113 520 83,4 22721 16,6 
„Pirjatin 142 443 | 108779 76,4] 33664 23,6 
„ Poltawa 163 568 118 961 | 72,8 44 607 | 27,2 
e Brilufi 139 396 117 140 84 22256 Il6 » 
„ Romy) 122 298 106 758 | 87,3 15 540 12,7 
„ Chor ol 163573 | 131 553 80,5] 32 020 19,5 
S Sow. Jekaterinoſlaw: . . 2959 740 [2 536 090 86 423 650 14 
Kreis Alexandrowſk Mae E 492 816 379 249 77 113 567 23 
e Bachmut 385 238 336385 87,4 48353 12,6 
s Werchnednjeprowſ k. 332 903 [ 262 556 78,9] 70347 21,1 
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Tabelle 8 (Fortfegung) 


Gouvernement 
Kreis 


Kreis Jekaterinoſlaw ee 
e Mariupol. . ..... 
„ Nowomoſkowe 


Pawlograd AN 

e lawianoſerbſk. 
Gouv. Cherſonn 
Kreis Alexandria 
„AnanjewwwwWW 
Eliſabethgrad n 
„Odeſſa 
„ Tiraſpol A 
e Cherſon 
Goun Soutien . . 
Kreis Ber diane 
e Dnjeprow ti 
„ Eupato ria 
e Melitopol. 
F 
e Simferopol 
„ "Sala. u we ao 
D Feodoſia e, e D e We 


Saatfläche 
insgeſamt 


386 133. 


468 656 
313 244 


. 421 846 


158 904 


3611751 


519 098 
361 031 


820 952 


458 763 


333 721 


1118 186 


Die Agrarfrage in der Ukraine 


davon in 


bäuerlichen 
Betrieben 


335 013 


460 151 | 


275 060 


337 999 


149 677 


2 872 954 


427 412 


280 125 


16 446 


882 952 


2 390 849 
515 308 


551839 
152 640 
741 973 
163 267 


89 213 


2 624 


3 
173 985 181 


| 82,3 


77,6 


75,1 


Atraine insgefamt kom 949 nn | 81,5 
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davon in 


Gutsbetrieben | 


8 124 327 


Deßjatin. Deßjatin. | — N Debiatin. | 90 S 


185 


im bereuen Poltawa (1910) war das Ackerland bei den Bauern 
zu 83,5% ͤ‚in den größeren Betrieben (von 50 Deßjatinen aufwärts) 

zu 66,5% mit einjährigen Pflanzen beſtellt. Wenn dieſe Verhältnis⸗ 
zahlen allgemein zugrunde gelegt werden dürften, ſo würde ſich nach 
der Statiſtik von 1916 die Geſamtackerfläche der Bauern auf 
19607000 Deßjatinen, 77,8 %, die der Güter auf 5 586 000 Deß⸗ 
(Das Verhältnis der Ackerfläche zur 


jatinen, 22,2 %, berechnen. 
Geſamtfläche der Betriebe wich bei Bauern und Gütern im Got . 


vernement Poltawa nicht ſehr voneinander ab; abgeſehen vom Walde 
hat der Gutsbeſitzer verhältnismäßig mehr Odland, dafür nimmt 
beim Bauern das Haus⸗ und Gartenland einen größeren Platz ein.) 


Zu großem Teil muß daher der Unterſchied zwiſchen der Land: 


wirtſchaftsſtatiſtik von 1916 und der Grundeigentumsſtatiſtik hin⸗ 
ſichtlich der Bodenverkeilung daraus erklärt werden, daß ſehr viel 
Guts land an Bauern mn iſt. 


mu. 


— 


21. 
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Das Pachten aber macht den Bauer nicht glücklich; als Pächter 
iſt er vom Gutseigentümer abhängig, namentlich bei der ſehr ge⸗ 


bräuchlichen Jahrespacht, die gegen Arbeitsverpflichtung abgeſchloſſen 
wird. Der Bauer will Eigentümer Jen; Er N nach den 30 gie, 
die den . gehören. 


u Schichtung des Bauernftandes 
Nun GC? nicht ohne weiteres angenommen werden, daß in den- 


jenigen Gouvernements die Lage der Bauern beſonders gedrückt iſt, 
wo der Großgrundbeſitz ſich beſonders breit macht. Es bedarf nur 


eines Hinweiſes auf die in dieſer Beziehung gegenſätzlichen Gou- 
vernements Tſchernigow und Taurien. In Tſchernigow beſitzt der 
Bauernſtand 90,5 % der Landwirtſchaftsfläche und befindet ſich dabei 
in ſehr unbefriedigender Lage, während es den Bauern in Taurien 
bei einem Anteil von nur 54,8 % verhältnismäßig recht gut geht. 

Für die Beurteilung der Agrarfrage iſt nicht nur das Ver- 


hältnis zwiſchen Guts⸗ und Bauernland wichtig, ſondern auch die 
innere Verteilung des Landes im Dorfe. Wieder iſt die Statiſtik 
von 1905 die wichtigſte. Grundlage, leider aber doch eine recht un- 
zulängliche. Die Statiſtik ſtellt für den kleineren Grundbeſitz eine 
lange Reihe von Größenklaſſen auf, trennt aber nach der juriſtiſchen 
Natur des Beſitzes durchgehend das Privateigentum und das Ruſtikal⸗ 
land voneinander; wir erfahren daher wohl, wie ſich dieſe beiden 
Arten des Beſitzes jede für ſich in Größenklaſſen gliedern, nicht aber, 


worauf es ſozial⸗ökonomiſch vor allem ankommt, wie ſie ſich zu⸗ 


ſammengenommen verhalten. 


Die Statiſtik des Privatlandes iſt für die Erkenntnis der ſozialen 
Abſtufungen der Bauern nahezu wertlos. Von dem Privateigentum 


gehörte in den 50 Gouvernements des europäiſchen Rußlands den 


einzelnen Bauern (Individualeigentum) 5872000 Deßjatinen. Die 


Stlatiſtik jagt wohl, wieviel hiervon auf die Größenklaſſen bis 10 Deß⸗ 
jatinen, über 10 bis 20 Deßjatinen uſw. entfällt. Aber außerdem 


beſaßen als Privateigentum Bauerngemeinden 3729 000 Deßjatinen, 
bäuerliche Genoſſenſchaften 7654000 Deßjatinen, und wie ſich dieſe 
Ländereien für ſich und zuſammen mit dem Individualeigentum auf 


die einzelnen Mitglieder der Gemeinden und Genoſſenſchaften ver- 


teilten, iſt nicht zu erſehen. Und auch die Antwort hierauf würde 


noch nicht befriedigen. Bloß auf Grund feines Anteils am Privat- 


eigentum, ohne zu wiſſen, wieviel Ruſtikalland er hat, können wir 
den Bauer ſozial nicht richtig einſchätzen. 


—— 
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Vrauchbarer iſt die Statiſtik des Ruſtikallandes und zwar des⸗ | 
halb, weil das Ruſtikalland die weitaus umfangreichſte Beſitzart der 


Bauern darſtellt und daher nicht in dem Grade ber Ergänzung durch 
die Statiſtik des bäuerlichen Privatgrundbeſitzes bedarf wie um⸗ 


gekehrt. Das Ruſtikalland umfaßte in den 50 Gouvernements 

138 768 000 Deßjatinen , während im Privateigentum der Bauern 
(ſowohl Einzelperſonen wie Körperſchaften in ſämtlichen Größen 
klaſſen auch des Individualeigentums) 24 597000 Deßjatinen gezählt 


wurden. Dazu kommt, daß der größere Teil des Bauernſtandes im 


Jahre 1905 privates Grundeigentum nicht beſaß. Bei einer Geſamt⸗ 


zahl von 12277355 Höfen in den 50 Gouvernements gab es 1905 
490 393 bäuerliche Individualeigentümer; an privatem Grundeigentum 


beteiligt waren außerdem 17665 Bauerngemeinden und 53 016 bäuer⸗ 


liche Genoſſenſchaften bei insgeſamt 171092 Bauerngemeinden. Die 


Statiſtik des Ruſtikallandes iſt daher an ſich geeignet, immerhin eine 


ungefähre Vorſtellung von der ſozialen Schichtung des W 
zu geben. 


Indeſſen wird auch dieſer relative Wert noch dadurch geſchmälert, 


daß der Gruppierung nach Größenklaſſen nicht der tatſächliche 


Ruſtikalbeſitz des einzelnen Hofes zugrunde liegt, ſondern das im 


Durchſchnitt einer ganzen Gemeinde auf den einzelnen Bauer ent⸗ 
fallende Ruſtikalland. Wenn in einer Gemeinde der durchſchnittliche 


Anteil 4½ Deßjatinen betrug, obwohl im einzelnen der Beſitz 


zwiſchen / und 40 Deßjatinen ſchwankte, fo wurden ſämtliche Höfe 


dieſer Gemeinde zu der Klaſſe 4 bis 5 Deßjatinen gerechnet. Es 
iſt daher klar, daß die Statiſtik die ſoziale Pyramide des Bauern⸗ 
ſtandes erheblich anders zeigt, als ſie in Wirklichkeit ausſieht; die 
mittleren Schichten werden zu breit, die unteren und oberen zu 


ſchmal dargeſtellt. Merkwürdigerweiſe ſcheint dies der ruſſiſchen 
Literatur über die Agrarfrage entgangen zu ſein; in zahlreichen 


Schriften wird bei Erörterung praktiſcher Agrarprogramme die 
Rechnung aufgeſtellt, wieviel Land nötig wäre, um den Ruſtikalbeſitz 
der Bauern, die etwa weniger als 5 Deßjatinen haben, auf dieſen 
Umfang zu ergänzen. Die Zahl der kleinſten Bauern iſt viel größer, 


als in dieſen Rechnungen angenommen wird. Die amtliche Grund⸗ 
eigentumsſtatiſtik ſtellt. dieſen Umſtand weder in den Tabellenköpfen 


een? - * / 
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loch in den Vorbemerkungen noch in dem Text über die Ergebniſſe 
klar. Der Bewejs, daß nur der Durchſchnittsumfang der einzelnen 
u Gemeinden. erfaßt ift, liegt darin, daß jede Gemeinde nur einmal in 
einer der verſchiedenen Größenkategorien erſcheint. Die amtliche 
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Statiſtik ſelbſt . in der angegebenen verfehlten Weiſe, wie⸗ 
viel den Kleinbauern zugeteilt werden müßte, damit ſie auf 5 Deß⸗ 
jatinen Ruſtikalland je Hof kommen. 

Um zunächſt einen ganz allgemeinen Begriff von der Land⸗ 
ausſtattung der Bauern zu geben, wird im folgenden vorerſt von 
der Gliederung nach Größenklaſſen abgeſehen und der Durchſchnitts⸗ 


OË umfang des Bauernhofes betrachtet. Nach Tabelle 4 gehörten 1905 


du einem Bauernhof im Durchſchnitt der neun ukrainiſchen Gou⸗ 

vernements 6,7 Deßjatinen Ruſtikalland. Zu einer ſelbſtändigen 
bäuerlichen Wirtſchaft reicht dieſe Fläche nicht aus, dazu ſind in 
der Ukraine gewöhnlich 7 bis 10 Deßjatinen erforderlich. An und 
für ſich würde dies Defizit eine Notlage des Bauernſtandes nicht zu 


ß bedingen brauchen. In Deutſchland gibt es zahlreiche Dörfer, wo 
Derr durchſchnittliche Landbeſitz der anſäſſigen Gemeindemitglieder 


eine ſelbſtändige Nahrung, ohne die Notwendigkeit des Nebenerwerbes, 
nicht ermöglicht. Aber — und dies iſt einer der wichtigſten Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen der deutſchen und ruſſiſchen Sozialverfaſſung des 
Dorfes — im deutſchen Dorf hat nicht jeder Anſäſſige den Ehrgeiz, 
ſelbſtändiger Bauer ſein zu wollen; den Häuslern, Büdnern uſw., 
die oft die große Mehrzahl der Dorfeinwohnerſchaft bilden, iſt es 
ſelbſtverſtändlich, als Lohnarbeiter bei den benachbarten Bauern oder 
auf Gütern oder in anderen Berufszweigen uſw. ihren Neben- oder 
Haupterwerb zu finden. Die Bodenverteilung als ungerecht zu empfinden, 
fällt ihnen nicht ein. In Rußland dagegen iſt der Bauer von gleich— 
macheriſchem Geiſt erfüllt. „Bauer“ (krestjanin) iſt hier nicht eine 
Berufsbenennung, ſondern bezeichnete bis zur letzten Revolution einen 
Stand, der alle Mitglieder der Gemeinde in dem Gefühl ſozialer Weſens⸗ 
gleichheit verband. In der Hauptſache haben ſie dieſelbe Stufe der 
Bildung, der Kultur, des geſellſchaftlichen Anſehens, dieſelbe Kleidung, 
dieſelben Lebensgewohnheiten, und ſind denſelben Sondergeſetzen unter— 
worfen. So macht ſich auch ein ſtarker Drang nach wirtſchaftlicher 
Gleichheit geltend. Der Kleinere will grundſätzlich dasſelbe ſein wie 
der Größere: ein ſelbſtändiger Wirt, ſein eigener Herr. Es iſt nach 
ſeiner Vorſtellung noch nicht lange her, daß er mit dem Größeren 
gleichgeſtellt war. Als die Leibeigenſchaft beſtand, mußten alle für 
den Herrn fronden, und alle wurden nach gleichen Grundſätzen mit 
Landnutzung gelohnt. Und wo die Leibeigenſchaft nicht geherrſcht 
hatte, beſteht doch die Vorſtellung oder Erinnerung, daß die Vor⸗ 
fahren ſich ehemals als Gleichberechtigte angeſiedelt hatten oder von 
der Regierung mit gleichen Landanteilen ausgeſtattet worden waren. 
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Die rechtgläubigen Bauern ſind eine Familie, ſie ſind Brüder, 
niemand iſt mehr als der andere. Wo die Mirverfaſſung gilt und 
tatſächlich in Form periodiſcher Umteilungen geübt wird, erſtreckt 
ſich die Gleichheitsforderung auch auf den Umfang des Landbeſitzes; 
wo der Landbeſitz feſt vererblich iſt und ſich im Laufe der Zeit 
Beſitzungleichheiten herausgeſtellt haben, wehrt ſich der Kleinbauer . 
doch gegen die Deklaſſierung zum Landarbeiter. Er ſucht durch 
Baht feine Wirtſchaft zu vergrößern; unter Ausnutzung der Ge⸗ 
meindeweide hält er oft mehr Vieh, als ſeinem Anteilsrecht ent⸗ 
ſpricht; vor allem ſucht er am Beſitz eines Pferdes feſtzuhalten, auch 
wenn die Haltung in ſtarkem Mißverhältnis zu ſeinem Landbeſitz 
— vielleicht nur 2 oder 3 Deßjatinen — ſteht. Durch Lohnarbeit. 
mit ſeinem Pferde auf einem Gute ermöglicht er die Ausnutzung N 
des Tieres — höchſt bequem für den Gutsbeſitzer, der ſein eigenes 
Inventar entſprechend beſchränken kann. | 


Tabelle 5 


5 Statiſtik der Pferdehaltung 

in den Dorfgemeinden der Akraine nach den militäriſchen 
| Pferdezählungen 

Chauptſächlich in den Jahren 1901 bis 1904) 


3 


) Zahl der Haushaltungen in den 

| Dorfgemeinden ohne Unterſchied 
Gouvernement des Standes und Berufes 

mit Pferden ohne Pferde 
Ne ter e 187 162 278 154 
Wolhynien En 195 794 116 712 
Podolien r 193 015 226 259 
Tſcherni gdw e 220 536 86 696 
Polt wõ eee. 3 191 617 182 361 
Charkbopͤ ) 205 087 114 598 
Sefaterninoflaw. . . - . - RE ee 2 170 096 68 356 
Cherion: a... sn ee En Ken 180 648 94 646 
Dante 87 277 | 51156 
Insgeſamt 1631232 | 1 218 938 


Die militäriſchen Pferdezählungen zu Anfang des Jahrhunderts 
ſtellten feſt (Tabelle 5), daß in den neun ukrainiſchen Gouvernements 
die Zahl der dörflichen Haushaltungen mit Pferden die der Haus⸗ 
haltungen ohne Pferde um ein Drittel überſtieg. Unter den Haus⸗ 
haltungen ſind auch ſämtliche nichtlandwirtſchaftliche mitgezählt. In 
den Gouvernements Charkow, Jekaterinoſlaw und Cherſon iſt die 
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Zahl der pferdehaltenden Haushaltungen doppelt ſo groß; in der i 
tauriſchen Steppe iſt dasſelbe der Fall; die Geſamtzahl des Gou⸗ 
vernements Taurien wird durch die anders gearteten Verhältniſſe 
der gärtneriſchen Kleinkultur der Krimtataren beeinflußt. Auch im 
Gouvernement: Wolhynien und ganz beſonders in Tſchernigow ſind 
die pferdehaltenden Haushaltungen ſtark in der Überzahl. Umgekehrt 
iſt es in Podolien und namentlich in Kiew, wo die Herabdrückung 
der kleinen Landbeſitzer zu Landarbeitern in großem Maße erfolgt 
iſt. In Poltawa halten ſich die Zahlen nach der militäriſchen 
Zählung beinahe die Wage. Die, Semſtwo⸗ Statiſtik dieſes Gou⸗ 
vernements von 1910 dagegen, die nicht alle ländlichen Haushaltungen 
erfaßt, ſondern nur die Wirtſchaften, die eigenes oder Pachtland 
bearbeiten (wenn auch nur Gemüſeland), zählt an kleineren und 
mittleren Beſitzungen (bis 50 Deßjatinen) 258 324 mit Pferden, 
194944 ohne Pferde. Bei dieſer den Bauernſtand genauer er⸗ 
faſſenden Statiſtik tritt alſo deutlich das Übergewicht der pferde⸗ 
haltenden Wirtſchaften hervor. = 

In Deutſchland ift die Pferdehaltung beim landwirtſchaftlichen 
Kleinbetrieb bedeutend ſeltener. 1907 wurden außer 2 084 060 Zwerg⸗ 
betrieben mit weniger als 0,5 ha Nutzland, von denen nur ein ver⸗ 
ſchwindender Bruchteil Pferde beſaß, 1147995 landwirtſchaftliche | 
Betriebe mit Pferdehaltung, 2504027 ohne ſolche gezählt. Greifen 
wir die Größenkategorie mit 2 bis 5 ha Nutzland heraus, die etwa 
der mittleren bäuerlichen Beſitzgröße in Podolien entſpricht, ſo kamen 
in Deutſchland auf 194 227 pferdehaltende Betriebe 812 050 ohne 
Pferdehaltung; in Podolien dagegen wurden 193 015 dörfliche Haus⸗ 
haltungen mit Pferden, 226 259 ohne Pferde gezählt. 

Das ruſſiſche Dorf weiſt ſomit eine breite Schicht von Zwerg⸗ | 
bauern auf, die nach deutſchen Begriffen zum Landarbeiter zu viel, 
zum ſelbſtändigen Bauer zu wenig Land haben. Wir kommen darauf 
bei der Betrachtung der Größenklaſſen des bäuerlichen Beſitzes noch 
zurück. 

Auf die entftehung dieſer Beſi gverteilung ſoll hier nicht näher 
eingegangen werden. Es genügt der Hinweis auf den Einfluß des 
verbreiteten Agrarkommunismus und der bäuerlichen Erbſitte, wonach 
alle Söhne, in manchen N auch die Töchter, ſich in das | 
Land teilen. 

Die Vorſtellung, daß jeder Angehörige des Bauernſtandes ſelb⸗ 
ſtändiger Wirt fein ſollte, lebt aber nicht nur im Bauer, ſondern 
auch in den Köpfen unzähliger Gebildeter, wie Politiker, Gelehrten, 
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Beamten uſw. Alle dieſe ſtellen es als beklagenswerte Erſcheinung 
hin, daß ein großer Teil der Bauern winzige Landanteile hat, daß 


piele nicht einmal ein Pferd halten können, und fie arbeiten daher \ | 
Agrarprogramme aus, die immer wieder in der Forderung auslaufen, 
daß der Bauer genügend Land haben ſolle, um ſeine Exiſtenz davon | 
zu friſten (die „Ernährungsnorm“) oder (darüber hinausgehend), um 


feine und feiner Familienmitglieder Arbeitskraft voll ausnutzen zu 
können (die „Arbeitsnorm“). 0 


Unter dieſen Umſtänden und dieſen Beſtrebungen gegenüber ift, 
der durchſchnittliche Ruſtikallandanteil von 6,7 Deßjatinen un⸗ 
befriedigend. Die einzelnen Gouvernements zeigen große Unter⸗ 


ſchiede. In Taurien beträgt der durchſchnittliche Anteil 14,7, in 
FJekaterinoſlaw 9,3 Deßjatinen, dafür in Kiew nur 5,5, in Poltawa 
4,9, in Podolien ſogar nur 3,8 Deßjatinen. Weitaus am un: 
günſtigſten iſt die Lage derjenigen Bauern, die früher Leibeigene der 


Güter waren und bei der Befreiung viel ſchlechter als die ehemaligen 
Staatsbauern mit Land ausgeſtattet wurden. Ihr Anteil ſinkt in 
Podolien auf 3,7 Deßjatinen. Auch in Taurien kommen ſie nur 


auf 6,7; der gute Geſamtdurchſchnitt Tauriens erklärt ſich aus dem 


großen Landbeſitz der deutſchen n ähnlich iſt es in Je⸗ 


Alaterinoſlaw. 


Nach der Grundbeſizſtatiſtit von 1877 betrug damals der durch⸗ 


| ſchnittliche Anteil am Ruſtikalland in der Ukraine noch 9,7 Deß— 


jatinen; die Verkleinerung des Anteils bis zum Jahre 1905, ob, 


wohl die Geſamtfläche des Ruſtikallandes inzwiſchen bedeutend zu⸗ 
nahm (Tabelle 6), ergibt ſich aus der Vermehrung der Bauern⸗ 
höfe, die ihrerſeits teilweiſe aus Teilungen der früher häufigeren 
Großfamilie, vor allem aber aus der Zunahme der Landbevölkerung 
reſultiert. 1877 betrug die Zahl der Bauernhöfe in der Ukraine 
1935727; nach der Statiſtik von 1905 war fie auf 3010 996. 
geſtiegen. - 

Das Privateigentum der Ben hat fi, wie Tabelle 6 zeigt, 


in der Zeit zwiſchen den beiden Zählungen bedeutend vergrößert, 


auch im Verhältnis zum einzelnen Bauernhof; doch reichte dieſer 
Zuwachs nicht aus, um die Verminderung des Anteils am Ruſtikal⸗ 
land auszugleichen. Der durchſchnittliche Geſamtumfang eines Hofes 


ſank von 10,2 auf 8,5 Deßjatinen. Auch einſchließlich des Privateigen⸗ 


tums ſind die Bauern in Kiew, Poltawa und vor allem in Podolien 
(nur 4,3 Deßjatinen) am ſchlechteſten geſtellt. 
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Die gengen von 1905 zeichnet die durchſchnittliche 
Befibgröße der Bauern infofern noch zu günſtig, als ſie die Zahl 


der Bauernhöfe für manche Gouvernements viel zu niedrig angibt. 
Wie mir die Agrarſtatiſtiker Tſchernenkow und Jaroſchewitſch in Kiew 


mitteilten, wurden die Höfe 1905 nicht neugezählt, vielmehr be— 
gnügte man ſich mit Zahlen aus dem Anfang der neunziger Jahre. 
Die Angaben der Landwirtſchaftsſtatiſtik von 1916 über die Zahl 


r der > E 
7 > b 
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der Wirtſchaften von „bäuerlichem Typus“ werden dagegen für ` 
ziemlich zuverläſſig erklärt. Zuſammengehalten mit dem Umfang : 


von Klein und Mittelbeſitz zu Anfang 1916, ergaben Bä Durch⸗ 


ſchnittsgrößen, die namentlich für Kiew, Jekaterinoſlaw, Cherſon 3 


hiernach in der Ukraine ST Wolhynien) m nur 6,35 Sek — 
Tabelle 7 


und Taurien! weit hinter der Berechnung von 1905 zurückbleiben 
(Tabelle 7). Der mittlere Umfang einer Bauernwirtſchaft betrug 


62 „ 


Zahl und Größe der bäuerlichen Wirtſchaften im Jahre 1916 


Landwirtſchaftl. Durchſchnittliche 
Zahl der Fläche der bäuerl.. Größe einer 


Goupernement bäuerlichen Wirtſchaften bäuerlichen 

` u Wirtſchaften (nach Tab. 2) | Wirtſchaft 

Deßjatinen Deßjatinen 
NN“ 652 194 2 616 410 4,01 
Podolien 573 687 2 144 306 3,74 
Tſchernig ww 391 533 3 284 006 8.39 
Polt akon 475 619 3 050 146 6,41 
Charkow 424 783 3 198 444 | 7,58 
Jekaterinoſ la 482 912 3371427 6,98 
Cherſon . 417 038 3.067 071 7,3 
Taurien 239 784 2497 486 10,41 
Inögefamt? | 3657 550 | 23 229 296 | 6,35 


Bisher war nur von Durchſchnittszahlen für die ganze Ukraine, 


für die einzelnen Gouvernements oder die verſchiedenen Kategorien 


der Bauern die Rede. Fragen wir nun nach der Schichtung der 


Beſitzer innerhalb des Rahmens dieſer Durchſchnittszahlen, ſo gibt, 


> 


wie ſchon oben ausgeführt wurde, die Beſitzſtatiſtik von 1905 bezüg⸗ 


1 Für Taurien liegt der Unterſchied zu erheblichem Teil darin begründet, 


daß bei der Berechnung des Klein= und Mittelbeſitzes im Jahre 1916 (Tabelle 2) | 


viele über 100 Deßjatinen große Koloniſtenwirtſchaften ausſchieden, die in der 
Statiſtik von 1905 (Tabelle 6) zum bäuerlichen Beſitz gezählt wurden. 
3 Von . konnte 1916, wie ſchon zu Tab. 3 bemerkt, nur ein Teil 
erfaßt wer den. 4 
D 
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Ruſtikalbeſtz von über 20 ha ſind nur im Gouvernement Taurien 


in großer Anzahl vorhanden (14,8 % der Höfe); auf Taurien folgt H 


in weitem Abftand Gouvernement Jekaterinoſlaw (5,1%). 

In Wirklichkeit ſind, wie ſchon oben geſagt, die Klaſſen der 
Kleinbeſtger und der größeren Bauern viel ſtärker vertreten, als es 
nach dieſer Statiſtik der Durchſchnittsverhältniſſe der einzelnen Ge⸗ 


meinden ſcheint. Für das Gouvernement Poltawa iſt die wirkliche 


Beſitzverteilung (nach dem tatſächlichen Umfang der einzelnen Be⸗ 
ſitzungen) ermittelt durch die landſchaftliche Statiſtik, und zwar im 


. 
ST op 


allgemeinen durch eine Zählung von 1910, bezüglich des mittleren 


und größeren Beſitzes im beſonderen durch eine Feſtſtellung nach 


dem Stande der Jahre 1911 bis 1916. In Tabelle 9 werden 


die Ergebniſſe dieſer Aufnahmen den Zahlen der Grundeigentums: 
ſtatiſtik von 1905 in möglichſt kongruierenden Größenklaſſen gegen⸗ 
übergeſtellt. Durch dieſen Vergleich wird deutlich beſtätigt, daß der 
kleinſte und der größere bäuerliche Beſitz bedeutend zahlreicher, der 
dazwiſchenliegende dagegen weniger zahlreich iſt, als nach der 


Statiſtik von 1905 gewöhnlich angenommen wird. (Hierbei iſt her 
vorzuheben, daß nach der Statiſtik von 1910 auch das Privatland 


der Bauern — ſowohl Individualeigentum wie Anteil an dem 
Privatland der Gemeinden und Genoſſenſchaften — einbegriffen iſt, 


— 


NZ 


"e 


wodurch zahlreiche Bauern in höhere Beſitzklaſſen gehoben werden 


als bei alleiniger Zugrundelegung des. Ruſtikallandes. Der Unter⸗ 


ſchied zwiſchen den beiden Aufnahmen in der Zahl der kleinſten Be⸗ 


triebe wiegt daher um ſo ſchwerer.) 
Trotz der in Wirklichkeit viel e Zahl kleinſter Betriebe, 


als nach der Statiſtik von 1905, zeigt die Gegenüberſtellung doch, 


daß die Grundbeſitzverteilung im Gouvernement Poltawa nach der 
Statiſtik von 1910 viel geſunder iſt als nach dem Bilde von 1905. ` 


Zu kleinem Teil ift dies auf die Wirkungen der Agrarreform in 
der Zwiſchenzeit zurückzuführen; hauptſächlich liegt es an dem Unter⸗ 


ſchied der ſtatiſtiſchen Erfaſſung. In der größeren Zahl kleinſter 
Betriebe wäre, wie ſchon oben hervorgehoben, nach deutſchen Be⸗ 
griffen an ſich nichts Ungeſundes zu erblicken, wenn dieſe Parzellen⸗ 


beſitzer nur nicht Bauern vorſtellen wollten und wenn ſie in der 
Lage wären, den fehlenden Lebensbedarf durch Lohnarbeit oder 


ſonſtigen Erwerb in voll befriedigender Weiſe zu decken. Die Zahl 


N | der wirtſchaftlich ſchwachen Zwiſchenexiſtenzen, der Zwergbauern in 
den Größenklaſſen von 2 bis 6 ha, zeigt ſich 1910 bedeutend kleiner: 
149 412 gegen 225 985 im Jahre 1905. Auch die Größenklaſſe von 
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Tabelle 9 | Wa 
Grundbeſitzverteilung im 8 Poltawa 


Statiſtik der 
KH 
| Zahl dr Höfe 1910 is 
| nach 
Größenklaſſe Größenklaſſen So 5 


a use Größenklaſſen 


Th des geſamten 
cn Indi Grundeigentum 
Ruſtikal⸗ vidual⸗ Huftital- 
landes ſeigentums (Auſtikal⸗ und 


; 3 S Privatland) 
Bis 2 Deßjatinen 78843 141 780 
J ͤ Lee 112 734 89 218 
4—6 e 113 251 60 194 
6-9 e 97 810 53 750 
Bis 9 e EE 402 638 344 942 
Bis 10 Deßjatinen IJ. 436634 
| davon bäuerlich. | 29 582 
9—15 Deßjatinen 40 580 . 1 45791 
. 15—25 BT ee 3134 | 24 308 
25—50 e Ste den an 466 11845 
.9—50 e SE 44 180 Wr 81 944 
10—50 Deßjatinen 10858 | 
davon bäuerlichchchee 5292 g 
50—99 Daunen Be e I 0 =. 5 2775 
50100 E 16 2 006 = | 
davon bäuerlich e Re | 670 ö 
100—199 Deßjat inen | | 1198 
100-200 „ „ 42 1099 | | 
davon bäuerlich. N 28999 | 
über 50 Deßjatinen 58 4462 5225 5068 
davon bäuerlich | 1112 | S 
8 Insgeſamt || 446876 | 58973 | 453111 | 
davon bäuerlich 35 986 


H 


s bis 9 ha, deren Vertreter meiſtens wohl ſchon den nötigen Lebens⸗ 


unterhalt ſich erzeugen, aber doch zu großem Teil ihre Arbeitskraft 
auf ihrem Beſitz bei weitem nicht voll ausnutzen können, zählt in 
Wirklichkeit viel weniger Höfe als nach der Statiſtik von 1905. 
Dafür ſind die Mittel⸗ und Großbauern — namentlich in den 
Klaſſen von 15 bis 100 ha — in viel größerer Zahl vorhanden. 
Wenn das tatſächliche Bild ſomit beſſer iſt als nach der 
Statiſtik von 1905, ſo Bun er viel zu an Zë Die 
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Zahl der en ift immerhin groß; auch fie haben Neben- 
erwerb nötig und treten auf dem Arbeitsmarkt in Wettbewerb mit 
den Parzellenbeſitzern. Den Beſitz bis 6 Deßjatinen gerechnet, be— 
trägt die Zahl der unſelbſtändigen Wirtſchaften 291 192, dazu (nach 
der Statiſtik von 1910) 23 860 landloſe Bauern in den Dörfern; 
nicht wenige von der Größenklaſſe 6 bis 9 Deßjatinen ſuchen gleich— 
falls Lohnarbeit. So drängt ſich auf dem Lande eine viel zu zahl— 
reiche Kategorie von Parzellenbeſitzern und Kleinbauern zuſammen; 
es iſt ein Überangebot von Arbeitskräften vorhanden; bis zum 
Kriege ſtanden die Löhne daher auf tiefem Niveau; mit totem und 
lebendem Inventar können Ké dieſe Betriebe nur Aae 
ausſtatten. 

Die große Zahl der Kleinbeſitzer in den Größenklaſſen von 
2 bis 6 Deßjatinen iſt die ungeſundeſte Erſcheinung in der Boden- 
verteilung der Ukraine. Im deutſchen Dorf iſt dieſe Kategorie, der 
leicht der Charakter der Halbheit und wirtſchaftlichen Kraftloſigkeit 
anhaftet, gewöhnlich nur ſchwach vertreten. Wo ſich in Deutſchland 
der bäuerliche Beſitz geſchloſſen vererbt, dort beſteht eine deutliche 
Kluft zwiſchen den Parzellenbeſitzern (etwa bis 2 ha) und der 
unteren Grenze der bäuerlichen Selbſtändigkeit, die je nach den Ort: 
lichen Bedingungen meiſtens bei 5 bis 7 ha liegt. Die Parzellen⸗ 
beſitzer gehen größtenteils landwirtſchaftlicher Lohnarbeit nach und 
nehmen für ihr eigenes Grundſtück die Spannhilfe ihres Arbeit- 
gebers in Anſpruch, während die Kleinbauern von jener Grenze ab 
gut eigene Spannkraft halten können. Bei der inneren Koloniſation 
in Preußen wird ſtreng vermieden, für Berufslandwirte Stellen in 
den dazwiſchenliegenden Größenklaſſen zu ſchaffen, da dieſe von 
vornherein in prekärer Lage ſein würden; zur Sicherheit wird die 
untere Grenze der bäuerlichen Stellengröße lieber noch etwas weiter 


hinauf geſchoben. Eine Generalkommiſſion, die zu Anfang in der 
Jagd nach einer möglichſt großen Zahl von Anſiedlern zu kleine 


bäuerliche Stellen geſchaffen hatte, überzeugte ſich bald von der Un⸗ 
zweckmäßigkeit dieſes Verfahrens. 


a, 7 07 


In denjenigen Gegenden Deutſchlands, wo der Grundbeſitz im 


Erbgang geteilt wird, entſtehen allerdings häufig auch die Zwiſchen— 
größen. Aber es liegt hier für den Vorwärtsſtrebenden immer die 
Möglichkeit vor, durch Zukauf von Parzellen — fortwährend werden 
ſolche feilgeboten — den Beſitz zu einer praktiſcheren Größe auf: 
zurunden (wofern nicht gärtneriſche Kleinkultur den Begriff un⸗ 
praktiſcher Zwiſchengröße überhaupt ausſchaltet). In der Ukraine 


j ' 
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bietet ſich hierzu viel weniger Gelegenheit. Wo der Beſitz gemäß d 
der Mirverfaſſung von der Gemeinde zugeteilt wird, iſt der Verkauf 
des Ruſtikallandes nicht zuläſſig, und wo der Ruſtikalbeſitz ſich feſt 
vererbt und verkäuflich iſt, hielten die Erben bis vor kurzem gewöhn- ` 


lich daran feſt, da ihnen die Trennung von der Heimatgemeinde 


wenig verlockend erſchien (teilweiſe infolge der ſchwachen Induſtrie⸗ 


entwicklung). Die Agrarreform Stolypins hat hierin zunächſt in⸗ 
ſofern eine Anderung eintreten laſſen, als in der Ukraine und im 
übrigen Rußland Millionen von Bauern zu Privateigentümern 
wurden und damit die Möglichkeit erhielten, ihr Land zu verkaufen. 


Wie ſpäter zu zeigen iſt, wurde von dieſer Möglichkeit in den letzten 


Jahren vor dem Kriege auch in zunehmendem Maße Gebrauch ge⸗ 


macht. Begünſtigt wurde dies durch die als Teilſtück der Stolypin⸗ 


ſchen Agrarreform zu betrachtende Organiſation einer gegen früher 


ſehr verſtärkten Überſiedlung nach Sibirien. Wenn jetzt noch weitere 
Beſchränkungen der Verkäuflichkeit des Beſitzes hinwegfallen und in 
„Zukunft Induſtrie und ſonſtige Erwerbszweige der „Schollenkleberei“ 
des bäuerlichen Nachwuchſes ſtärker entgegenwirken, dann beſteht die 
Ausſicht, daß die Beſitzverteilung im Dorfe eine geſundere wird. 
Ein polniſcher Magnat aus dem Gouvernement Podolien be⸗ 


zeichnete kürzlich mir gegenüber als anzuſtrebendes Ziel der Agrar⸗ 
reform: „Man muß die Bauern proletariſieren.“ Er war ſicher ein 
wohlmeinender Mann, und daher klang das Wort paradox. Der 


vernünftige Kern dieſes Ausſpruches iſt nach der obigen Darlegung 
klar. Die Zwergbauern ſind ſozial und wirtſchaftlich ungeſund, die 
größeren Bauern, die noch vorhanden find, ſinken allmählich dazu 
herab; dieſe ſchwächliche bäuerliche Wirtſchaft iſt von viel geringerer 


Produktivität als der Großbetrieb; daher fort mit der Halbheit; die 


* 


einen Landarbeiterſtand zu verwandeln. Konſeguent gedacht vom 
Standpunkt des Großgrundbeſitzers! Die tatſächliche Entwicklung 
war ja auf beſtem Wege hierzu. Der Vorſchlag hat nur den Haken, 
daß ſich die Bauern dagegen ſträuben. Daher heißt die anzuſtrebende 

Löſung nicht Proletariſierung, ſondern Differenzierung der Bauern⸗ Be 
ſchaft. Der kleinſte Beſitz muß ſich mit dem Loſe der Landarbeiter, 


begnügen; der Zwiſchenbeſitz, das Zwergbauerntum muß verſchwinden, 


dafür muß ein anderer Teil der Bauern aufſteigen zu wirklich kräftigen 


mittleren und größeren Wirtſchaften. Zugleich muß in jeder Weiſe 


auf Hebung der bäuerlichen Landwirtſchaft hingewirkt werden, damit 


ſie der Gutswirtſchaft ebenbürtiger werde. Wir haben hiermit der 
Schmollers Jahrbuch XLIII 2. | 22 | 
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. Beſprechung der Reformwege ſchon etwas vorgegriffen; es möge da= 
mit entſchuldigt werden, daß ſich dieſe Betrachtung unmittelbar aus 
der Analyſe der Verteilung des bäuerlichen Grundbeſitzes ergab. 

Gerade in der Heimat jenes Magnaten, in Podolien, iſt die 
Proletariſierung des Dorfes beſonders weit gediehen. Schon aus 
den oben mitgeteilten Daten der amtlichen Statiſtik von 1905 iſt 
dies zu entnehmen. Für den podoliſchen Kreis Winniza hat der 
dort anſäſſige Graf Heiden im Jahre 1906 die genaue Verteilung 
des bäuerlichen Beſitzes einſchließlich des Privateigentums feſtgeſtellt 
(in der Abſicht, zu berechnen, wieviel Land nötig ſei, um den 
Kleinbeſitz auf je 5 Deßjatinen zu ergänzen; in ſeinem Umkreis 
führte Graf H. dies auch aus). Das Ergebnis war folgendes 
(vergleichsweiſe zuſammengeſtellt mit den Zahlen der Statiſtik des 
Ruſtikallandes von 1905): 


Kreis Winniza (Gens, Podolien) 


1. N Zahl der Höfe nach] Zahl der Höfe nac 
6 Größenklaſſen des Größenklaſſen des 


Größenklaſſe Ruſtikallandes zu- bäuerlichen Landbeſitzes 

5 ar folge der amtlichen überhaupt zufolge einer 

MEN Statiftif von 1905 Privatſtatiſtik v. 1906 

m | | 

bis 1 Deßjatine .. !.... 405 | 3 600 
= 1-2 ze „ / 649 7430 
2 2—3 = • Baer Eur Er Zr Ze 9413 | 9 036 
„ EE E EE > 9083 | 5 717 
= 4-5 e „„ 4194 | 4.269 
über 5 e EDER Zi 6 137 | 6 268 
Insgeſamt 29 881 | 36 340 


| Alſo fast funf Sechſtel der Batemſchaft hatten nach der Feſt⸗ 
stellung von 1906 einen Beſitz von nicht über 5 Deßjatinen. Im 
übrigen zeigt auch hier wieder die tatſächliche Beſitzverteilung die 
oben charakteriſierten Abweichungen von der Statiſtik des Jahres 1905. 


(Ein zweiter Artikel folgt.) 
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Die Abhängigkeit 9 
des Wechſelkurſes von Zinsgeſchäften 
und Marktzinsdifferenz 
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Profeſſor der Privatwirtſchaftslehre an der Aniverſität Frankfurt a. M. 
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9 I.V Das Wechſelkursriſiko 


erden Geldverſchiebungen zwiſchen zwei Ländern vorgenommen, 
ſo erfolgen ſie zu einem beſtimmten Wechſelkurſe. Dieſer iſt 
die Grundlage der Kalkulation. Wäre man ſicher, das Geld jeder⸗ 
zeit vom Auslande zum gleichen Kurſe zurückzuerhalten, ſo gäbe es 
kein Kursriſiko, und der Austauſch von Geld zwiſchen den führenden 
Wirtſ chaftsmächten wäre hauptſächlich durch die Koſten des Geſchäftes 
bedingt. Würden alſo keinerlei Hemmniſſe für internationale Kapital⸗ 
übertragungen (Kriegs⸗ oder Kriſenfurcht) vorliegen, ſo müßten die 
Marktſätze der internationalen Geldmärkte eng aneinander gebunden 
ſein, weil die leichte Beweglichkeit kurzfriſtiger N für den Aus: ` 
gleich der Märkte ſorgte. 5 
Nun iſt aber die Wechſelkursbewegung in 1 Zeiten in 
der Regel zwar begrenzt, doch bleibt ſelbſt im Verkehr der Gold⸗ 
währungsländer untereinander noch ein gewiſſer Spielraum, der 
Grundlage des Wechſelkursriſikos iſt. Zwar werden nicht ſelten 
Geldverſchiebungen unter der Vereinbarung durchgeführt, daß die 
Rückzahlung zum gleichen Kurſe ſtattzufinden habe, aber damit wird 
das Kursriſiko nicht ausgeſchloſſen, ſondern nur vom Geldgeber auf 
den Geldnehmer abgewälzt. Während ſonſt der Geldgeber dieſen 
Faktor in ſeiner Kalkulation zu berückſichtigen hatte, muß es nun 
der Geldnehmer. Das Kursriſiko wirkt alſo noch genau ſo hemmend 
wie vorher. | 
Ch 
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Das Kursriſiko iſt bedingt durch Wechſelkursbewegungen, folg⸗ 

lich ſind auch ſeine Grenzen da, wo die Grenzen jener liegen. Die 
Grenzen der Wechſelkurſe in Ländern mit Papierwährung (auch bei 
Silberwährung) ſind außerordentlich weit und dehnbar. Man kann 
mit Beſtimmtheit weder Ober⸗ noch Untergrenze angeben. Alſo iſt 
auch bei ihnen häufig jede irgendwie ſichere Kalkulation ausgeſchloſſen, 

und damit ſchwindet die Grundlage für kurzfriſtige Kreditgeſchäfte 
zwiſchen zwei Ländern, die nicht beide ſtabile Wechſelkurſe beſitzen. 
Anders liegen die Verhältniſſe in den Ländern mit Goldwährung 


oder auf andere Weiſe ſtabiliſierten Wechſelkurſen. Für erſtere kann 


man die Grenzen der Wechſelkurſe feſtſtellen, weil ſie dort liegen, 
wo an Stelle der Wechſelzahlung die Goldſendung benutzt wird. 
Dieſe Punkte find infolge der veränderlichen und im Einzelfalle 
verſchiedenartigen Koſten des Goldtransportes nicht ganz einheitlich, 
aber wir kennen doch Durchſchnittsſätze, die uns erlauben, mit einer 
gewiſſen Exaktheit zu rechnen. | 

Prüfen wir im Anſchluß an geifs? Ausführungen an einem 


| = Beiſpiel die Geſtaltung des Kursriſikos. Das Riſiko iſt außer von 


den Wechſelkursbewegungen abhängig von der Dauer, für die Gelder 
im Ausland angelegt werden, d. h., die gleichbleibende Gefahr des 
an ſich möglichen höchſten Kursverluſtes trifft eine Geldverſchiebung 


von einmonatiger Dauer anders als eine ſolche für Dreimonats: oder 


Jahresfriſt. Die obere Grenze des kurzen Wechſelkurſes auf England 
iſt etwa 20,495 Mk. für 1 E, die untere liege bei 20,335. Die. 
Differenz zwiſchen beiden beträgt 0,16 Mk. oder */5 . Mehr kann 


am Wechſelkurs nicht verloren werden, wenn man genau zum Höchſt— 


kurs Guthaben in England kauft und ſpäter die Rückziehung der 
Gelder zum niedrigſten Kurs durchführt. | 
Wieviel muß nun beim Wechſelkurs von 20,495 die Differenz 
im Marktdiskont betragen, ehe das Riſiko durch den Zinsgewinn ` 
gedeckt iſt? Handelt es ſich um Geldanlage für ein Jahr, ſo 
genügte / fia Zinsdifferenz, um die erſten Geſchäfte zu ermöglichen; 
beim Dreimonatsgeſchäft müſſen ſchon etwa 3 „% Differenz vor⸗ 
handen ſein, und bei Geldverſchiebungen für einen Monat würde 
die unmögliche Zinsdifferenz gar 9 % betragen müſſen. Da mit 
dem Dreimonatswechſel das Dreimonatsgeſchäft vorherrſcht, jo ſoll 
dieſes allein die weitere Grundlage der Betrachtungen ſein. 

Im vorliegenden Beiſpiel haben wir den überhaupt möglichen 


1 Weill, Die Solidarität der Geldmärkte. Frankfurt a. M. 1903. 
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ungünſtigſten Stand der Wechſelkurſe angenommen. Stünde der 


Wechſelkurs bei Übertragung des Geldes nach London auf der 


unteren Grenze (20,335), ſo exiſtierte überhaupt kein Kursriſiko, 
im Gegenteil, jede Kursbewegung, die ja nur nach oben gerichtet 
ſein könnte, würde dem deutſchen Geldgeber einen Vorteil bringen. 
Bei niedrigſtem Stande des Wechſelkurſes müßte alſo ſchon eine 
geringe Zinsdifferenz den Anlaß au ee Geldverſchiebungen | 
bieten. 

Die Wechſelkurſe pflegen jedoch ſelten auf 2 äußeren Grenzen 
zu verweilen, und bei jedem Kurſe iſt die Höhe des Riſikos eine 
andere. Weill hat dies in folgender, hier gekürzter Tabelle ver⸗ 
an ſchaulicht: / 


Bei einem Wechſelkurſe kann der engliſche Diskont kann der deutſche Diskont 
auf England in Deutſch⸗ höher fein als der deutſche höher ſein als der engliſche 


land von im Maximum um im Maximum um 
20,335 0,0% 3,20 % 
20,36 0,50 % 2., 70% 
20,38 0,90% 2,30 % 
20,40 1,30 % 1,90 % 
20,41 1,50 % 1,70% 
20,415 1,60 % 1,60 % 
20,42 1,70 % 1,50 0% 
20,44 2,10% 1,10% 
20,46 2,50 % 0,70% 
20,48 2,90 % N 0,30 % 
20,495 3,20 % \ 0,00 % 


Die Zahlen der Tabellen jagen, was auch ihr Verfaſſer betont, 


nicht alles über das Kursriſiko. Größer kann es nicht ſein, wenn 
nicht die Goldpunkte ſich ändern, aber mancherlei Umſtände können 


es verkleinern. Es iſt nachgewieſen, daß die Wechſelkurſe auf die 
Goldländer gewiſſen regelmäßigen Schwankungen unterliegen, die 
von einer zeitweiligen Einſeitigkeit der Zahlungsbilanz bedingt ſind. 


Steht nun beiſpielsweiſe der Wechselkurs auf England etwa auf 


20,39, und dem kalkulierenden Bankier iſt bekannt, daß in den 
nüchſten drei Monaten eine Kursſteigerung einſetzen muß, wenn nicht 
unvorhergeſehene und ſeltene Einflüſſe ſich geltend machen, ſo kann 
er mit einem Kursgewinn rechnen, wird alſo das theoretiſch vor⸗ 
handene Kursrifiko ganz außer acht laſſen und ſchon Geldver⸗ 
ſchiebungen vornehmen, wenn geringe ee vorhanden ſind. 


— — 


1 Auch für die Kurſe auf die anderen Goldwährungslünder hat Weill ` 
gleichartige SES berechnet. Vgl. S. 74 ff. 
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Ja die Geldverſchiebungen können ſchon vor Eintritt einer Markt⸗ 

zinsdifferenz einſetzen, einzig, um den Kursgewinn einzuſtreichen. 
Drohen dagegen Kursminderungen, ſo wird man das Kursriſiko 
nach dem wahrſcheinlichen Umfange berechnen. 


Die Kursſchwankungen find in ihrer, Wiederkehr zwar dem 
Praktiker bekannt, doch iſt ihr zukünftiger Umfang bis zu gewiſſem 


Grade Meinungsſache. Die an ſich falſche Meinung des eee 
kann alſo ſchon ſehr früh Geldbewegungen auslöſen. 


Vorauszuſehende Kursſchwankungen können auf die Dauer der 


Geldverſchiebungen einwirken. Man wird als Termin der Rück⸗ 


zahlung mit Vorliebe Zeiten günſtiger Wechſelkurſe wählen, und 
wenn das Vorteile verſpricht, die Dauer des Darlehens verlängern. 


Sit bei der Übertragung des Geldes ins Ausland ſchon genügend, 
Rückſicht auf das Kursriſiko genommen, ſo kann bei Verlängerung 
des Darlehns von der weiteren Berückſichtigung dieſes Faktors 
abgeſehen werden, ja das Geld wird wahrſcheinlich im Ausland 
belaſſen, wenn auch inzwiſchen die Zinsſätze beider Länder gleich 


geworden ſind, um die Koſten und Kursverluſte der Rückzahlung 


zu vermeiden. 

Die Exiſtenz des maximalen Kursriſikos tritt mit großer Schärfe 
in Erſcheinung, wenn plötzlich Kriegs⸗ oder Kriſenfurcht die jeweiligen 
Gläubigerländer veranlaſſen, ihre Guthaben um jeden Preis zurück- 
zurufen. Dann pflegt der Anſturm die Wechſelkurſe bis zum oberen 


Goldpunkt zu treiben und Verluſte für die Träger des Kursriſikos 


zu zeitigen, welche in der Annahme normaler Verhältniſſe dasſelbe 
zu niedrig oder gar nicht in ihre Kalkulation einſetzten. 

Weill hat bei feinen Betrachtungen ein wichtiges Moment zu. 
wenig berückſichtigt. Ausgehend von der Obergrenze von 20,495: 
und der Untergrenze von 20,335 für den deutſchen Kurs auf Eng⸗, 
land, würde er das Kursriſiko bei einem mittleren Kursſtande von 
20,415 auf 0,08 Mk., alſo 7 Jahresprozent und für drei Monate 
auf 15 berechnen. In Wirklichkeit iſt es gleich Null, wenn. 
man die Gewinnausſichten in alter Höhe gegen die Möglichkeit 
eines Verluſtes aufrechnet. Nach dieſer Art berechnet, würde alſo; g 


ein effektives Kursriſiko nur vorhanden fein, wenn der Kurs beim 


Abſchluß von Zinsgeſchäften über der Mitte der beiden extremen 
Punkte ſtände. Es würde aber bei ſeiner Annäherung an den 
oberen Goldpunkt ſchnell wachſen und bei einem Stande auf dieſem 
mit dem von Weill berechneten übereinſtimmen, da dann kene 
Abzug für Gewinnausſichten möglich iſt 


! 
ö 
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Im übrigen ſind auch Gewinn- und Verluſtmöglichkeiten nicht 
einfach als gleich wahrſcheinlich anzunehmen, vielmehr werden bei 


ihrer Beurteilung die Erfahrungen der Geſamtheit und des Einzelnen 


über den vorausſichtlichen Kursverlauf während der Laufzeit des 
Geſchäftes eine Rolle ſpielen. Rechnet man im vorſtehenden Bei⸗ 
ſpiel mit ſicherem Rückgang, ſo kann die unwahrſcheinliche Gewinn⸗ 
ausſicht den zu erwartenden Kursverluſt nicht aufwiegen. Umgekehrt 
wird ein Bankier, der ſicheres Steigen des Kurſes erwartet, einen 
Kursgewinn in ſeine Rechnung einſtellen. Wieweit er ihn erlangt, 
u von der Sicherheit im Urteils ab. | 


2. Die Arten der HEH 


ER die Möglichkeiten eines Einwirkens von Geld⸗ und Kapital- 
markt auf die Zahlungsbilanz zu prüfen, find bie. Geſchäfte dieſer 
Märkte im einzelnen zu unterſuchen. Geld⸗ und Kapitalmarkt 
ſcheiden ſich durch die Dauer ihrer Anlagen. Der erſtere vermittelt 
kurzfriſtige Geſchäfte, der andere langfriſtige. Die Formen des 
erſten ſind ſehr mannigfaltig, die des zweiten beſchränken ſich auf 
Anleihen und Kapitalanlagen in Auslandsunternehmungen. Letztere 
können hier, da ſie faſt ausſchließlich von dem ſchwer beweglichen 
Zinsſatz des Kapitalmarktes beherrſcht werden, unberückſichtigt bleiben. 
Neue Zinsgeſchäfte „ Art können in folgenden dee 


E abgeſchloſſen werden: 5 Së 


SC a) Bucheuthaben im Wi | 35 


| Buchguthaben in laufender Rechnung, wie ſie ſich aus del Um⸗ 
wandlung langer Wechſel auf dem Wege des Diskonts oder durch In⸗ 
kaſſo im bezogenen Lande in großem Umfange ergeben, aber auch im Aus⸗ 
lande als Kredit aufgenommene Buchguthaben kurzfriſtiger Art, werden, 
da fie täglich fällig, find, nur niedrig verzinſt. Höhere Zinſen erzielt 
der Gläubiger, wenn er ein Zinsgeſchäft macht, d. h. das Geld dem 
Schuldner auf beſtimmte Zeit, Tage, Wochen, Monate, feſt überläßt. 
Der Satz wird in der Regel mit der Dauer der feſten Anlage 
ſteigen. In 5 Fällen, wenn an beſtimmten Tagen infolge 
kritiſcher Lage des Geldmarktes auf kurze Zeit Gelb gebraucht wird, 
kann der Satz für täglich Geld, wie z. B. in Neuyork, außer⸗ 
ordentlich hoch ſein; doch wird der Auslandsgläubiger zumeiſt nicht 
in der Lage ſein, den Vorteil auszunutzen, weil er nicht am Orte 
anweſend iſt. Der EE im Buhtsettgefgänt wird ihm für 
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einige Zeit feſt überlaſſene Beträge dann auf möglichſt günſtige 
Weiſe anzulegen ſuchen, jo z. B. im Effekten⸗ oder Warenlombard, 
durch Wechſeldiskont uſw., alſo in Geſchäften, die der auswärtige 
Gläubiger nur durch einen Vermittler ausführen könnte. Der orts⸗ 


anweſende Geldnehmer iſt dabei ſehr im Vorteil, weil er die Markt⸗ 


lage am eigenen Platze naturgemäß beſſer zu überſehen vermag. 
Deshalb iſt auch die Erteilung feſter ue ein ſehr wichtiges 
Zinsgeſchäft. 

Die Schaffung von Buchguthaben iſt entweder die Vorſtufe 
einer Vermittlungstätigkeit im Zahlungsverkehr oder eines befriſteten 
Anlagegeſchäftes im ausländiſchen Geldmarkt. Das Kursriſiko iſt 
bei täglicher Kündbarkeit durch die jederzeitige Realiſierbarkeit gemildert, 
weil ſie es geſtattet, jede günſtige Kursſchwankung auszunutzen. 

Im Verkehr zwiſchen Exporteur und Importeur finden ſich 
hochverzinſte Buchguthaben, die aber nicht EE, abhebbar ſind 
und feſte ä darſtellen. 


b) Käufe von Privatdiskontwechſeln im Auslande 

Werden Guthaben im Auslande zum Ankauf erſtklaſſiger Wechſel 
verwandt, ſo genießt der Käufer für die Laufzeit den dortigen 
Marktzins. Da ſolche Wechſel jederzeit wieder verkauft werden 
können, iſt es möglich, ſowohl Kurs⸗ als auch Zinsgewinne während. 
der Laufzeit des Geſchäftes auszunutzen und dadurch das Kursriſiko 
zu mildern. Steigt der Marktſatz nach Abſchluß des Geſchäftes, 
- fo hat das nur die negative Bedeutung, daß Gewinn aus 
Differenzen zweier Zinsſätze beim Weiterverkauf des Wechſels nicht 
erzielt werden kann, daß man in ſolchem Falle Verluſt erleiden 
würde und deshalb bis zum Wechſelverfall durchhalten muß. Mit 
anderen Worten geſagt bedeutet das, die in Privatdiskontwechſeln 
angelegten Summen werden zu feſten Anlagen bis zum Verfalltage, 
wenn bei ihrem Verkauf ein Zinsverluſt droht, der nicht durch einen 
größeren Kursgewinn aufgewogen wird. Der Ankauf kurzfriſtiger, 
unverzinslicher ausländiſcher Schatzanweiſungen iſt dem Wechſel⸗ 
ankauf gleichzuſetzen. Andererſeits erlaubt eine Senkung des Diskont— 
ſatzes während der Laufzeit der Wechſel Zinsgewinne zu erzielen, 
wenn ſie daraufhin vor Verfall verkauft werden. 


| ei Geldanlage im Beleihungsgeſchäft 
Die Lombardierung von Waren iſt verhältnismäßig umſtändlich 
und kommt deshalb wenig in Betracht. Das Lombardgeſchäft in 
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Effekten vollzieht ſich an der Börſe zum Teil in der Form der 
Prolongation oder Reportierung von⸗ Termingeſchäften . Da der 
Zinsgewinn in allen Fällen gut und das gegenüber dem Kauf von 
Privatdiskonten, etwas höhere Riſiko durch höheren Zinsgewinn ges 
deckt iſt, ſo bedienen ſich ausländiſche Geldgeber recht oft dieſes 
Mittels zur Anlage flüſſiger Guthahen. Die Laufzeit der Effekten⸗ 
beleihungsgeſchäfte pflegt allerdings weniger lang zu ſein als die 
Laufzeit der Privatdiskonten. Man. kann aber das monatlich oder 
halbmonatlich ablaufende Geſchäft in der Regel ohne Schwierigkeit 
erneuern, aber auch unverlängert laſſen, wenn dadurch eine Minderung 


des . wahrſcheinlich wird. 


d) Besfelpenfionen’ 


Käufe von Privatdiskonten im Auslande finden ſtatt, wenn 
dort der Zins hoch, im Inlande aber niedrig ſteht. Als Gegen⸗ 
geſchäft kann man die Wechſelpenſion auffaſſen. Suntych ſagt 
darüber: „Im Wechſelpenſionsgeſchäft wird der billige Geldſtand 
des Auslandes in der Weiſe ausgenützt, daß der Operierende im 
Inland zum hohen Privatſatz bankfähige Inlandswechſel erſteht und 


dieſe im Ausland zu billigerem Zinsſatz (Penſionsſatz) reportiert 
ober lombardiert. Dieſes bare ausländiſche Report⸗ reſp. Lombard⸗ 
guthaben kann er in feiner heimiſchen Währung verwerten. Die 
Differenz zwiſchen dem Deviſenerlös und dem Kaufpreis des pen⸗ 
ſionierten Wechſels gibt den proviſoriſchen Gewinn an, der nicht 
nur von den auflaufenden Speſen, ſondern vor allem durch die 


Alea der Deviſenkursſchwankungen beeinflußt wird. Dieſes Dar⸗ 
lehen wird grundſätzlich nicht über drei Monate befriſtet, weil als 


Penſionsobjekt (in der Regel) nur erſtklaſſige Akzepte angenommen 


werden und dieſe nicht länger als drei Monate zu laufen pflegen.“ 


Weſentliche. Bedingungen des Penſionsgeſchäftes iſt die du | 


ſicherung eines feſten Rückzahlungskurſes an den Geldgeber, d. h. 
praktiſch, der Geldgeber zahlt in ausländiſcher Währung und ver⸗ 
langt ſpäter Rückzahlung in derſelben. Damit wird dem Geld⸗ 


nehmer das Kursriſiko voll und ganz aufgebürdet. Er kann es am 
leichteſten ausſchalten, wenn, wie in Osterreich, ein Terminhandel in 


E Mol, Schmidt, Liquidation und Prolongation im Gfettenfanbel, 
Leipzig 1912. 
2 Vgl. Sunty ch, Die Technik der Wechſelpenſionen, Zeitſchrift für handels 


fenen iche Forſchung VI, 1 u. 2. G. kb Gloeckner, Leipzig. 
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Deviſen beſteht, dent er bei Abſchluß des Penſionsgeſchäfts gleich- 


zeitig Terminwechſel zur Rückzahlung am Fälligkeitstage erwirbt. 
Dann iſt die Differenz zwiſchen dem Kurs, zu dem er das aus⸗ 
ländiſche Guthaben verwertet, und dem Terminkurs ſein genau 


fixiertes Kursriſiko, doch kann ar billiger Erwerb der Termin⸗ 


wechſel Kursgewinn bringen. 
Wenn auch Penſionsgeſchäfte nicht für länger als drei Monate 
abgeſchloſſen perden, ſo kann man ſie erneuern, was einerſeits bei 


Fortdauer der günſtigen Zinsdifferenz in Frage kommt, andererſeits 


zur Milderung hoher Kursverluſte beitragen kann. Da Penſions⸗ 
geſchäfte in der Regel unkündbar ſind, ſo iſt auch Minderung des 
Kursriſikos durch Gegengeſchäfte während ihrer Laufzeit ſehr erſchwert. 

Der Zinsſatz, den der Geldgeber zu vergüten hat, iſt abhängig 
vom Marktdiskont des geldgebenden Landes. Er pflegt indeſſen 
regelmäßig höher zu ſtehen als dieſer und ändert ſich auch mit der 


Qualität der verpfändeten Wechſel. Natürlich muß der Satz aber 


noch erheblich unter dem des kreditſuchenden Landes liegen, weil ſonſt 
kein Anreiz zu einem Geſchäft vorläge. Praktiſch kam für Wechſel⸗ 
penſionen als geldgebendes Land faſt ausſchließlich Frankreich mit 


„ſeinem zeitweiſe außerordentlich niedrigen Marktſatz in Betracht. Der 


Krieg wird wahrſcheinlich auch hier Verſchiebungen zeitigen. 


e) Ginanzwechſel auf Grund von Akzeptkredit 
Der Auslandskorreſpondent im Lande mit niedrigem Marktzins 


— England kommt in erſter Linie in Betracht — ſtellt dem Bankier 


im Lande mit hohem Marktſatz einen Akzeptkredit zur Verfügung, 
d. h. er erklärt ſich — in der Regel gegen Zahlung einer Akzept⸗ 
proviſion, die zumeiſt 7 die für den Monat nicht überſchreitet und 
im Verkehr mit eigenen Filialen ganz wegfallen kann — bereit, auf 
ſich gezogene Dreimonatswechſel zu akzeptieren. Er ſtellt alſo nicht 
eigenes Kapital, ſondern nur den Kredit ſeiner Firma zur Ver- 
fügung, denn der Kreditnehmer iſt verpflichtet, vor Ablauf der Friſt 
für Deckung zu ſorgen. Der Ausſteller ſolcher Finanzwechſel kann 
ſie nun auf zweierlei Art zu Gelde machen. 

Einfacher ſcheint es zu ſein, den langen Wechſel im Inlands⸗ 
markte zu verkaufen. Man würde dafür einen Kurs erzielen, der 
nach den Unterſuchungen Schmalenbachs und Mahlbergs um den 
Marktzins des bezogenen Landes plus etwa /s—2 / unter dem 


Kurs für kurze Wechſel liegt. Alſo würde der Ertrag ungefähr 


der gleiche ſein wie beim Wechſelpenſionskredit, wo man für den 


pn: — 
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Kredit etwa ½ % über dem Marktſatze des bezogenen Landes zu 
zahlen hat und ihn durch Verkauf kurzer Wechſel zu Gelde macht. 

Trotzdem wählt der Bankier im Inlande für die Flüſſigmachung 
ausländiſcher Akzeptkredite einen anſcheinend ſchwierigeren Weg, 
denn er pflegt den langen Wechſel nicht im Inlandsmarkte zu ver⸗ 
kaufen, wie Mahlberg! fälſchlich annimmt, ſondern er ſendet ihn 
nach dem bezogenen Ausland, läßt ihn dort vom Korreſpondenten 
akzeptieren und durch ihn oder einen zweiten Vertreter im Geld⸗ 
markte unter Abzug des günſtigen Privatdiskontſatzes für Bank⸗ | 
wechſel, der z. B. im engliſchen Geldmarkte als Sonderſatz niedriger 
zu ſein pflegt als der Marktzins für lange Handelswechſel, welcher 
den langen Kurs regiert, verkaufen. Das aus dem Verkauf erlangte 


Buchguthaben im Auslande dient dann zur Grundlage für den 


Verkauf kurzer Wechſel an die Kundſchaft des Kreditnehmers, der 
an dieſem Verkauf die übliche verhältnismäßig hohe Vermittlungs⸗ 
gebühr gewinnt. Da ihm dieſe beim Verkauf langer Wechſel, für 
die infolge ihres ſtarren Betrages und ihrer niederen Verwendbarkeit 
im Zahlungsverkehr kaum Kunden als Abnehmer zu finden find, 
entgehen müßte, weil lange Wechſel in der Regel nicht an Kunden, 
ſondern nur an Banken, die ihre Umwandlung in ſofort fällige 
Zahlungsmittel unter Berechnung ihrer Koſten und Gewinne be⸗ 
ſorgen, verkauft werden können, ſo iſt es e e warum der 
zweite Weg vorgezogen wird. ` 
Tatſächliche Beweiſe für die vorſtehenden Sätze bieten die 
graphiſchen Darſtellungen Schmalenbachs und Mahlbergs? und ein 
von letzterem beſonders erwähnter Fall: In der Kriſe des Jahres 


1907 überſchwemmten amerikaniſche Finanzwechfel die europäiſchen 


Geldmärkte, fo daß fie ſchließlich einige Zentralbanken’ vom Diskont 
ausſchloſſen. Wäre Mahlbergs Meinung! richtig, jo hätten dieſe 
langen Wechſel im amerikaniſchen Wechſelmarkte verkauft werden 
müſſen. Daß ſie aus zweiter Hand nach Europa gelangten, iſt nach 
dem Geſagten unwahrſcheinlich. | 

Das Auftreten langer Finanzwechſel im Markte des Aus⸗ 
ſtellungslandes iſt nur dann wahrſcheinlich, wenn im bezogenen 
Lande lange Wechſel nicht diskontiert werden können, wenn der 
Geldmarkt des bezogenen Landes verſagt. Dieſer Fall ſcheint im 


ı Mahlberg, Aſiatiſche Wechſelkurſe, S. 133. ee 
2 Vgl. Schmidt, Zur Theorie der Wechſelkurſe, Beitſchrift für handelb⸗ 
wiſſenſchaftliche Forſchung, 1916, S. 107 f. ` 
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Verkehr wischen Deutſchland und Frankreich mehrfach vorgekommen 
zu ſein . Dann wußten die deutſchen Käufer langer Wechſel auf 
Paris, daß ſie dort nicht ſofort in Guthaben umzuwandeln waren. 
Die langen Wechſel auf Paris bedeuteten vielmehr bis zur Wieder⸗ 
eröffnung des Pariſer Diskontmarktes feſte Geldanlagen, und das 
erklärt wohl auch, warum damals die Differenz kurz⸗lang anſcheinend 


vom höheren deutſchen Marktſatze beeinflußt wurde. 


Akzeptkredite, die nicht reinen Finanzgeſchäften, ſondern dem 
indirekten Einzug don Guthaben aus der Handelsbilanz dienen, 
insbeſondere engliſche Banken vermittelten in dieſer Weiſe im Über⸗ 
ſeehandel, können ſowohl dieſer Gruppe als auch der der langen 
Wechſel, die aus direktem Einzug von TEE entſtehen, 
zugerechnet werden. 


1) Der Kauf langer Wechſel im Inlandsmarkte 


auf ein Land mit höherem Marktſatz iſt dem Umfange nach das 


bedeutſamſte der Zinsgeſchäfte. Der Inlandskäufer gewinnt die 


Differenz zwiſchen langem und kurzem Kurs, wenn er die langen 


Wechſel bis zur Fälligkeit behält. Dieſe Differenz wird durch die 


ZBinsarbitrage geregelt. Sie beſteht bei Wechſeln auf Länder mit 
entwickeltem Geldmarkt aus den Zinſen zum Marktſatz des bezogenen 


Landes für die Laufzeit der langen Wechſel zuzüglich einer Koſten⸗, 
Riſiko⸗ und Gewinnquote für den Käufer. Zinsgeſchäfte werden 
die Käufe langer Wechſel erſt, wenn die Dokumente nicht ſofort nach 
Erwerb dem ausländiſchen Diskontmarkt zur Umwandlung in ſofort 
fällige Guthaben und Zahlungsmittel zugeführt werden, ſondern im. 
Beſitz des Erwerbers als Geldanlage bleiben, bis die Geſtaltung 
der Marktzinsdifferenz es ratſam erſcheinen läßt, ſie in Bargut⸗ 
haben zu verwandeln. Steht der Zins im Gegenlande höher als 
im eigenen, ſo werden in letzterem lange Wechſel aufgeſpeichert; 
ändert fich das Verhältnis, jo wandern fie in das Gegenland zum 
Diskont und die dort gewonnenen Barguthaben werden als ſofort 
fällige Zahlungsmittel den Inlandsmarkte verkauft. | 


g) Verſchiebung "e Fälligkeit von Grund poſten | 
| Zinsgeſchäfte in Geſtalt der Verſchiebung des Fälligkeitstermines 


A chon beſtehender Forderungen erfolgen entweder in Form von Bud- 


krediten, das beſtehende fällige Guthaben wird manchmal weiter 


1 Vgl. Sun tych, Die Technik der Wechſelpenſionen, Zeitſchrift für handels⸗ 
wiſſenſchaftliche Forſchung VI, 1 u. 2. Auch als Sonderdruck erſchienen. 
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täglich fällig, zumeiſt aber auf beſtimmte Friſten gegen Verzinſung 
im Auslande belaſſen, oder durch lange Wechſel, die nicht ſofort 
zum Diskont, d. h. zur Umwandlung in täglich fällige Guthaben 
nach dem bezogenen Lande geſandt werden, ſondern zwecks Zinsgenuß 


im Ausſtellungslande verbleiben. Neue Zinsgeſchäfte, alſo kurz⸗ 


friſtige Geldkredite ſind in der Regel Buchkredite, Käufe von Privat⸗ 
diskonten, Wechſelpenſionen oder Akzeptkredite. 
Wir zerlegen alſo die Zinsgeſchäfte in zwei Gruppen: die erſte 


) umfaßt neue Kreditgeſchäfte, die als neue Poſten der Kredit⸗ 


bilanz auftreten, der zweiten gehören alle Verſchiebungen in der 
Fälligkeit ſchon vorhandener Grundpoſten auf Grund der Marft: 
zinsgeſtaltung an. Beide Arten der kurzfriſtigen Kreditgeſchäfte 
werden aber nicht nur durch die Zinsgeſtaltung der beiden beteiligten 
Länder, ſondern auch durch die Bewegungen des Wechſelpreiſes, 
d. h. durch die Preisſpekulation beeinflußt: Jeder Abſchließende 
berückſichtigt neben dem Zinsgwinn die Möglichkeit eines Preis⸗ 
gewinnes oder Verluſtes. Hier iſt in erſter Linie der Einfluß des 
VE zu unterſuchen. 


\ H 


3. Zinsgeſchäfte, Marttzinedifferenz und Wechſelkurs 


Neue Zinsgeſchäfte werden faſt ausſchließlich zwiſchen Banken 
abgeſchloſſen, dagegen können Verſchiebungen in der Fälligkeit von 
Grundpoſten auch zwiſchen anderen Parteien in größerem Umfange 
erfolgen. Alle ſind in ihrer Entſtehung davon abhängig, daß die 
abſchließenden Parteien ihren Nutzen dabei finden. Hier wird er 
durch die Ausnützung von Zinsdifferenzen zwiſchen zwei Geldmärkten, 
erzielt. Demnach ſind Zinsgeſchäfte unmöglich, wenn die Zinshöhe 
in zwei Märkten gleich iſt. Maßgebender Zins iſt der Privat⸗ 
diskontſatz 1. denn wenn auch bei Beſprechung der einzelnen Zins⸗ 
geſchäfte erwähnt wurde, daß ſie, wie z. B. Buchkredite, Lomhard⸗ 
geſchäfte, Wechſelpenſionen, nicht genau zum Privatdiskontſatz des 
geldgebenden Landes abgeſchloſſen werden, ſo doch zu einem Satze, 


der eng mit ihm verknüpft iſt und vor allem mit ihm ſchwankt. 


In allen Fällen wird der Kreditnehmer erſt Anlaß zum Abſchluß 
von Geſchäften haben, wenn der Zins des in Frage kommenden 
Geſchäftes N iſt als der im heimiſchen Geldmarkt. 


1 Über die Beftimmungsgelinde des Marttfage vgl. Weill, a. a. D 
S. 5 f. und 62f. | e 


kd 
` | Ä e 
, 
5 ; 
! 
, 


. Sa 


u Es handelt Déi alſo in jedem Falle um einen Vergleich zweier 

Zinsſätze. Weder der Zinsſatz des Inlandes noch der des Auslandes, 
ſondern die Differenz zwiſchen den beiden iſt allein maßgebend für 
den Abſchluß und die Richtung der Zinsgeſchäfte. Iſt kurzfriſtiges 
Geld im heimiſchen Markt billiger zu haben, ſo wird niemand geneigt 
ſein, dem Ausland höhere Zinſen zu entrichten, wohl aber wird er 
verfügbare Mittel, anſtatt ſie in der Heimat anzulegen, an das Ausland 
ausleihen. Steht dagegen der Zins für kurzfriſtige Darlehen im In⸗ 
lande höher als im Ausland, ſo wird man dort Kredite in Anſpruch 
nehmen, und die ausländiſchen Banken beteiligen ſich an der Ausleihung 
im Geldmarkte des Inlandes. In beiden Fällen werden Darlehen, 
die früher unter entgegengeſetzten Zinsverhältniſſen erteilt wurden, 
mit möglichſter Schnelligkeit zurückgefordert, jo daß dadurch der Geld- 
ſtrom in Richtung der neuen Kredite noch verſtärkt wird. 

Die Wirkung der Zinsgeſchäfte auf den Wechſelkurs im Verkehr 
der Länder mit internationaler Währung iſt außerordentlich weitgehend. 
Man kann ſagen, ſie beherrſchen ihn in normalen Zeiten, d. h. ſo⸗ 
lange nicht Kriegs⸗ oder Kriſenfurcht den Abſchluß von Zing- 
geſchäften hindern. | 
| Geldverſchiebungen aus neuen Zinsgeſchäften find faſt voll- 

ſtändig und dauernd gehemmt, wenn zwiſchen zwei Nationen poli- 


tiſches Mißtrauen herrſcht, wie lange Zeit nach dem 70 er Kriege 


zwiſchen Frankreich und Deutſchland. Sie können jederzeit plötzlich 
unterbunden und rückgängig gemacht werden, wenn dieſes Miß⸗ 
trauen, die Angſt vor dem Kriege, durch beſondere Umſtände 
(Marokkokriſis) neu geweckt werden. Ebenſo wirkt das plötzliche 
Auftreten einer Wirtſchaftskriſis in einem der Länder oder ſchon die 
ö die eine ſolche erwarten laſſen (Bankzuſammenbrüche). 

Während der letzten beiden Friedensjahrzehnte hatte der deutſche 
Geldmarkt recht enge Beziehungen zum Auslande entwickelt, die 
allerdings einige Male durch beſondere Anläſſe der genannten Art 
empfindlich geſtört wurden. Nach dem jetzigen Krieg werden dieſe 
internationalen Beziehungen nur langſam wieder aufleben, und ſolange 
die feſten Kurſe nicht wiederhergeſtellt werden, ſind ſie infolge des 
übermäßigen Kursriſikos ganz ausgeſchloſſen. 

Die Koſten der neuen Zinsgeſchäfte werden durch die Verſchiebung 
des Geldes und die Anlage im Auslande verurſacht. Bei Friſt⸗ 
verlängerung beſtehender Forderungen kommt nur das letztere und 
in geringerem Umfange in Betracht. Sie ſind für die einzelnen 
Anlagemöglichkeiten verſchieden, doch finden offenbar Sonderkoſten 
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des Einzelgeſchäfts in Geſtalt höherer Zinsſätze Berückſichtigung. 
Immer wird die Bank mit Auslandsniederlaſſungen billiger arbeiten 
als andere, die ſich bezahlter Vermittler bedienen müſſen. 

Das Riſiko internationaler Geldanlagen iſt von zweierlei Art. 
Mit jeder Geldanlage iſt, auch im Inlande, ein normales Ge- 
ſchäftsriſiko verbunden. Es betrifft die Gefahr des Verſagens der 
Gegenpartei, z. B. der Nichtbezahlung eines Wechſels, der Nicht⸗ 
einlöſung eines Effektenlombards bei geſunkenen Kurſen uſw. Dieſe 
Gefahren kommen in den für die einzelnen Geſchäftsarten normierten 
Zinsſätzen zur Geltung. Den internationalen Beziehungen allein iſt 
das ſchon erörterte Riſiko der Wechſelkursänderung eigen. 5 

Den außerordentlich ſtarken Einfluß, den die von der Differenz 
im Marktzins zweier Länder abhängigen Zinsgeſchäfte auf den 
Wechſelkurs ausüben, haben dert mit voller Deutlichkeit die aus⸗ 
gezeichneten Unterſuchungen Schmalenbachs und Mahlbergs! über 


den deutſch⸗engliſchen und deutſch⸗franzöſiſchen Wechſelkurs klar⸗ 


gelegt. Ihre graphiſchen Darſtellungen zeigen, daß der kurze Kurs, 


der für ſofort oder innerhalb weniger Tage fällige Zahlungsmittel, 
faſt ohne Ausnahme jeder, auch der kleinſten Schwankung in der 
Marktzinsdifferenz folgt. In einer Beſprechung dieſes ſehr wichtigen 
Ergebniſſes habe ich an anderer Stelle? unter anderem etwa folgen⸗ 
des, weiter ergänzte ausgeführt: = 
Für den deutſch⸗ engliſchen Wechſelkurs konſtatiert Schmalen⸗ 


bach 8, wobei ihm völlig beizupflichten iſt, die weitgehendſte Ab⸗ 


hängigkeit des Berliner kurzen Kurſes auf England von der Differenz 


der Marktſätze. Anlaß zu Zinsgeſchäften, die eine Ausnutzung 


von Abweichungen der Marktſätze zweier Länder bezwecken, bietet 


ſich, wenn die Differenz zwiſchen den Sätzen dieſer beiden Plätze 


groß genug iſt, um Kursriſiko“! und Speſen zu decken und noch 


kä 


Gewinn übrig zu laſſen. 


Freilich ſind die Zinsgeſchäfte häufig Zinsſpekulationen, die 
Thon abgeſchloſſen werden, wenn das rechneriſche Kursriſiko noch 


1 Schmalenbach, Der Kurs des Pfund⸗Sterlingwechſels. Zeitſchrift 
für handelswiſſenſchaftliche Forſchung I, S. 241 f.; Mahlberg, Der Kurs 


des Frankenwechſels, ebenda III, S. 397 f. Vgl. auch Schmalenbach, Der 


Kurs des Dollarwechſels, ebenda U, S. 121 f.; Mahlberg, Aſiatiſche Wechſel⸗ 


kurſe. Bonn 1914. 


2. Zur Theorie der Wechſelkurſe, Seitſchrift für R 
Forſchung XI, S. 93 f. | 

3 Ebenſo Mahlberg für den deutſch⸗franzöſiſchen gegen 

RK Vgl. Weill, Die Solidarität der Geldmärkte. t 


! 
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| nicht völlig gedeckt iſt. In der Regel hat der Zinsſpekulant guten 
Einblick in die Entwicklung der Zins⸗ und Kursverhältniſſe oder 


glaubt wenigſtens, ihn zu haben. Iſt ſeiner Meinung nach die zu⸗ 


künftige Kurs⸗ und Zinsgeſtaltung günſtiger, als man ſie bei der 


den ungünſtigſten Fall ins Auge faſſenden Berechnung des Kurs- 
riſikos anſetzt, ſo werden ſchon Zinsſpekulationen getätigt, ehe die 


Zinsdifferenz rechneriſch das Kursriſiko deckt. In der Regel wird 


der vorſichtige Rechner auf ſeine Koſten kommen. So wäre es z. B., 
wie die Darſtellungen Mahlbergs! über den Frankenwechſel zeigen, 
töricht geweſen, bei Berechnung des Kursriſikos für dieſen Wechſel 


den unteren Goldpunkt als Grenze zu ſetzen, denn die Statiſtik 
beweiſt, daß der Kurs recht ſelten unter die rechneriſche Kursmitte, 


die Goldparität, ſinkt. Daraus ergibt fi, daß Geldverſchiebungen 


zwecks Ausnutzung des Zinsunterſchiedes rechneriſch Zinsſpekulationen, 


praktiſch aber nahezu riſikoloſe Zinsgeſchäfte ſein können, weil ziem⸗ 
liche Sicherheit über ihren günftigen Ausgang im vorhinein beſteht. 


Natürlich wird durch dieſe Überlegungen die Grenze zwiſchen dem 


ruiiſikofreien Zinsgeſchäft und der Zinsſpekulation recht ſchwankend. 
In der Praxis pflegen Zinsdifferenzen ausgenutzt zu werden, 

ehe das nach Weill berechnete Kursriſiko voll gedeckt iſt. Das erſieht 

man aus den Diagrammen ganz deutlich. Die Praktiker berück⸗ 


ſichtigen neben ihrem Urteil über die Kursentwicklung offenbar auch 


„ 


den Umſtand, daß man beim Zinsgeſchäft nicht nur Kursriſiko, 


ſondern, auch Ausſicht auf Kursgewinn hat. 


Berückſichtigt man, daß jedes Geſchäft Koſten verurſacht, die 


zum Maximalkursriſiko zu ſchlagen wären, alſo für den jeden Per: 


luſt Scheuenden die zur Einleitung von Zinsgeſchäften nötige Zins⸗ 
differenz noch weiter erhöhten, ſo kann man ſagen, daß ſelten Zins— 
geſchäfte ohne jedes Riſiko geſchloſſen werden. Wir können fie alſo 
insgeſamt auch Zinsſpekulationen analog den auf Preisdifferenzen 
gerichteten Preisſpekulationen und im Gegenſatz zu den Zins⸗ 


‚ arbitragen, bei denen gleichzeitiger Kauf und Verkauf verſchieden 
fälliger Zahlungsmittel jedes Riſiko aus Kursſchwankungen auf 
ſchließt, nennen. 

Über die Zinsarbitragen iſt bei Behandlung des Verhältniſſes 
turz-lang ? zu reden. Die Preisſpekulationen ſollen hier unberück— 
ſichtigt bleiben. © , 


1 Der Kurs des Frankenwechſels, a. a. O. Diagramm III. 


Vgl. meinen Aufſatz: Das Verhältnis der Gegenkurſe im Zahlungs⸗ 


——U— — 
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Der Vergleich zwiſchen kurzem Berliner Kurs auf London und u 


der jeweiligen Differenz zwiſchen Londoner und Berliner Privat⸗ 
diskont (Diagramm J) zeigt deutlich, wie auch der Verfaſſer betont, 
die Abhängigkeit beider voneinander. Steht der engliſche Privat⸗ 
diskont weſentlich unter dem deutſchen, ſo werden viele Kredite in 
England genommen. Dieſe erſcheinen im Markte der Zahlungs⸗ 
mittel in erſter Linie in Deutſchland als Angebot kurzer Wechſel; 
deren Kurs wird alſo ſinken. Seltener wird man in Berlin lange 
Wechſel auf England verkaufen, weil deren Abweichung vom kurzen 
Kurs in der Regel höhere Zinſen ergibt als den engliſchen Privat⸗ 
diskont !.. 

Steigt der Marktſatz in England über den deutſchen, ſo kehrt 
ſich der Strom kurzfriſtiger Geldanlagen um und fließt nun von 
Deutſchland nach England. Es handelt ſich einerſeits um Rück⸗ 
zahlungen deutſcher Schuldner, anderſeits um neue Krediterteilung 
Deutſchlands an England. Die Nachfrage nach kurzen Wechſeln 
wird in Deutſchland, das Angebot in England vermehrt. Der Kurs 
ſteigt in Berlin und auch in London, in letzterem, weil dort Mengen⸗ 
notierung herrſcht. | 

Sind ſich deutſcher und engliſcher Zinsſatz annähernd gleich, ſo 
liegt zu umfangreicheren Zinsgeſchäften kein Anlaß vor. In dieſem 
Falle beeinfluſſen die jeweiligen Zinsveränderungen den Kurs, wenn 
kleine Bewegungen als Vorläufer größerer angeſehen werden, die 
dann der Preisſpekulant diskontiert. Damit iſt indeſſen nicht gefagt, 
daß die Zinsdifferenz gänzlich ohne Wirkung auf den Kurs ſei. Sie 
iſt es gewiſſermaßen negativ, indem ſie den Ablauf und Ausgleich 
der früher unter anderen Verhältniſſen erteilten Kredite zuläßt. Es 
hängt dann vom Zufall ab, wie dieſe Rückzahlungen auf den Kurs 
wirken, der jedenfalls in ſolchen Zeiten nicht ausſchließlich von der 
Zinsdifferenz geleitet wird. 

Solange die Marktſätze zweier Länder bis auf etwa Ye „o dn, 
ander gleich ſind (Diagramm J, z. B. Mai und Oktober 1905, 
Dezember 1906), zeigen ſich geringere Zuſammenhänge des ä 
mit der Zinsdifferenzlinie. b 

Auch bei größeren Abweichungen der Zinsſätze a ſetzt 
nicht der geſamte kurzfriſtige Geldverkehr an einem Punkte ein. 
Die größten Banken mit guten Geſchäftsverbindungen können ſchon 


verkehr mit dem Ausland. Zeitſchrift für Handelswiſſenſchaft und Handels⸗ 
praxis 1911. 

Vgl. Bd. I, Diagramm II, S. 250, auch N II, DEN IV, S. 406. 
Schmollers Jahrbuch XLIII 2. 23 


— 
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mit Ausſicht auf Nutzen Sinsfpekufationen abtihfiefien: wenn andere 


Firmen noch nicht dazu in der Lage ſind. 


Das Kursriſiko tritt nicht jo ſtark in Erſcheinung. Es iſt für 
den deutſchen Kreditnehmer am höchſten, wenn der Kurs auf Eng⸗ 
land bei Erteilung des Darlehns niedrig ſteht, und am geringſten 
(= 0), wenn der Kurs den Höchſtſtand (S oberen Goldpunkt) 
erreicht hat. Steht der Kurs bei Abſchluß hoch, jo iſt es ehr. 
wahrſcheinlich, daß er bei Rückzahlung des Darlehns gefallen 18. 
und demnach Deckung zu billigerem Kurſe erlaubt. Die Folge 

müßte ſein, daß bei hohem Kurſe und niedrigem Auslandszins 
ſchneller und größere Darlehen im Auslande genommen werden als ` 
bei niederem Kurs. Aus den Diagrammen läßt ſich das in Form 
verſchieden ſtarker Kursbeeinfluſſung nicht erkennen. Daraus könnte 
man ſchließen, daß die Praxis das Kursriſiko nicht genügend be— 


achtet, alſo oft ſpekuliert, und daß ihr in dieſer Hinſicht der weite 
Blick abgeht. 
Die Darſtellung des Frankenkurſes von Mahlberg (Diagramm II) 


zeigt, daß er feine untere Grenze nicht beim Goldexportpunkte hatte. 
Da er auf Grund der in Frankreich dauernd günſtigen Zahlungs⸗ 


bilanz ſelten unter die Goldparität ſinkt, ſo ſcheint die Preis⸗ 


ſpekulation oder die Arbitrage eine ſtarke Unterſchreitung dieſer 


Grenze auch bei ſtarkem Angebot kurzer Wechſel, infolge umfang⸗ 
reicher Kreditaufnahme für Frankreich, durch Ankauf der aus: 
geſchriebenen Wechſel zu verhüten (Beiſpiel Juni — Dezember 1904). 


Geht der Strom kurzfriſtiger Gelder in der Richtung Deutſch⸗ SH 
land — Ausland, jo wirkt er durch Käufe im Inland, die auch durch 


Arbitrage vom Auslande herbeigeführte dortige Verkäufe ſein können, 


alſo kursſteigernd. Das Kursriſiko des deutſchen Kreditgebers ilt- 
um ſo geringer, je niedriger der Kurs iſt, zu dem er den Kredit 
erteilt, weil dann die meiſte Ausſicht beſteht, daß er die ausländischen‘ 
Zahlungsmittel bei Rückzahlung des Darlehns mit Nutzen, d. h. zu 


erhöhtem Kurs verkauft. In der Regel wird aber der Kreditnehmer 


das Kursriſiko tragen, weil der Kredit zumeiſt in der Währung des 
Kreditgebers eingeräumt wird. Belege für den vorbezeichneten Fall 
könnte man im Diagramm I des engliſchen Kurſes im Januar 
1904, 1905 und 1906 ſehen. Allerdings ift gerade dazu eine Sonder: 


bemerkung zu machen. Die Fälle liegen am Anfang eines Um: 
ſchwungs in den Zinsverhältniſſen. Es iſt natürlich, daß ein plötz— 


liches völliges Umſchalten des Stromes kurzfriſtiger Gelder mit be⸗ 


ſonderer Wucht auf den Kurs wirken muß. Da dann möglichſt 
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viele die Gelegenheit wahrnehmen wollen, und da am Anfang 
ſolcher Kursbewegung das Kursriſiko für die Geſchäfte neuer Rich⸗ 
tung am günſtigſten iſt, weil Preisgewinn in Ausſicht ſteht, ſo er⸗ 

folgt eine außerordentliche Konzentration der Geſchäfte mit ent⸗ 
ſprechender ſtarker Wirkung auf den Kurs. | 

Der Markt kurzfriſtiger Gelder iſt anderſeits in keinem Lande 
unerſchöpflich, und wenn verſucht wird, ihm unbeſchränkte Summen 
durch Verkauf von Auslandswechſeln zu entziehen, ſo verhindert 
manchmal das in Anſpruch genommene Land ein übermäßiges 
Steigen des Privatdiskonts durch beſondere Mittel der Diskont⸗ 
politik. So treibt beſonders Frankreich eine Politik des niedrigen 
Diskontſatzes, die es z. B., wie Mahlberg (Bd. III, S. 403) mit⸗ 
teilt, veranlaßte, gleich England, amerikaniſche Zinsgeſchäfte durch 
Ausſchluß der Finanztratten vom Diskont bei der Zentralbank zu 
verhindern. Auch die privaten, am Geldmarkt intereſſierten Firmen 
eines Landes werden zu weitgehende Kreditanſprüche des Auslandes 
ablehnen, wenn dadurch eine Zinsgeſtaltung Platz greift, welche 
ihnen unerwünſcht ſein muß. Schließlich können auch Zinsgeſchäfte 
einen engen Geldmarkt ſchnell erſchöpfen, d. h. ſeine Zinsſätze ſo 
nach oben oder unten drücken, daß von der geringen Zahl der durch⸗ 
führbaren Zinsgeſchäfte die Wechſelkurſe nur in beſchränktem Um: 
fange beeinflußt werden. Ja, im Verkehr Europas mit überſeeiſchen 
Goldländern ohne eigentlichen Geldmarkt gibt es oft nur einſeitige 
Zinsgeſchäfte in der Richtung Überſee — Europa, jo daß die Kurs⸗ 
beeinfluſſung eine weſentlich gemilderte iſt. Im Verkehr zweier 
Länder ohne Geldmarkt können die Kurſe nur von den Poſten der 
Forderungsbilanz und von Preisſpekulationen beeinflußt werden. 

Da auch der größte Geldmarkt nicht unerſchöpflich iſt, jo muß 
für jeden bei langdauernder Zinsgeſtaltung gleicher Richtung eine 
Zeit kommen, in der Zinsgeſchäfte abnehmen oder gar ER 
dann mindert fih auch ihr Einfluß auf den Kurs. 

Schließlich ſind noch die Wirkungen des Wechſelkurſes op den 


Zins im Geldmarkt zu unterſuchen. Steht der Marktſatz im Inland 


erheblich höher als im Ausland, ſo kommen Kreditwechſel auf das 
Ausland auf den inländiſchen Markt. Dieſe werden letzten Endes 


von Importeuren uſw. erworben, die damit ihre Auslandsſchulden 


decken: Ihre Zahlungen an die Wechſelverkäufer vermehren in der 
Regel die Mittel des Geldmarktes, drücken SEH deſſen Zins 
und nähern ihn dem des Auslandes. 


Iſt der Marktſatz im Inland ge als im Ausland, erteilt | 
23 * 


— 
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alſo das Inland dem Ausland Wechſelkredite, jo wird zur Einlöſung ö 
dieſer Tratten dem Inlandsmarkt Geld entzogen und damit auf " 
den Marktzins ſteigernd eingewirkt, der ſich alſo dann ebenfalls dem 


Auslandsſatze nähert. 


Die Beeinfluſſung des Geldmarktes und ſeines Zinsſatzes durch 
den Wechſelkurs ift indeſſen im Verkehr Deutſchlands mit England 8 
und Frankreich viel geringer als die des Wechſelkurſes durch den 


Marktzins, weil im Geldmarkte die verſchiedenſten kurzfriſtigen Ge— 
ſchäfte, insbeſondere Diskont von Inlandswechſeln, Reportgeſchäfte, 


Lombardierungen von Waren und Effekten und Kontokorrentkredite 
neben den Deviſenabſchlüſſen herlaufen und oft durch Auslandskredite 


erlangtes Geld überhaupt nicht im Markte erſcheint. 
Im allgemeinen kann eine Kursbewegung ſchon erfolgen, ehe 
die Zinsdifferenz ſich ändert, weil es immer eine Reihe von Ein— 


geweihten gibt, die ſolche Ereigniſſe einige Zeit im voraus kennen, 


manchmal fühlen und entſprechend handeln, ſo z. B. beim Pfund— 
wechſel, Diagramm I, Februar 1904, Dezember 1905, Januar, 


Oktober, Dezember 1906, beim Frankenwechſel, Diagramm II, Januar, — 
März 1905, Januar 1906. Allerdings pflegt dieſe allgemeine Diskon— 


tierung der Ereigniſſe ſelten zu ſein und in größerem Umfange nur 
zu Terminen zu erfolgen, an denen eine Veränderung üblich iſt 
oder eine Bankdiskontänderung eintritt. Die Regel wird jedoch ſein, 


daß die Kursbewegung um einen Börſentag hinter der Bewegung 


der Zinsdifferenz, ſoweit ſie vom Marktſatze des Gegenplatzes ab— 


hängt, zurückbleibt, weil der Marktſatz des Gegenplatzes erſt am 
nächſten Börſentage genau bekannt iſt. 


Die Parallelität des kurzen Kurſes zu der Zinsdifferenz iſt noch 


aus anderem Grunde nicht vollkommen. Schmalenbach und Mahlberg 
betonen das Vorhandenſein anderer großer und wuchtiger Bewegungen. 


Dieſe großen Bewegungen ſind auf die aus der Forderungs— 


bilanz eines Landes herauswachſenden Grundpoſten der Zahlungs— 


bilanz zurückzuführen. Die laufenden Geſchäfte der Wirtſchafts— 


ſtaaten ſind in ihrer Geſamtheit weit bedeutender als die kurz— 


friſtigen Geldverſchiebungen und Geldanlagen. Man kann ſie für 
Deutſchland in normalen Zeiten auf jährlich je 15 Milliarden Mark 


Guthaben und Schulden ſchätzen, während die kurzfriſtigen Geld— 
geſchäfte, was nicht anzunehmen iſt, nur mehrere hundert Millionen 


umfaſſen ſollen 1. Der ſtarke Einfluß der letzteren iſt durch den 


1 Plenge, Von der Diskontpolitik zur Herrſchaft über den Geldmarkt, 
S. 255. Berlin. Vgl. ſpätere e dazu. 
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beweglichen Charakter der Zins- und Spekulationsgelder bedingt. 


Während laufende Einnahmen und Ausgaben. mit einer gewiſſen u 


Stetigkeit bei Fälligwerden der Poſten auf dem Markte erſcheinen, 
kann jede der täglichen Zinsverſchiebungen den Strom der kurzfriſigen 
Gelder verſtärken, aufhalten oder gar umkehren. | 
Dazu kommt, daß die Fachleute des Zahlungsmittelhandels in 
dem täglich notierten Marktzinsſatz eine exakte Unterlage für ihre 
Dispoſitionen haben, die ſie infolgedeſſen mit großer Schnelligkeit 
treffen können, während die große Menge der Auslandsſchulden und 
Aus landsguthaben, die ja auch z. T. im ausländiſchen Markte auf⸗ 
treten, für den Einzeltag, ja Monat nur ſchwer und ſehr verſpätet 
ſtatiſtiſch erfaßt werden. Für Argentinien !, deſſen Handelsſtatiſtik 
einzelne Quartale getrennt behandelt, läßt ſich ganz deutlich der 
Einfluß der Handelsbilanzzahlen auf die Wechſelkurſe nachweiſen. 
Wo das infolge fehlender Unterteilung der Statiſtik oder des Uber⸗ 
wiegens der nicht dem Handelsverkehr entſpringenden Forderungen, 
die ſtatiſtiſch kaum zu faſſen ſind, unmöglich iſt, kann man nur aus 
der Bewegung der Kurſe rückwärts ſchließen, daß die Poſten der ` ` 
Geſamtforderungsbilanz gewiſſe Schwankungen durchmachten. Auf 
alle Fälle wird der Praktiker in der Lage ſein, regelmäßig wieder⸗ 
kehrende große Schwankungen auszunutzen, insbeſondere wenn es ſich 
um Geſchäfte von längerer Dauer handelt. | 


4. Der Umfang der Zinsgeſchäfte 


Dem iſt nun noch eine Unterſuchung des zahlenmäßigen Um. 
fanges der Zinsgeſchäfte im einzelnen und im ganzen zur Würdigung 
ihrer Bedeutung im Verhältnis zu den übrigen Poſten der Zahlungs⸗ 
bilanz hinzuzufügen. Die Schätzung Plenges auf „einige hundert 
Millionen Mark“ bezieht ſich offenbar nur auf einen Teil der Zins⸗ 
geſchäfte, wahrſcheinlich nur auf Buchkredite, Ankäufe ausländiſcher 
Privatdiskonten, Waren⸗, Effektenlombard und Wechſelpenſionen. 
Akzeptkredite und Finanzwechſelgeſchäfte ſind vielleicht ſchon nicht 
mitgerechnet, und auch dann iſt der wirkliche Betrag möglicherweiſe 
höher; denn Schwarz? zitiert für 1909 fein Berliner Finanzblatt, 
das allein den et der für deutſche Rechnung an e 


Schmidt, Wechſelkurſe Argentiniens. Zeitſchrift für Sanbefömifen 
ſchaft und Handelspraxis, Bd. II, S. 94 ff. 
2 Diskontpolitik, Leipzig 1911. S. 122. 
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Banken verkauften Großinbuftriewedfe Privatbisfonten) auf 500 
bis 600 Mill. Mk. angibt. 

„Die Hauptmaſſe der für die Wechſelkursgeſtaltung maßgebenden 
Zinsgeſchäfte entwickelt ſich jedoch fortlaufend und automatiſch aus 


Go? 


dem Wechſelhandel heraus. Es find die langen Wechſel. Sie 


entſtehen bei dem Inkaſſo befriſteter Auslandsguthaben und finden 


$ 


| hauptſächlich bei der Abwicklung von Grundpoſten der Handelsbilanz — 


Anwendung. Deutſchland hatte 1913 eine Ausfuhr von etwa 10,9, 


eine Einfuhr von etwa 11,7 Milliarden Mark. Nehmen wir vorſichtig 
rechnend an, daß nur je 4 Milliarden davon befriſtete Kredite 


darſtellen — in Wirklichkeit war es in normalen Zeiten wahrſchein— 
lich mehr, und auch aus anderen Teilen der Forderungsbilanz ſind 
noch lange Wechſel entſtanden —, jo müſſen, wenn die Durchſchnitts— 

laufzeit der langen Wechſel etwa mit drei Monaten angenommen iſt, 


im Inlande ungefähr bis zu 1 Milliarde Mark langer Wechſel auf 


das Ausland und ebenſoviel im Ausland auf das Inland vorhanden 
ſein, die jederzeit durch Überführung in das bezogene Land, durch 


Diskontierung bei den dortigen Banken oder im Geldmarkt zu Bar⸗ 


guthaben gemacht werden können. 


Ob und wann das geſchieht, hängt in erſter Linie von der . 


= Geſtaltung der Marktzinsdifferenz ab. In Vorausnahme der Unter— 
ſuchung des Verhältniſſes des kurzen zum langen Kurſe ſei hier 


geſagt, daß der letztere im Verkehr zwiſchen Ländern mit entwickeltem 


Geldmarkt in der Regel um den Marktzins des bezogenen Landes 
plus Umwandlungskoſten einſchließlich des Gewinns der Bank, welche 


die Umwandlung langer Wechſel in Barguthaben durch Ankauf und 


Diskont im Gegenlande übernimmt, unter dem erſteren ſteht. Die . 
Umwandlungsbanken des In⸗ und Auslandes haben nun nach er— 
folgtem Ankauf die Wahl ſofortiger Umwandlung oder Zurückbehaltung 


des langen Wechſels als zinstragender Geldanlage. Sie werden das 
erſtere wählen, d. h. den Wechſel ſofort nach dem bezogenen Land 
ſenden und ſich dort durch ſeinen Verkauf Barguthaben verſchaffen, 
wenn der Marktzins im eigenen Lande höher ſteht als im fremden. 


Andererſeits ſtapeln ſie die Wechſel zwecks zinstragender Anlage auf, 
wenn der Zins im Gegenlande höher iſt als im eigenen und bringen | 
bei Andauern dieſes Zuſtandes die Wechſel er im Gegenlande zur 


Vorzeigung, wenn ſie fällig ſind. 

Nehmen wir nun an, in zwei Ländern ſei zunächſt der Markt- 
zins gleich hoch. Dann wird in beiden nahezu die Geſamtheit langer 
Wechſel ſofort in ausländiſche Barguthaben umgewandelt und 
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deren Betrag durch Verkauf kurzer Wechſel im heimiſchen oder Kauf 
im fremden Markt zu inländiſchem, beliebig verwertbarem Gelde 


gemacht. Zinsgeſchäfte finden beiderſeits wenig ſtatt. Das iſt für 


das Inland noch weniger der Fall, wenn der ausländiſche Marktzins 


unter dem heimiſchen ſteht, nur wird dann das Gegenland Urſache 


haben, lange Wechſel auf das Inland aufzuſpeichern, dadurch das 
Angebot kurzer Wechſel im dortigen Markt zu mindern und den 
Kurs zu ſteigern, was dann durch Einwirkung der Arbitrage auch 


den inländiſchen kurzen Kurs an die Bewegung der Marktzinsdifferenz 
bindet. Steigt aber der Auslandszins über den des Inlandes, jo 
wird in letzterem die. Umwandlung langer Wechſel in Barguthaben 


aufgehalten und damit das Angebot kurzer Wechſel im heimiſchen 


Markt gemindert, was notwendigerweiſe zur Steigerung der kurzen 


Inlandskurſe führen muß. 


Das Überraſchende der Schmalenbach⸗ Mahlbergſchen Unter⸗ 


ſuchungen iſt, daß ſie zeigen, wie der kurze Kurs faſt ohne Aus⸗ 


nahme jede Zuckung der Marktzinsdifferenz mit macht. Es erklärt 


ſich zwanglos aus dem Dargelegten. Jede Steigerung des Markt⸗ 
zinſes im Gegenlande über den des Inlandes bewirkt verſtärkte 
Zurückhaltung langer Zinswechſel im Inlande, Minderung des An⸗ 
gebots kurzer und Steigerung des kurzen Wechſelkurſes; jede Senkung 
des Zinſes im Gegenlande führt eine mehr oder minder große Zahl 
von Zinswechſeln dorthin und veranlaßt ſofortiges Angebot, demnach 


Kursſenkung im Markt kurzer Wechſel. Umgekehrt iſt gleichzeitig o 
die Lage des Gegenlandes. 


Weil das ſo iſt, dient die Geſtaltung der Marktzinsdifferenz 


auch dem Preisſpekulanten, der ja in der Regel mit der Umwand⸗ 


lungsbank identiſch iſt, als exakter Barometer. Wenn man weiß, 


daß jede Veränderung der Marktzinsdifferenz, mit nur feltenen Aus⸗ 


nahmen, ſofort auf den kurzen Kurs wirkt, wird man bemüht ſein, 


entſprechend und möglichſt ſchnell zu disponieren. Das führt zu 


blitzſchneller Anpaſſung des kurzen Kurſes an die Zinslage; denn 


ſchon die Ausſicht auf eine Marktzinsſteigerung in Gegenlande wird 
bei unverändertem Stand im Inlande den Deviſenhändler veranlaſſen, 
ſo ſchnell als möglich zu kaufen, d. h. den kurzen Kurs zu heben, 


weil er weiß, daß dieſer doch ſteigen muß. Umgekehrt wird er bei 


Zinsſenkung im Gegenlande feine Beſtände dringend anbieten, um 


ſie noch vor dem einſetzenden größeren Angebot loszuſchlagen. Tat⸗ 
ſächlich bedeutet aber dieſe Betätigung der Preisſpekulanten eine 
bis auf die Stunde wirkende Präziſierung des parallelen Verlaufs 
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zwiſchen Marktzinsdifferenz und kurzem Wechſelkurs. Dies und der 
herrſchende Einfluß der langen Wechſel unter den verſchiedenen 
Formen der Zinsgeſchäfte kann allein die große Übereinſtimmung 
zwiſchen kurzem Kurs und Marktzinsdifferenz erklären. Die anderen 
Zinsgeſchäfte, deren Neuabſchluß in der Regel erſt gewiſſer Vor— 
arbeiten, der Abmachungen mit den Gegenparteien, bedarf, die nur 
ausnahmsweiſe im voraus getroffen ſind, und deren Rückzahlung 
infolge ihrer Befriſtung oft nur. verſpätet möglich iſt, wären allein 
zu ſchwerfällig, um die gleichen Wirkungen zu erzielen. 

Wie die langen Wechſel können in praktiſch ſelteneren Fällen 
auch Grundpoſten wirken, die unter Kürzung des Marktzinſes der 
Schuldnerländer vorzeitig auf Grund allgemeiner oder beſonderer 
Vereinbarung fällig gemacht werden. Auch bereits fällige Grund— 
poſten unterliegen dem Zinseinfluß, d. h. man wird ſie, Verzinſung 
zum Marktſatz des Schuldnerlandes und Gelegenheit vorausgeſetzt, 
dort belaſſen, wenn der Erlös im heimiſchen Markt nur geringere 
Zinserträge bringt. Dieſer Fall iſt ſeiner Wirkung nach der Durch— 
. führung neuer Zinsgeſchäfte gleichzuſetzen. 

Das ganze Bild der Wirkung von Marktzinsverſchiebungen wird 
durch das auf der folgenden Seite wiedergegebenen Schema klargelegt. 
Die volle Wucht des Einfluſſes einer plötzlichen und ſtarken 
Verſchiebung des Marktzinsverhältniſſes im Verkehr Deutſchlands 
mit dem Auslande wird deutlich, wenn man unterſucht, welche Summen 
dadurch in der Zahlungsbilanz verſchoben werden. Es ſind ungefähr, 
da mehr als Schätzungen nicht gegeben werden können: 

1. a) Neue Zinsgeſchäfte: 200 —500 Millionen. 

b) Rückzahlungen aus alten Zinsgeſchäften: 200 —500 Mil- 
lionen. 

2. a) Plötzlich im Gebiete mit dem erhöhten Zins als kurze 

Wechſel angebotene umgewandelte lange Wechſel: etwa 
1000 Millionen. | 
b) Plötzlich im Gebiete mit dem niedrigen Zins vom Markte 
der kurzen Wechſel zurückgehaltene lange Wechſel: etwa 
1000 Millionen. 

3. Schneller mobiliſierte befriſtete Grundpoſten, die das Gebiet 
mit niedrigem Zins in anderer Weiſe als durch lange Wechſel 
fällig macht, das Gebiet mit hohem Zins dagegen nicht: 
beiderſeitig etwa 100 oder mehr Millionen. 


4. Belaſſene oder nichtbelaſſene fällige Grundpoſten ſind unter 


1. enthalten. 
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Im ganzen kann man alſo ſagen, die Zahlungsbilanz Deutſch⸗ 
lands würde ſpäteſtens innerhalb einer Woche, als des zur Abwick— 
lung der Geſchäfte nötigen Zeitraums, um etwa 23002600 Millionen 
verbeſſert, wenn der deutfche Marktzins von einem Stande unter 
allen Sätzen ſämtlicher Gegenländer auf. eine Höhe gebracht wird, 
die über allen liegt. Solch ein Fall iſt praktiſch nicht denkbar, viel- 
mehr hat jedes Land abweichende Marktſätze, und ſie pflegen um ſo 


höher zu fein, je weniger feine wirtfchaftliche Entwicklung vorgeſchritten 


iſt. Indeſſen wird der Hauptteil der Zinsgeſchäfte Deutſchlands mit 

den beiden Ländern Frankreich und England abgeſchloſſen, ſo daß eine 
ſtarke Zinsumſchaltung zwiſchen ihnen mindeſtens die Hälfte der 
obigen Summen innerhalb der Zahlungsbilanz verſchiebt. 

Auch dieſe rund 1200 Mill. Mk., die ſpäteſtens innerhalb einer 
Woche auf die Zahlungsbilanz wirken, müßten aber den Wechſelkurs, 
auch wenn er vorher den Goldausfuhrpunkt berührt, ſchnell bis zum 
Goldeinfuhrpunkt herabdrücken; denn der Umſatz des ganzen deutſchen 
Wechſelmarktes kann innerhalb einer Woche, von zufälligen Schwan— 
kungen abgeſehen, nur etwa den 52. Teil des in erſter Linie von 
der Handelsbilanz bedingten Geſamtbetrages der Forderungsbilanz 
ausmachen, alſo wenn wir Schuld und Guthaben des Jahres zuſammen 
mit 30 Milliarden annehmen, etwa 577 Millionen, von denen un- 
gefähr je die Hälfte Angebot und Nachfrage wären. Treten nun zu 
den rund 300 Millionen wöchentlicher Nachfrage plötzlich auch nur 
100 Millionen hinzu, ſo muß eine ſtarke Verſchiebung des Wechſel— 
kurſes Platz greifen, wieviel mehr, wenn 1200 Millionen einſeitig 
und neu im Markte erſcheinen. 

ß Solch gewaltigen Einfluß kann man nun in der Praxis doch 
nicht oder höchſt ſelten, nämlich bei Kriegs⸗ und Kriſenfurcht, wenn 
alle Zinsgeſchäfte plötzlich aufgelöſt werden, bemerken. Dafür gibt 
es zwei Gründe. Zunächſt gehen Verſchiebungen in der Marktzins— 
differenz allmählich vonſtatten, nicht auf einen Ruck. Deshalb 
müßte trotzdem der Umſchwung des Verhältniſſes außerordentlich 
ſtark wirken. Es wird verhindert durch das Kursriſiko, das im 
Grunde für jedes Geſchäft verſchieden iſt und geſchätzt wird, ſo daß 
bei jeder geringen Verſchiebung des Marktzinsverhältniſſes Zins— 
geſchäfte aufgelöſt und neue veranlaßt werden. So iſt denn die 
Kraft der Zinsgeſchäfte durch die langſame Veränderung der Zins— 
verhältniſſe und insbeſondere das Kursriſiko gedroſſelt. Trotzdem 
bleibt ſie ſtark genug, um als der führende Faktor für den Wechſel— 


kuͤrs zwiſchen Ländern mit entwickeltem Geldmarkt und geſicherten 


d Wechſelkurſen bezeichnet zu werden. 


2 * 
— — Kxͥ—— 2 — — . — 2. . 


. o ↄð ) ⁵ ; ⁵ «ð u ðͤ ]ð ᷣ v Sa ae ne A 


5 


mei Die Ahängigteit des Wechſelkürſes von Seuageigärten uſw. 363 


| Schließlich iſt nun noch eine wichtige Frage zu e 
Ergeben ſich aus Zinsgeſchäften Grund⸗ oder Ausgleichspoſten in 
Forderungs⸗ und Zahlungsbilanz? Das letztere würde der Fall ſein, 

wenn ihre Entſtehung dem Streben nach Ausgleich der Zahlungs⸗ 


bilanz entſpränge. Es iſt gewöhnlich nicht ſo, da die Zinsgeſchäfte | 
ausſchließlich dem privatwirtſchaftlichen Motiv der Gewinnerzielung 
folgen und dieſes ganz von der Geſtaltung der Marktzinsdifferenz 


abhängt. Dieſe Marktzinsdifferenz aber bildet ſich als Reſultat der 
—Verhältniſſe in zwei Geldmärkten, die zumeiſt völlige Bewegungs⸗ 
freiheit haben. Solange dies der Fall iſt, liefern die Zinsgeſchäfte 
offenbar Grundpoſten für Forderungs⸗ und Zahlungsbilanz. Erſt 
wenn zum mindeſten in einem Lande die Marktzinsgeſtaltung be⸗ 
einflußt wird, um die Richtung der Zinsgeſchäfte zu beherſchen, be⸗ 


ginnen ſie Ausgleichspoſten zu werden. Dieſes Streben nach Regelung 


des Marktzinſes zwecks Verwertung der Zinsgeſchäfte als Ausgleichs⸗ 


poſten bezeichnet man als Diskontpolitik, über die, als einem der 


wichtigſten Mittel zur Beherrſchung von GE und FEIN 
kurſen, noch kurz zu ſprechen iſt. 


` 5, Die Regelung des Wechſelkurſes 88700 Stiet: 


Es wurde feſtgeſtellt, daß die Entwicklung der Marktzinsdifferenz 
den beherrſchenden Einfluß auf die Wechſelkurſe ausübt. Da liegt 
es nahe, zu fragen, ob es nicht möglich ſei, dieſe zwangsläufigen 
Beziehungen in den Dienſt einer bewußten Politik des Ausgleichs 


der Zahlungsbilanz und damit der Regelung der Wechſelkurſe zu 


ſtellen. Dies Ziel iſt erreichbar, wenn es entweder gelingt, die 
Zinsgeſchäfte einzeln in der gewünſchten Richtung zu lenken oder 
alle einheitlich zu beeinfluſſen, indem man ihre Hauptgrundlage, die 
Marktzinsdifferenz, bewußt verſchiebt. Der letztere Weg verſpricht 


bei geringerem Aufwand an Kraft und Organiſation höhere Leiſtungen. 


Deshalb zählt die Diskontpolitik, d. h. die bewußte Beeinfluſſung 
der Marktzinsdifferenz, zu den wichtigſten Mitteln der Baluta⸗ oder 


Ausgleichs politik. 


| Vorauszuſchicken iſt, daß Beie Diskontpolitik nur im 
Verkehr von Ländern möglich iſt, zwiſchen denen Zinsgeſchäfte ſtatt⸗ 
un können Die letzteren aber ſind nur möglich, wenn beide 


1 Ausführlicher berichten darüber im Zuſammenhang mit der geſamten 
Ausgleichspolitik meine Aufſätze: Beherrſchung der Wechſelkurſe, Weltwirtſchaft⸗ 
ne Archiv, November 1918 u. f. f N 
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Länder ſtabile oder wenigſtens nur in engen Grenzen bewegliche 
Wechſelkurſe haben, eine Vorausſetzung, die bisher in der Regel nur 
zwiſchen Ländern mit Goldwährung vorhanden war, wenn auch 
Oſterreich⸗Ungarn zeigte, daß gleichbleibende Wechſelkurſe ohne ſolche 
Währungsgrundlage möglich iſt. Größere Wechſelkursbewegungen 
erhöhen das Kursriſiko in einem Maße, das kurzfriſtige Zinsgeſchäfte 

ausſchließt. Ferner ſind Zinsgeſchäfte nur zwiſchen Ländern mög— 
lich, die beide Geldmärkte genügenden Umfanges beſitzen. 

Die Hauptfrage aller Diskontpolitik zwecks Regelung der Wechſel— 
kurſe iſt: Wie kann der Zinsſatz des Geldmarktes, der Privatdiskont, 
nach Belieben ſo geſtaltet werden, daß er bei überwiegenden fälligen 
Schulden gegenüber dem Ausland ausgleichende Gut haben, und bei 
überwiegenden Guthaben ausgleichende Schulden in Form von Ans, 
geſchäften ſchafft? 

Der Privatdiskontſatz iſt das Ergebnis von Angebot und Nach— 


b ö frage im freien Geldmarkt. Ihn zu beeinfluſſen, iſt nur möglich, 


wenn man das Verhältnis der beiden Seiten dieſes Marktes regelt. 
Das kann direkt und indirekt geſchehen. Direkt, indem die Aus— 
gleichszentralen dem Markte zuſätzliches Angebot oder zuſätzliche 
Nachfrage zuführen. Erſteres geſchieht, indem ſie Geld im Markte 
ausbieten, dann wird bei genügender Stärke ihres Eingreifens der 
Marktſatz ſinken. Vorausſetzung iſt dabei, daß die Zentralen ſowohl 
über genügende Beſtände verfügen als auch in der Lage ſind, ſich 
an den Geſchäften des Geldmarktes durch Erwerb von Privatdiskont— 
wechſeln, Erteilung von Börſenlombards, Ausleihung von täglichen 
oder Monatsgeldern zu beteiligen. Die letztere Vorausſetzung iſt 
bei der deutſchen Reichsbank nicht erfüllt. Sie verzichtet freiwillig 
auf den Erwerb von Privatdiskontwechſeln zum Geldmarktſatze, iſt 
in der Höhe ihrer Lombardgeſchäſte an enge Grenzen gebunden und 
darf andere Geldanlagen überhaupt nicht durchführen, kann alſo die 
Angebotsſeite des Geldmarktes direkt nur ſehr wenig beeinfluſſen. 
Zuſätzliche Nachfrage kann die Ausgleichszentrale zum Geldmarkt 
führen, indem fie dort geeignete Anlageobjekte ausbietet, jo zum 
Beiſpiel Privatdiskontwechſel, Schatzanweiſungen, zu beleihende Wert— 
papiere oder durch Aufnahme von Geldkrediten auf tägliche oder 
längere Kündigung. In dieſer Richtung betätigte ſich die deutſche 
Reichsbank bisher nur durch Verkauf von Schatzanweiſungen, von 
denen ſie jedoch nur zeitweiſe beſchränkte Beſtände beſitzt, kann alſo 
keinen tiefgehenden und vor allen Dingen dauernden direkten Einfluß 
zwecks Marktzinserhöhungen ausüben. Ihre Machtloſigkeit in beiden 
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Richtungen ließe ſich wohl beſeitigen, wenn ſie einerſeits den Ankauf, 
andererſeits den Verkauf von Privatdiskontwechſeln, zu denen ja jeder 
Wechſel ihres Beſtandes mit ihrer Unterſchrift, falls er den ſonſtigen 
Bedingungen (Mindeſtbetrag 5000 Mk., Höchſtlaufzeit drei Monate) 
entſpricht, ohne weiteres zählen würde, aufnehmen wollte. Auch an 
anderen Geldmarktgeſchäften könnte ſie ſich beteiligen. Schließlich 
wäre auch die Ablenkung von Angebot oder Nachfrage aus dem 
Geldmarkt denkbar, doch nur ſoweit die Zentralbank ſelbſt im Markte 
ſteht oder durch ee auf ſeine ſonſtigen Glieder, ins⸗ 
beſondere die Banken. 

Bisher war jedoch die Reichsbank faſt vollſtändig auf indirekte 
Beeinfluſſung der Marktzinsdifferenz angewieſen. Die erreichte ſie 
durch Regelung des Reichsbankzinsſatzes für Wechſel, der für alle 
ihre Ankäufe von Wechſeln maßgebend iſt und in feſten Beziehungen 
zum Geldmarktzins ſteht. Wird der Reichsbankſatz erheblich erhöht, 
ſo muß der Privatdiskontſatz in der Regel bald folgen; denn von 
den bisher durch die Reichsbank befriedigtem Kreditbedürfniſſe werden 
ſich mit der Verteuerung viele dem zunächſt noch billigeren Geldmarkt 
zuwenden, dort die Nachfrage und damit auch den Zins erhöhen, 


bis wieder ein angemeſſenes Verhältnis zwiſchen beiden Märkten und 


ihren Zinsſätzen hergeſtellt iſt. Anderſeits entzieht Ermäßigung des 
Reichsbankſatzes dem Geldmarkt Nachfrage und ermäßigt auch dort 
den Zins. Dieſe Herrſchaft des Bankſatzes über den Marktſatz iſt 
indeſſen nur ſehr beſchränkt. Man ſpricht richtiger nur von einer 
Wechſelwirkung zwiſchen beiden, weil oft auch Veränderungen des 
Marktzinſes zu Verſchiebungen des Bankſatzes zwingen. 

Will nun die Ausgleichszentrale, in Deutſchland die Reichsbank, 
Diskontpolitik im Intereſſe gleichbleibender Wechſelkurſe treiben, ſo 
muß ſie die Marktzinsdifferenz dauernd in dargeſtellter Weiſe regeln, 
um die internationalen Zinsgeſchäfte in die gewünſchte Richtung zu 
zwingen. Ihre Methoden ſind, wie angedeutet wurde, verbeſſerungs⸗ 
bedürftig, hauptſächlich in der Richtung einer Umſtellung auf direkte 
Regelung des Geldmarktſatzes gegenüber der indirekten, dann würde 
auch ein Nachteil des heutigen Verfahrens weniger ſchwer in Er⸗ 
ſcheinung treten. Das iſt der Einfluß der inländiſchen Diskont⸗ 
politik, deren Ziel die Regelung der Wirtſchaftskonjunktur des In⸗ 


landes iſt, die aber, weil ſie ſich ebenfalls der Veränderung des 
Reichsbankſatzes als Hauptmittel bedient, naturgemäß auch auf 


Marktzins und Zinsgeſchäfte wirkt und damit deren ausgleichende 


Wirkungen oft erſchwert, ja nicht ſelten unmöglich macht. 
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Beſprechungen 


EEN Björn: Vom deutſchen Wefen. Impreſſionen eines 
Stammverwandten 1914 — 1917. Mit einem Geleitwort von 
Gerhart Hauptmann. Berlin 1917, Oeſterheld & Co. 272 S. 
80. Broſch. A Mk. 


Björn Björnſon, Sohn des berühmten norwegiſchen Dichters 
Björnſtjerne Björnſon, kennt Deutſchland aus eigener Anſchauung. Denn 
in ſeiner Jugend war er Schauſpieler am Meininger Hoftheater; nach⸗ 
dem er dann Direktor des Chriſtianiaer Stadttheaters war, kehrte er 
wieder nach Deutſchland zurück, wo er beim Kriegsausbruch die Leitung 
des Ergänzungsdienſtes zu Wolffs Telegraphenbureau für Skandinavien 


. übernahm. Politiſch trat er einmal auch öffentlich, und zwar mit einem 


offenen Briefe an Clemenceau (wo er dieſen einen „alten Zuchthäusler“ 
nannte), hervor. 


Um das gegenwärtige Buch iſt dann ungemein viel Aufſehen gemacht 
worden. Erſt erſchien in Tageszeitungen die Nachricht, daß Björn 
Björnſon an einem Buch über „Deutſches Weſen“ arbeitet; dann er⸗ 
ſchienen einzelne Stücke daraus und endlich, bei Erſcheinen des Buches, 


das Vorwort Gerhart Hauptmanns, in dem es zur Lektüre in deutſchen = 
„Paläſten und Hütten“ anempfohlen wurde. 


Dieſes Aufſehen rechtfertigt jedoch das Buch ſelbſt nicht. So be⸗ KÉ 


greiflich und gerechtfertigt der dankbare Empfang eines deutſchfreundlichen 


Buches eines Neutralen erſcheint, ſo muß es doch für die Kritik heißen: 


Amicus Plato, sed magis amica veritas. Bei dem Begriff „Deutſches 
Weſen“ denken wir ja doch an ein mehr oder weniger zuſammenhängendes 


volkspſychologiſches Bild, und die — getäuſchte — Erwartung eines 


ſolchen erweckt uuch der Titel des vorliegenden Buches. Freilich ſollten 
es, wie der Nebentitel beſagt, nur „Impreſſionen“ fein. Aber jo lebhaft, 
ſo oft warm und menſchlich empfunden und plaſtiſch geſchildert ver⸗ 
ſchiedene Eindrücke von den Reiſen durch das zerſtörte Oſtpreußen und 
Oſterreich, durch die belgifche und franzöſiſche Hinterfront find, haben 
fie doch etwas Kaleidoſkopartiges und runden ſich zu keinem feſten Bilde 
ab. Daher muß bezweifelt werden, ob die Schrift, die eigentlich den 
Eindruck eines flüchtigen Reiſejournals macht, auch die gewünſchte politiſche 


Wirkung hat, d. h. eine durchgreifende Gegenwirkung. gegenüber den 


feindlichen Beſchuldigungen, die ſich mit dem „deutſchen Weſen“ ſyſtematiſch 
befaßten, darſtellt. Das politiſche Urteil (ſo über Belgien, über Polen) 
d aber nur fo hingeworfen und unſchlüſſig. Es harmoniert ſchlecht 


mit der eigenen Hervorhebung des EE daß er „in und mit 


zb 


Politik auferzogen“ iſt. | . | 
Berlin , burwiet | 
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Die Verfaſſung des Dentichen Reiches vom Jahre 1849. 
Mit Vorentwürfen, Gegenvorſchlägen und Modifikationen bis zum 
Erfurter Parlament. Herausg. von Dr. Ludwig Bergſträßer, 


Privatdozenten an der Univerſität Greifswald. Kleine Texte für 


Vorleſungen und Übungen herausg. von Hams Lietzmann. Bonn 
1913. A. Marcus & E. Webers Verlag. 104 S. 


Di.ieſe kleine, ſorgfältige und ſehr praktiſch angelegte Textausgabe, 
nur Text⸗ und Materialausgabe, ſoll nach den Worten des Herausgebers 
„dem akademiſchen Lehrer (offenbar in erſter Linie dem Hiſtoriker!) die 
Möglichkeit bieten, an der Hand eines Dokumentes die ganzen Probleme 
der Einigung Deutſchlands durchzubeſprechen; denn der eigentliche Wert 
der Gegenüberſtellungen, die dieſe Ausgabe bringt, beruht ja nicht in den 
bloß formalen verfaſſungsgeſchichtlichen Vergleichen, ſondern darüber 
hinaus in der Möglichkeit, aus den formalen Unterſchieden die realen 
Gegenſätze abzuleſen und damit den Blick zu ſchärfen für die Ent⸗ 
wicklung komplizierter geſchichtlicher Probleme“ (S. 2 f.). 

Auch der Lehrer des öffentlichen Rechtes wird alſo dieſes Unter— 
nehmen, in eine große und gedankenreiche, aber auch verworrene und 
uferlofe, jedenfalls gleich der unſeren bewegte Zeit in handlicher Weiſe 
einzuführen, nur dankbar begrüßen dürfen, und doch hätte der Publiziſt, 
da ſchon bei der Art des Unternehmens hauptſächlich die Materialauswahl 
in Frage kommt, auch im Intereſſe der Hauptabſichten des Herausgebers, 
die Berückſichtigung des „Siebzehner Entwurfes“ gewünſcht. Der ſtaats— 
rechtliche Erkenntnis⸗ und Beurteilungswert, der dieſer Schöpfung zu— 
kommt oder wenigſtens ſeinerzeit beigelegt wurde, klingt noch in dem 
prächtigen Aufſatz Treitſchkes über F. C. Dahlmann nach (vgl. „Hiſtoriſche 
Gi politiſche Aufſätze vornehmlich zur neueſten deutſchen Gef chichte“, 1865, 


S. 418 ff.) und leidet nicht darunter, daß der Verfaſſungsausſchuß den 


Entwurf, wie Bergſträßer ſagt, „abſichtlich beiſeite geſchoben hat“. Karl 
Binding ließ ſich dadurch nicht abhalten, in ſeiner bekannten Ausgabe 
der „Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 28. März 1844“, die un⸗ 
gefähr um dieſelbe Zeit (1914) in vierter, vermehrter Auflage erſchienen 
iſt, dieſen gerade für die ſpätere Entwicklung ſo bezeichnenden „Entwurf 
des deutſchen Reichsgrundgeſetzes der hohen deulſchen Bundesverſammlung 
als Gutachten der ſiebzehn Männer des öffentlichen Vertrauens, über— 
reicht am 26. April 1849“, ſamt Begründung vollinhaltlich aufzunehmen 
(S. 97 ff.). Er hat auch die Entwürfe der ſogenannten Erfurter Unions— 
verfaſſung (März und April 1850) ſehr überſichtlich, ſelbſtändig ge— 
bracht, während Bergſträßer eine andere Methode verfolgt und die Frank— 
furter Verfaſſung in den Mittelpunkt ſtellt, um den ſich alles andere dreht. 
| Was insbeſondere den „bayeriſchen Gegenvorſchlag“ anbelangt, jo 

iſt dem Verfaſſer gewiß beizupflichten, daß die Berückſichtigung gewiß 
auch hier nahegelegen hätte. Daß dieſer damals „nur eine unter vielen 
Hund keine beſonders maßgebende Stimme geweſen iſt“, iſt gleichfalls 


kein ausreichender Grund für die Unterlaſſung, die auch durch Ein⸗ 


arbeitung des Entwurfes der großdeutſchen Partei und den öſterreichiſchen. 
Vorſchlag zu dem Abſchnitt: „Das Reichsoberhaupt“ D den wirklich! 
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„ſeltenen Druck“ des Harmoderſchen Gegenentwurfes gegen die Unions⸗ 
verfaſſung nicht aufgewogen werden kann. 

Zu den Guthaben der Ausgabe zählt jedenfalls außer dem Ent⸗ 
wurfe des Frankfurter Verfaſſungsausſchuſſes nebſt den Ergebniſſen der 
erſten Leſung im Plenum die Kollektiverklärung der preußiſchen und der 
mit ihr vereinigten mittel⸗ und kleinſtaatlichen Regierungen, durchweg um⸗ 
ſichtig und mit eingehenden Quellenangaben verwertet. Dürfte auch der 
Staatsrechtslehrer aus den angedeuteten Gründen und mit Rückſicht auf 
ſeine erſten größeren Bedürfniſſe zunächſt nach wie vor doch ſeinen 
„Binding“ bevorzugen, ſo wird gleichwohl auch er die mühſelige Arbeit 
Bergſträßers gelegentlich mit Nutzen heranziehen, die ſomit allen inter⸗ 


Eſſierten Diſziplinen — wenigſtens vom Fachſtandpunkt des zus 


erſtatters aus — empfohlen werden kann. 
— Wien | : Büttmaper 


Olshauſen, Dr. Th., Regierungsrat, Referent in der Verſorgungs⸗ 
abteilung für Hinterbliebene im Königlich Preußiſchen Kriegsmini⸗ 
ſterium: Handbuch zum Militärhinterbliebenengeſetz 
vom 17. Mai 1907. Zweite, durchgearbeitete Auflage. Mit einem 
Beiheft: Zuwendungen für Kriegshinterbliebene (Zuſatzrenten). Berlin 
1918, Franz Vahlen. 311 S.! Geb. 9 Mk. 


Die zweite Auflage des Handbuchs wurde ſchon geg Jahresfriſt er- 


forderlich. Ein erneuter Beweis feiner hier bereits erörterten Unent⸗ 
behrlichkeit und ungemeinen Vorzüglichkeit. Der Verfaſſer ſpricht beſcheiden 


von einer „durchgearbeiteten“ Auflage. Der Rahmen eines unmittelbar 
auf die Praxis ausgerichteten Nachſchlagewerkes iſt freilich nicht erweitert. 
Allein innerhalb dieſes Rahmens liegt eine Erweiterung vor, da alle im 
Jahre 1917 ergangenen Abänderungen, Ergänzungen und Neuauslegungen 


| berückſichtigt find: Sie find weniger eingreifend N in den Vorjahren, 
u 


bringen aber doch im einzelnen monde Klärung Beſſerung. 

Eine ſo wichtige Neuerung wie die Zuſchläge zu der Kriegsver⸗ 
ſorgung der Witwen und Waiſen der Unterklaſſen“ von 8 Mk. monatlich 
für die erſteren, 3 und 4 Mk. für die Halb⸗ und Vollwaiſen, die als 
Norm der für die Novelle zum MHG. in Ausſicht genommenen all⸗ 
gemeinen Rentenerhöhung gedacht ſind, konnte als Ergebnis der jüngſten 
Zeit (Erlaß vom 7. Auguſt 1918, Nr. 43 417. 18 C. 3 V) noch nicht 
ONE? werden. 

Überhaupt find die Dinge derart im Fluß, daß eine auch nur halb⸗ 


“ wegs endgültige Behandlung vor der Reform des MHG. ausgeſchloſſen 
iſt. Darin liegt ja die große Schwierigkeit faſt aller gegenwärtigen Ent⸗ 
ſcheidungen, daß ſie als zwingende Forderungen des Augenblicks, dieſem 


irgendwie angepaßt, oft ſchon im nächſten überholt ſind (wobei freilich 


| " auch die . der een durch verſchiedene SSES | 


ı In der Veſprechung der erſten Auflage (in dieſem Jahrbuch, 42. Jahrg. 5 | 


ec? a 
Heft 1, S. 407 ff.) ift ein Druckfehler unterlaufen. Als ä des a | 
ſind 978 Seiten anſtatt 273 angegeben. 
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ſtark ins Gewicht fällt). So war meines Erachtens Olshauſens Aus— 
legung des kriegsminiſteriellen Erlaſſes vom 26. November 1917 (S. 122) 
über die für die Kriegsdauer zu gewährenden „Ausgleichszuwendungen“ 

in Höhe der infolge der Teuerung andauernden Steigerung der Familien- 
unterſtützungen, die eine erbitternde auch wirtſchaftliche Schlechterſtellung 
der Hinterbliebenen im Augenblick des ſchwerſten ſeeliſchen Verluſtes er— 
gab, aufgebaut auf einer von dem genannten Novembererlaß des Kriegs— 
miniſteriums bereits überholten Verfügung des Reichskanzlers vom 
26. März 1917, die in Notfällen Ausgleichszuwendungen auf dem Wege 


der Kriegswohlfahrtspflege durch die Gemeinden vorſah. Jedenfalls iſt 


nach den neueſten Beſchlüſſen über die Reihenfolge der Unterſtützungen 
(eines der ſchwierigſten, in labyrinthiſche Wirrniſſe geratenen Kapitels) 
die Entſcheidung dahin gefallen, daß für die Witwen und Waiſen zu 
zahlenden Ausgleichszuwendungen in erſter Linie die Mittel der Heeres— 


verwaltung heranzuziehen find. Im übrigen hat Olshauſen mit der Ein- 


— 


ſchaltung des Abſchnitts: „Militärhinterbliebenenverſorgung und Familien⸗ 
unterſtützung“ in die zweite Auflage eine Lücke ausgefüllt, die bei der 
nahen Beziehung beider Geſetzesgruppen ſowohl für die unmittelbare 
Praxis während des Krieges als auch für alle ſich daraus ergebenden 


Folgerungen für die Übergangswirtſchaft empfindlich fühlbar war. 


Das Kapitalabfindungsgeſetz vom 3. Juli 1916, bzw. ſeine Er- 
örterung im Hinblick auf die Hinterbliebenen fehlt noch immer. Es 
wurde ſeither durch das Kapitalabfindungsgeſetz für Offiziere vom 6. Juli 
1918 und das Ergänzungsgeſetz gleichen Datums in feinem Geltungs— 
bereich weſentlich ausgedehnt. 

Eine Neugeſtaltung erfuhr die Behandlung der Erlaſſe über wider— 


rufliche Zuwendungen. In den früheren Olshauſenſchen Kommentaren 


erſcheinen fie als Anhang zu § 19 des MHG. über die Rechtsanſprüche 
der Witwen und Waiſen und deren Vorausſetzungen. Seither „mußte 
die Behandlung der, widerruflichen Zuwendungen aus Kapitel 84 a 
(Härtenausgleichsfonds) insbeſondere der auf Grund des Arbeitseinkommens 


des Verſtorbenen zu gewährenden Zuſatzrenten, wegen der großen Be⸗ 


deutung, welche dieſe im Laufe des Krieges für die Hinterbliebenen ge— 


wonnen haben, einer beſonderen Schrift vorbehalten werden, auf die unter 


der Abkürzung Beiheft: Zuſatzrenten, verwieſen iſt“ (Vorwort). 

In dieſem Beiheft ſind alle Formen der Zuwendungen in drei Ab— 
ſchnitten mit der dem Verfaſſer eigenen Stoffdurchdringung und Präziſion 
erörtert. Der erſte Teil: „Widerrufliche Zuwendungen“ umfaßt nach 


Darlegung der „Allgemeinen Grundſätze“ die 17 verſchiedene Gruppen 


betreffenden Beſtimmungen für vom Geſetz nicht oder nicht genügend oder 
nicht entſprechend den Verhältniſſen dieſes Krieges berückſichtigten Per- 


ſonen: fo Zuwendungen für die Hinterbliebenen von zum Leutnant vor- 


geſchlagenen Kriegsteilnehmern, die vor der Ernennung gefallen ſind und 
deren Angehörige daher geſetzlichen Anſpruch nur auf die Sätze für 


Hinterbliebene der Unterklaſſe haben, Zuwendungen für uneheliche, Stief⸗, 
angenommene⸗ und Pflegekinder, für die entſprechenden Verwandten auf— 


ſteigender Linie, für Geſchwiſter uſw., für im Heeresdienſt aber nicht als 
eigentliche Soldaten geftorbene Berfonen, am Beiſpiel Hinterbliebene von 
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beim Feldheer tätig geweſenen Arbeitern. — Teil II: „Einmalige Zu⸗ 
e wendungen“ gilt der Abfindung bei Wiederverheiratung von Krieger⸗ 


witwen und den Beihilfen zur Entſchädigung für die Koſten der Berufs⸗ 
ausbildung an Verwandte aufſteigender Linie, die erhebliche Aufwendungen 
für den Verſtorbenen gemacht haben, in der Hoffnung, ſpäter eine Stütze 
an ihm zu haben. — Teil III: „Zuwendungen auf Grund des Arbeits⸗ 
einkommens des Verſtorbenen“ behandelt die in Anpaſſung an die Er⸗ 


forderniſſe des Weltkrieges wohl weſentlichſte. Durchbrechung der Grund⸗ 


ſätze der bisherigen Geſetzgebung, welche die Rente allein nach dem 
Militärrang bemißt. Die nur für Hinterbliebene von Militärperſonen 
der Unterklaſſen (Mannſchaften, Unteroffiziere, Offizierſtellvertreter und 
Beamtenſtellvertreter, Perſonen der freiwilligen Krankenpflege) geltenden 
Zuſatzrenten ſollen der kulturellen Deklaſſierung (die wirtſchaftliche Herab⸗ 
ſchraubung können ſie nicht verhindern) vorbeugen. Solche Hinterbliebene, 
„deren militäriſche Verſorgungsgebührniſſe, dem Arbeits- oder Erwerbs⸗ 
einkommen des Gefallenen in keiner Weiſe entſprechen“, ſollen davor ge⸗ 
ſchützt werden, daß ſie „infolge Fortfalls des früheren Arbeitseinkommens 
des Familienhauptes aus ihrer bisherigen ſozialen Schicht in eine tiefere 


hinabgleiten“. Sie erhalten deshalb aus dem „Härtenausgleichsfonds“, 


der für dieſen Zweck zur Verfügung geſtellt iſt, entſprechend geſtaffelte 


Zuſchläge zur Rente (S. 37). 


Das Beiheft iſt für den Preis von 1,50 Mk., getrennt vom Hand⸗ 
buch, erhältlich. Die Lostrennung wird von den in der 5 


fürſorge. praktiſch tätigen Perſonen als höchſt zweckmäßig bezeichnet. 


der Folge wird ſie ſich wahrſcheinlich erübrigen, weil in der von Kriegs- 
miniſterium und Nationalſtiftung gemeinſam herausgegebenen Neuauflage 


eines Leitfadens für die Kriegshinterbliebenenfürſorge dieſen praktiſchen 


Anforderungen Rechnung getragen iſt. Keineswegs erſetzt jedoch der Leit⸗ 
faden Studium und Benutzung des „Olshauſen“. Er bleibt für alle, 


die in das Weſen der Hinterbliebenenfürforge, die auf der Verſorgung 
aus Heeres mitteln beruht, eindringen wollen, nach wie vor der unerſetzliche 


Führer durch eine ſpröde und Kee Materie. 
Berlin N Beien Simon | 


sr Johannes von: Logik, Grundzüge einer teivifgen 


und formalen Urteilslehre. Tübingen 1916. 


Die moderne Logik hat viele ihrer wichtigſten Anregungen von ſeiten | 
naturwiſſenſchaftlicher Denker erhalten. Auch von dem vorliegenden Buche 


darf dies erwartet und es kann als ein höchſt erfreuliches Zeichen dafür 


angeſehen werden, daß zwiſchen Naturwiſſenſchaft nnd Philoſophie in 


der Gegenwart eine viel engere Fühlung beſteht als in früherer Zeit. 
Es iſt naturgemäß, daß neben dem g 
Logik der Naturwiſſenſchaften, die Behandlung der Probleme der Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften zurücktritt, und ſo kann eine Beſprechung an dieſer Stelle 
dem bedeutenden Werke nicht ganz gerecht werden. Nur am Schluß des 


Hauptintereſſe des Verfaſſers, der 


Ganzen kommt von Kries auf die Werturteile zu ſprechen. Nach ſeiner 
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der Wirklichkeit gehen, und der Reflexionsurteile, welche Beziehungen 
von Vorſtellungen zum Gegenſtande haben, müſſen die Werturteile als 
eine beſondere Klaſſe gerechnet werden. Zwar iſt für die Wertmifjen- 
ſchaften eine realwiſſenſchaftliche Grundlage zu verlangen, aber von dieſer 
Realfrage iſt das Werturteil abzutrennen. Weiter wird auf die Grenze 
hingewieſen, die für das Ideal einer vollſtändigen wiſſenſchaftlichen Er— 
faſſung der Wirklichkeit inſofern beſteht, als dem Bedürfnis nach einer 
Weltanſchauung durch fie nicht genügt wird. Dieſes findet einen be- 
kannten Ausdruck in der Wendung von den Bedürfniſſen des Gemüts, 
die nach einer Ergänzung des wiſſenſchaftlichen Welibildes verlangen. 


Wenn nun auch das Recht dieſer anders gearteten Frageſtellung anerkannt 


wird, ſo erſcheint dem Verfaſſer doch die Unterſuchung der in ihr zu 
erwägenden Begriffe, wie zum Beiſpiel die des Gottesbegriffes mit einem 
Unternehmen eine Logik der Wirklichkeitserkenntnis zu geben, unvereinbar. 
Anders liegt es bei den Werturteilen: „Wir könnten uns eine geordnete, 
ſyſtematiſch durchgearbeitete, zu einer vollſtändigen Harmonie abgeklärte 
und auch in ſonſtiger Weiſe vielleicht irgendeinem höchſten Ideal ent— 
ſprechende Wertbeurteilung zu einer rein empiriſchen Wirklichkeits— 
erfaſſung hinzugefügt denken.“ So wird die Möglichkeit einer engen 
Beziehung zwiſchen Wirklichkeitserkennen und Ausbildung unſerer Wert— 
beurteilungen erwogen. Allerdings erhält der Leſer doch nicht viel mehr 
als Andeutungen. Als Ziel dieſer Bemühung wird eine „allgemein— 
gültige Syſtematiſierung der Werturteile“ angegeben. „Der Inhalt 
einer ſolchen Wiſſenſchaft würde ſelbſt in Werturteilen beſtehen, jedoch 
in ſolchen, die ſich wiederum auf Werturteile beziehen und gewiſſe Arten 
derſelben fordern, andere verwerfen. Sie könnte dann auch als eine 
Kunſtlehre der Werturteile bezeichnet werden und würde in der Tat für 
dieſe eine ähnliche Bedeutung beſitzen, wie die Logik für unſere Urteile 
im eigentlichen Sinne.“ 

| Halle a. S. P. Menzer 


Below, Georg von: Mittelalterliche Stabtwirtſchaft und 
gegenwärtige Kriegswirtſchaft. Kriegswirtſchaftliche Zeit— 
fragen a‘ von Franz Eulenburg, Heft 10. 
Tübingen 1917, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 52 S. 


8 Eine Unterſuchung G. von Belows zur Geſchichte der mittelalter— 

lichen Stadtwirtſchaft iſt immer ſtärkſten Intereſſes ſicher, ſelbſt wenn 
ſie, wie die vorliegende akademiſche Rede, nur ſchon bekanntes Material 
unter einem neuen Geſichtspunkte wertet. Es iſt der auffallende 
Parallelismus zwiſchen den wirtſchaftlichen Zuſtänden jener Vergangenheit 
und unſeren eigenen Tagen, es ſind die Gründe dieſer Erſcheinung und 
der hiſtoriſche Zuſammenhang beider Perioden, die den Gegenſtand der 
Unterſuchung bilden. 


Die Tatſache ſtärkſter Ahnlichkeit der ſtädtiſchen Friedenswirtſchaft SÉ 


des Mittelalters mit der modernen Kriegswirtſchaft verliert einen Teil 
des Befremdlichen, wenn man ſich mit dem SE vergegenwärtigt, 
daß jene Wirtſchaft dauernd auf Notſtände eingeſtellt | ein mußte, wie 
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ſie die häufigen erter Verwicklungen jener Tage oder der bei den 
ſchlechten Transportverhältniſſen kaum auszugleichende ungünſtige Ausfall 
der Ernte mit ſich brachten. Inſofern iſt alſo jede mittelalterliche Friedens⸗ 
wirtſchaft auch ein Stück Kriegswirtſchaft geweſen. Aber der Haupt⸗ 
grund der Gleichheit liegt doch in der anders gearteten Einſtellung der 


wirtſchaftlichen Pſyche des Mittelalters. Während in dem Bewußtſein 


unſerer Zeit die gebundene Wirtſchaftsform, zu der uns die vordringlichen 
Bedürfniſſe der Kriegführung und die Abſperrung vam Auslande oe: ` 
zwungen haben, in ſchärfſtem Gegenſatze zu der freien Wirtſchaft unſerer 


friedlichen Tage ſteht, konnte der mittelalterliche Stadtbürger ſelbſt die 


härteſten Maßnahmen der Kriegszeit nicht als etwas ſeiner Friedens⸗ 
wirtſchaft innerlich Gegenſätzliches, ſondern nur als ihre konſequente Aus⸗ 
wirkung und Zuſpitzung empfinden. Die Auffaſſung von dem Endzweck 
alles menſchlichen Wirtſchaftens überhaupt, wie ſie jene Zeit unter dem 
Einfluſſe der kanoniſtiſchen Lehren hegte, führte ja ebenfalls zu einer 
ſtrengen Bindung des Wirtſchaftslebens an obrigkeitliche Maßnahmen, 
die in ihrer Geſamtheit darauf hinausliefen, jedem Gliede der ſtädtiſchen 
Gemeinſchaft ſeine „Nahrung“ zu ſichern und den wirtſchaftlich Stärkeren 


an der Zurückdrängung und Ausbeutung des Schwächeren zu verhindern. 


So iſt das kunſtvoll aufgebaute Syſtem der ſtädtiſchen Wirtſchaftspolitik, 
das uns der Verfaſſer hier vorführt, mit feinem Streben nach möglichſter 


Autokratie auf gewerblichem Gebiete, nach Beherrſchung des platten 


Landes zur Sicherſtellung der Zufuhr landwirtſchaftlicher Produkte, mit 


Ballen ſeinen Sätzen, die eine genügende Verſorgung nicht nur der Stadt 


als Geſamtheit, ſondern auch des einzelnen Bürgers, und zwar wieder 
zu einem angemeſſenen Preiſe, gewährleiſten ſollten, gleichermaßen in der 
Kriegs⸗ und Friedenswirtſchaft jener Zeit bedingt geweſen. Uns hat nur 
die harte Not der Zeit zu Maßnahmen geführt, die ähnlichen Zielen 


Ka zuſtreben und ſelbſt in Einzelheiten nach der guten und der ſchlechten 


Seite hin eine oft verblüffende Ahnlichkeit aufweiſen. | 

Damit kehrt nun der Staat wieder zu jener Frühzeit feiner Ge⸗ 
ſchichte zurück, in der er von den Städten nicht nur die Leitung des 
Wirtſchaftslebens, ſondern auch das Syſtem ihrer Wirtſchaftspolitik über⸗ 
nahm. Alſo zu jenem Zeitabſchnitt, den wir kurz aber nicht ſehr 
treffend den des Merkantilismus nennen. Folgt man der weiteren Ent⸗ 


wicklung der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik, ſo kann man mit dem Ver⸗ 
faſſer ſehr wohl eine Wellenbewegung feſtſtellen, die über eine Periode 


des wirtſchaſtlichen Individualismus zum Neumerkantilismus Bismarcks 
führt, der ſich nach mancher Richtung hin als Vorſtufe der heutigen 
Kriegswirtſchaft anſprechen läßt. Nur muß man dem Verfaſſer entgegen⸗ 
halten, daß ſich dieſe Wellenbewegung in der Entwicklung der wirtſchafts⸗ 


politiſchen Praxis ungleich ſchwächer ausgeprägt hat als in der Ent⸗ 


wicklung der wirtſchaftspolitiſchen Ideen: der deutſche Staat hat dem 
wirtſchaftlichen Individualismus niemals freie Bahn gewährt, und ſelbſt 
in der kurzen Zeit von 1868 —1878 iſt ſeine Wirtſchaftspolitik von 
merkantiliſtiſchen Einſchlägen nicht frei geweſen. Und vor einer Über⸗ 
ſchätzung der Rolle, die der Neumerkantilismus in dieſer Entwicklung 
geſpielt hat, warnt das en Englands, das deutlich zeigt. daß eine 
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Kriegswirtſchaft, die ſich in allen weſentlichen Punkten ſtark der unſrigen 
annähert, auch auf dem Boden eines weitgehenden Individualismus ent— 
ſtehen kann. 

Es wäre naheliegend, daß eine jahrzehntelange Beſchäftigung mit 
der mittelalterlichen Stadtwirtſchaft, die in unſeren Tagen eine ungeahnte 
Auferſtehung feiern konnte, auch auf die Beurteilung der Kriegswirtſchaft 
etwas abfärben würde. Dieſer Gefahr iſt G. v. Below aber vollkommen 
entgangen. Er hat ſich den klaren Blick dafür bewahrt, daß die friedens— 
wirtſchaftlichen Grundlagen unſerer Zeit von denen jener Vergangenheit 
vollkommen verſchieden ſind, und daß das ſtarke Eingreifen des Staates 
in die freie Wirtſchaft, namentlich die Ausſchaltung des freien Handels, 
nie mehr als eine Notſtandsmaßnahme ſein kann und ſein ſollte. Einen 
Gedanken freilich — und ich wundere mich, dieſen Hinweis bei ihm 
nicht gefunden zu haben — wird unſere künftige Friedenswirtſchaft, ſofern 
nicht der Friedensſchluß die Weltordnung auf eine ganz neue Baſis ſtellt, 
wohl aus der Wirtſchaftspolitik der mittelalterkichen Stadt und des 
werdenden Staates übernehmen müſſen: daß jede Friedenswirtſchaft in 
beſtimmten Punkten immer auf die Möglichkeit neuer Kriege eingeſtellt 
ſein muß. 

Gegenüber dieſem Geſamteindruck der Arbeit fallen kleine Aus— 
ſtellungen und notwendige Ergänzungen nicht ſchwer ins Gewicht. Be— 
denklich iſt die Terminologie im Abſchnitt IV. Wohl beſtand zwiſchen 
kanoniſtiſcher Wertlehre und Zinsverbot inſofern ein Zuſammenhang, 
als die Rückſicht auf die Erzielung eines justum pretium einer von den 
vielen Sätzen war, mit denen das Zinsverbot motiviert worden iſt. 
Aber begrifflich ſind Wertlehre und Lehre vom Zins zwei ganz ver— 
ſchiedene Dinge. Nicht die Zins, ſondern die Werttheorie der Kanoniſten 
hat zur Forderung von Preistaxen geführt. Auch kann eine „beſondere 
Schätzung“ der in den wirtſchaftlichen Gütern „verkörperten Arbeit“ nicht 
mit der Zinstheorie, ſondern nur mit der Wertlehre in Verbindung 
gebracht werden, wenn man in dieſen etwas dunklen Worten den Hinweis 
darauf erblicken will, daß für die Kanoniſten der perſönliche Produktions— 
faktor Arbeit als einer der Beſtimmungsgründe des Preiſes gegolten hat. 
| Eine Zunft der Futterer (S. 20) hat es auch in Halle gegeben. 
Sie handelte hier außer mit Futtermitteln mit allerlei Zubehör für 
Wagen und Pflug. Ich vermute, daß ihr Handel, ebenſo wie der 
Futtermittelhandel der Herbergswirte vornehmlich der Verſorgung der in 
der Stadt einſtellenden fremden Fuhrleute gedient hat, deren Zahl ja 
gerade in Halle ſehr groß war. — Daß es den Städten gelungen ſei, 
gegenüber dem platten Lande die alleinige Braugerechtigkeit durchzuſetzen 
(S. 28), muß ich, wenigſtens für den Oſten Deutſchlands, beſtreiten. 
Hier ging vielmehr in vielen Landesteilen die Entwicklung dahin, daß 
die Ritterſchaft mit dem Erſtarken ihrer politiſchen Bedeutung ſeit dem 
Anfang des 16. Jahrhunderts für ſich das Recht des Bierbrauens durch— 
ſetzte und nunmehr ihre eigenen Bauern zwang, künftighin allein herr— 
ſchaftliches Bier zu trinken. | 

Wenn die mittelalterliche Stadt ihrem Ziele einer gleichmäßigen 
Verteilung der auf den Markt gebrachten Waren wohl näher gekommen 
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iſt, als das unſerer Zeit gelingen will, ſo hat dabei neben der Be⸗ 
grenzung durch Wall und Mauern, die die Kontrolle weſentlich erleichterte, 
auch eine Seite der marktpolizeilichen Organiſation eine. gewichtige Rolle 
geſpielt, die G. v. Below nur flüchtig ſtreift: die Inſtitution des 
ſtädtiſchen Halbbeamtentums, über deſſen Rechte und Pflichten uns kürzlich 
die Bücherſche Publikation der Frankfurter Amtsurkunden unterrichtet hat. 
In ihr tritt uns ein ganzes Heer ſolcher Unterkäufer, Meſſer und Wieger 


) entgegen. Bücher ſelbſt ſchätzt ihre Zahl an hundert. Dieſe hohe Zahl 


hängt nicht etwa mit der Stellung Frankfurts als vielbeſuchter Meßſtadt 


zuſammen, ſondern ſcheint für ein Gemeinweſen diefer Größe typiſch 


geweſen zu ſein. Wenigſtens haben mir Notizen aus Nürnberger Archi⸗ 
valien eine bis ins einzelne gehende Übereinftimmung gezeigt. Ob dieſe 
Halbbeamten von allem Anfang an eine fo umfaſſende Wirkſamkeit gehabt 
haben, mag dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls ſind ſie ſpäter über die 
techniſchen Funktionen der Verkaufsvermittlung des Zählens, Meſſens. 
und Wiegens zu einer weitgehenden Kontrolle des geſamten wirtſchaft⸗ 
lichen Verkehrs verwendet worden. Schon das eigene Intereſſe legte es 
ihnen nahe, ein ſcharfes Auge auf alle die Käufe zu haben, die ohne 
ihre Vermittlung abgeſchloſſen werden ſollten. Zu dieſer Kontrolle ſind 
ſie dann auch eidlich verpflichte, worden. Sie mußten vielfach eidlich 
eine Rügepflicht bei Übertretungen der Verbote des Vor⸗ und Aufkaufes 
wie der allgemeinen Verkaufsordnung ihrer Waren geloben. Ebenſo wie 
ſie gehalten waren (zum Beiſpiel die Unterkäufer für Spezereien), dem 
Rat von allen Waren Anzeige zu machen, die in die Stadt gelangten. 


Immer wieder wurde ihnen die Pflicht eingeſchärft, den Kauf des Armen 


ebenſo zu vermitteln, wie den des Reichen. Auch zur Überwachung der 


Warenqualität wurden ſie herangezogen, was ſich bei manchen von ihnen 


dahin ſteigerte, daß Waren ſchlechter Qualität dem Rate zur Anzeige 


gebracht werden mußten. Nimmt man noch die große Anzahl von Schau⸗ 


meiſtern dazu, die in jedem Gewerbe ihres Amtes walteten, ſo war in 
den Zeiten, in denen dieſe Organiſation noch lebenskräftig war, dem 


„Käufer wirklich eine weitgehende Sicherheit für die Erlangung der be⸗ 


gehrten Ware, A Qualität und einen angemeſſenen Preis gegeben. 
an e a. S. | Guſtav Aubin 


1 Schwerin, Friedrich von: e eee 
Zeiten. Berlin 1917, Panther Verlag. 97 S. 


Die anſpruchsloſe Schrift gibt in großen Zügen eine Aberſicht über 
die wichtigſten Kriegeranſiedelungen der Vergangenheit. Ihre Schilderung 
umfaßt räumlich und zeitlich ein weites Gebiet. Ebenſo mannigfaltig 


wie die Gründe, die zur Landausteilung an Krieger geführt haben, ſind 


auch die Formen der Anſiedelung geweſen. Denn unter dem zuſammen⸗ 
faſſenden Namen Kriegeranſiedelung verbirgt ſich vielerlei. Etwas anderes 


iſt ſchon die Anſiedelung römiſcher Bürgerſoldaten als die Veteranen⸗ 
kolonie der römiſchen Kaiſerzeit oder die Seßhaftmachung barbariſcher | 


Hilfsvölker in den römiſchen Reichsgrenzen. Etwas anderes die in Land 


erfolgende Verſorgung deutſcher Söldner durch den engliſchen und braſi⸗ 
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lianiſchen Mietsherrn als die öſterreichiſche Militärgrenze oder das 
ſchwediſche Indeltawerk, das dom 17. bis zum Ende des 19. Jahr⸗ 
hunderts die geſamte Wehrverfaſſung des Landes auf den Grundbeſitz 
baſiert hat. Gemeinſam aber in ihrer Wirkung iſt allen dieſen An- 
ſiedelungen die Beeinfluſſung der ländlichen Beſitzverteilung zugunſten des 
bäuerlichen Klein⸗ und Mittelbeſitzes, iſt dort, wo die Siedler dem 
Staatsvolke entnommen werden konnten, der Gewinn an ſelbſtſicherem 
Volkstum geweſen. Der. dankenswerte Nachweis, daß die Fragen der 
Kriegeranſiedelung und der Umſiedelung größerer Bevölkerungsmengen 
nicht neue Probleme ſind, ſondern in früheren Zeiten viele Völker be— 
ſchäftigt haben, iſt dem Verfaſſer gelungen. Weitere Schlüſſe aus der 
Vergangenheit für unſere Tage zu ziehen, hat der bewährte Theoretiker 
und Praktiker unſerer inneren Koloniſation ſelbſt vermieden. Denn gerade 
die Kenntnis der Anſiedelungsmethoden der Vergangenheit mit ihrem 
ſtarken Einſchlage von Zwang und brutaler Willkür ſchärft den Blick 
für die ungeheuren Schwierigkeiten, die einem großzügigen Siedelungs— 
werke unſerer Tage aus der ſo ganz anders gearteten wirtſchaftlichen, 
politiſchen und pſychologiſchen Struktur der Gegenwart erwachſen. 
Halle g. S. Guſtav Aubin 
A | | 

Pilder, Dr. Hans: Die Ruſſiſch⸗ Amerikaniſche Handels— 
Kompanie bis 1825. Oſteuropäiſche Forſchungen, Heft 3. Berlin 
und Leipzig 1914, G. J. Göſchen. 174 S. 4,80 Mk. 


In unſeren Tagen, in denen amerikaniſche Truppen in Wladiwoſtok 
gelandet ſind und an der Murmanküſte ſelbſt den Boden des europäiſchen 
Rußland betreten haben, gewinnt ein Buch beſonderen Reiz, das uns in 
eine Vergangenheit verſetzt, in der Rußlands Drang nach dem Oſten ſeine 
größte Ausdehnung erreichte und über die Grenzen Aſiens hinaus auf 
das amerikaniſche Feſtland übergriff. 

Träger dieſer Expanſion war nicht der Staat, ſondern der ruſſiſche 
Pelzhandel. Seitdem durch die Forſchungsreiſen Berings und ſeiner 
Nachfolger um die Mitte des 18. Jahrhunderts der Reichtum der nörd— 
lichen Küſten des Stillen Ozeans an Pelztieren, namentlich Seeottern 
und Seebären, bekannt geworden war, drangen die Pelzjäger von der 


Küſte Sibiriens über die Kuriliſchen Inſeln und die Aléuten allmählich. 


bis zur Südküſte von Alaska vor. Je weiter die Entfernung der Fang— 
plätze von dem Ausgangshafen⸗Ochotsk wurde, deſto ſtärker zeigte 
ſich das Bedürfnis nach einer größeren Kapitalkonzentrierung der Unter— 
nehmungen, das ſchließlich über einige kleinere Kompaniegründungen 
hinweg im Jahre 1798 zur Zuſammenfaſſung der wichtigſten Intereſſenten 
in der „Vereinigten Ruſſiſch⸗Amerikaniſchen Kompanie“ führte. Sie war, 
in ihrer Form nach dem Muſter der großen ausländiſchen Handels— 
kompanien der weſtlichen Staaten geſtaltet, zugleich die erſte Aktien— 
unternehmung Rußlands und trug durch ihre ſatzungsgemäßen Ziele: 
Ausbreitung des Chriſtentums, Entdeckung und Unterwerfung neuer 
Länder, Beſiedelung der erworbenen Gebiete, von vornherein den Charakter 
einer Koloniſationsgeſellſchaft an der Stirn geſchrieben. Zugleich verlieh 
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ihr ein taiferliches Privileg das Monopol ihrer Tätigkeit an der Geer — 


niſchen Küſte, ſoweit ſie damals von Rußland beanſprucht wurde, das heißt 
bis zum 55. Breitengrade und jtellte ihr bei ihren Unternehmungen den 
ſtaatlichen Schutz in Ausſicht. 

Auf dieſer Grundlage hat die Kompanie, an deren Spitze Männer 


wie Rumjänzow und Mordwinow ſtanden, eine rege Tätigkeit entfaltet, 


hat unter Leitung von Baranow, der 28 Jahre ſeines Lebens in der 


Kolonie zubrachte, im Kampfe mit den Küſtenſtämmen ihre Niederlaſſungen 


ſtändig vermehrt und ihre Fanggebiete nach Süden vorgeſchoben. Hart 
an der ihr in ihrem Privileg geſteckten Grenze entſtand die Niederlaſſung 
Sitcha, als wichtigſter Stützpunkt und Handelsplatz. Später hat die 
Kompanie auch an der Grenze des ruſſiſchen Einflußgebietes nicht Halt 


gemacht und eine Kolonie ſogar auf ſpaniſchem Gebiete in der Nähe von 


San Franzisko ins Leben gerufen. Die Erringung dieſer Erfolge iſt 
der Kompanie nicht leicht gemacht worden, ihre Geſchichte iſt ein un⸗ 
aufhörlicher Kampf, weniger mit den widerſtrebenden Eingeborenen als 


mit der kargen Natur des Landes und den EE? Verhältniſſen des 


9 Klimas geweſen. 

Maße der räumlichen Ausdehnung haben die Erfolge weder 
auf wirtſchaftlichem noch auf politiſchem Gebiete entſprochen. Das Grund⸗ 
übel, an dem das Unternehmen von allem Anfang an krankte, war die 
weite Entfernung vom Mutterlande. Der Bezug faſt aller wichtigen 
Bedarfsartikel, mit Ausnahme etwa von Holz und geringwertigen Nahrungs⸗ 


5 mitteln, blieb immer auf die Gegend von Irkutsk baſiert, von wo erſt 


in langwierigem koſtſpieligen Landtransport der Hafen von Ochotsk 
erreicht werden mußte. Und hier begann dann die Fahrt über ein noch 
wenig bekanntes, ſtürmereiches Meer, das von den 30 Schiffen, die die 


Kompanie in den erſten zwanzig Jahren ihres Beſtehens beſeſſen, nicht 
weniger als 17 verſchlang. Im Zeitraume von 1797 — 1802 iſt über⸗ 


haupt kein einziges Schiff von Sibirien nach der Kolonie gelangt. Das 
Klima der beſetzten Striche verwehrte jeden Ackerbau, Japan verſchloß 


ſich ſtrengſtens dem Bezug ſeiner Erzeugniſſe, auch der Vorſtoß an die 


kaliforniſche Küſte, von dem Wunſche nach Gewinnung einer Ackerbau⸗ 


Fkuolonie geleitet, blieb in dieſer Richtung ein vergeblicher Verſuch. So 


mußten denn wohl oder übel amerikaniſche Schiffe zum Handel in Sitcha 


5 zugelaſſen werden, die zwar oft die Koloniſten vor drohender Hungersnot 

reetteten, aber daneben der Kompanie doch ſehr große Nachteile brachten. 

Denn dieſe Schiffe verſorgten die „ auch mit Waffen und 
fie 


Munition und ſtärkten jo deren Widerſtand; gingen ſelbſt auf den 
Robbenfang und verdarben mehr als einmal der Kompanie die Preiſe 
auf dem chineſiſchen Markte. Auch der Abſatz der erbeuteten Felle war 


für die Kompanie mit großen Unkoſten verbunden. Der größte Teil 


ging über Sibirien nach Rußland, aber auch die für Japan und China 


beſtimmten, ſehr bedeutenden Mengen mußten von Irkutsk aus die Land 


grenze bei Kiachta paſſieren, da ſich Japan, wie erwähnt, jedem direkten 


8 Handel mit Rußland widerſetzte und ein Anſteuern der chineſiſchen Häfen, 


von denen für den Pelzhandel beſonders Kanton Bedeutung hatte, von 


| der ruſſiſchen Regierung nicht gewünſcht wurde. So hat in den Jahren 
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? 1797—1818 die Kompanie zwar einen Reingewinn von 6 Mill. Rubel 
erzielt, was aber nach Abzweigung von 3 Mill. Rubel zur Auffüllung 
des oft ſtark angegriffenen Stammkapitals nur eine beſcheidene Durchſchnitts— 
verzinſung von 4½ % bedeutete. 

Auch die politiſche Unterſtützung, die das Mutterland der Kolonie 
gewähren konnte, litt unter den großen Entfernungen. Ein Schiff, das 
die ruſſiſche Kriegsflagge in den amerikaniſchen Küſtengewäſſern zeigen 
ſollte, mußte den weiten Weg von Kronſtadt aus antreten; auf eine regel⸗ 
mäßige Behauptung der Seegeltung im fernen Oſten war die ruſſiſche 
Politik noch gar nicht eingeſtellt. Hat doch Alexander I. die Flotte fait 
gefliſſentlich vernachläſſigt. Gelegentlich ſuchte die Regierung die Kolonien 
gegen den amerikaniſchen Handel abzuſchließen. Aber ſie arbeitete damit 
dem ſchon geſchilderten Intereſſe der Kompanie an dem Verkehr mit 
Amerika entgegen und beſaß nicht die Machtmittel, um jenen Verkehr in 
den für das Land nützlichen Schranken zu halten. 

So ſtand die ſcharfe Tonart, die Rußland plötzlich in dem Sep— 
temberukas von 1821 der amerikaniſchen Schiffahrt gegenüber anſchlug 
ſowie die Beanſpruchung der Küſte bis zum 51. Breitengrade in gar 


keinem rechten Verhältnis zu den Machtmitteln, die es zur Verfechtung 
feiner Anſprüche und Maßnahmen geltend machen konnte. Zumal da zu ` 


gleicher Zeit ſich in Amerika die Aufmerkſamkeit immer ſtärker der weſt— 
lichen Küſte zuwändte und man geneigt war, feinerfeits die Küſte bis 
zum 60. Breitengrade in Anſpruch zu nehmen. In dem nun entſtehenden 


diplomatiſchen Zweikampf hatte Rußland von vornherein auch aus Gründen - 


der hohen Politik die ſchlechtere Poſition. Es konnte der amerikaniſchen 
Erklärung vom Juli 1823, die am 2. Dezember desſelben Jahres in der 
bekannten Botſchaft des Präſidenten Monroe wiederholt wurde und be— 
ſagte, daß der amerikaniſche Kontinent nicht länger Gegenſtand der 
Koloniſation ſein dürfe, keinen nachhaltigen Widerſtand entgegenſetzen 
und mußte ſich begnügen, in der Konvention vom 5./17. April 1824 


eine geringe Ausdehnung feiner Küſte bis zu 54° 40 nördlicher Breite 


und wenige unſichere Garantien gegen den Mißbrauch der amerikaniſchen 
Schiffahrt, der prinzipielle Freiheit gewährt werden mußte, zu erreichen. 
Ebenſowenig gelang es der ruſſiſchen Regierung, im nächſten Jahre gegen— 


über England in der Frage der ruſſiſch⸗kanadiſchen Grenzregulierung ihre 
e Anſprüche durchzuſetzen. Schon damit war ein teilweiſes Desintereſſement 
an jenen Küſten ausgeſprochen und der Weg betreten, der im Jahre 1867 


zum Verkauf der geſamten amerikaniſchen Beſitzungen an die Vereinigten 
Staaten führen ſollte. 

| Das Buch iſt klar disponiert und anſchaulich geſchrieben. Seine 
Darſtellung beruht vornehmlich auf den ruſſiſchen Publikationen aus dem 
Mordwinow⸗Archiv. In einem Anhang ſind die wichtigſten Aktenſtücke 


in deutſcher Überfegung abgedruckt und fo der deutſchen Forſchung dankens⸗ 


werterweiſe leichter zugänglich gemacht. Wertvolles Material hätte ſich 
auch gefunden in den beiden Sammelwerken von Storch, „Hiſtoriſch— 
ſtatiſtiſches Gemälde des ruſſiſchen Reiches“ und „Rußland unter Alexander 
dem Erſten“. e R 

Halle a. S. | Guſtav Aubin 
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Günther, Prof. Dr. Adolf: Das beſetzte franzöſiſche Ge— 


biet. Seine Bedeutung für Frankreich und die Weltwirtſchaft, für 
deutſche und europäiſche Wirtſchaftspolitik. Mit Ausblicken auf 
Frankreichs gegenwärtige Wirtſchaftslage. München u. Leipzig 1918, 
Duncker & Humblot. X u. 151 S. 6 Mk. * 25 % Zomme: 
zuſchlag. 


Zur Zeit des Abſchluſſes der Abhandlung, der zeitlich mit dem 
Beginn unſerer Frühjahrsoffenſive zuſammenfiel, erblickten unſere maß⸗ 
gebenden militäriſchen Stellen im beſetzten franzöſiſchen Gebiet noch ein 
gewichtiges Pfand; zur Klärung der Frage, wie hoch ſein Wert ein⸗ 
zuſchätzen ſei, ſollte die vorliegende Arbeit, der ein Geleitwort des Chefs 
des ſtellvertretenden Generalſtabs der Armee, Freiherrn v. Freytag⸗ 
Loringhoven, vorausgeſchickt iſt, mit in erſter Linie beitragen. Für 
Deutſchland bedingt der unglückliche Ausgang des Krieges eine weſent⸗ 
liche Verſchiebung des in Anſehung jenes Gebiets für den Friedensſchluß 
gegebenen Problems, das nun vor allem in der Größe der von uns 
angerichteten und wieder gutzumachenden Schädigungen liegt. Der ſehr 
gründlichen, von völliger Beherrſchung des Stoffes und großer Objek⸗ 


tivität zeugenden Abhandlung, die außer dem Volkswirt auch dem 


Induſtriellen und Kaufmann Intereſſe bietet, erwächſt hieraus keine 
Einbuße an Wert. 


Nur in wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſchem, nicht auch in rein poli- 
tiſchem Sinne hat ſich der Verfaſſer das Problem der nordfranzöſiſchen 
Grenzlande zur Unterſuchung geſtellt. Dabei ruht der Nachdruck nicht 
auf den ſtatiſtiſchen Nachweiſen als ſolchen, vielmehr ſind Quellen der 
Unterſuchung neben der umfangreichen franzöſiſchen amtlichen und pri⸗ 
vaten Literatur die Ergebniſſe deutſcher Verwaltung und Forſchung im 
früher beſetzten Gebiet, an welcher der Autor ſelbſt regen Anteil hatte, 
und der in langem Aufenthalt an Ort und Stelle erworbene e 
Augenſchein. 


Es werden zunächſt Land und Leute, berufliche und ſoziale Gliede⸗ 


rung, Arbeiterverhältniſſe und Sozialpolitik, ſodann Landwirtſchaft, 


Bodenſchätze, Induſtrie uſw. geſchildert, ſtets in Zuſammenhang mit 
ihrer Bedeutung für das geſamte Frankreich; geſondert behandelt werden 
die weltwirtſchaftlichen Beziehungen, die Abhängigkeit von England und 


Amerika, ſodann die überaus regen und eigentümlichen Wirtſchafts⸗ 


beziehungen zwiſchen Nordfrankreich und Belgien, bei denen es ſich 


geradezu um eine auf Veredlung und gegenſeitige Aushilfe gerichtete 


Arbeitsgemeinſchaft handelt, endlich die, Beziehungen zu Deutſchland. — 
Bis zum Kriege war die Induſtrie Frankreichs bekanntlich ſehr ſtark 5 
konzentriert in dem früher von uns beſetzt gehaltenen Gebiet; deſſen 
induſtriellen Erzeugniſſen ſicherten Erz und Kohle, klimatiſche und Ver⸗ 
kehrsvorteile eine faſt monopolartige Stellung auf dem heimiſchen Markte, 


während als Weltwirtſchaftsinduſtrie freilich nur die Textilinduſtrie in | 


Betracht kam. Während des Krieges haben, vor allem dank einem be⸗ 


ſchleunigten Ausbau der Waſſerkräfte der Alpen und Pyrenäen, um. 
flaſſende Standortsverſchiebungen wichtiger Induſtrien ſtattgefunden, um 


x — 
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den durch die Beſetzung des Nordens und Oſtens cniflanbenen Ausfall 
nach Möglichkeit wieder wettzumachen. In ihnen erblickte der Verfaſſer 


die größte Gefahr für die nordfranzöſiſche Induſtrie, weil es ihm zmeifel- ` 


haft erſchien, ob die Franzoſen nach Friedensſchluß noch hinreichend 
Kapital zur Wiederbeſetzung der verlaſſenen Induſtrieſtellungen haben 
würden; der für ſie ſo glückliche Ausgang des Krieges hat ſie ſeitdem 
dieſer Sorge enthoben. 

Vor dem Kriege kannte, wie Verfaſſer zutreffend hervorhebt, das 


nordfranzöſiſche Induſtriegebiet mangels Initiative nicht in gleichem 


Maße erſchloſſen werden wie das wirtſchaftsgeographiſch mit ihm eine 
Einheit bildende belgiſche Flandern, hinter dem es an verfügbarer Ar- 
beitskraft und ſtellenweiſe ſogar an Kapital zurückblieb. Nach meinem 
Dafürhalten dürfte nunmehr ſich in dieſer Hinſicht eine Wandlung an— 
bahnen, dürften ausländiſche Arbeitskräfte und Kapitalien reichlicher 
einſtrömen und dürfte vielleicht auch der in den nächſten Jahren zu er— 


wartende Aufſchwung des franzöſiſchen Wirtſchaftslebens dem Elan des 


Franzoſen, der unter dem Stachel des Krieges auf manchen Gebieten 
die ſo lange vermißte Initiative und Ausdauer wiedergefunden hatte, 
neue Nahrung zuführen. Für das früher beſetzte nordfranzöſiſche Induſtrie— 


gebiet kommt in dieſer Hinſicht namentlich in Betracht, daß gutenteils 


ein völliger Neuaufbau zu erfolgen hat, der vielfach an Stelle veralteter, 
nur zur Befriedigung heimiſcher Bedürfniſſe geeigneter Anlagen moderne, 
zur Verſorgung des Weltmarktes brauchbare Werke treten laſſen wird. 

| Die Frage nach dem künftigen Schickſals des Gebiets behandelt 
Verfaſſer in einem Schlußkapitel, wobei er die verſchiedenen Möglich— 
lichkeiten, welche die Lage zur Zeit des Abſchluſſes der Abhandlung ihm 
offen zu laſſen ſchien, berückſichtigt. 


Berlin | Kaufmann 


ii Smolensty, Dr. Mar: AS Ungarns wirtſchaftliche 


Beziehungen zur Schweiz. Wien 1918, Manz. 76 S. 
2,50 K. 


Der Verfaſſer macht für einen weiteren Ausbau der Vertretung der 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Wirtſchaftsintereſſen in der Schweiz Propaganda 
und gibt Winke für die Ausgeſtaltung des Exportes aus der Monarchie. 


Die, em wichtigſten Teile feiner Ausführung ſendet er eine Überſicht über 


die wirtſchaftliche Lage der Schweiz vor, während und nach dem Kriege 
jowie über den Warenverkehr zwiſchen den beiden Ländern voraus, die, 


wenn ſie ſchon einmal gegeben werden ſollte, nicht ſo oberflächlich hätte 


ausfallen brauchen. Dankenswerter iſt noch die Zuſammenſtellung über 
„die wirtſchaftlichen Vorkehrungen des Auslandes in der Schweiz“, 
namentlich über die Wirtſchaftsabkommen, die das Land mit Amerika, 


Frankreich und Deutſchland geſchloſſen hat. Der mit der Schrift an⸗ | | 
geſtrebte Zweck hätte ſich ebenſogut in der anſpruchsloſeren Form eines 


Aufſatzes oder eee erreichen laſſen. | 
Halle a. 8. | Guſtav Aubin 
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Sombart, W.: Soziglismus und ſoziale Bewegung. 


Siebente, durchgeſehene und vermehrte Auflage. SH 1919, 
Guſtav ider, XII u. 387 S., | S 


Ein Werk, das — wie das Titelblatt anzeigt — bereits in einigen 
vierzigtauſend Exemplaren im Publikum verbreitet iſt, hat ſeine Lebens⸗ 
berechtigung erwieſen, und der Kritiker, der ſich zu der ſiebenten, elf 


Jahre nach der ſechſten erſcheinenden Auflage zu äußern hat, darf Dé 


auf die Beantwortung der Frage beſchränken, ob vom Verfaſſer denn 
auch alles geſchehen ſei, um die berechtigten Anforderungen des Leſers 
von 1919 in dem gleichen Maße zufrieden zu ſtellen wie ſeinerzeit die 
des Leſers von 1908. Leider kann der Referent dieſe Frage nicht be⸗ 
jahen ohne, wie ſich zeigen wird, recht beträchtliche e 
zu machen. 


In ſeinem vom Januar 1919 datierten Vorwort geſteht uns 
Sombart, er hätte die ſeit Jahren im Buchhandel vergriffene Schrift 


eigentlich erſt nach einer „gründlichen Umarbeitung“ wieder herausbringen 
wollen. Dieſe ſollte der philoſophiſchen und praktiſchen Seite des 
ſozialiſtiſchen, Problems gerechter werden, als es die bis jetzt „rein 
hiſtoriſche Studie” vermocht habe. Nachdem er jedoch erkannt hätte, 
daß eine ſolche Anderung des Themas ein neues Buch erheiſchte, ſei 
ihm bei einer Neuauflage nur die Wahl geblieben, das Buch „im 
weſentlichen unverändert“, wenn auch mit einigen Ergänzungen verſehen, 
erſcheinen zu laſſen. Gegen dieſe zu künſtlich konſtruierte Alternative 


glauben wir Berufung einlegen zu ſollen. Es gab ganz gewiß noch einen 
dritten Weg, der eingeſchlagen werden konnte und nach unſerem Urteil 


eingeſchlagen werden mußte, nämlich der einer „gründlichen Umarbeitung“ 
unter Beibehaltung des bisherigen rein hiſtoriſchen Charakters. 


Sozialismus und ſoziale Bewegung nehmen in dem Leben der 


europäiſchen, zum mindeſten der zentral⸗ und oſteuropäiſchen Völker, im 


Jahre 1919 eine im Vergleich zu 1908 ſo gewaltig geſteigerte Bedeutung 


ein, daß es ſich verbieten müßte, ganze weite Abſchnitte des Werkes genau 
(o ſtehen zu laſſen, wie fie in einer Zeit geſchrieben wurden, als es noch 
eine Kulturmenſchheit gab, die keinen Weltkrieg durchlitten, noch keine 
gigantiſche Revolution des kommuniſtiſch geſtimmten Proletariats erlebt 
hatte. Die oberflächliche Reviſion, bei der der Verfaſſer es leider hat 


bewenden laſſen, führt jetzt dahin, daß der Leſer, der aus einem ſo geiſt⸗ 


vollen und in ſeinem Grundriß unverwüſtlichen Werk ſich über die 


brennendſte Frage der Zeit Belehrung ſucht, notwendig in Verwirrung 


kommen muß, weil die chronologiſche Einheitlichkeit des Standpunkts bei 
dieſer unorganiſchen Art der Neubearbeitung verloren gegangen iſt. Durfte ` 

man da 1919 noch in der Präſensform behaupten, daß die Syndikaliſten 
die träge Maſſe der ſozialiſtiſchen Gedankenwelt wieder etwas in Fluß 


bringen und deren völlige Erſtarrung verhindern? Empfahl es 


fi, heute noch ohne Einſchränkung den Satz ſtehen zu laſſen, daß den 
. Bänfereien. innerhalb der Gewerkſchaften und der politiſchen Arbeiter- 


parteien keine allzu große Bedeutung beigemeſſen werden dürfe und juſt 
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Partei gegen die anbesen geführt hatte, als Beiſpiele ſolcher „Zänkereien“ 
bloß die jetzt faſt verſchollenen Redekämpfe zwiſchen Bebel und Vollmar, 
Ferri und Turati, Guesde und Jaures beizubringen? War es angängig, 
die Behauptung unverändert zu laſſen, daß „neuerdings“ die antinationale ` 
Bewegung in Frankreich energiſch von Hervé propagiert werde, von dem— 
ſelben Hervé, der ſeither jahraus, jahrein in ſeiner „Victoire“ Orgien 


des Nationalismus gefeiert hat? Nicht minder ſonderbar lieſt ſich gegen— Ge 


wärtig der Satz, daß der deutſche Arbeiter „heute“ beſſer lebe, als vor 
50 oder 100 Jahren und der andere, daß das Geſchäft der E xpropriation 
immer ſchwieriger werde. Zweifelhaft iſt es auch, ob der Verfaſſer trotz 
einer neuen Anmerkung, die ſeine alte, falſche Prophezeiung ſtützen ſoll, 
gut daran tut, auf S. 240 die Behauptung, daß das deutſche, „das 
ſanftmütigſte Volk auf der Erde“, unfähig ſei, ſich zu „empören“, ſtehen 
zu laſſen, ebenſo wie die ſich dort anſchließende apodiktiſche Erklärung: „Zur 
Tat wird es niemals kommen.“ Dabei treffen dieſe paar herausgeriſſenen 
Beiſpiele noch keineswegs den Kern deſſen, was Sombart bei ſeiner Neu— 
auflage der Wiſſenſchaft und dem Publikum ſchuldig geblieben iſt. Es 
müßte doch ein gewaltiger Unterſchied ſein, ob man in unſeren Tagen 
ein geologiſches oder pflanzenphyſiologiſches Werk aus der Vorkriegszeit 
neu auflegt oder eines, das die tragende Bewegung und die ſie erfüllende 
Doktrin der in voller Entwicklung befindlichen Revolution zum Objekt 
hat. Wollte man ſelbſt Sombart darin zuſtimmen, daß die Kontinuität 
der ſozialiſtiſchen Entwicklung nach dem Frieden ſich als ſtärker heraus— 
| ſtellen werde, als heute vielfach angenommen wird, jo mußte man von 
einem ſo lebendigen und geiſtvollen Autor wie ihm dennoch verlangen, 
daß ſeine Darſtellung in jeder Zeile verriete, wie nachhaltig die Ereig- 
niſſe und Tendenzen dieſer weltumwälzenden Jahre feine Auffaſſung von 
Sozialismus und ſozialer Bewegung in Fluß gehalten haben. Wenn er 
uns auch in ſeinem Vorwort ein neues Werk verſpricht, auf deſſen Er⸗ 
ſcheinen wir uns aufrichtig freuen wollen, ſo hätte man doch fordern 
müſſen, daß ſchon dieſes nicht ſo viele Sätze und Seiten enthalte, denen 
man ihr Alter anmerkt und die heute völlig anders geſchrieben werden 
müßten. 
Den Abſchnitt über die ſoziale Bewegung in den einzelnen Ländern 
hat der Verfaſſer fortgelaſſen, weil es „im Augenblick kaum angängig 
geweſen wäre“, eine Schilderung des heutigen Standes der Dinge zu 


geben. Neu hinzugefügt hat er dafür ein Kapitel über den Bolſchewis⸗ | 


mus, für das man ihm um ſo dankbarer fein kann, als die nichtruſſiſche 


Literatur über dieſe Deutſchland neuerdings ſo nahe gerückte Bewegung 
noch ſehr unzureichend iſt. Dieſes Kapitel zerfällt in die vier Unter, ` 
abſchnitte: Name, Herkunft, Geiſt; die Staatspolitik; die Wirtſchaftspolitik: ` 


und Würdigung. In der „Würdigung“ verficht Sombart ſeine alte 
Theſe, daß ſelbſt die größte Revolution niemals imſtande fein werde, — 


ein neues Wirtſchaftsſyſtem zu ſchaffen oder auch nur in feiner Aus- 


breitung weſentlich zu fördern. Noch immer erklärt er jede gewaltſame k 


. Revolution zu dem Zwecke, das ſozialiſtiſche Wirtſchaftsſyſtem herbei⸗⸗ 


zuführen, für puren Unſinn. Ein Verdienſt des Bolſchewismus ſieht er S 
darin, daß durch ihn a Trennung e Heroismus und? 
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Sozialismus, welcher letzterer zu einem „miſerabiliſtiſchen Suppenküchen 
und Volksheim⸗Idealismus“ zu verflachen drohte, vermieden worden ſei. 

Aber die Ziele des Bolſchewismus erkennt Sombart mit Recht als rein 
negative, obgleich er, ohne daß er es hinreichend begründet, den Bolſche⸗ 
wismus als die „höchſte Form“ des zeitgenöſſiſchen Sozialismus anſieht. 
Bedauern müſſen wir, daß der Verfaſſer es unterlaſſen hat, den zur Zeit 
ſeiner Niederſchrift ſehr verdienſtvollen Abſchnitt über den revolutionären 
Syndikalismus, der noch immer durch geiſtvolle Bemerkungen feſſelt, mit 
dem neuen über den Bolſchewismus enger ineinander zu arbeiten und ſo 


in die Erſcheinung treten zu laſſen, worin jener weſteuropäiſche und dieſer 

oſteuropäiſche Verſuch, den Marxismus zu entgermaniſieren, überein⸗ | 
ſtimmen und worin ſie völlig voneineinander abweichen. Das bleibt bei ec? 
Gelegenheit nachzuholen. 


Seine für Nachſchlagezwecke außerordentlich nützliche i der 
ſozialen Bewegung hat der Verfaſſer bis an die Schwelle des Weltkrieges 
fortgeſetzt. Von dem Führer durch die ſozialiſtiſche Literatur, den er 


weſentlich umgeſtaltet hat, erhielten wir den Eindruck, als ob der Ver⸗ 
-fafler zum mindeſten in dem erſten Jahrfünft nach der Fertigſtellung 


ſeiner ſechſten Auflage die intime Fühlung mit der neu erſcheinenden 


Literatur zeitweiſe etwas verloren hatte. Dennoch wird dieſer Führer 


auch in ſeiner jetzigen Geſtalt den vielen, die unter dem Druck der Zeit⸗ 
verhältniſſe ſich in die einſchlägigen . einarbeiten wollen, wert⸗ 
volle Dienſte leiſten. 

Sombarts Annahme, daß Marx die Konzentrationstheorie von Louis 


Blanc übernommen habe, bedürfte auf alle Fälle einer näheren Begründung, 
als ihr auf S. 83 widerfährt. Mit mindeſtens gleichem Rechte ließe 


ſich behaupten, daß ſie ihm zuerſt im Februar 1844 in Engels' Um⸗ 
riſſen zu einer Kritik der Nationalökonomie entgegengetreten ſei. Ihre 


dë weſentlichſten Gedanken waren bekanntlich ſeit Sismondi Iden mehrfach 
ausgeſprochen worden. Gar zu „profeſſoral“ erſcheint ferner die Anſicht, 


daß Marx, weil ihm die Habilitation nicht geglückt dei, den „verfehlten 


Lebensberuf“ des Journaliſten eingeſchlagen habe. Übrigens iſt Marx 
nicht 1844, ſondern ſchon 1843, auch nicht, wie Sombart noch immer 
ſtehen läßt, von „der preußiſchen Polizei außer Landes getrieben“, ſondern 
freiwillig nach Paris gekommen. Obgleich ich ſelbſt mich einige Jahre 


meines Lebens intenſiv mit J. B. von Schweitzer befaßt und eine 


Sombart offenbar unbekannt gebliebene Geſchichte der deutſchen Sozial? 

| demokratie von 1864 bis 1875 um deſſen Perſon gruppiert habe, fo iſt 
mir der angeblich von Schweitzer gegründete deutſche „Gewerkſchaftsbund“ 
Ca. a. O. S. 206), der das geſamte Proletariat des Landes „ungegliedert“ 


umſchließen ſollte, bei meinen Studien nirgends begegnet. Auf den von 


dieſem ins Leben gerufenen Allgemeinen Deutſchen Arbeiterſchaftsverband E 
paßt, mochte er dem Irrtum erliegen, daß man ohne von unten her auf⸗ 
zubauen, von oben organiſieren könne, die Charakteriſierung nicht, daß er 
die Arbeiterſchaft nicht nach Berufen habe organiſieren wollen. In jenem 
Werke habe ich die Anfänge der Gewerkſchaftsbewegung in Deutſchland 
in einem beſonderen Kapitel behandelt; jetzt findet man das Material 
er affer Be om E in Hermann Müllers Allgemeiner Ge 2 


/ 
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werkſchaftsgeſchichte. Aus dieſen Schriften hätte Sombart entnehmen 
können, daß die engliſchen Gewerkvereine keineswegs erſt „Anfang der 
1870 er Jahre“ für die deutſche Wiſſenſchaft durch Brentano, für die 
deutſche Praxis durch Max Hirſch entdeckt worden ſind. Abgeſehen davon, 
daß Wilhelm Liebknecht ſchon 1863 nach ſeiner Rückkehr aus England! 
in Arbeitervereinen über die Trade- unions geſprochen hat, daß bereits in 
vierziger Jahren Huber auf ſie hinwies und Engels in der Lage der ar— 
beitenden Klaſſen ſich mit ihnen beſchäftigte, daß Herrmann Wagener bei der 
Koalitionsrechtsdebatte im Abgeordnetenhauſe 1865 bereits Verſtändnis 
für ſie verriet, ſo kann es doch ſicherlich keine generatio aequivoca ge- 
i weſen ſein, daß ſeit 1868 Gewerkſchaften nach engliſchem Vorbild bei 
uns wie Pilze aus der Erde ſchoſſen. Das hiſtoriſche Verdienſt von 
Brentanos Arbeitergilden der Gegenwart wird durch dieſe Feſtſtellung in 
keiner Weiſe berührt. Was aber Max Hirſchs „Entdeckung“ betrifft, 
ſo darf ich hier wohl das Urteil Brentanos anführen, der mir auf eine 
Anfrage am 17. Januar 1909 ſchrieb: „Hirſch hatte, als er London 
verließ, nur ſehr ungenügende Vorſtellungen von der Bedeutung der 
Gewerkvereine ... Nach meinem Erachten wurde er zum Apoſtel für 
deutſche Gewerkvereine erſt bekehrt, als er, in Berlin wieder angekommen, 
fand, daß Schweitzer Gewerkſchaften zu organiſieren als ſozialdemokratiſches 
Ziel hingeſtellt hatte.“ Selbſt Liebknechts Demokratiſches Wochenblatt, 
das mit Schweitzer in tödlicher Feindſchaft lebte, hat dieſem damals 
(1868) die Priorität gegenüber Hirſch zuerkannt. 

Wir wollen hier nicht alle die kleinen Ungenauigkeiten aufzählen, 
die den reinen Genuß der neuen Auflage des ausgezeichneten Werkes 
ſtören. Doch müſſen wir der Hoffnung entſchiedenen Ausdruck geben, 
daß der Verfaſſer auf die achte Auflage ſeines Buches, für die das 
Bedürfnis ſich bald herausſtellen möge, größere Sorgfalt verwende als 
auf dieſe ſiebente. Noblesse oblige! Wer einmal ein ſo lebensfähiges 
und begabtes Werk in die Welt geſetzt hat, der hat auch die Pflicht, 
ſein Kind nicht e zu laſſen! ur 
Lankwitz „ Guſtav Mayer 


| Schneider, Heiurich e und Miniſterialſekretär im Mini⸗ 
ſterium für Elſaß⸗ Lothringen: Kriegswochenhilfe. Bekannt⸗ 
machungen vom 3. Dezember 1914, 28. Januar und 23. April 1915, 
1. März, 6. Juni und 6. Juli 1917. Zum praktiſchen Gebrauch 
bearbeitet. Straßburg 1917, Selbſtverlag. 271 S. Geh. 6 Mk. 


Ein fleißiges und gründliches Buch, getragen von einer ſympathiſchen 
Auffaſſung. Nur daß man vor lauter Bäumen (Einteilungen, Unter⸗ 


E einteilungen uſw.) den Wald nicht ſieht. Die etwas dilettantiſche Über⸗ 


ſyſtematik, die das Weſentliche nicht klar herausarbeitet und einfach 
gliedert, erſtickt die ⸗ SEH Als Tute und reiche Mane 


1 got Bebel, Aus meinem Leben Bd. I, S. 130, dazu Marx an Engel, 


| Briefwechſel, Bd. III, S. 226 und Liebknechts Berliner Rede vom 31. Mai 


1869, zitiert in einem Buch über N und die Sozialdemokratie, S. 243. 
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ſammlung für eine der bedeutſamſten fozial- und bevölkerungspolitiſchen 


K Aufgaben mag es trotzdem Dienſte leiſten und Verwaltungsbehörden, für R 


die es in erſter Linie beſtimmt iſt, willkommen ſein. N 
Berlin Ä | Helene Simon 


gege, Dr., Geh. Sanitätsrat: Die 5 


anſtalt' und ihre grundlegende Bedeutung für Mutter⸗ 


und Säuglingsſchutz. Ein Beitrag zur R 
Magdeburg 1917, Selbſtverlag. 91 S. 


In ſieben Aufſätzen iſt das gleiche Thema variiert: Befeitigung der | 
Schäden der Geburtshilfe als Grundlage und Vorausſetzung wirkſamer 
Bevölkerungspolitik. Offentliche Entbindungsanſtalten, „Wöchnerinnen⸗ 


aſyle für bedürftige Ehefrauen, geburtshilfliche Lehranſtalten mit Säug⸗ 
„ lings⸗ und Mütterheimen für unverehelichte Mütter“, in Verbindung mit 


der reichsgeſetzlichen Regelung des Hebammenweſens, lautet der Schlacht⸗ 
ruf. Denn um eine Streitſchrift oder vielmehr um eine Sammlung von 
Streitſchriften (Vorträge, Zeitungsartikel) handelt es ſich. Eindrucksvoller 
und auch der Sachkunde des Verfaſſers entſprechender wäre die einheitliche 
Durcharbeitung des Stoffes e auch vielleicht eine weniger polemiſche 
Behandlungsart. Die einem ehrlichen un Babe berechtigten Groll 
entſpringende Form hat wahrſcheinlich den raſchen Erfolg aufgehalten. 


Nicht abzuſchwächen vermag ſie den inneren Wert der Schrift, ihre 


ganz große, ganz entſcheidende inhaltliche Bedeutung. Würden Brenneckes 
Pläne ihrer Weſenheit nach (Einzelheiten ſind an dieſer Stelle nicht zu 
erörtern) ſich durchſetzen, ſo ſind alle mehr oder weniger problematiſchen 
Geſetzentwürfe über Unfruchtbarmachung und Schwangerſchaftsunterbrechung 
überholt. An Stelle von Strafen, die faſt nie den Schuldigen treffen 
und dunklem Handwerk Vorſchub leiſten, tritt dann die Vorbeugung, die 
Beſeitigung der Urſachen des Vergehens. Durchgreifender Mutter⸗ und 
Säuglingsſchutz würde beſſer als alle ſonſtigen Maßnahmen die Flut 
krimineller, jährlich auf mindeſtens 350 000. geſchätzter Aborte (S. 12) 
eindämmen. 

Brennecke, der örtlich ſeine Ziele verwirklicht ſieht (das von ihm 
begründete und geleitete Wöchnerinnenaſyl in Magdeburg iſt jetzt als 
Glied des ſtädtiſchen Wohlfahrtsamtes mit der Säuglingsfürſorge ver⸗ 
einigt [S. 32]), wendet ſich in leidenſchaftlichem langjährigen „Kampf 
um die Geſundung der geburtshilflichen Ordnung“ gegen die einſeitige 
pädiatriſche Säuglingsfürſorge. Sie löſe den Säuglingsſchutz von der 


Geburtshilfe und unter deren Zurückdrängung los, anſtatt ihn derſelben 
an- und einzugliedern. Sie beeinträchtige die Entwicklung der geburt 
hilflichen Organe durch koſtſpieliges und ungründliches Vorgehen: anſtatt 
die öffentlichen Entbindungsanſtalten zu ſozialhygieniſchen Muſterſchutz⸗ 


e für Mütter und Kinder zu erweitern, übertrumpfe man ſie 


durch in „unverkennbarer propagandiſtiſcher Eile fertiggeſtellte pädiatriſche 


Säuglingsſchutzgebäude“ (S. 17); anſtatt Hebammen und Wochenpflege⸗ 


rinnen auch die Säuglingsfürſorge zu überweiſen oder ein harmoniſches 
Nacheinander zu erwirken, ſchädige und deklaſſiere man den Kai in 


Schmollers Jahrbuch XIII 2. „ 2 
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unerträglich gedrückter Lage befindlichen Hebammenſtand durch beſondere, 
nur pädiatriſch geſchulte Fürſorgeſchweſtern (S. 21). 

Dr. Brenneckes Polemik erinnert an die ſeines Kollegen in Ibſens 
„Volksfeind“. Der Badearzt („der einſamſte Menſch iſt der ſtärkſte“) will 
das verſeuchte Bad von Grund auf ſanieren, während der Bürgermeiſter, 


geſtützt auf die kompakte Majorität, den Volksfeind mundtot macht und 


mit Palliativen die gemeinſchädlichen Zuſtände zu mildern ſucht. Auch 
der Säuglingsſterblichkeit wehrt man nicht an der Quelle, d. h. durch 
gründlichen Mutterſchutz, ſondern verſchiebt und verdrängt immer wieder 

die vom Verfaſſer mit überzeugender Motivierung geforderte reichsgeſetz⸗ 


liche Neuordnung der Geburtshilfe. „Im kleinen wie im großen 
wiederholt ſich auf der Weltbühne ſtets dasſelbe Schauſpiel. Wer un⸗ 


entwegt für Recht und Wahrheit eintritt und neuen Formen einer höheren 
und beſſeren Kultur Bahn zu brechen ſucht, der ſieht ſich alsbald einer 


übermächtigen Entente von Gegnern gegenüber, die zäh und träge am 


Alten hängen und, vertrauend auf ihre quantitative Überlegenheit, kein 
Mittel ſcheueu, der ſich mit elementarer Kraft durchringenden Wahrheit 
hemmend in den Weg zu treten“ (Vorwort, S. 6). Dahin gehöre auch 
das alte Mittel des Totſchweigens. Vor zwölf Jahren (1904) habe 
„man es in den einflußreichen Kreiſen der höheren Beamtenwelt Tür an- 
gezeigt gehalten, eine großzügige Bewegung zugunſten der Säuglinge 
einzuleiten und damit das Allgemeinintereſſe und die kaum erſt für die 
geburtshilfliche Reform angeregte Bewegung vom Hauptgeleiſe des ge— 
blurtshilflichen Mutter⸗ und Säuglingsſchutzes abzulenken und auf den 


. Seitenftrang der pädiatriſchen Säuglingsfürſorge hinüberzuſchieben. „Da- 
mit war's um die ſo dringend nötige geburtshilfliche Reform geſchehen. 


Der Hebammenſtand wurde wieder in feine traurige Iſolierung zurück— 
gedrängt. — Erleichternd kam hinzu, daß wohl die Säuglinge, nicht 
aber die Wöchnerinnen und Hebammen ſalonfähig ſind (S. 12 und 13). 
Brennecke glaubt die letzteren dadurch ſalonfähiger zu machen, daß man 
ſie, entſprechend ihrem erweiterten Aufgabenkreis, „Frauenſchweſtern“ 
nennt.) Allein gerade die Säuglingsfürſorge habe erwieſen, „daß in 


der enormen Säuglingsſterblichkeit nur in beſonders markanter Weiſe die 


Unvollkommenheit der Geburts⸗ und Wochenbetthygiene, die Unfertigkeit 
des Hebammenweſens, des Mutter⸗ und Familienſchutzes zum Ausdruck 


kommt“. Langſam wende ſich die Stimmung wieder zu der Parole | 


Mutterſchutz. Doch werde noch geraume Zeit vergehen bis zu dem Zu— 


geſtändnis, daß in einer klar gegliederten geburtshilflichen Ordnung alles 


zu ſuchen und zu finden ſei, was nicht nur zum Schutze der Mütter, 
ſondern auch zum denkbar ſicherſten Schutze des keimenden Lebens und 
der Säuglinge verlangt werden müſſe, und bis, nach der geſetzlichen Neu- 
ordnung des Hebammenweſens und der Reviſion der Mutter- und Säug⸗ 
lingsſchutz betreffenden Paragraphen der Reichsverſicherungsordnung, die 
Wöchnerinnenaſyle für Ehefrauen und die geburtshilflichen Lehranſtalten 


mit Säuglings⸗ und Mütterheimen für unverehelichte Mütter in die ge ` 


bührende zentrale Stellung der Geburts⸗ und Wochenbetts- und 
Säuglingshygiene einrücken könnten (S. 13). 
Im preußiſchen Jugendfürſorgegeſetzentwurf iſt Brenneckes Forderung 
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nach Hebung Sp Erweiterung der Aufgaben der Hebammen geſtreift: 


zur Unterſtützung der in Stadt⸗ und Landkreiſen zu bildenden Jugend⸗ 


Rämter ſind geeignete Perſonen, beſonders Frauen, darunter auch Hebammen 


als Waiſenpflegerinnen zu beſtellen, die namentlich bei der Kleinkinder⸗ 
fürſorge und Haltekinderaufſicht mitwirken ſollen. | 


Der preußifche Geſetzentwurf iſt nur eine Abſchlagszahlung. Reichs⸗ 


| geſetzliche Regelung des Jugendſchutzes (das anerkannte auch der Deutjche 


— 


mietpreis von 474 Mk. in Anrechnung zu bringen iſt.“ Iſt ſchon bei 


Jugendfürſorgetag vom 20. und 21. September 1918) ward zum 
zwingenden Gebot der Selbſterhaltung. Die vorliegende Schrift enthält 


Grundelemente eines ſolchen Geſetzes. Trotz ihrer Einſeitigkeit, und nicht 


immer genügend objektiven Polemik ſollte ſie von jedem geleſen werden, 
der ſich mit F und Jugendſchutz befaßt. ö 
Berlin | Helene Simon 


Aſcher, Siegfried: Die Wohnungen eten in Berlin von 


1880 — 1910. Bodenpolitiſche Zeitfragen im Auftrage des Schlitz⸗ 


verbandes für deutſchen Grundbeſitz Vase? von Prof. Dr. 


van der Bo ht, Heft 7. Berlin 1918, n N 
8. XII u. 139 


Verfaſſer ſtellt an CH Anfang jeiner Schrift, die ich an dieſer 
Stelle nicht ohne Bedenken beſpreche, eine Reihe von Theorien, die er 
bekämpft; zu dieſen zählen namentlich die von Schreiber dieſes ver⸗ 
tretenen „Behauptungen“, die nach Dr. Aſcher folgendermaßen lauten: 
„Der Boden iſt unvermehrbar, hat alſo einen Seltenheitswert, und ſo 
konnten die Eigentümer auf Grund einer Monopolſtellung die Preiſe 
diktieren.“ Die Angabe, die von Verfaſſer durch Anführungszeichen 
ausdrücklich als Zitat gekennzeichnet wird, iſt unrichtig. Die von mix 
vertretene Auffaſſung geht dahin, daß die deutſche Bodenſpekulation im 
Gegenſatz zu anderen Spekulationsformen eine einſeitige Spekulation iſt, 
die ſich nur in der Richtung nach oben und zur Herbeiführung einer 


Preisſteigerung vollzieht. Für die Preisbildung ſelber wird von mir, RK ö 


wie auch dem flüchtigſten Leſer meiner Schriften bekannt ſein muß, in 


u erſter Reihe überhaupt nicht der Wille des Grundbeſitzers, ſondern das 


Syſtem des Städtebaues verantwortlich gemacht. Ich hatte geglaubt, 


daß die von Verfaſſer befolgte Methode der Polemik, die ich nicht näher 


zu charakteriſieren brauche, der Vergangenheit angehört. 

Die ſachlichen Darlegungen des Verfaſſers bilden ein Gemenge von 
Ungenauigkeit und Unkenntnis, deſſen Entwirrung jenſeits alles wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Intereſſes liegt. An exaktem Material fehlt es in der Schrift 
vollſtändig. Auf S. 22 wird der Einfluß der Koſten auf die Mietpreis⸗ 
bewegung dadurch begründet, daß Verfaſſer die Mehrkoſten neuzeitlicher 


Wohnungsausſtattung für Bäder, Kloſetts, Waſſerleitung, Beleuchtung, 
Zentralheizung, Warmwaſſerverſorgung, Aufzüge (sic!) mit jährlich 


16,4 Mill. Mk. zuſammenfaßt, dieſen Betrag auf ſämtliche 498 968 
Berliner Wohnungen (1) verteilt und nun ſchließt: „So erhält man einen 
Betrag von 33 Mk. für jede Wohnung, ber auf den Durchſchnitts⸗ 


GM 
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den athena hben Anlagen der Vergleich ganz willkürlich und ungenau, 
ſo wird wohl der Gipfelpunkt erreicht, wenn Verfaſſer die der herrſchaft⸗ 
lichen Wohnung zugute kommenden Aufwendungen auf die Kleinwohnungen 
verteilt. Es dürfte in Berlin für 1910 kaum eine einzige Kleinwohnung 
geben, die mit Fahrſtuhl ausgeſtattet iſt; die Zahl der mit Perſonen⸗ 
aufzug verſehenen Gebäude betrug in Berlin (die Vororte werden von 
Verfaſſer nicht berückſichtigt) insgeſamt nur 1579 für das Jahr 1910. 
Zentralheizung für Kleinwohnungen wurde zwar nicht in Berlin, wohl 
aber in Neukölln für die Mietskaſernenbauten der Baugenoſſenſchaft 
„Ideal“ verſuchsweiſe angelegt, mit einer geradezu verhängnisvollen 
Wirkung für die Finanzlage der Genoſſenſchaft (ſiehe mein Handbuch 

der Wohnungsweſens, 3. Aufl. S. 357). Richtig iſt, daß die Ver⸗ 
waltungskoſten in der Mietskaſerne durch koſtſpielige Aufwendungen ſtark 
verteuert werden — eines der Momente, in denen die wirtſchaftliche 
Überlegenheit des Kleinhauſes begründet iſt. Bezüglich der Mietpreis⸗ 
bewegung liegt eine Reihe wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen vor in den 
Arbeiten von Kuczynſki, v. Tyſzka, Brutzer, V. Carthaus, 
in denen die Wirkung des Kaſernierungsſyſtems zur Genüge klargeſtellt 
wird. Aus den Einzelheiten ſeien hervorgehoben die von Kuczynſki ver⸗ 
öffentlichten Zahlen der von 1900—1908 an fertiggeſtellten Bauten 
nachträglich eingetretenen Wertbewegung; ferner die von Brutzer mit⸗ 
geteilten Ziffern, der für den von Aſcher behandelten Zeitabſchnitt als 


= Mietpreis der typiſchen Berliner Arbeiterwohnung für das Jahr 1880 


216 Mk., für 1910 dagegen im Mittel 350 Mk. angibt. Aus der 
Literaturbehandlung der ſaloppen Aſcherſchen Schrift ſei erwähnt, daß 
der bekannte Bodenreformer Paul Voigt auf S. 97 als Zeuge für 
die „faſt übertriebene Bedeutung“ der Wohnungsmiete angerufen wird. 
Die beigefügte Literaturangabe iſt unrichtig; vermutlich handelt es ſich 
um eine Äußerung von Andreas Voigt, die in meiner Spekulation im 
neuzeitlichen Städtebau S. 111 erwähnt iſt. Mit keinem Wort werden 
von Verfaſſer die allſeitig verurteilten, heute ſelbſt von den Intereſſenten 
als „Notſtand“ bezeichneten Ergebniſſe der Berliner Bau⸗ und Parzellierungs⸗ 
weiſe berührt. 

Als entſcheidende Faktoren der Mietpreisbildung erklärt Verfaſſer 
in einer in Sperrdruck geſetzten Zuſammenfaſſung (S. 103) einerſeits 
die Prod uktionskoſten des ſchwächſten Unternehmers, andererſeits die 
Leiſtungs fähigkeit der bei dem vorhandenen Angebot noch heranzuziehenden 
Mieterklaſſe. Bezüglich des Verhältniſſes der Produktionskoſten zur 
Wo hnungsmiete bzw. zum Grundſtückswert mag ſich Verfaſſer vielleicht 
die in meinem Handbuch, 3. Aufl. S. 146 mitgeteilten, von ſ peku⸗ 
lationsfreundlicher Seite gegebenen Zahlen anſehen, ſowie einige 
der zahlreichen a. a. O. S. 376 zitierten Schriften zu Rate ziehen. 
Mit der Behauptung dagegen, daß die Wohnungsmiete durch die 
Leiſtungsfähigkeit der heranzuziehenden Mieterklaſſe bedingt iſt, hat 
Verfaſſer zweifellos auf jeden, auch den entſchiedenſten Gegner über⸗ 
zeugend gewirkt. Einer beſonderen „im Auftrage des Schutzverbandes 
für Deutſchen Grundbeſitz“ herausgegebenen Schrift hätte es zu dieſem 
Erfolg nicht einmal bedurft. : 
| Berlin | „Rud. Eberſtadt 
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de Fries, Heinrich: Wohnſtädte der Zukunft, Reugeftaltung 


der Kleinwohnungen im Ale der Großſtadt. Berlin 
a „Bauwelt“. 86. II u. 68 S. 


Verfaſſer, der als Bearbeiter bei der Peter Behrensſchen, das Ein⸗ 
familienhaus vertretenden Schrift („Vom ſparſamen Bauen“) mitgewirkt 
hat, bringt in ſeiner neuen Veröffentlichung einen Vorſchlag zur Zeller 


geſtaltung des Stockwerkbaues. Für den Bau tauglicher Kleinwohnungen 


ſtellt Verfaſſer folgende Programmpunkte auf: Wohnungsgröße von 
vier Räumen (umfaſſend Hauptwohnraum mit Spülküche, drei Schlaf⸗ 


räume, Hauslaube, Küchenbalkon und Abort), Oſtweſtlage und Durch⸗ 
lüftbarkeit der Wohnung, Einſchränkung der bauverteuernden Auf⸗ 


wendungen im Gebäude ſelbſt wie in der Geländeerſchließung, Anlage 


von Frei⸗ und Spielflächen. In der Mietskaſerne und in den ſeither 


angewandten Formen des Vielwohnungshauſes werden dieſe Anforderungen 
nicht oder nicht in zureichender Weiſe erfüllt. Verfaſſer ſchlägt dem⸗ 
gegenüber eine als „Doppelſtockhaus“ bezeichnete Bauform vor, deren 
Normaltypus bei einer Bauhöhe von drei Geſchoſſen auf jedem Geſchoß 
ſechs Kleinwohnungen enthält. Jede Kleinwohnung mit einer an⸗ 
genommenen Abmeſſung von 10 m Tiefe, 5 m Breite und 4,5 m 
Zimmerhöhe wird durch eine ſenkrechte Wand in zwei Teile getrennt. 


Der vordere Hauptraum behält im weſentlichen die volle, doppelte Geſchoß⸗ 


höhe von 4,5 m; der rückwärtige Teil dagegen wird durch Einziehung N 
eines Fußbodens in zwei Geſchoſſe von je 2,20 m lichter Zimmerhöhe 


geſchieden, wodurch die Anlage von drei Schlafkammern, Spülniſche und 


Nebenräumen auf der gegebenen Grundfläche ermöglicht wird. 


Der Zugang zu den einzelnen Wohnungen iſt in der Weiſe her⸗ 
geſtellt, daß von dem gemeinſamen Treppenhaus — wie in der Wiener 


Mietskaſerne — ein Korridor an den einzelnen Kleinwohnungen entlang 


geführt iſt. Die Neuerung bei de Fries beſteht jedoch darin, daß dieſer 
Korridor nicht in der Gleichlage des Fußbodens, ſondern um 2,25 m 
höher angelegt iſt; von der großen Zimmerhöhe des vorerwähnten Haupt⸗ 
raumes wird der erforderliche Raum für den Korridor ausgeſpart. Im 
einzelnen ergibt ſich nunmehr die von Verfaſſer geforderte Zahl und 


Anlage der die Wohnung. bildenden Raume. e 


de Fries tritt in die Reihe der Wohnungsreformer, die die zu⸗ 


gegebenen Schäden der Mietskaſerne durch eine verbeſſerte Bauform des 


Vielwohnungshauſes mildern wollen. Durch die an der ſeitherigen Bau⸗ 
weiſe geübte Kritik wie durch ſelbſtändige Anregungen wird die lebendig 
geſchriebene Darſtellung dem Leſer Neues bieten. Der grundſätzlichen 
Auffaſſung, daß die Stockwerkshäufung für den Wohnbau in der ſtädti⸗ 


ſchen Ausbreitung in Deutſchland, im Gegenſatz zu dem Flachbauſyſtem 


der Großſtädte des Auslandes, beibehalten werden könne, wird man 


| indes nicht zuſtimmen können. Richtig iſt, daß in Der Innenſtadt 


— deren Bedeutung für die Wohnbevölkerung infolge des mißverſtandenen 
Schlagworts von der Citybildung lange verkannt wurde — der Stock⸗ 
werksbau erforderlich bleibt; für die Stadterweiterung dagegen iſt die 
wohnbaumäßige Barzeierung. das m. vorteilhafteſte Bauſyſtem. 
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In ebe e Hinſicht geben die Vorſchläge des Verfaſſers 
mehrfach zu Bedenken Anlaß, ſo in der Ausgeſtaltung des Hauptwohn- 
raumes, in der Schwierigkeit der Beheizung dieſes Raumes bei 4,5 m 
| Zimmerhöhe, in der Anlage des Abortes u. a. m.; auch die praftifche 
Bedeutung des Dachgartens wird von Verfaſſer ſchwerlich zutreffend ein- 
\ geſchätzt. Gegenüber dieſen Einwendungen behält indes die Schrift ihre 
edeutung, die auch der Gegner der von Verfaſſer vertretenen Anſchauung 
erne anerkennen wird. SE w 
Berlin SÉ u Mun, Eberſtadt 


Entgegnung 

Im zweiten Hefte des vorigen Jahrgangs dieſes Jahrbuchs habe 

ich den Aufſatz „Eine Kriegsaufgabe des deutſchen Verlags“ veröffentlicht. 
Vom „Verlegerausſchuß“ wurde darauf eine kurze Erwiderung eingeſandt, 
in welcher den Leſern des Jahrbuchs auf Wunſch eine Gegendarſtellung 
in Ausſicht geſtellt wurde. Die beiden Herausgeber dieſes Jahrbuchs 

erklärten ſich gern bereit, eine ſachliche Erwiderung aufzunehmen, konnten 
aber die eingeſandte Zuschrift als eine ſolche ſchon darum, weil ſie an 
ihrer Herausgebertätigkeit eine Kritik übte, die nicht zur Sache gehörte 
und dem Verlegerausſchuß nicht zuſtand, nicht anſehen und bedauerten 
es deshalb, ſie nicht zum Abdruck bringen zu können. Die angebotene 
Gegendarſtellung iſt jetzt, nach Dreivierteljahren, verſandt worden. Da 
ſie zu den von mir behandelten wichtigen Fragen der Organiſation der 
geiſtigen Arbeit nicht etwas Neues bringt, ſondern ſich auf Angrtffe 

perſönlicher Art beſchränkt, kann auf ſie an dieſem Ort nicht eingegangen 
werden. Es iſt das aber überhaupt — trotz leicht nachweisbarer kraſſer 
Verdunklungen und Verdrehungen des Tatbeſtandes — nicht nötig. 
Denn meine Ausführungen werden in ihren weſentlichen Teilen durch 
die Gegenſchrift kaum berührt und bleiben bis auf gleichgültige Neben⸗ 
ſächlichkeiten, bei denen mit begreiflicher Vorliebe verweilt wird, voll⸗ 
inhaltlich beſtehen. Ich bin ruhig in der Gewißheit, daß der innere 
Geiſt der Wahrheit ſich jedem einwandfrei offenbaren wird, der ſich die 
Mühe macht, Ton und Inhalt. vun Schriften miteinander zu vergleichen. 


Berlin⸗ Steglitz | ö Dermann Schumacher 
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Eungeſ endete Bü icher und Sete geben | 
| — bis Ende März 1919 — u — S 

Bücher und Zeetäiee e 

1. Allgemeine Politik a S 


Dentſcher Geſchichtskalender: Der Europaische Krieg in akten⸗ Ke 


mäßiger Darſtellung herausg. von Dr. Friedrich Purlitz, 
Oktober — Dezember 1917, VI, 2. Leipzig, dm Meiner. VIII 
u. 726 S. 


Hellmann Sigmund: : Die großen europäifchen eue. 


München u. Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 


Herre, Paul: Bismarcks Staatskunſt. Dresden Leipzig 1918. 


Globus, Wiſſenſchaftliche Verlagsanſtalt. 40 S. (Bibliothek für 
3 und e Herausgeber Franz von Trapen 


Heft 5 


ae Auguſt: Deutſchtum und Sgicbsgerichtsbarkeit Mit 


einem Vorwort von Philipp Zorn. Freiburg 1918, Herder. 
IX u. 89 S. (Das Völkerrecht. Herausg. im Auftrage der Kom⸗ 
Së chriſtliches Völkerrecht von Godehard Joſ. 8 
Heft 3 
Jaͤszi, Oskar: Der Zuſammenbtuch des. Dualismus und die Zukunft 
der Donauſtaaten. Nach der zweiten Auflage des ungariſchen Ori⸗ 
ginals überſetzt von Stefan von Hartenſtein. Wien 1918, 
Manz. VI u. 120 S. | | 


Lehmann, Erich: Das Prinzip der Wahlkreiseinteilung und feine 
as im . Inaug.⸗Diſſert. Eisleben 1918, Winkler. 


8 O.: : Die Trennung von Staat und Kirche. Leipzig u. Berlin 
1918, Teubner. 26 S ‚(Die neue Zeit. Schriften zur Neu⸗ 
geſtaltung Deutſchlands.) ` e | 

Pinner, Walter: Demokratie oder Sorilenotai Berlin 1919, 
Demokratiſcher Verlag. 8e. 23 S. ! | 


Plenge, Johann: Durch Umſturz zum Aufbau. Eine Rede an 
Deutſchlands Jugend. Münſter 1918, E. eee n | 
Adolf Schultze. IV u. 79 ©. 


Schmitt ⸗Dorotié, Carl: Politiſche Romantik. Münden. u u. ewig 
1919, Duncker & Humblot. 162 S. 


Die Schuld am deutſchen PER EN, Tagebuchblätter 
eines höheren preußiſchen Verwaltungs beamten. 8 von Gë 
Baumgarten. Tübingen 1919. 


Spitzmüller, Alexander Frhr. v.: Der fie Sufenmensni 


und die Anſchlußfrabe. Wien 1919, Manz 
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| E E | 2. Geſetzgebung und Verwaltung 
Bruns, Viktor: Sondervertretung deutſcher Bundesſtaaten bei den 


Friedens verhandlungen. Tübingen 1918, Mohr. VIII u. 84 S. 
(echt und Staat in Geſchichte und Gegenwart, Heft 12.) 


Deſſauer, Lothar: Der Militärbefehlshaber und ſeine Verordnungs⸗ 
SE in der. Praxis des Weltkriegs. Berlin 1918, Engelmann. 
Grueber, Erwin: Einführung in die Rechtswiſſenſchaft. Zugleich zur 
Wiedereinführung der Kriegsteilnehmer in das Rechtsſtudium, ins⸗ 
beſondere das Bürgerliche Geſetzbuch. Vierte, neubearbeitete Auflage. 
Berlin 1918, Springer. | VIII u. 200 S. 
Hohenlohe, Conſtantin: Beiträge zum Einfluſſe des kanoniſchen 
Rechts auf Strafrecht und Prozeßrecht. Innsbruck 1918, Verlags⸗ 
anſtalt Tyrolia. 80. VII u. 71 S. | 
Mies, Richard: Zur Syſtematik der kommunalen Kriegslebens⸗ 
mittelpolitik. Jena 1919, Guftav Fiſcher. (Abhandlungen des ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Seminars zu Jena. Herausg. v. J. Pierſtorff. 
| 14. Band, 4. Set) N 
Naoſenthal, Julius: Über den reihsrehtliden Schutz des Wahl⸗ 
geheimniſſes. Tübingen 1918, J. C. B. Mohr. XII u. 68 & 
(Abhandlungen. aus dem, Staats⸗, Verwaltungs⸗ und Völkerrecht. 
Herausg. von Philipp Zorn und Fritz Stier⸗Somlo. Band 
XIV, Heft 2.) = | | 


u SE? Sozial⸗ | und Nechtsphiloſophie 
Bäumer, Gertrud: Zwiſchen Gräbern und Sternen. Jena 1919, 
Diederichs. 124 S. . | 
Kopal, Pawel: Das Slawentum und der deutſche Geiſt. Jena 
1914, Diederichs. 192 S. | = . 
Marbe, Karl: Die Gleichförmigkeit in der Welt. Unterſuchungen 
zur Philoſophie und poſitiven Wiſſenſchaft. 2. Band. München 
1919, C. H. Beck. VIII u. 210 S. 
Peſch, Heinrich: Ethik und Volkswirtſchaft. Freiburg 1918, Herder. 
1864 S. (Das Völkerrecht. Beiträge zum Wiederaufbau der Rechts⸗ 
und Friedensordnung der Völker. Herausg. v. Godehard Ebers. 
4. u. 5. Heft.) g | 
Planck, Mathilde: Der Berufsſtaat, nach der Rechtslehre Karl 
Chr. Plancks. Jena 1918, Eugen Diederichs. 100 S. (Politiſches 
Leben, Schriften zum Ausbau eines Volksſtaates.) 
Simmel, Georg: Lebensanſchauung. Vier methaphyſiſche Kapitel. 
München u. Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 245 S. 
Anruh, C. M. von: Zur Phyſiologie der Sozialwirtſchaft. Leipzig 


1918, Felix Meiner. X u. 276 S 


* 


7 


797) | Cingefenbete Bücher und geitfäriften = 398 


Wehberg, Hans: Neue Weltprobleme. Geſammelte Auſſäte über 
Weltwirtſchaft und Völkerorganiſation. München u. Leipzig 1919, 
Duncker & Humblot. XII u. 255 S. e , | 


Wieſe, Leopold von: Freie Birtfaft Leipzig 1913, Der Neue 


Geiſt Verlag. 84 S. 


Zitelmann, Ernſt: Die Unvollkommenheit des Völterrechts. Rede, 

halten am hundertjährigen Gründungstag der Rheiniſchen Friedrich⸗ 

Wilbelms-Univerfität zu Bonn. u u. Leipzig 1918, Duncker & 
Humblot. 60 S. | 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


* 


Gelesnoff, W.: Grundzüge der Volkswirtſchaftslehre. Nach einer vom 


un für die deutſche Ausgabe vorgenommenen Neubearbeitung 
des ruſſiſchen Originals, überſetzt von Dr. E. Altſchul. Leipzig 
und Berlin 1918, B. G. Teubner. XI u. 613 S. 


Günther, E.: Wie ſteht es um die deutſche Volkswirtſchaft? Leipzig 


und Berlin 1919, Teubner. 28 S. (Die neue Zeit Schriften 
zur Neugeſtaltung Deutſchlands.) 


Philippovich, Eugen von: Grundriß der Politischen Okonomie. 


Zweiter Band, Erſter Teil. Bearbeitet v. Felix Somary. Tü⸗ 
bingen 1918, Mohr (Siebeck). VI u. 408 S. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wireſchaftsgegraphie 


Rode: Die Kontinentalſperre, Erinnerungen und Vergleiche mit heute. 


Hannover 1919, J. C. König & Ebhardt. 36. S. 


Steinbach, Emil: Geſchichte der CN Ein Überblick. 


Wien u. Leipzig 1919, Manz. 8°. 


6. Landwirts chaft, Forſtwirtſ chaft, Fiſcherei 

9 Ernft von: Eine ſtaatliche a 

München u. Berlin 1918, Oldenbourg. 8 0. 

Bruck, W. F.: Türkiſche Baumwollwirtſchaft. Kä 1919, Guſtav 
Fiſcher. VII u. 116 S., mit einer farbigen Verbreitungskarte. (Pro⸗ 
bleme der Weltwirtſchaft. Schriften des Königl. Inſtituts für Ges, 
verkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel. Herausg. v. 
Bernhard Harms. 29.) | 

Keup, Erich: Innere Koloniſation. Berlin 1918, Deutſche Land⸗ 


buchhandlung. 43 S. Schriften zur Förderung der inneren Koloni⸗ 


ſation. Heft 28.) 
Kleinſiedlung und Kriegerauſiedlung. Berlin, Verlag des Schutz⸗ 


verbandes für Deutſchen Grundbeſitz, 1918. 8%. 32 S. (Schriften 


des Schutzverbandes für Deutſchen N ul Herausg. v. 
van der Borght.) 
U 


be 
d 
\ 


ne R 5 5 . € D 
= , eg a "SE 


en Eingeſendete Bücher und Zeitſchriften 798 


Klopfer, Volkmar: Die Verbeſſerung des Brotes durch Aufſchließung 
der Kleie und Vervollkommnung des Backverfahrens. Dresden und 
Leipzig 1918, Globus, Wiſſenſchaftl. Verlagsanſt. 29. S. (Biblio⸗ 
thek für Volks⸗ und Weltwirtſchaft. Herausg. Franz v. Mammen. 


Heft 58.) 

Die Kriegsgetreideverkehrsanſtalt. Ein Bericht, erſtattet vom 

Präſidium. Wien und Leipzig 1918, Franz Deuticke. 169 S. 

Vogel, Emanuel Hugo: Innere Koloniſation und Landarbeiterfrage 
in Oſterreich nach dem Kriege. Berlin 1918, Deutſche Landbuch— 
handlung. 159 S. 8 


© . 2 | 
7.. Bergbau und Induſtrie 


Arndt, Paul: Alte und neue Faferftoffe. Zweite, verbeſſerte Auflage. 
Berlin 1918, Dietrich Reimer. 8°. 40 S. und 24 Tafeln. 


Kulmiz, Paul Hellmuth von: Das Abſatzgebiet der ſchleſiſchen 
Kohle. Jena 1914, Guſtav Fiſcher. 120 S., 1 Textfigur, 6 Tafeln u. 


6 Karten. (Probleme der Weltwirtſchaft. Schriften des Königl. 
Inſtituts für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel. 


\ Herausg. v. Bernhard Harms. 19.) 


Sinner, Georg: Betriebswiſſenſchaften. Techniſch⸗literariſcher Führer. 


Herausg. vom Verein Deutſcher Ingenieure. Berlin 1919, Selbſt⸗ 
N verlag. 125 S. e 
Saitzew, Manuel: Die Koſten der Waſſerkraft und ihre Abhängig- 

keit von der Höhe des Arbeitslohnes. Zürich 1919, Raſcher & Cie. 
VII u. 112 S. | 

Schmitt, Franz Auguſt: Deutſchlands Stickſtoffbeſchaffung, eine 
volkswirtſchaftliche Studie. München 1918, A. Buchholz. X u. 
103 S. SZ? K: e 


8. Handel und Handelspolitit 


Graßmann, H.: Rohſtoffkrieg oder Wirtſchaftsfrieden. Dresden und 
Leipzig 1918, Globus, Wiſſenſchaftl. Verlagsanſtalt. 96 S. (Biblio- 
thek für Volks⸗ und Weltwirtſchaft. Herausg. Franz v. Mammen. 
Heft 58.) 5 | | 
Grundriß der Sozialökonomik. Bearbeitet v. Altmann, Brink⸗ 
mann, Bücher u. a. Tübingen 1918, Mohr. 8. V. Abt. Die 
einzelnen Erwerbsgebiete in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft und die 
ökonomiſche Binnenpolitik im modernen Staate. I. Teil. Handel 
1. 2. Bearbeitet von H. Sieveking, J. Hirſch. VII u. 240 S. 


Harms, Bernhard: Völkerrechtliche Sicherungen der wirtſchaftlichen 
Verkehrsfreiheit in Friedenszeiten. Jena 1918, Guſtav Fiſcher. 
84 S. (Kriegswirtſchaftliche Unterſuchungen aus dem Inſtitut für 

Seesverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerfität Kiel. Herausg. 
von Bernhard Harms. 17. Heft.) | 
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Zöhlinger, Otto: Der britiſche Wirtfänftetrieg und feine Methoden. 
Berlin 1918, J. Springer. 522 S 


Kellenberger, Eduard: Wechſellurs und gahlungsbilanz im Krieg 
und Frieden. Eine neue eee Zürich 1919, Verlag Orell 
Füßli. 8%. 72 S. 


; Neukamp: Das Kriegswucherſtrafrecht und ſeine Bebeutung für ge 


Handel. Halle 1918, Carl Marhold. 80 S. (Wirtfchaftspolitifche 
Beiträge. Herausg. von Guſtav Streſemann. 1. Heft.) 


Der Wirtſchaftskrieg. Herausg. vom Königlichen Inſtitut für See⸗ 
verkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel, Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Stiftung. Jena, Fiſcher. 8. Vierte Abteilung. Frankreich. 
Bearbeitet von Dr. Herrmann Curth und Dr. Hans Weh- 
berg. 1918. VIII u. 474 S. 


9. Verkehr und Vertehrspolitit 


Oie Vollendung des Mittellandkanals. 1 über 
eine zweckentſprechende ſüdliche Linienführung, ihre volks⸗ und kriegs⸗ 
wirtſchaftliche Bedeutung. Braunſchweig 1918, Selbſtverlag der Ver⸗ 
einigung zur Förderung der ſüdlichen Linie des Mittellandkanals. 

8% 479 S. u. 11 Karten. 


Schmeidler, B.: Vom Vikingerſchiff zum Handelstauchboot. Leipzig 


1919, Quelle & Meyer. 86 S. (Wiſſenſchaft und Bildung. . | 
darſtelungen aus allen Gebieten des Wiſſens. 151.) | 


10. Geld- Bank- und Börſenweſen 


Grote, F. W.: Das Weſen des Tauſchverkehrs und die Löſung des 
Geldproblems. Hamburg 1918, Selbſtverlag. 26 S. 


Prion, W.: Der internationale Geld⸗ und Kapitalmarkt nach dem 


Krieg. München und Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 142 S. 


0 Schulz, Hans - Otto: Deviſenhandelspotitik. Stuttgart 1918, Enke. u 
104 S. (Finanz⸗ und volkewirtſchaftliche Zeitfragen. Herausg. v. 
Georg von Schanz und Winz Wolf. 55. Heft.) 


11. Bevölkerungslehre und Bevölterungspolitit 


Winkler, Wilhelm: Die Totenverlufte der öſt.⸗ ung. Monarchie nach 
Narionalitäten. Herausg. vom ſtatiſtiſchen Dienſt des Deutſchöſter⸗ 
reichiſchen Staatsamts für Heerweſen. Wien 1919, Verlag von 
L. W. Seide & Sohn. 8%. VI u. 84 S., XIV Tafeln. 


Tag 


| 12. Sozialismus 


55 Ber ad Karl jun.; Die neue Zeit und die Zukunft der . 


Gaswerke. Berlin = Friedenau 1919, Deutſcher eee | 
an ce u | 
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Bücher, Karl: Die Sszialiſierung. Vortrag, gehalten in der Ver- 
einigung höherer Beamten und Beamtinnen zu Chemnitz am 6. Ja⸗ 
nuar 1919. Tübingen 1919, Lauppſche Buchhandlung. 64 S. 

Calwer, Richard: Produktionspolitik zum Wiederaufbau der deutſchen 
Wirtſchaft. Berlin, Zeitfragen⸗Verlag. 8. 77 S. 

Giebel, H.: Die Frage der Verstaatlichung der Kaliinduſtrie. Berlin 
1918, J. Springer. 128 S. 

Die Revolution des Erbrechts, eine Laienſtudie von *,*. Mit 
einem 1 von Pegfeſſor von Blume. Tübingen 1919, 
J. C. B. Mohr. 

Sombart, Werner: Sozialismus und Soziale Bewegung. Siebente, 
durchgeſehene und vermehrte Auflage. 44. bis 49. Tauſend. Jena 
1919, Guſtav Fiſcher. 

von Tyszka, Carl: Die Sozialifierung des Wirtſchaftslebens. Jena 

1919, Guſtar Fiſcher. 8%. VI u. 79 S. 

Zweiniger⸗ Arthur: Der Zins muß ſterben. Leipzig 1919, Verlag 
der Dykſchen Buchhandlung. 32 S. 


. Sozialpolitik 


e Lujo: 1 und Arbeitszeit nach dem Kriege. Jena 
1919, Guſtav Fiſcher. 30 S. (Schriften“ der Geſellſchaft für Totale 
Reform. Herausg. von dem Vorſtande. Heft 63 [8. Bd., Heft 4].) 

Dreſel, Ernſt Gerhard: Soziale Fürſorge. Eine Aberſicht für 
Studierende und ſozial Tätige. Berlin 1918, S. Karger. 225 S. 

IJros, Ernſt: Neue Wege für die Frau. Der Krieg und die Frau der 

Vergangenheit, Neuorganiſierung der Arbeit, Frauenarbeit und Frauen⸗ 

beruf, Beruf und Mutterſchaft, Das Frauendienſtjahr, Die Erziehung 

zur Frau, Die Frau in der Liebe, Die Proſtitution, Die Frau als 

Trägerin der Volkskraft, Die Frau als Staatsbürgerin. München 

1918, Ernſt Reinhardt. VII u. 155 S. 


Luppe, Hermann: Rechtsfriedensämter. Stuttgart 1918, Enke. 
24 S. (Schriften der Deutſchen Geſellſchaft für ſoziales Recht. 4. Heft.) 

Mutheſius, Hermann: Kleinhaus und Kleinſiedlung. München 1918, 
Bruckmann. 385 S. 

Potthoff, Heinz: Die ſtaatliche Organiſation der Arbeiter, Angeſtellten 
und Beamten. Denkſchrift im Auftrage des Miniſteriums für ſoziale 
Fürſorge des Volksſtaats Bayern. München und Leipzig 1919, 
Duncker & Humblot. 28 S. 

Rohrer, Karl: Das geſetzliche Armenweſen im Kanton Aargau ſeit 
1804 und die Reformbeſtrebungen für ein neues Armengeſetz. Zürich 
und Leipzig 1918. 192 S. (Züricher Volkswirtſchaftliche Studien. 
Herausg. von Prof. Dr. Sieveking in Zürich. Neue Folge. 
Fünftes Heft.) 

Schmoller, Guſtav: Die ſoziale Frage. Klaſſenbildung, Arbeiter⸗ 
frage, zur Münden und Leipzig 1918, Dunder & Humblot. 
XI u. 
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Soziale Forderungen für die Abergangswirtſ haft. Eine 


„Kundgebung. Herausg. von der Kriegswirtſchaftlichen Vereinigung 
E. V., Berlin. Leipzig und Berlin 1918, Teubner. 8% 67 S. 
Bauer, Stephan: Der Weg zum Achtſtundentag. Sic 1919, 
(Buchhandlung des ſchweizeriſchen Grütlivereins. 31 S 
Wohlfahrtspflege⸗Organiſationen. Vorträge und Verhandlungen 
i auf der Sonderkonferenz des Deutſchen Vereins für ländliche Wohl⸗ 
fahrts⸗ und Heimatpflege am 15. Juni 1918. Berlin 1918, Deutſche 
Landbuchhandlung. 90 S. (Jahrbuch für Wohlfahrtsarbeit auf 
dem * Begründet und herausg. von H. Sohnrey. Heft 1.) 


14. Genoſſenſchaftsweſen | 


SC? Lübbering, Heinrich: Berufsſtändiſche Gemeinſchaftsarbeit im rheiniſch 


| 3 Handwerk. M.⸗ Gladbach 1919, Volksvereins⸗Verlag 
G. m. b. H. IV u. 156 S. | oz 


15, Kolonialpolitik 


, von Sumboldt-Dachroeden, Wilhelm: Die deutſche Diamanten⸗ 


politik. Jena 1918, Bullen Fiſcher. Vu. 166 ©. ſowie 2 graphiſche 
N | 


16. Fiuanzen 


Dietzel, Heinrich: Die Nationaliſierung der Kriegsmiliarden. Tü⸗ 


bingen 1919, J. C. B. Mohr.“ III u. 37 S. 


Die Neuordnung der deutſchen Finanzwirtſ chaft. Geen 


von Heinrich Herkner. Dritter Teil: Ausſprache in der Sitzung 
des Ausſchuſſes vom 17. April 1918 zu Berlin. München und 
Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 138 S. Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik. 156. Band.) 

Neſpondek, Erwin: Steuer⸗ und Anleihepolitik i in Frankreich während 
des Krieges. Mit einem Vorwort von Prof. W. Prion. SES 
1918, 3. e 134 S. | 


17. Berſicherungsweſen | 


| wl chäftsüberſicht der Landes verſicherungsanſtalt Berlin für 


das Rechnungsjahr 1917 (4. Kriegsjahr). Berlin, Loewenthal. 4. 
20 S. 


| Karſtädt, O.: Die Lebensverſicherung als eng Entſchuldungs⸗ 
d 9 S. 


mittel. Jena 1918, Guſtav Fiſcher. 


Manes, Alfred: ee im- rn Ein Beitrag 
zur Frage der Sozialiſierung. Zweite Auflage. Berlin 1919, Karl 


Siegismund. IV. u. 128 S. 


Set. Hans: Gegen die e des Berfigeungencfens 
6 S. 


Breslau 1919, Bësse, = 
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18. Statiſtik 


Statiſtiſ re Jahresüberſichten der Stadt Frankfurt am Main. 
Herausg. im Auftrage des Magiſtrats durch das ſtatiſtiſche Amt. 
nun De das Jahr 1916/17. Frankfurt a. N. 1918, Sauerländer. 
80. 120. S 

Statiſtiſches Jahrbuch Polens. Herausg. von Univ. - Prof. 
Dr. Eugeniusz v. Romer und Privatdozent Dr. Ignacy 
Weinfeld. Krakau 1917, G. Gebethner & Co. 104 S. 

Statiſtiſches Jahrbuch für das Königreich Sachſen. 43. Ausg. 

916/17. Herausg. vom Königlich Scher Statiſtiſchen Landes⸗ 
SE Dresden. 337 S. 

Sveriges Officiella Statistik. 'Socialstatistik. Leonadskostnaderna 
i Sverige 1918—1914. Del II. Lokalmonografier. I. Uppsala. 
av. K. Socialstyrelsen. Stockholm. 1918, Norstedt & Söner. 
8%. 92 8. . 


Aufſätze in Stëcker: 


E 1. Allgemeine Politik 


van Dillen, J. G.: Nieuwe litteratuur over de Russische revolutie. 
De Soeialistische Gids, Amsterdam, Jaarg, IV, Nr. 2, Februar 
1918, ©. 89 ff. | 

Hasbach, W.: Die parlamentariſche Kabinettsregierung außerhalb 
Englands. Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft. Herausg. von Ludwig 
Pohle. 1918. Neue Folge. IX. Jahrgang, Heft 9/10, S. 563 ff. 
Heft 11/12, S. 659 ff. 

Hermann Oncken: Die inneren Urſachen der Revolution. Annalen 
für ſoziale Politik und Geſetzgebung. Herausg. von H. Braun. 

1918. 6. Bd., 3. u. 4. Heft, S. 228 ff. 

Prinz Max von Baden: Völkerbund und Rechtsfriede. Preußiſche 
Jahrbücher, März 1919, Band 175, Heft III, S. 295 ff. 

Mettgenberg, Wolfgang: Luxemburg. Zeitſchrift für Völkerrecht. 
XI. Jahrgang, 1. Heft, 1918, S. 20 f. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Müller, Johannes: Die durch den Krieg hervorgerufenen Geſetze uſw., 
ſoweit ſie im Reichsgeſetzblatt veröffentlicht worden ſind. Conrads 
| Jahrbücher, a 111, Heft 5, Eiere 1918, S. 575 ff.; 
Band 112, Heft 1, Januar 1919, S. 38 ff. 
— Oſterreichiſche Kriegsgeſetze und a Conrads Jahrbücher, 
111. Band. III. Folge, 56. Band, 6. SS Dezember 1918, 
S. 689 ff. 


1 Es werden hier nur ſolche Aufſätze e Zeitſchriften angeführt, 
die der Schriftleitung bemerkenswert an 
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3. Rechts- und Sozialphiloſophie 


Friedländer, Nobert: Die Bedeutung der Ideen für die Wirtſchaft. 

Nord und Süd. 43. Jahrgang, Februar 1919, S. 126. 

Lederer, Emil: Zum ſozialpſychiſchen Habitus der Gegenwart. Archiv 
für Sozialw. u. Sozialpol., e von E. Jaffé. 46. Band, 
1. Heft. 1918. S. 114 ff. 

Schumpeter, Joſef: Zur Soziologie der en Archiv für 
Sozialw. u. Sozialpol., herausg. von E. E. Jaffe. 46. Band, 
1. Heft. 1918. S. 1 ff. 

Weber, Max: Die Wirtſchaftsethik der Weltreligionen. Das antike 
Judentum (Fortſ.) Archiv m Sozialw. u. Sozialpol., N 
von E. Jaffé. 46. Bd., 1. Heft. 1918. S. 40 ff. 


4. Bolkswirtſchaftliche Theorie und ihre ER 


| Lembke, B.: /a p. Conrads 1 111. Band. III. Folge, 


56. Band, 6. Heft. Dezember 1918, SE ff. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


Fehlinger, H.: Angola und Mozambique. Zeitſchrift für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft, herausg. vom Ludwig Pohle. 1918. Neue Folge, 
IX. Jahrgang, Heft 9/10, S. 612 ff. 


Hofmann, Emil: Die Holzpreiſe in Mannheim vom Beginn des 


19. Jahrhunderts an: en Jahrbücher, Band 111, Heft 5, 
November 1918, S. 591 ff. 

Klein, Hugo: Der wirtſchaftliche Stillſtand Rußlands. Mitteilungen 
des Deutſchen Induſtrierates und des Kriegsausſchuſſes der deutſchen 
Induſtrie, Nr. 243. Berlin, den 22. Februar 1919, S. 3416 ff. 


. er, Ernſt H.: Belkräge zur Entwicklung Elſaß⸗ Sorten, 


Conrads Jahrbücher, Band 112, Heft 1, Januar 1919, S. 87 ff. 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſ chaft, Fiſcherei 


Dit x, Arthur: Landwirtſchaft und landwirtſchaftliche Induſtrie. Südoſt⸗ 


Europas. Conrads Jahrbücher, Sand 111, Heft 5, November 1918, 
S. 554 ff. 


Jahn, Georg: Landwirtſchaftliches Neuland, Waldwirtſchaft 1115 


Sozialiſterung. Conrads Jahrbücher, Band 112, Heft 1, Januar 
1919, S. 81 ff. 

Geier Richard: Die grundherrſchaftlichen Wirtſchaftsverhältniſſe in 
der Lehre von den Wirtſchaftsſyſtemen. Conrads Jahrbücher, 
Band 112, Heft 1, Januar 1919, S. 1 ff. 

| Nudloff, Hans L.: Der Reinertrag und Kaufwert des landwirt⸗ 

Nele genutzten Bodens in Frankreich. Annalen des n 

. 1918. 51. Jahrgang, S. 254 ff. N 


} 


H 
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Schultze, E.: Der Reismangel auf den Philippinen. Zeitſchrift für 


Sozialwiſſenſchaft 1918. Herausg. von Ludwig Pohle. Neue 
Folge, IX. Jahrgang, Heft 11/12, S. 788 fl. | 


7. Bergbau uud Induſtrie 


Blum, Leo: Stille Reſerven. Annalen des Deutſchen Reichs 1918. 


51. Jahrgang, Nr. 1—6, S. 111. 


Die Eiſenerzeugung während des Krieges. Mitteilungen des 

Deutſchen Induſtrierates und des Kriegsausſchuſſes der deutſchen 
„Induſtrie, Nr. 240. Berlin, 1. Februar 1919, S. 3380. 

Gerhardt, H.: Das Taylorſyſtem nach dem Kriege. Zeitſchrift für 
Sozialwiſſenſchaft, herausg. von Ludwig Pohle, 1918. Neue 
Folge, IX. Jahrgang, Heft 11/12, S. 720 ff. 

Großmann, H.: Die Entwicklung der deutſchen chemiſchen Induſtrie 

unnd ihre Leiſtungen im Kriege. Nord und Süd. Februarheft 1919. 

Hölſcher: Textilerſatzſtoffe. Nord und Süd. 43. Jahrgang, Februar⸗ 
heft 1919, S. 142 fl. dë | 

Deutſche Induſtrienormen. Mitteilungen des Kriegsausſchuſſes 
der ck Induſtrie, Nr. 232. Berlin, 7. Dezember 1918. 
S. 3297 ff. : 


Inhülſen, C. H. P.: Staatliche Unterſtützung der engliſchen Farben⸗ 


induſtrie. Conrads Jahrbücher, Band 111, Heft 6, Dezember 
1918, S. 733 fr. 8 


Niederländiſche Kohlenverſorgung in Verbindung mit dem 


Wirtſchaftszuſtand Deutſchlands. Mitteilungen des Deut⸗ 
ſchen Induſtrierates und des Kriegsausſchuſſes der deutſchen Induſtrie, 
Nr. 238. Berlin, 18. Januar 1919, S. 3355 f. 


Paſſow, Richard: „Zwangskartelle“ („Zwangsſyndikate“). Zeit⸗ 
ſchrift für Sozialwiſſenſchaft, herausg. von Ludwig Pohle, 1918. 
Neue Folge, IX. Jahrgang, Heft 9 u. 10, S. 507 ff. 


Pohle, L.: Produktive und unproduktive Arbeit. Zeitſchrift für 
Sozialwiſſenſchaft, herausg. von Ludwig Pohle, 1918. Neue 
Folge, IX. Jahrgang, Heft 9/10, S. 615 ff. 


Reichsverband der deutſchen Induſtrie. Mitteilungen des deut⸗ 
ſchen Induſtrierates und des Kriegsausſchuſſes der deutſchen Induſtrie, 
Nr. 241. Berlin, 8. Februar 1919, S. 3390 ff. 


Nocke: Die neueſte amerikaniſche Kritik der wiſſenſchaftlichen Betriebs⸗ 


führung. Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft, herausg. von Ludwig 
Pohle. Neue Folge. IX. Jahrgang, Heft 9/10, S. 600 ff. 


— Neueſtes aus der holländiſchen Induſtrie. Mitteilungen des 


deutſchen Induſtrierates und des Kriegsausſchuſſes der deutſchen 
Induſtrie. Nr. 236, 4. Januar 1919, S. 3336 und Nr. 237, 
11. Januar 1919, S. 3345 ff. 8 


a 
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Syrup, Friedrich: Die Arbeiterverſchiebungen in Gr Industrie 

während des Krieges uſw. Conrads Jahrbücher, Band 111, 
Heft 6, Dezember 1918, S. 713 ff. Ä 


Vereinheitlichung und Spezialiſterung im Fabrikations- 
betrieb im Anſchluß an die Kriegswirtſchaft. Mitteilungen 
der Handelskammer D Berlin. 16. Jahrgang. November 1918, 
Nr. 11, S. 378 f. | | 


8. Handel und b Handelspolitik „ 


Crohn-Wolfgang⸗ H. F.: Unſere Rohſtoffverſorgung und der Wirt 
ſchaftskrieg. Conrads Jahrbücher, Band 112, Kei 1, Januar 
1919, S. 58 ff. 


| David, Hans: Das deutſche Auslandslapital ER eine Wieder⸗ 
herſtelung nach dem Kriege. Weltwirtſch. Archiv. Herausg. von 
Harms. 14. Band, 1. Januar 1919, Heft 1, S. 31 ff. 


Glas „Friedrich: Der Übergang zum freien Getreidehandel. Der 
Oſterreichiſche Volkswirt. 11. Jahrg., 15. Februar 1919, Nr. 20, 
S. 323; 22. Februar Nr. 21, S. 351 ff. 


Krefter, F. A.: Emdens Handel und Verkehr. Archiv für Eiſen⸗ 
bahnweſen. Jahrgang 1919, Heft 1, Januar und Februar, S. 75 ff. 

Nöttgers, Hans: Neubegründung der deutſch⸗ruſſiſchen Handels⸗ 

beziehungen. „ Jahrbücher, Januar 1919, Band 175, 
Heft 1, S. 99 ff. 

3 Ernſt: Das nordamerikaniſche 5 in Rußland. SEN 
archiv, 35 Band. 2. Band 1918, ©.. 328 ff. 

— Die Nahrungsmittelverſorgung der — New Pork. Son ` d 
für Sczialwiſſenſchaft. Herausg, von Ludwig Pohle, Ze 
Neue Folge, IX Jahrgang, Heft 11012, S. 733 ff. 


| 9, Verkehr und Verkehrspolitik . | 


Giele, Kurt: Die Berückſichtigung von Raum, Gewicht und Wert 
der Güter im Seefrachttarifweſen unter vergleichsweiſer Heranziehung 
des Eiſenbahntarifweſens. Archiv für Eiſenbahnweſen, Jahrg. 1918, 
Heft 6, November und Dezember, S. 935 ff. 


Krakauer, Viktor: Das öſterreichiſche Verkehrsweſen im Kriege. 
Weltwirtſchaftliches Archiv. Herausg. von Bernhard N 
13. Band, 15. November 1918, Heft 4, S. 580 ff. 


Meinke: Die älteſten Stimmen über die militäriſche Bedeutung der 
Eiſenbahnen. Archiv für DEE Jahrgang 1918, Heft 6, 
November und Dezember, S. 921 ff.; Jahrgang 1919, Heft d 
Januar und Februar, S. 46 f. 

Overmann: Die Ertragsfähigkeit der holländiſchen Eiſenbahnen. Archiv 
für Eiſenbahnweſen. Jahrgang 1918, Heft 6, November und 

Dezember, S. 971 fl. | = R 

Sämellers Jahrbuch XLIIIl 2. 206 
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Weber, Dipl. Ing.: Die Ertragsfähigkeit der ſchweizeriſchen Neben⸗ 


bahnen. Archiv für Eiſenbahnweſen. Ja rgang 1919, Heft 1, 
Januar und Februar, S. 1 ff hrgang Hef 


Wirminghans, A.: Die handelspolitiſche Bedeutung des Eiſenbahn⸗ 


gütertarifweſens. Conrads SE Band 111, Heft 5, November 


H 


10. Geld⸗/ Bank- und Börfenwefen 


Bleicher, Heinrich: Zur Zog e er Zahlungsverkehrs. 


Finanzarchiv, 35. Jahrg., 2. Bd., 

Elſter, Karl: Münzparität und intervalutariſches Pari. Weltwirt⸗ 
ſchaftliches Archiv. Herausg. von B. Harms. 13. Bd., 15. No⸗ 
vember 1918, Heft 4, S. 605 ff. I 


W. F.: Die Währungstrennung. ren, 11. Jahrg., 


22. Februar 1919, Nr. 21, S 
— Die Währungstrennung und der Wert der Krone. Der Eſterreichiſche 
Volkswirt. 11. Jahr, 15. Februar 1919, Nr. 20, S. 323 ff. 
— Die Lombardierung der Kriegsanleihen. Der Gfterreichiſche Volks⸗ 
wirt, 11. Jahr. Wien, 11. Jänner 1919, Nr. 15, S. 229 ff. 


Hahn, Albert: Der Gegenſtand des Geld⸗ und Kapitalmarktes in 
der modernen Wirtſchaft. Archiv für Sozialwiſſenſch. u. Sozialpol. 
Herausg. von E. Jaffé. 46. Band, 1. Heft, 1918, S. 163 ff. 


Heyn, Otto: Goldwährung oder en ee Conrads Jahr⸗ 
bücher, Band 112, Heft 1, Januar 1919, S. 15 ff. 


Inhülſen, C. H. P.: Deutſche Bankniederlaſſungen und Kapital⸗ 

anlagen in England. Conrads Jahrbücher, Band 111, Heft 5, 
November 1918, S. 606 ff. 

Mann, Fritz Karl: Das Geldproblem in der rumäniſchen ee 

wirtſchaft. Weltwirtſchaftliches nn SE von B. Harms, 
14. Bd., 1. Januar 1919, Heft 1, 1 ff. 


Martell, P.: Die Entwicklung der ns; der Stadt Berlin. 
Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft. Herausg. von Ludwig Pohle. 
Neue Folge, IX. Jahrg., Heft 11/12, S. 725 ff. 

Schmidt, F.: Die „ der Wechſelkurſe. Weltwirtſchaftliches 
„Archiv. Herausg. von B. Harms. 13. Band, November 1918, 
Heft 4, S. 531 ff. 

— Zur Preisbildung an der effchenbörſe geitſchrift für Sozialwiſſen⸗ 

ſchaft. Herausg. von Ludwig Pohle, 1918. Neue Folge. 
IX. Jahrg Heft 7/8, S. 375 ff.; He 9/10, S. 520 ff.; Heft 11/12, 
S. 635 ff. 


S Verryn Stuart, C. A.: Die Goldfrage. Zeitſchrift für Sozialw. 
Herausg. von Ludwig Pohle, 1919. Neue Folge. X. Jahrg. 


Geh 15, S. 56 ff. 
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Zach, L.: Die Konzentrationsbewezung im engliſchen Bantweſen 


während des Krieges. Zeitſchrift für Sozialw. ee See | 
Ludwig Pohle, SC Neue Folge. X. . SE | 
S. 93 ff. 1 e 


11. Bevölkerung und Beoölterungspokitit 


Koehue, Carl: Bevölkerungspolitik im Geſetzbuche des Königs Ham⸗ 
murapi von Babylon. Zeitſchrift für Sozialw. Herausg. von 
Ludwig Pohle. Neue Folge. IX. Jahrg. Heft 11 und 12, 
S. 696 ff. * 


Manſchke, Nudolf: Ein Beitrag aus der däniſchen eem zur 
Frage der Kinderzahl der Ehen. Annalen des Deutſchen Reichs 
1918. 51. Jahrg., Nr. 1—6, S. 211 ff. | 


Prinzing, F.: Die Bevölkerungsbewegung in den neutralen europäi⸗ 
ſchen Staaten ſeit Kriegsausbruch. Zeitſchrift für Sozialwiſſenſch. 
Herausg. von Ludwig Pohle, 1919. Neue Folge. X. Jahrg. 
Heft 1 u. 2, S. 24 ff. 


t 
D 


| 12. Sozialismus 


Blech, Ernſt: Über einige politiſche Programme und Utopien in CH | 
Schweiz. Archiv für Sozialw. und Sozialpol. Herausg. von 
E. Jaffeé. 46. Band, 1. Heft, 1918, S. 140 ff. 


van Dillen, J. G.: Het gewoels - bolsjewisme. De Socialistische 


Gids. Ainsterdam.. Jaarg. III, Nr. 12. . 1918, 
S. 953 ff. . 


Hecht, Hans: Die künftige Wirtſchaftsordnung. Der SC N | 


Volkswirt. 11. Jahrg. 1. Februar 1919, Nr. 18, S. 28 


| Loopuit, Jos.: Nieuwe Marx-Literatuur. De Socialistische Gids. 


Amsterdam. Jaarg. III. Nr. 11, November 1918, S. 877 ff.; 
Nr. 12, Dezember 1918 S. 694 fl. 

May, N. E.: Berftaatfigung. Preußiſche Jahrbücher, März 1919, ` 
Band 175, Heft III, ©. 339 ff. 


Mette, S.: Die Gefahr des 8 Berfeniämus Preußiſche 
Jahrbücher, März 1919, Band 175, Heft III, S. 414 ff. 


Schmidt, Conrad: Marxliteratur. SEN für. Se u. sun 


Kee von E. Jaffé. 46. Band, . 1918, S. 235 ff. 


13. Sozialpolitik 


Das franzöſiſche Geſetz über Aktiengeſellſchaften mit Arbeiter⸗ 


beteiligung. Mitteilungen des Kriegsausſchuſſes der deutſchen ß 
Induſtrie. Berlin. Nr. 232, 7. Dez. 1918, S. eer) Se 
26 * 


* 


A 
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Günther, Adolf: Neuordnung der Sozialgeſetzgebung in Deutſchland. 
Annalen für ſoziale Politik und Kl Herausg. von 
„H. Braun, 1918. 6. Band, 3. u. 4. Heft, S. 370 ff. 

Herbſt: Die neue Organiſation der Kriegsbeſchädigtenfürſorge. Zeit⸗ 
ſchrift für Sozialwiſſenſchaft. Herausg. von Ludwig Pohle, 
1918. Neue Folge. IX. Jahrg., Heft 11/12, S. 744ff. 

Luebeck, J.: Die Wohnungsfürſorge in Bayern. Zeitſchrift für 

Sozialwiſſenſchaft. Herausg. von 8 % Pohle, 1918. Neue 

Folge. IX. Jahrg., Heft 9/10, S. 6009 ff. 

Manes, Alfred: Internationale Nrheilergefensehune vor und nach 
dem Weltkrieg. Annalen für ſoziale Politik und Geſetzgebung. 
Herausg. von H. Braun, 1918. 6. Band, Heft 3 u. 4, S. 262 ff. 

Natorp, Paul: Soziale Erziehung. Annalen für ſoziale Politik und 
Geſetzgebung. Herausg. von H. Braun, 1918. 6. Band, 3. u. 4. 

Heft, S. 209 ff. 

von Tyszka, Carl: Der Arbeitsmarkt nach dem Kriege Conrads 
Jahrbücher, Band 111, Heft 6, Dezember 1918, S. 641 ff. 

Vögler: Die Bedeutung der Arbeitsgemeinſchaft. Nord und Süd. 
43. Jahrg., Märzheft 1919, S. 272 ff. e 

Zacher: Das Problem der Arbeitsloſenverſicherung. Zeitschrift für die 

| Ar aan 19. Band, 1. Januar 1919, 
1. Heft, S. 65 ff. 


14. Genoſſenſ chaftsweſen 


Die industriellen er ehe in Großbritannien und 
Irland im Jahre 1916. Internationales Genoſſenſchafts⸗ Bulletin. 
XI. Jahrg., Nr. 12. Dezember 1918, S. 281 ff. 


Totomianz, V.: Die Genoſſenſchaftsbewegung und der Bolſchewismus. 


Internationales Genoſſenſchafts⸗ Bulletin. XI. Jahrg., Nr. 11. 
Nov. 1918. S. 258 ff 


15. Kolonialpolitit 


Schippel, Max: Koloniale Arbeitskräfte und internationaler Wirt⸗ 
ſchaftskrieg. Annalen für ſoziale Politik und Geſetzgebung. ge 
von Heinrich Braun. 1918. 6. Band, 3. und 4. Heft, 

S. ant „ iz 

gf 16. Finanzen 

Altmann, S. P.: Finanzwiſſenſchaftliche Literatur. I. Archiv für 

Sozialw. u. Sozialpolitik. Herausg. von E. Jaffe 6. 46. Band, 
1. Heft, 1918, S. 215 ff. 


Biermann, W. Ed.: Die künftige Reichsfinanzreform. Zeitſchrift 
für EE Herausg. von Ludwig Pohle. 1918. 
SC E ES Jahrgang, Heft 7/8, S. 395 ff.; Heft 8/9, 

550 ff. A 


r 


r 


809) = | Eingeſendete Bücher und Zeitſchriften 8 * 405 

Buck, Ludwig: : Zur Frage der Auskunftspflicht der Banken und Spar⸗ g 

kaſſen in Steuerſachen. Manz 35. Jahrgang, 2. Band 
1918, S. 239 ff. 


W. F.: Der Ee Deutſch⸗ Oſterreichs Der Öfen | 
Volkswirt. 11. Jahrgang, 8. Febr. 1919, Nr. 19, S. 303 ff. 


— Die Währungstrennung. Der Oſterreichiſche Volkswirt. 1 Jahrg., 
8. März 1919, Nr. 23, S. 387 ff. 


Grünwald, Paul: Die objektive Vermößensabgabe in Dr. Raſchins 
Finanzoperation. E 5 Volkswirt. 11. Jahrg., 15. März 
1919, Nr. 24, S. 406 ff. 


fame A.: eg Finanzpolitik während des Krieges. Zeit⸗ 
ſchrift für Sozialwiſſenſchaft. Herausg. von Ludwig Pohle. 1918. 
Neue Folge. IX. Jahrg., Heft 9/10, S. 595 ff. 


Hufnagl, Franz: Die Wirkung des Wegfalls der gemeindlichen 
Lebensmittelaufſchläge in Bayern unter beſonderer Berückſichtigung 
der Städte München und a Annalen des Deutſchen e | 

1918. 51. Jahrg., Nr. 16, S. 299 ff. z 

Inhülſen „ C. H. P.: Die engliſchen Sinangporanfgläge für das 
Jahr 1918/19. Finanzarchiv. 35. Jahrg., 3. Bd., S. 339 ff. 

— Engliſche Finanzfragen. Conrads Jahrbücher. Band = Heft 1. 

Januar 1919, ©. 91ff. ne. 

Kuczynski, R.: Deutſche Kriegsſteuerpolitik. Annalen für ſoziale 


ae und Geſetzgebung. Herausg. von H. Braun, 1918. 
Bd., 3. u. 4. Heft, S. 278 ff. 


3 Th. W.: Volkswirtſchaftlich Wirkungen der Krieg 


Schulden. Zeitſchr. f. Sozialm. Herausg. von Ludwig Pohle, 
1919. Neue Folge. X. Jahrg., Heft 1/2, S. au. 


Plaut, Theodor: Kriegsfinanzen und Geldtheorie. Finanzarchiv. | 
35. Jahrg., 2. Bd. 1918, S. 133 ff. 


Poſtelberg, Emil: Steuerfluchtgeſetz und Praxis. Der Oſterreichiſche 
Volkswirt. 11. Jahrg., 25. Januar 1919, Nr. 17, S. 267ff. 


Reini, Max: Die Beſteurung der Reichen in Oſterreich. Finanzarchiv. 
35. Jahrg., 2. Bd. 1918, S. 308 ff. 


Schmid, Franz: Zur Frage der Berbeirateten E Ledigen⸗ Beſol⸗ 
dungen. Finanzarchiv. 35. Jahrg., 2. Bd., S. 283 ff. 


Schwarz: Die Einkommenſteuer als un, Preußifche Jahr⸗ 
bücher, März 1919, Band 175, Heft III, S. 375 ff. 


\ Segner, Franz: Bibliographie der finanzwiſſenſchaftlichen Literatur 
für das Jahr 1917 (mit Ausſchluß des Zollweſens). Finanzarchiv. 2 
35. Jahrg., 2. Bd. 1918, ©. 434 ff. ) 


RE 1 5 Steuern der Türkei Finanzarchiv. 35. Jahrg., 
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17. Verſicherungsweſen 
Broecker: Kriegsanleiheverſicherung. Zeitſchrift für die geſamte Ver⸗ 
ſicherungs⸗Wiſſenſchaft. 19. Bd., 1. Januar 1919, 1. Heft, S. 3 ff. 
Seil nét, H.: Neugeftaltung der Kranken⸗ und Unfallverſicherung in 


Oſterreich. Annalen des Deutſchen W 1918. 51. Jahrg., Nr. 1 


bis 6, S. 393 ff. 


18. Statiſtik 


Arbetsmarknaden. Sociala Meddelanden. Stockholm 1918, Nr. 10, 

S8. 1051 f., Nr. 11, S. 1151 f., Nr. 12, S. 1251 f.; 1919, 
Nr. 1, S. 17. . 

Arbeitsmarkt. Reichsarbeitsblatt Berlin. XVI. Jahrg., 25. No⸗ 
vember 1918, Nr. 11, S. 759 ff.; 27. Dezember 1918, Nr. 12, 
S. 827 ff.; XVII. Jahrg. ‚28. Januar 1919, Nr. 1, S. 3 ff. 
24. Februar 1919, Nr. 2, S. 97ff. 

Feld, Wilhelm: Über die Zukunft der amtlichen Statiſtik. Zeit⸗ 
ſchrift f. Sozialw. Herausg. von L. Pohle, 1919. Neue Folge. 

X. Ze Heft 1 u. 2, S. 42 ff. 

Gottſtein, A.: Die Aufgaben der Medizinalſtatiſtik nach dem Kriege. 
Deutſches Statiſtiſches Zentralblatt Nr. 9/10. 10. Jahrg. Nov. / Dez. 
1918, S. 161 ff. 

Günther, Adolf: Neuere ſtatiſtiſche Graphik und ihre Anwendbarkeit. 
Annalen für ſoziale Politik und Geſetzgebung. Herausg. von 
H. Braun, 1918. 6. Bd., 3. u. 4. Heft, S. 387ff. 

Oehme, Walter: Eine neue Formel zur Berechnung des normalen 

Leerwohnungsvorrats. 5 Statiſtiſches Zentralblatt Nr. 9/10. 
10. Jahrg. Nov. Dez. 1918, S. 171ff. 

Schellwien, Johannes: Methodenfragen der Lohnſtatiſtik. Deutſches 
Statiſtiſches Zentralblatt Nr. 9/10. 10. Jahrg. Nov. Dez. 1918, 
S. 169 ff. | 
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ges von Duncker & Humblot in München und Leipzig. 


Die großen europäifchen Revolutionen 
Die ſtaatliche Organiſierung der Arbeiter, 
Die Finanz und Steuerfragen im neuen 
Die Unvollkommenheit des Völkerrechts 


Die ſoziale 5 rate 


Strindberg 


Politische Romantik 


ir 


Neuerſcheinungen: 


von Dr. S. Hellmann, Profeſſor für Geſchichte an der Univerſitat ee 
Preis: J Mark 


zu wirtſchaftlichen und 
Angeſtellten und Beamten o té zi 
Denkſchrift im Auftrage des Miniſteriums für foziale Fürſorge des Volks⸗ 
ſtaates Bayern von Dr. A. Potthoff, Heferent für Arbeitsrecht im 
miniſterium für ſoziale Fürſorge 
Preis: I Mark 


Deutſchland 


von Prof. Oe Edgar Jaffe, Sinanzminifter des Volksſtaates Bayern 
Preis: I Bruck So Pf. 


von Ernſt Sitelmann, Geh. Juſtizrat, Rektor der Univerfität Bonn 
Preis: 2 Mark 25 Pf. 

„Die lichtvollſte Erörterung der Frage des Völkerrechts, die zurzeit 
vorliegen dürfte.“ Kölner Nein 


von Güſtav Schmoller ＋ 
XII und 673 Seiten. Preis: 25 Mark RR 37 Mark 28 Pf. stoe 
Das politiſche Ver maͤchtnis Guſtav Schmollers! 
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Ein Beitrag zur Soziologie der Geſchlechter von esel von mee 
IV und 143 Seiten. Preis: S Mark; 7 mark So. Pf. gebunden 


eiſt der Utopie 
von Ernit Bloch 
435 Seiten. Preis 12 Mark 50 Pf; 16 mark 25 Pf. gebunden , 
„Ich mußte mit Gewalt mich dem beſtrickenden Reiz ſeiner Sprache und 
der Gedanken entreißen.“ | Haus v. Weber im Se 


von Carl Schmidt-Dorotie, Privatdozent an der une tät 

Straßburg 

IV und 162 Seiten. Preis: 5 mark | 
Das Buch eines Vichtromantikers über Romantik über Revolutionen d 
Reaktionen von heute und geſtern | 
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Soeben erschien: 


Graf Hermann Keyserling. 


Das Reisetagebuch 
eines Philosophen 


Großoktav: XXV und 671 Seiten auf holzfreiem Papier 
Preis: 20 Mark geheftet. 25 Mark gebunden; Vorzugsauagabe auf 
feinstem Schreibpapier in handgebundenem Halblederband 60 Mark `. 
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Eine Reise um die Welt besonderer Art! Spannend Wie ein 
Roman Jules Vernes und tiefsinnig zugleich wie Buddhas und 
Kants Lehre! Graf Keyserling stellt sich selbst als philosophie 
renden Proteus dar, der, von Land zu Land, von Religion zu 
Religion, von Volk zu Volk reisend, bald als Chinese, bald als 
Hindu. bald als Buddhist, oder als Christ, als Amerikaner, als 
Orientale empfindet und denkt, immer im wesentlichen der 
gleiche bleibend, doch immer verschieden von Gestalt. Hier 
ist die ganze Weite modernen Daseins von einem Ende zum 
andern durchmessen: von der Freude am Bunten, Bewesten, ` 
am Abenteuer, am kultiviertesten Genuß. über Enttäuschung, 
Verzicht und Schmerz, der Bogen vom Sinnlichen zum 
| Geistigen. 
Von der Ansdruckefshigkeit chinesischer Schriftzeichen, von 
Indien. von Lautse und Rousseau, den Spiel- und Opiumhöllen, . 
von chinesischen Tafelfreuden, der japanischen Landschaft, 
von amerikanischer Weiträumigkeit und den Riesen des Hi- 
malaja weiß der reisende Philosoph gleich packende und ein- 
dringliche Bilder und Deutungen zu geben, die ganze Reise 
von dem Gedanken beseelt: der kürzeste Weg zu sich selbst 
führt um die Welt herum. 


Ein internationales Buch im besten Sinne des , 
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